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EDITORIAL/132: Liebe SB-Leserin und lieber SB-Leser ... (SB)





Wochendruckausgabe 132 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
11.05.2019
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Liebe SB-Leserin und lieber SB-Leser

stirnrunzelnd und schmallippig nutzen wir den Veröffentlichungsplatz
des Editorials für eine wichtige Mitteilung, welche wir Ihnen, ob wir
es nun mögen oder nicht, zukommen lassen müssen.

Ab dem 1. Juli 2019 kommen pro Schattenblick-Druckausgabe aufgrund
einer Versandkostenerhöhung der deutschen Bundespost 70 Cent zu den
bisher geltenden Kosten als daraus folgender Aufpreis hinzu. Ein Abo
wird deshalb statt zur Zeit Euro 25,- ab dem Zusendedatum 5. Juli
2019, also mit der 140. Ausgabe, auf Euro 28,- erhöht werden. Dabei
bleibt der Preis mit Euro 8,50 für ein Einzelexemplar
selbstverständlich und hoffentlich nicht nur zum Troste dem
Nichtabonnenten erhalten.

Unverändert bleibt auch die Qualität, die Struktur und die
sozialpolitische Ausrichtung der der Online-Tageszeitung Schattenblick
zugehörigen Wochendruckausgabe.

Ihre Schattenblick-Redaktion


10. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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WALD/388: Hambacher Forst - die rote Linie ... (Initiative Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - 12. Mai 2019

Fünfte Rote Linie unter dem Motto "Wald und Dörfer bleiben!"

1.200 Teilnehmer*innen bei politischem Muttertag und Waldspaziergangsjubiläum
an der Tagebaukante Hambach
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Morschenich/Kerpen-Buir. 12.05.2019. Zwischen dem Hambacher Wald und den
nur noch in ca. 100 Metern Abstand stehenden Braunkohlebaggern des Konzerns
RWE protestierten heute erneut ca. 1.200 rot gekleidete Klimaschützer*innen
mit einer aus Menschen geformten "Roten Linie" für den dauerhaften Erhalt
des Waldes sowie den Schutz der bedrohten Dörfer. Anlass dieser
mittlerweile fünften Roten Linie war das fünfjährige Jubiläum der
Waldspaziergänge, aber auch das weiterhin provozierende Vorgehen des
Kohlekonzerns RWE.

Michael Zobel: "Eva Töller und ich freuen uns, dass unsere Waldspaziergänge
seit fünf Jahren immer mehr Zuspruch erhalten und Menschen jeden Alters und
aus allen Kontinenten die Möglichkeit genutzt haben, die Schönheit des
Waldes und die Bedrohung durch die klimaschädliche und zerstörerische
Braunkohle zu erleben. Annähernd 55.000 Menschen haben wir seit fünf Jahren
durch den Wald geführt. Wir alle gemeinsam wünschen uns, dass dieser Wald
endlich zur Ruhe kommt, aber solange RWE den Wunsch der gesellschaftlichen
Mehrheiten und der Kohlekommission nach dem dauerhaften Erhalt des Waldes
und mehr Klimaschutz ignoriert, machen wir hier weiter und zeigen der Welt,
wie kompromiss- und verantwortungslos der Kohlekonzern nach wie vor
agiert."

Auch Antje Grothus, ehemaliges Mitglied in der Kommission und betroffene
Anwohnerin, ist empört: "RWE hält hier nicht einmal die gesetzlich
vorgeschriebenen und ohnehin zu niedrig bemessenen Sicherheitsabstände
zwischen Wald und Kohlekrater ein. RWE gräbt sich immer näher an den Wald
und die Dörfer heran, trotz Kohleausstieg. Dass unser sog. Landesvater
Laschet sich nicht schützend vor den Wald und die bedrohten Dörfer hier und
am Tagebau Garzweiler stellt, ist aber der eigentliche
gesellschaftspolitische Skandal. Der Ministerpräsident ist gefordert den
Wandel jetzt sozialverträglich zu gestalten und sich auf Bundesebene für
die Abschaltung von 3 GW Braunkohlekraftwerkskapazitäten in Neurath und
Niederaußem stark zu machen, damit auch die Menschen in der Region endlich
zur Ruhe kommen können und keine Dörfer mehr vernichtet werden."

Andreas Büttgen, Buirer für Buir ergänzt: "Der Hambacher Wald soll
dauerhaft erhalten werden. Dafür ist auch der Erhalt der ihn umgebenden
wertvollen Ackerflächen und bereits gerodeten Areale unabdingbar. Die
Kommunen brauchen diese Flächen auch für eine zukunftsfähige und
nachhaltige Strukturentwicklung, damit unsere Heimat perspektivisch wieder
ihre Würde zurückerhält."

Hintergrund:

Die Kommission Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung hatte nach den
massiven Bürger*innenprotesten im Herbst 2018 für den Erhalt des Waldes und
unter dem Druck der Umweltverbände in ihrem Abschlussbericht festgehalten,
dass der "Erhalt des Hambacher Waldes wünschenswert" ist. Laut Rheinischer
Post vom 20. Februar 2019 schloss sich Ministerpräsident Armin Laschet
diesem Wunsch zwar an, bestätigte aber lediglich einen Rodungsstopp bis
2020. Dieser ergibt sich aber ohnehin aus juristischen Notwendigkeiten.

Rote Linie Aktionen finden seit den Klimaschutzverhandlungen in Paris
statt. Die erste Rote Linie Aktion am Tagebau Hambach zählte am 23.10.2016
bereits 1.000 Teilnehmer*innen. Es folgten "Rote Linien" am 19.02.2017 mit
1.200, am 26.08.17 mit 3.000 und am 18.03.18, nach gerichtlich erwirktem
Rodungsstopp durch den BUND NRW, mit 600 Menschen.



Am Abend des 12.05.2019 feierte auf dem internationalen
Dokumentarfilmfestival in München, im deutschen Theater, der Film "DIE ROTE
LINIE - Widerstand im Hambacher Forst" seine Welturaufführung. Die
Premieren Feier findet am 21. Mai in Köln statt. Bundesweiter Kinostart ab
23. Mai. Weitere Termine und Hinweise auf Filmgespräche:

https://www.thurnfilm.de/die-rote-linie

https://www.facebook.com/FilmDieRoteLinie

Teaser:

https://www.facebook.com/FilmDieRoteLinie/videos/1488455791288749/

Mehr Infos:

#RoteLinieWaldundDoerferbleiben

#seidierotelinie

Weitere Informationen finden Sie unter:

http://naturfuehrung.com/

http://www.buirerfuerbuir.de/

https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-1

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Mai 2019 
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AKTION/7243: Hildesheim - St. Michaelis mal anders sehen und fotografieren, 2.6.19


HAWK Hochschule für angewandte Wissenschaft und Kunst, Fachhochschule
Hildesheim/Holzminden/Göttingen

St. Michaelis in Hildesheim mal anders sehen und fotografieren

• Fotowalk zum Welterbetag

• Anmeldungen beim Hornemann Institut ab sofort möglich



Beim diesjährigen Welterbetag am 2. Juni 2019 bietet das Hornemann
Institut der HAWK gemeinsam mit der Ev.-luth. Michaelisgemeinde erstmalig
zwei Fotowalks in und um St. Michaelis an: Unter sachkundiger Leitung
entdecken Fotofans die UNESCO-Welterbekirche durch das Objektiv einer
Kamera, und wer mag, probiert Außergewöhnliches aus, das sogenannte AFK
(Außergewöhnliches Fotografieren in der Kirche).

Kreativität steckt an

Denn der Blick durch das Kameraobjektiv, ob auf Details oder in die Ferne,
hilft vielfach, selbst im vermeintlich Unspektakulären Schönheit zu
erkennen, Motive aus anderen Blickwinkeln zu erleben und bemerkenswerte
Fotos zu schaffen. Ein Fotowalk lebt von Gemeinsamkeit: Zusammen ist man
oft kreativer, tauscht sich über Technik, Blickwinkel, Bildkompositionen
etc. aus und schafft doch ganz Unterschiedliches. Das ist kein Fotokurs!
Aber natürlich ist es möglich dazuzulernen. Man wird ermuntert, die
verschiedenen Einstellungen der Kamera zu nutzen. Christine Fiedler
unterrichtet Fotografie in den Restaurierungsstudiengängen an der HAWK.
Sie möchte den Jugendlichen am Welterbetag die "Effektfotografie"
nahebringen: "Das Gebäude lebt vom Spiel des Lichts und der Schatten.
Schlichte Mauerfugen werden zu einem dramatischen Relief und Gegenlicht
verleiht alltäglichen Gegenständen plötzlich feurige Strahlenkränze",
schwärmt sie. Jens Kotlenga, passionierter Fotograf und durch sein
Jahrzehnte langes Engagement für die Gemeinde auch ein sehr guter Kenner
aller versteckten Ecken des Bauwerks, plant eher auf den klassischen Wegen
zu bleiben. Man darf gespannt sein. (Einen Eindruck von Fotowalks gibt es
u. a. auf: www.fotowalker.de)

Organisatorisches

Von 15:00 bis 16:30 Uhr gibt es zwei parallele Touren in und um St.
Michaelis: für Jugendliche mit Christine Fiedler (Hornemann Institut) und
für Erwachsene mit Jens Kotlenga (Michaelisgemeinde). Die Teilnahme ist
kostenfrei, einzige Voraussetzung ist eine Kamera oder ein Smartphone mit
Fotofunktion. Ausgewählte Fotos werden noch in der Kirche ausgedruckt und
auf der Website der Hornemann Instituts veröffentlicht und von den
Fotofans in den sozialen Medien mit anderen geteilt.

Anmeldung nötig

Aufgrund der limitierten Teilnehmerzahl von zwölf Personen ist eine
verbindliche Voranmeldung nötig. Die Platzvergabe erfolgt entsprechend des
Eingangs der Anmeldung. Alle Infos und das gesamte Programm des Tages in
Hildesheim auf:

www.hornemann-institut.de/german/welterbetag_2019.php.


Deutschlandweiter UNESCO-Welterbetag

Der UNESCO-Welterbetag findet seit 2005 in Deutschland jedes Jahr am
ersten Sonntag im Juni statt. Ziel des UNESCO-Welterbetages ist es, die
deutschen Welterbestätten nicht nur als Orte besonders sorgfältiger
Denkmalpflege ins Bewusstsein der Öffentlichkeit zu rücken, sondern auch
ihre Rolle als Vermittler der UNESCO-Idee zu stärken. Begegnung und
kultureller Dialog sind deshalb thematische Schwerpunkte des
Welterbetages. Der Grundgedanke ist dabei, das Welterbe erlebbar zu machen
und die eigene Kultur als Teil eines vielfältigen Erbes der Menschheit zu
verstehen. Eine besondere Zielgruppe sind Kinder und Jugendliche.

Weitere Informationen unter:

http://www.hawk.de

http://www.hornemann-institut.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution231

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

HAWK Hochschule für angewandte Wissenschaft und Kunst, Fachhochschule

Hildesheim/Holzminden/Göttingen, 09.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/7242: TU Berlin - Lange Nacht der Wissenschaften 2019 am 15.06.2019


Technische Universität Berlin

Science Slam, strickende Roboter und der erste Nachhaltigkeitsmarkt

Lange Nacht der Wissenschaften 2019: TU-Programm online!



Strickende Roboter, das Hochtemperatur-Kristallzüchtungslabor und der
große Science Slam im Audimax: Die TU Berlin zeigt zur Langen Nacht der
Wissenschaften am Samstag, dem 15. Juni 2019, rund 240 Projekte aus
Forschung und Technik. Zwischen 17.00 und 0.00 Uhr stehen auf dem Campus
Charlottenburg, in Dahlem, in Mitte und im Wedding 27 Wissenschaftshäuser
und Veranstaltungsorte offen.

In diesem Jahr präsentiert die TU Berlin wieder ein aufregendes Programm.
Beim "Rendezvous mit der Zukunft" im Haus der Ideen berichten
Forscher*innen über die neuen Entwicklungen in der Künstlichen
Intelligenz. Träumen Roboter vom Stricken? Der Roboter PANDA strickt live
im Lichthof.

Klimaschutz und ein nachhaltiger Umgang mit den Ressourcen sind feste
Bestandteile der Forschung und Lehre an der TU Berlin. Rund 30 Projekte,
beispielsweise der 1. Nachhaltigkeitsmarkt in der verlängerten Herzallee,
beschäftigen sich mit regenerativen Energien, Rohstoffen der Zukunft, der
ökologischen Verantwortung von Ingenieur*innen, der Vermeidung von Plastik
und mit nachhaltigen Lebensmitteln.

Künstliche Edelsteine herstellen: Im Haus der Chemie kann das weltweit
einmalige Hochtemperatur-Kristallzüchtungslabor besichtigt werden. Auf dem
Kindercampus im Haus der Ideen entdecken Kinder bis 10 Jahre die Welt der
Chemie. Nur fünf Teile verbauen zukünftige Forscher*innen ab 10 Jahre für
einen Elektromotor auf dem Teeniecampus im Haus des Lernens.

3D-Druck, elektrische Pinzetten und Schüttelreaktoren: Das Haus der
Biotechnologie und Verfahrenstechnik im Wedding präsentiert seine Labore
und Versuchsanlagen. Am Standort Dahlem öffnet das Haus der Lebensmittel
für eine Rallye durch die Lebensmittelwissenschaften. Gartenfans kommen in
den TU-Schaugärten auf dem Gelände der ehemaligen Königlichen
Gärtnerlehranstalt auf ihre Kosten.

Zeit: 17.00-0.00 Uhr

Ort: TU Berlin, Straße des 17. Juni 135, 10623 Berlin

Das gesamte Programm der TU Berlin und Ticketinformationen:

www.lndw.tu-berlin.de

Die Lange Nacht an der TU Berlin in Social Media-Kanälen:

#lndw19 #tuberlin

https://twitter.com/TUBerlin

https://www.facebook.com/LNdW.TU.Berlin

Gesamtübersicht zur LNDW 2019 in Berlin und Potsdam

http://www.langenachtderwissenschaften.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 09.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/7241: Vreden - Internationaler Museumstag im kult Westmünsterland am 19.05.19


Kreis Borken

Internationaler Museumstag im kult

Tag der offenen Türen am Sonntag, 19. Mai, im kult Westmünsterland
in Vreden

Eintritt und Führungen frei



Kreis Borken / Vreden. In ganz Deutschland begehen am Sonntag, 19.
Mai, Museen und Kulturhäuser den Internationalen Museumstag und geben
besondere Einblicke in ihre Arbeit und Ausstellungen. Der diesjährige
Museumstag steht dabei unter dem Motto "Zukunft der lebendigen
Traditionen" - ein Titel wie für das kult gemacht! Denn kult steht
schließlich für "Kultur und lebendige Tradition"! Deshalb feiert das
Kulturhistorische Zentrum in Vreden den Internationalen Museumstag mit
einem Tag der offenen Türen inklusive vielseitigen Programms bei
freiem Eintritt.

Den ganzen Tag über werden Führungen mit verschiedenen Schwerpunkten
angeboten: Um 10 und 14 Uhr startet eine Familienführung durch die
Dauerausstellung mit dem Thema "Grenze", um 11 und 15 Uhr gibt es
Führungen in der aktuellen Sonderausstellung DUCKOMENTA, die berühmte
Werke der Kunstgeschichte von der Mona Lisa bis zu Andy Warhols
Marylin Monroe verfremdet als Enten präsentiert.

Für alle Besucherinnen und Besucher, die das Museum lieber auf eigene
Faust erkunden möchten, bietet ein Quiz für Familien einen
zusätzlichen Anreiz, sich ganz genau umzuschauen. Bastel- und
Mitmachaktionen sorgen dafür, dass auch für die jüngeren Gäste der Tag
zu einem tollen Erlebnis wird.

Ein besonderes Highlight des Museumstags ist in diesem Jahr der Blick
hinter die Kulissen der im kult untergebrachten Archive des Kreises
Borken und der Stadt Vreden: Zwei Führungen mit unterschiedlichem
Schwerpunkt sind dort geplant, um 12 Uhr zur "Geschichte des
Ravenbitter-Likör" und um 16 Uhr zur Geschichte der Vredener Kirmes.
Zusätzlich präsentiert der Archivbereich im Lesesaal eine Auswahl von
Dokumenten und auch Objekten aus der Museumssammlung zu diesen beiden
Schwerpunkten.

Das kult ist wie üblich in der Zeit von 10 bis 17 Uhr geöffnet. Die
Teilnahme an allen Aktionen ist, genau wie der Eintritt selber, am
Internationalen Museumstag kostenfrei.

Weitere Informationen gibt es auf

https://www.museumstag.de/

sowie auf

www.kult-westmuensterland.de/veranstaltungen/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10.05.2019

Kreis Borken - Pressestelle

Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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AKTION/7240: Lippstadt - Internationaler Museumstag, Puppenspiel und Bastelaktion im Stadtmuseum, 19.05.19


Stadt Lippstadt

Stadtmuseum feiert Internationalen Museumstag

Puppenspiel und Bastelaktion im Stadtmuseum

am 19. Mai 2019



Lippstadt. Der Internationale Museumstag wird auch in Lippstadt
gefeiert: Am 19. Mai öffnet das Stadtmuseum Lippstadt von 11 bis 18
Uhr seine Türen und lädt Jung und Alt zu Puppenspielen und
Bastelaktionen ein.

Um 14 Uhr zeigt Birgit Lux ein Puppentheaterstück mit dem Titel "Wer
kennt schon noch Schweinchen auf der Leiter?". Die Kinder erfahren
dann von Kasper und Prinzessin Bella etwas über Gummitwist,
Rollschuhe, Plumpsack und Hüpfkästchen. Auch Erwachsene sind herzlich
eingeladen in Erinnerungen zu schwelgen.

Um 14.45 Uhr führen die Schüler der Hans-Christian Andersen Schule ein
Puppentheater auf. Die Kinder haben die Kulissen und Puppen im Rahmen
des Projektes Kultur und Schule mit der Künstlerin Leni Gelen selbst
gebastelt.

Von 11 bis 13.30 Uhr sowie von 15 bis 17.30 Uhr wird Susanne Oppel
eine Bastelaktion unter dem Motto "gemaltes Lippstadt - früher - heute
- morgen" anbieten. Unter Beratung und Anleitung der Künstlerin und
Pädagogin werden unterschiedliche Motive und Ansichten der Stadt
Lippstadt mit Stift, Pinsel, Schere und vielen weiteren Utensilien
gestalterisch umgesetzt. Als Vorlage dafür dienen unter anderem
verschiedene Relikte aus vergangenen Zeiten, wie zum Beispiel die
Vierjahreszeiten-Stuckdecke des Stadtmuseums, Fachwerkhäuser, alte
Stadtansichten sowie andere interessante Fundstücke wie die
historischen Kasperlepuppen des Museums. Diese historischen
Kasperlepuppen können im Museum auch in einer Ausstellung besichtigt
werden.

Die Bastelaktion ist für Kinder ab sechs Jahren. Um Anmeldung wird
unter der Telefonnummer 02941/980259 gebeten. Für das leibliche Wohl
sorgt der Förderverein des Museums mit selbstgemachten Kuchen sowie
das Museumsteam mit Getränken.

Alle teilnehmenden Museen des Internationalen Museumstages und das
vielfältige Programm stehen unter www.museumstag.de zur Verfügung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10.05.2019

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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TREFF/682: Quedlinburg - Das "papierne Zeitalter". Neue Buchkunst zu Klopstock, Erxleben und GutsMuths, 19.05.2019


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 10.05.2019

Das "papierne Zeitalter": Neue Buchkunst zu Klopstock, Erxleben und
GutsMuths

Vorgestellt wird die Publikation am Sonntag, 19. Mai 2019, um 14 Uhr im
Klopstockhaus in Quedlinburg. Anschließend besteht die Möglichkeit zu
einem Rundgang durch die Ausstellung.



Papier ist in der Epoche der Aufklärung allgegenwärtig. Es wurde nicht nur
beschrieben, sondern nahm auch körperliche Dimensionen an. Eine aufwendige
buchkünstlerische Arbeit von Studierenden der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg (MLU) und der Burg Giebichenstein Kunsthochschule Halle
zeigt, woran das sichtbar wurde. Die bibliophile Ausgabe, die sich mit den
Themen Körper und Sprache befasst, bezieht sich dabei auf die Perspektiven
des Dichters Klopstock, der Ärztin Erxleben und des Pädagogen GutsMuths.
Das Buch ist zugleich Begleitpublikation zur neuen Dauerausstellung im
Klopstockhaus in Quedlinburg und wurde in Zusammenarbeit mit dem
Klopstockverein Quedlinburg realisiert.

Die Quedlinburger Friedrich Gottlieb Klopstock, Dorothea Christiane
Erxleben und Johann Christoph Friedrich GutsMuths verbindet nicht nur ihre
Heimatstadt, sondern auch die Epoche der Aufklärung, in der Papier und
dessen Verwendung neue Formen, auch körperliche, annehmen konnte. Alle
drei beschäftigten sich in dieser Zeit zudem aus jeweils unterschiedlicher
Perspektive mit dem menschlichen Körper: Die Ärztin Erxleben schrieb ihre
Doktorarbeit an der Universität Halle über damalige Behandlungsmethoden,
wie den Aderlass, und übte daran Kritik. Der Pädagoge GutsMuths begründete
den Schulsport. Und der Dichter Klopstock brachte mit freirhythmischen
Versen die Sprache selbst in Bewegung.

Diese verschiedenen Zugänge diskutiert die Publikation "Wie der Körper zur
Sprache kommt. Klopstock, Erxleben und GutsMuths im papiernen Zeitalter".
So widmen sich die Texte zum Beispiel Klopstocks Poetik der Bewegung,
Erxlebens Therapiemethoden des kranken Leibes und GutsMuths
Bewegungsspielen. Die bibliophile Arbeit ist zugleich die ungewöhnliche
wissenschaftliche Begleitpublikation der gleichnamigen Dauerausstellung im
Klopstockhaus in Quedlinburg, die ebenso von den Studierenden der MLU
konzipiert wurde.

Gestalterisches Leitmotiv der buchkünstlerischen Arbeit ist das Papier.
"In der Aufklärung erhielt dieses eine so große Bedeutung, dass man gegen
Ende des 18. Jahrhunderts vom 'papiernen Zeitalter' sprach", sagt Dr.
Christiane Holm, Dozentin am Germanistischen Institut der MLU und Leiterin
des Projekts. Die Menschen drückten ihre Gedanken und Gefühle dadurch aus,
dass sie das Material nicht nur beschrieben, sondern zum Beispiel auch
beküssten oder am Körper trugen.

In der Publikation werden diese zeitgenössischen Zugänge in aktuelle
Formate übersetzt: Zum Beispiel ist ein Essay über Klopstocks
Körpersprache und das Weinen wie ein Taschentuch gefaltet. "Der
Lesevorgang hat auch eine leibliche Seite. Man wird sich des Papiers viel
mehr bewusst, wenn man es wie in einem Buch nicht nur umblättern, sondern
entfalten muss", erklärt Christiane Holm. Faltungen ermöglichen zudem den
Verzicht auf jegliche Formen von Bindung und Klebung - und so ist das Buch
auch keines im herkömmlichen Sinne: In das handbedruckte Kartongehäuse
sind die insgesamt sieben enthaltenen Texte treppenförmig
hineingeschichtet und nehmen in dieser Anordnung Bezug auf die
Treppenstufen im Klopstockhaus. Zudem enthält die Publikation ein 
Abzieh-Tattoo und Esspapier mit Versen von Klopstock - konkrete "leibliche"
Angebote an die Leserinnen und Leser. Gestaltet wurde sie von Marlene
Milla Woschni, Studentin der Buchkunst an der Burg Giebichenstein
Kunsthochschule Halle.


Originalpublikation:

Zur Publikation: Maria Junker, Hannah Uhlen, Christiane Holm, Brigitte
Meixner (Hg.): Wie der Körper zur Sprache kommt. Klopstock, Erxleben und
GutsMuths im papiernen Zeitalter. Halle an der Saale 2019, 20 Euro, ISBN
978-3-946220-03-9

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 10.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/681: Bielefeld - Buchfaltkunst und Origami, 17.05.19


Stadt Bielefeld

Buchfaltkunst und Origami



Bielefeld (bi). Am Freitag, 17. Mai, werden alte Bücher zur Kunst bei
einer Veranstaltung der Stadtbibliothek am Neumarkt unter dem Titel
"Buchfaltkunst und Origami". Vorgestellt wird eine Handarbeitstechnik,
bei der durch das Falten von Buchseiten in aufgeschlagenen Büchern
kunstvolle Objekte entstehen.

Der Eintritt zu der Veranstaltung um 14.30 Uhr ist frei.

Anmeldung unter www.stadtbibliothek-bielefeld.de 

oder Telefon 0521 / 51-5000.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10. Mai 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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AFRIKA/748: Aufstand der Zivilgesellschaft im Sudan - Paramilitärs beschießen friedliche Demonstranten


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 14. Mai 2019

Aufstand der Zivilgesellschaft im Sudan: Paramilitärs beschießen
friedliche Demonstranten



Milizionäre der paramilitärischen Rapid Support Forces haben gestern
Abend friedliche Demonstranten in Khartum beschossen. Mit Tränengas,
Schlagstöcken und scharfer Munition versuchten die Milizionäre
vergeblich, eine besetzte Nil-Brücke zu räumen. Sechs Menschen
starben, mindestens zwölf weitere wurden zumeist durch Schüsse
verletzt.

Der stellvertretende Chef des regierenden Militärrates ist Kommandeur
der Miliz, die in Darfur im Westen des Sudan Völkermordverbrechen
begangen hat. Während sudanesische Soldaten immer wieder mit den
Demonstranten sympathisieren, gehen Milizionäre mit brutaler Härte
gegen sie vor.

Milizionäre der paramilitärischen Rapid Support Forces (RSF) haben
gestern Abend friedliche Demonstranten in Khartum beschossen. Die
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) verurteilt den Einsatz
scharfer Munition in der sudanesischen Hauptstadt: "Die Miliz wird
nach zahlreichen Verbrechen für ihre Brutalität gefürchtet. Sie ist
noch gefährlicher als die sudanesische Armee", warnt GfbV-Direktor
Ulrich Delius. Mit Tränengas, Schlagstöcken und scharfer Munition
versuchten die Milizionäre vergeblich, eine besetzte Nil-Brücke zu
räumen. Sechs Menschen starben, mindestens zwölf weitere wurden
zumeist durch Schüsse verletzt, wie Ärzte vor Ort berichten.

Die GfbV befürchtet eine weitere Eskalation durch Übergriffe der
Miliz, die in Darfur im Westen des Sudan Völkermordverbrechen
begangen hat. "Der stellvertretende Chef des regierenden Militärrates
ist als RSF-Kommandeur seit Jahren für Verbrechen gegen die
Menschlichkeit verantwortlich. Das bedeutet eine schwere Hypothek für
den demokratischen Neubeginn im Sudan", erklärt Delius. "General
Mohamed Hamdan, genannt Hemeti, ist ein Verbrecher und Völkermörder.
Er gehört in eine Zelle beim Internationalen Strafgerichtshof in Den
Haag und nicht in der Führungsspitze eines demokratischen Sudan."

Derzeit kontrollieren tausende RSF-Milizionäre strategische
Verkehrsknotenpunkte Khartums. Während sudanesische Soldaten immer
wieder mit den Demonstranten sympathisieren, gehen RSF-Milizionäre
mit brutaler Härte gegen sie vor. Armee und RSF misstrauten sich
gegenseitig. Es gebe tiefe Gräben zwischen den regulären
Streitkräften und den legalisierten Mörderbanden, die der gestürzte
Diktator Bashir aufgebaut hatte, wie die Menschenrechtsorganisation
erklärt. In sämtlichen Konfliktregionen im Sudan habe die RSF mordend
und plündernd eine Spur der Verwüstung hinterlassen. "Es ist
skandalös, dass Staaten wie Saudi-Arabien und die Vereinigten
Arabischen Emirate den Militärrat als legitime Regierung des Sudan
anerkennen", so der GfbV-Direktor.

Gestern Abend hatte es zunächst Meldungen gegeben, die Demonstranten
hätten sich mit den Militärs auf die Gründung eines "souveränen
Rates" verständigt, um das Land zu regieren. Doch die Gewalt der RSF
droht alle Bemühungen um Demokratie und Frieden zu vereiteln.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Mai 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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AUFRUF/108: Hamburg - Demonstration "Ein Europa für Alle" am 19.05.2019


BUND Hamburg

Ein Europa für alle - Deine Stimme gegen Nationalismus, Regionalbündnis
Hamburg

Großdemonstration gegen Nationalismus und für

"Ein Europa für Alle" am 19. Mai in Hamburg


ab 12.00 Uhr auf dem Rathausmarkt



Hamburg - Hunderttausende gehen am Sonntag, 19. Mai, gehen in
vielen europäischen Städten auf die Straße, um gegen Nationalismus und für
ein Europa für Alle zu demonstrieren. In Hamburg beginnt die
Großdemonstration um 12 Uhr auf dem Rathausmarkt. Sie wird getragen von
einem breiten Bündnis aus fast 40 Sozial- und Wohlfahrtsverbänden,
Gewerkschaften, kirchlichen und religiösen Organisationen, Gruppen aus der
Umwelt- und Klimabewegung sowie antirassistischen, antifaschistischen und
Menschenrechts-Initiativen. Die Veranstalter*innen rechnen mit einer
deutlich fünfstelligen Zahl von Teilnehmenden.

Das Hamburger Bündnis ruft zum Protest gegen den Rechtsruck in Europa auf
und macht sich für ein Europa der Menschenrechte, Demokratie, sozialen
Gerechtigkeit, des Friedens und des Klimaschutzes stark. Das Bündnis
fordert alle Menschen auf: Gehen Sie auf die Straße gegen Nationalismus,
Rassismus und eine menschenfeindliche Abschottungspolitik! Machen Sie diese
Position auch mit Ihrer Stimme bei der Europawahl am 26. Mai deutlich!

Die Kundgebung startet am 19. Mai um 12 Uhr auf dem Rathausmarkt, der
Aufzug zieht anschließend durch die Hamburger Innenstadt. Er wird begleitet
von einer Auftakt- und einer Abschlusskundgebung mit einem bunten
Kulturprogramm.

Das sagen die Bündnispartner*innen:

"Wir wollen ein Europa, das mehr ist, als ein grenzenloser Supermarkt:
Europa soll eine gute Heimat für alle Europäerinnen und Europäer sein.
Heute ist fast ein Viertel der Europäerinnen und Europäer von Armut
bedroht. Deshalb brauchen wir eine Europapolitik, die die Spaltung in Arm
und Reich länderübergreifend abbaut und die sozialen Themen nach vorne
bringt." (Dirk Ahrens, Landespastor und Leiter des Diakonischen Werks
Hamburg)

"Als Caritas wollen wir ein Europa, was mehr ist, als ein Zusammenschluss
von Märkten. Ein Viertel aller Europäer ist von Armut bedroht. Wir brauchen
ein Europa für alle Europäerinnen und Europäer, welches sich solidarisch
weiterentwickelt, die Armutsbekämpfung gemeinsam in den Blick nimmt
und soziale Teilhabe fördert." (Michael Edele, Landesleiter Caritas
Hamburg)

"Ein Europa, das die Würde des Menschen an seinen Außengrenzen
mit Vorsatz absaufen lässt, wird sie auch im Inneren nicht hüten.
Deshalb verteidigen wir gemeinsam die Unantastbarkeit der
Menschenwürde und den gleichen Wert eines jeden menschlichen
Lebens. Unser Europa ist eins der offenen Häfen, der solidarischen
Städte und Gemeinden, der Initiativen und vor allem: ein Europa der
Vielen. Am 19. Mai werden wir uns die Straßen nehmen und
gemeinsam laut sein für ein Europa, das wirklich für alle ist." (Joshua
Krüger, stellv. Vorsitzender der Seenotrettungsorganisation
Sea-Watch e.V.)

"Wir wollen die Weichen stellen für ein friedliches und soziales Europa:
Ein Europa, der Chancengleichheit, ein Europa, dass die tiefe Spaltung in
Arm und Reich überwindet. Nur mit einem Kurswechsel hin zu einem sozialen
Europa mit sozial ausgewogenen Zukunftsprogrammen kann Beschäftigung
gesichert, Jugendarbeitslosigkeit überwunden und soziale Sicherung erreicht
werden. Soziale Gerechtigkeit sichert Frieden und trägt entscheidend zur
Stabilität eines geeinten Europa bei. Nationalistischen und populistischen
Europakritikern und Europagegnern erteilen wir eine ganz klare Absage."
(Klaus Wicher, 1. Hamburger Landesvorsitzender Sozialverband Deutschland
SoVD)

"Diese Wahl ist entscheidend für eine dringend notwendige Wende im Klima-
und Umweltschutz, nicht bloß in Europa, sondern für die ganze Welt.
Klimaforscher*innen warnen uns, dass uns nur noch zehn Jahre bleiben, um
eine Klimakatastrophe abzuwenden. Wir brauchen daher jedes demokratische
Mittel, um das Ruder für unsere Kinder und Enkel noch herumzureißen. Die
gute Nachricht: Das Europäische Parlament ist genau dafür ein geeignetes
Werkzeug. Geben Sie Ihre Stimme ab für ein Europa, das unser Klima
schützt!" (Martin Kaiser, Geschäftsführer Greenpeace e.V.)

"Europaweit greifen rechte Populist*innen die Kultureinrichtungen als
Akteur*innen gesellschaftlicher Visionen an, polemisieren gegen die
Freiheit der Kunst und arbeiten an einer Renationalisierung der Kultur.
Gleichzeitig ist es wichtig, dass wir unsere eigenen Institutionen
selbstkritisch auf rassistische, diskriminierende und ausgrenzende
Strukturen prüfen und diese auflösen. Kunst schafft einen Raum zur
Veränderung der Welt und muss darum frei und offen für alle bleiben!"
(Amelie Deuflhard, Intendantin Kampnagel)

"Wenn es die Europäische Union nicht gäbe, müsste man sie erfinden!
Bei Arbeitszeiten, Urlaub, Mutterschutz und in vielen anderen Bereichen
der Arbeitswelt schützt und erweitert die EU die Rechte der
Arbeitnehmer*innen. Doch schon seit Jahren leidet sie unter einer
schweren marktliberalen Schlagseite, die durch Deregulierung und
den systematischen Abbau von Sozial-, Umwelt- und
Verbraucherschutzstandards geprägt ist. Ja, wir müssen kritisieren -
aber nicht boykottieren. Jede Stimme, die bei der Europawahl nicht
abgegeben wird, geht auf das Konto der Populisten und Europafeinde."
(Katja Karger, Vorsitzende DGB Hamburg)


Bundesweiter Trägerkreis: Attac Deutschland, Campact, Der
Paritätische Gesamtverband, Mehr Demokratie, NaturFreunde
Deutschlands, Naturfreundejugend Deutschlands, Pro Asyl, Seebrücke.

Die Demonstration in Hamburg wird getragen von regionalen und lokalen
Akteur*innen: Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL),
Agrarkoordination, Aids-Hilfe Hamburg, Aktionskreis Hamburg hat Platz,
Arbeitsgemeinschaft Kirchliche Flüchtlingsarbeit, Attac Bremen, Attac
Bergedorf, Aufstehen gegen Rassismus, Bündnis Hamburger
Flüchtlingsinitiativen, BUND, BUNDjugend, Bunte Hände, Caritas, DGB,
DGB-Jugend, Diakonie, Die Vielen, Freie Deutsch-Syrische Gesellschaft,
Greenpeace e.V., die Flüchtlingsbeauftragten der Nordkirche,
Gemeinwohl-Ökonomie, Hamburg global, Hamburger Bündnis gegen Rechts,
Landesverein der Sinti in Hamburg, LSVD, Mehr Demokratie, NAJU,
NaturFreunde, Omas gegen Rechts, Ottenser Gespräche zu Flucht und
Migration, der Paritätische, Robin Wood, SCHURA, Sea-Watch, Seebrücke,
Sozialverband Deutschland (SoVD), St. Pauli Marathonabteilung, VVN-BdA,
Zukunft Elbinsel Wilhelmsburg

Folgende lokale Parteien unterstützen die Forderungen des Hamburger
Bündnisses: Bündnis 90/DIE GRÜNEN, Piratenpartei, Demokratie in Bewegung,
DIE LINKE, Grüne Jugend Hamburg Tierschutzpartei, Volt Hamburg.

www.ein-europa-fuer-alle.de

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND-Landesverband Hamburg

Lange Reihe 29, 20099 Hamburg

Tel.: 040/600 387-0, Fax: 040/600 387-20

E-Mail: bund.hamburg@bund.net

Internet: www.bund.net/hamburg
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AUSSICHTEN/8639: Und morgen, den 15. Mai 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 15.05.2019 bis zum 16.05.2019 +++






[image: Jean-Luc 8639 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Flatterwolken, kühle Luft,

blau der Himmel, schwach der Wind,

kaum riechbar der Blütenduft,

Jean guckt sich an Gräsern blind.
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MELDUNG/389: Neuer Digitaler Interaktiver Atlas (idw)


Universität Trier - 10.05.2019

Neuer Digitaler Interaktiver Atlas

Neuer Digitaler Interaktiver Atlas ist eine Schatztruhe für die Forschung
zur Geschichtswissenschaft



Mitglieder eines Projekts haben heute an der Universität Trier den ersten
digitalen Atlas zur Geschichte der modernen Geschichtswissenschaft von
1800 bis 2005 in Europa präsentiert und ins Netz gestellt.

Wann treten erstmals Frauen in der Geschichtswissenschaft auf? Welche
Historiker arbeiteten zu bestimmten Zeitpunkten an berühmten
Universitäten? Wissenschaftlern, Hobby-Historikern und Studierenden bietet
der neue Digitalatlas eine Fülle von Informationen und
Recherchemöglichkeiten.

Digital Humanities sind zurzeit in aller Munde, aber konkrete Lösungen,
die wirklich Neuland erschließen sind immer noch selten. Die Trierer
Forscher sind überzeugt, das zu bieten, denn bislang sind historische
Atlas-Projekte kaum über die digitalen Reproduktionen alter Druckwerke
oder gar die Projektion historischer Informationen auf aktuelle
Google-Maps hinausgekommen. Der Digital Atlas of European Historiography.
The Making of a Profession 1800-2005 (DAEH) ist eben keine Reproduktion
alter Kartenbilder aus historischen Atlanten, sondern eine interaktive
Informationsplattform von digitalen Karten und Informationen. Er erlaubt
individuelle Suchanfragen, ganz so wie man das heute bei einer Outdoor
Active-Karte oder anderen Apps kennt.

Dieser Atlas stellt dem Besucher eine einzigartige Fülle an Informationen
zur Entwicklung der Geschichtswissenschaft in allen Ländern Europas
bereit. Wer sich für die Entwicklung des Faches Geschichte an einer
europäischen Universität wie Lemberg (später Lwów, heute Lviv) von den
Zeiten der Habsburger Monarchie bis heute informieren will, wird dort
fündig: Namen von Professoren, ihre Themengebiete, ihr Arbeitsumfeld wie
Archive und Institute.

Wer wissen will, seit wann eigentlich Frauen in der Geschichtswissenschaft
aktiv sind und in welchen Ländern sie besonders gut und früh vertreten
waren, findet ebenfalls alle Informationen. Immer können die Nutzer bequem
an einen Ort der digitalen Karte heranzoomen, mehrere Karten öffnen, um
vergleichen und alle verfügbaren Informationen frei kombinieren zu können.

Der digitale Atlas ist ein nützliches Instrument für die schnelle Suche
nach Informationen zu Personen (wer war eigentlich um 1900 an der
berühmten Berliner Universität oder in Oxford), Organisationen und
Sachverhalten der europäischen Geschichtswissenschaften. Er steht jedem
offen und kann insbesondere auch von Hobby-Historikern, Studierenden und
Forschern weltweit genutzt werden. Er ist aber auch ein Instrument für
weitergehende Forschungen zur Geschichte des Faches in einzelnen Ländern,
an einzelnen Orten über längere Zeiträume und bietet immer die
Möglichkeit, vergleichend andere europäische Länder bzw. ganz Europa in
den Blick zu nehmen.

Die Benutzer können frei nach ihren Suchinteressen die Informationen
zusammenstellen, die sie auf den Grundkarten sehen möchten: Besonders
stolz sind die Forscher darauf, dass diese Karten die historischen
Staatsgrenzen und Ortsnamen für acht Zeiträume von 1830 bis 2005 zeigen.

Das Projekt ist das Ergebnis langer Vorarbeiten. Es startete als eine
europäische Wissenschaftskooperation, finanziert von der European Science
Foundation (Projekt: 'Representations of the Past: The Writing of National
Histories in 19th and 20th Century Europe'). Es wurde zudem langjährig
gefördert durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft, als Einzelprojekt und
dann im Rahmen des Leibniz-Preises 2013 für Lutz Raphael. Letztlich konnte
es nur dank der guten digitalen Infrastrukturen an der Universität Trier
realisiert werden, denn ohne langen Atem ist so etwas nicht zu schaffen.


Das Atlas-Team besteht aus: Peter Albertz, Niklas Alt, Michael Grün,
Prof. Dr. Lutz Raphael, Yvonne Rommelfanger. Mitgearbeitet haben außerdem
Yu Gan, Cora Berscheid und Lennart Schmidt.

Zur Kartenansicht des Digitalen Atlas:

https://daeh.uni-trier.de/map/

Weitere Informationen zu den Team-Mitgliedern:

https://daeh.uni-trier.de/team/

Weitere Informationen zum Projekt:

https://daeh.uni-trier.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution103

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Trier, 10.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/795: Bamberg - 30. Bamberger Hegelwoche über gesellschaftlichen Zusammenhalt, 4.-6.6.2019


Otto-Friedrich-Universität Bamberg

Familie, Wirtschaft, Staat - Was stärkt die Gemeinschaft?

30. Bamberger Hegelwoche über gesellschaftlichen Zusammenhalt



"Wir müssen innovativ sein, wir müssen stark sein, wir müssen geeint
sein", so lauteten die Worte von Bundeskanzlerin Angela Merkel, die im
rumänischen Sibiu am Europatag, am 9. Mai 2019, mit 26 Staats- und
Regierungsoberhäuptern über die Zukunft des Kontinents diskutierte. Doch
was stärkt eine europäische, eine weltweite Einigung und was festigt den
Zusammenhalt? Die Wirtschaft? Der Staat? Oder findet sich der
gesellschaftliche Kitt in der privaten Institution Familie? Drei
Wissenschaftler sind im Rahmen der 30. Bamberger Hegelwoche an der
Universität zu Gast und widmen sich unter dem Titel "Familie - Wirtschaft
- Staat? Was uns zusammenhält" jeweils einem dieser Felder. Die Vorträge
sowie eine Podiumsdiskussion finden von Dienstag, 4. Juni, bis Donnerstag,
6. Juni 2019, jeweils um 19.15 Uhr in der AULA der Universität,
Dominikanerstraße 2a, statt.

Am Eröffnungsabend am 4. Juni klärt Prof. Dr. em. Paul Kirchhof,
Rechtswissenschaftler und ehemaliger Bundesverfassungsrichter, unter dem
Titel "Zusammenhalt in verantwortlicher Freiheit" und mit Blick auf die
Verfassungsvoraussetzungen, was "Familie" heute überhaupt noch heißt und
wie sie den gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken oder gefährden kann.
Der Philosoph Dr. Claus Dierksmeier, Professor für Globalisierungsethik an
der Universität Tübingen, untersucht am 5. Juni in seinem Vortrag
"Anständig wirtschaften" die Ökonomie, die heute fast alles zu dominieren
und den Wert des Einzelnen zu bedrohen scheint. Einen ganz eigenen Ansatz
zum Verstehen politischer Gemeinschaft von und in Staaten präsentiert am
6. Juni der Soziologe und Ökonom Prof. Dr. Gunnar Heinsohn in seiner Rede
zu "Weltseele und Denkvermögen". Daran anschließend diskutieren die
Referenten gemeinsam mit Oberbürgermeister Andreas Starke praktische
Beispiele rund um den familiären, wirtschaftlichen und staatlichen
Zusammenhalt. Es moderiert Prof. Dr. Christian Illies, Inhaber des
Lehrstuhls für Philosophie II und Organisator der Hegelwoche.

Veranstaltet wird die Bamberger Hegelwoche von der Universität Bamberg,
der Stadt Bamberg und der Mediengruppe Oberfranken mit Unterstützung des
Universitätsbundes Bamberg e.V. Aus organisatorischen Gründen werden im
Vorfeld für die einzelnen Abendveranstaltungen kostenfreie Eintrittskarten
an den Pforten der Universität, Kapuzinerstraße 16 und Feldkirchenstraße
21, sowie in den Geschäftsstellen des Fränkischen Tags in der
Gutenbergstraße 1 oder der Austraße 14 vergeben. Die Platzwahl bleibt
frei.

Die Öffnungszeiten der Ticketausgabestellen und weitere Informationen zum
Programm der diesjährigen Hegelwoche unter: 

www.uni-bamberg.de/events/hegelwoche/2019




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution93

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-Friedrich-Universität Bamberg, 13.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/794: Bornheim - "NS-Medizinverbrechen auf dem Gebiet des heutigen Rhein-Sieg-Kreises", 20.5.19


Rhein-Sieg-Kreis

Vortrag im Rahmen des Forschungsprojektes "'Euthanasie',
Zwangssterilisationen, Humanexperimente. NS-Medizinverbrechen auf dem
Gebiet des heutigen Rhein-Sieg-Kreises"



Rhein-Sieg-Kreis (we) - Seit Herbst 2017 widmet sich der
Rhein-Sieg-Kreis zusammen mit dem LVR-Institut für Landeskunde und
Regionalgeschichte und dem Portal Rheinische Geschichte der
Erforschung von NS-Medizinverbrechen im ehemaligen Siegkreis und
Landkreis Bonn. Begleitet wird das Forschungsprojekt seitdem von einer
ganzen Reihe von Vorträgen. Dr. Alexander Friedmann wird am Montag,
20. Mai 2019, um 19:30 Uhr in Bornheim mit seinem Vortrag
"NS-Medizinverbrechen im Westen des Reiches und in den 'Bloodlands'-
ein Vergleich" diese Reihe fortsetzen. Die Veranstaltung findet in der
Stadtbücherei im Servatiusweg 19 - 23 statt. Der Eintritt ist frei.

Die Medizinverbrechen und vor allem die sogenannte "Aktion T4" gehören
zu den grausamsten Verbrechen der nationalsozialistischen Diktatur. In
Deutschland und in den von der Wehrmacht besetzten Gebieten töteten
die Nationalsozialisten mehr als 200.000 Menschen mit körperlichen,
geistigen und seelischen Behinderungen. In dem von Dr. Alexander
Friedmann gestalteten Vortrag werden die nationalsozialistischen
Medizinverbrechen und Krankenmorde im Westen des Reiches und in den
besetzten sowjetischen Gebieten miteinander verglichen und analysiert.
Darüber hinaus wird die gespaltene internationale Aufnahme dieser
Gräueltaten nach dem Zweiten Weltkrieg thematisiert.

Der Rhein-Sieg-Kreis hat das Forschungsprojekt zu den während der
NS-Zeit auf dem Gebiet des heutigen Rhein-Sieg-Kreises verübten
Medizinverbrechen initiiert. Das LVR-Institut führt diese Forschung
zusammen mit der Universität Bonn (Lehrstuhl Prof. Dr. Joachim
Scholtyseck) im Auftrag des Kreises durch.

Ziel des bundesweit ersten Forschungsvorhabens auf Kreisebene ist eine
wissenschaftliche Lokalstudie, die die überregional gewonnenen
Erkenntnisse auf Landkreisebene überprüft. Dafür werden zahlreiche
Archivalien in unterschiedlichen Archiven ausgewertet, Zeitzeugen
befragt und eine Publikation vorbereitet. Ganz konkret wird nach Taten
sowie Täterinnen und Tätern, vor allem aber nach vom Unrecht
Betroffenen und deren Schicksalen gefragt. Dabei stehen zwangsweise
Sterilisationen von Kranken und die Ermordung von psychisch Kranken
und geistig Behinderten unter anderem in der Tötungsanstalt
Hadamar/Lahn im Vordergrund.

Über den Referenten:

Dr. Alexander Friedmann wurde 1979 in Minsk geboren. 1996-2001 Studium
der Geschichte an der Staatsuniversität Weißrusslands (Minsk),
2002-2005 Magisterstudium der Fächer Neuere und Neueste Geschichte,
Philosophie und Deutsch als Fremdsprache an der Universität des
Saarlandes, 2009 Promotion an der Universität des Saarlandes zum Thema
"Deutschlandbilder in der weißrussischen sowjetischen Gesellschaft
1919-1941: Propaganda und Erfahrungen", 2009-2011 Akademischer
Mitarbeiter am Seminar für Osteuropäische Geschichte der
Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg, 2009-2012 Leiter einer
internationalen Forschergruppe am Historischen Institut der
Universität des Saarlandes, Forschungsprojekt "Behinderten-,
Kranken- und Säuglingsmorde in Weißrussland 1941-1944", 2012-2013
Akademischer Mitarbeiter am Lehrstuhl für Neuere und Neueste
Geschichte der Universität des Saarlandes, 2014-2016 Senior Researcher
in der Forschungseinheit "Education, Culture, Cognition and Society"
(Universität Luxemburg), seit 2008 Lehrbeauftragter an der Universität
des Saarlandes und an Sciences Po Paris in Nancy
(Deutsch-Französisches Grundstudium).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 7. Mai 2019

Rhein-Sieg-Kreis

Pressestelle

Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219

E-Mail: pressestelle@rhein-sieg-kreis.de
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TIERE/130: Der Walhai - ein scheuer Geselle ... (SB)




Der Walhai ist riesig und der größte Fisch der Ozeane, der in unserer
Zeit lebt, aber er ist keine Mischung aus Wal und Hai, wie es sein
Name nahe legt, sondern ein echter Hai, der so groß ist wie ein Wal.
Erstmals entdeckt, beziehungsweise wissenschaftlich beschrieben, wurde
er 1828. Doch waren die Erkenntnisse über ihn noch sehr dürftig, und
bis heute gibt dieses Meerestier den Wissenschaftlern Rätsel auf. So
weichen selbst die Angaben über die augenfälligsten Merkmale wie Größe
und Gewicht teils erheblich voneinander ab. Am häufigsten wird seine
Körperlänge mit etwas über 13 Metern angegeben, andere berichten über
Messungen von 18 Metern, manche sogar von 20 Metern Länge, obgleich
letztgenannte wohl die unwahrscheinlichste ist. Über sein Gewicht
gehen die Schätzungen ebenfalls weit auseinander und belaufen sich auf
ca. 12 Tonnen bis zu ungefähr 34 Tonnen (1 Tonne = 1000 kg). Die
Angaben zu seinem Alter gründen sich ebenso auf Annahmen, die besagen,
dass Walhaie es auf 100 Jahre bringen könnten. Irgendwie hat dieses
mächtige Unterwassertier es geschafft, sich trotz seiner Größe der
Beobachtung durch den Menschen einigermaßen lange zu entziehen.

Heute jedoch steht er auf der Roten Liste und gilt als stark bedrohte
Tierart. Exakte Angaben bezüglich der Populationsdichte gibt es
nicht. Jüngste Erkenntnisse weisen darauf hin, dass ihre Anzahl
weiter stark verringert wird. In vielen asiatischen Ländern gelten
Walhaie als Delikatesse und für ihr Fleisch lassen sich auf den
Märkten gute Preise erzielen. Es ist also wahrscheinlich, dass sie
auch weiterhin gejagt werden, obwohl genau das vielerorts bereits
verboten wurde. Ein weiteres Problem ergibt sich aus der späten
Geschlechtsreife dieser Tiere, die zwischen 15 und 30 Jahren liegt,
so dass viele getötet werden, bevor sie sich fortpflanzen konnten.




[image: Ein bläulicher Walhai, darunter ein Taucher, der Walhai ist ungefähr 6 bis 7 mal größer - Grafik: © 2019 by Schattenblick]

Walhai und Taucher

Grafik: © 2019 by Schattenblick




Was bisher über den Walhai bekannt ist

Der Walhai weist einige Besonderheiten auf. Anders als seine
Hai-Artgenossen besitzt er als einziger kein unterständiges sondern ein
endständiges Maul. Das bedeutet, über die gesamte Breite seiner
abgeflachten, stumpfen Schnauze erstreckt sich seine große etwa 1,5
Meter breite Maulöffnung. Darin sind ungefähr 3600 kleine Zähne in 300
dichten Reihen angeordnet. Obgleich es sich wie ein gigantisches
Raubtiergebiss ausnimmt, ernährt sich der Walhai zu einem großen Teil
von Plankton und anderen Kleinstlebewesen wie Krill, Krebslarven oder
auch Sardinen. Erst neuere Beobachtungen ergaben, dass er durchaus
auch Fische von der Größe einer Makrele oder kleine Thunfische
verspeist. Um von dem winzigen Plankton satt zu werden, müssen diese
Fische eine ganze Menge davon zu sich nehmen. Dabei hilft ihnen ihr
spezieller Kiemenapparat, durch den sie stündlich ungefähr 6000 Liter
Wasser ansaugen und wieder auspressen. Der besondere Aufbau der Kiemen
wirkt wie ein riesiger Filtrierapparat, der aus Knorpelspangen
gebildet wird, die die einzelnen Kiemenbögen einem Gitter gleich
verbinden und die zudem noch mit winzigen Hautzähnchen versehen sind.

Durch dieses Gebilde hindurch saugen Walhaie das Wasser mitsamt den
darin enthaltenen Lebewesen auf, die sie sich auf diese Weise
einverleiben. Seine äußere Erscheinungsform ist natürlich bekannt.
Direkt hinten am Kopf sind die fünf Kiemenspalten, gleich
dahinter befinden sich die beiden Brustflossen. Auf seinem Rücken
trägt er zwei sogenannte Rückenflossen, wobei die vordere größer als
die hintere ist. An seinem Ende befinden sich zwei recht kleine
Afterflossen. Die Schwanzflosse des Walhais zeichnet sich durch die
sehr unterschiedliche Größe der Flossenlappen aus, wobei der obere
ungefähr um ein Drittel länger ist als der untere. Seine
Körperzeichnung, die der Tarnung dient, zeigt viele runde helle Punkte
unterschiedlicher Größe und lange helle Streifen, die längs seines
Körpers auf einer bläulichen, bräunlichen oder eher grauen
Hautfarbe verlaufen. Sein Bauch dagegen ist hell gefärbt. Die Haut des
Walhais weist eine Dicke von bis zu 15 Zentimeter auf und ist damit die
dickste Haut eines Lebewesens auf unserer Erde.




[image: Ein Walhai in voller Größe, diesmal in bräunlicher Färbung - Foto: 2012, by Shiyam ElkCloner [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons ]

Walhai

Foto: 2012, by Shiyam ElkCloner [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons



Walhaie leben in allen warmen, tropischen und subtropischen Gewässern,
in denen Temperaturen zwischen 21 bis 25 Grad Celsius vorherrschen. In
Meeresregionen mit hohem Planktonvorkommen sind besonders viele von
ihnen anzutreffen. Wissenschaftler stießen bei ihren Untersuchungen
sowohl auf einzelne Walhaie, wie auch auf sehr große Gruppen von fast
400 dieser sanften Riesen, wie sie mittlerweile auch genannt werden,
weil man ihr ruhiges, gutmütiges Wesen erkannt hat. Der Fang eines
Walhai-Weibchens vor Taiwan 1995 ermöglichte Meeresbiologen eine
genaue Untersuchung, wobei sie eine merkwürdige Entdeckung machten. Im
Bauch des Weibchens befanden sich 300 Junge, die jedoch alle in einem
unterschiedlichen Entwicklungsstadium angelegt waren. Sie kamen ab der
ersten Entwicklungsstufe als Ei vor und waren von da aus auch in allen
folgenden Stadien vorhanden. Je weiter sie als Babyfisch ausgebildet
waren, desto näher lagen sie an der Geburtsöffnung. Das bedeutet, dass
die Jungen bereits in der Gebärmutter mit einer Größe zwischen 58 und
64 cm schlüpfen. Es wird vermutet, dass das Weibchen ihre Jungen nach
und nach zur Welt bringt, je nach dem, ob gerade ausreichend Futter
vorhanden und das Wasser warm genug ist oder ob eine Gefahr droht.
Weiterhin vermuten Wissenschaftler, dass das Walhai-Weibchen die
Geburten ihrer Jungen über mehrere Jahre steuern kann. Hier treten
bereits die ersten Unsicherheiten bezüglich der Lebensweise dieser
Tiere auf.




[image: In den Meeresregionen, küstennah, wie auch in Meerestiefen, von Indien, Afrika, Nordaustralien, südliche USA, Mittelamerika und Südamerika, kommen Walhaie vor - Grafik: 2007, by Chris_huh [CC BY-SA 3.0 (http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/)], via Wikimedia Commons]

Das Verbreitungsgebiet der Wahlhaie ist blau eingezeichnet

Grafik: 2007, by Chris_huh [CC BY-SA 3.0
(http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/)], via Wikimedia Commons






Der Walhai gibt Wissenschaftlern Rätsel auf

Viele Fragen sind noch unbeantwortet. Wissenschaftler hätten gern
gewusst, wie, wo und wann sich diese großen Fische paaren, wo ihre
Jagdgebiete sind, ob sie Territorien markieren, um Weibchen
kämpfen oder wie und wo ihre Jungen aufwachsen und leben? Um den
sanften Meeresriesen auf die Spur zu kommen, statten Meeresbiologen
schon seit geraumer Zeit immer wieder einige dieser Tiere mit
Peilsendern aus. In den Gewässern um die Galapagos-Inseln hingegen
wollen Wissenschaftler Walhaie aus direkter Nähe beobachten, damit sie
mehr über das Verhalten und Leben der vom Aussterben bedrohten Riesen
erfahren und helfen können, sie zu retten. Doch ist das überhaupt der
richtige Weg? Immerhin ist diesen geheimnisvollen Meerestieren etwas
Erstaunliches gelungen: erst vor ca. 200 Jahren wurden sie entdeckt,
weil sie es geschafft haben, sich trotz ihrer gigantischen Größe im
Verborgenen zu halten und auch heute noch muss man nach ihnen suchen.
Vielleicht ist es also gerade ihre besonders unauffällige Lebensweise,
die ihr Überleben solange gesichert hat?



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.prowildlife.de/tiere/haie-rochen/walhai

https://www.handelsblatt.com/technik/energie-umwelt/walhai-forschung-der-groesste-fisch-ist-auch-das-groesste-raetsel-der-meere/21019854.html

https://www.geo.de/geolino/tierlexikon/2063-rtkl-tierlexikon-walhai



14. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/6868: Handelskrieg eskaliert - Trump droht mit Ultimatum, China verhängt Vergeltungszölle


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Handelskrieg eskaliert: 

Trump droht mit Ultimatum - China verhängt Vergeltungszölle

Von Nick Beams

14. Mai 2019



US-Präsident Trump hat China gewarnt, es müsse "jetzt handeln" und ein
Handelsabkommen mit den USA abschließen. Andernfalls würden China nach
seiner Wiederwahl 2020, die er als gesichert betrachtet, noch schlechtere
Bedingungen drohen.

Diese Warnung fiel in einer Reihe von Tweets, die Trump am Wochenende
veröffentlichte. Er erklärte, die USA seien "genau da, wo wir sein wollen".
China habe "bei den aktuellen Verhandlungen so schwere Prügel bezogen",
dass es in Erwägung ziehe, auf den Wahlsieg eines Demokraten zu warten.

Trump twitterte: "Wenn ich meine zweite Amtszeit antrete, wird der Deal für
sie noch schlechter werden. Deshalb wäre es klug, wenn sie jetzt handeln."

Der prominente republikanische Senator Lindsey Graham stellte sich in einem
Interview mit Fox News hinter Trump und erklärte, die Chinesen
würden versuchen, Trump auszusitzen. Die derzeitige Lage sei "die beste
Chance zu meinen Lebzeiten, China dazu zu bringen, sein betrügerisches
Verhalten zu ändern". Dafür müssten die USA "kurzfristige Schmerzen" in
Kauf nehmen.

Die USA lassen ihrer zunehmend aggressiven Rhetorik Taten folgen. Am Montag
veröffentlichte die Regierung Details über Zölle in Höhe von 25 Prozent auf
chinesische Waren im Wert von 300 Milliarden Dollar. Zuvor hatte sie am
Freitag die Zölle für Waren im Wert von 200 Milliarden Dollar von 10 auf 25
Prozent heraufgesetzt.

Wenn die neuen Maßnahmen in Kraft treten, wird auf fast alle chinesischen
Importe in die USA eine Abgabe von 25 Prozent fällig werden. Allerdings
wird dies womöglich erst in einigen Monaten in Kraft treten, weil zuvor
Anhörungen stattfinden, bei denen US-Konzerne Ausnahmen beantragen können.

Am Montag hat China seinerseits die Einfuhrzölle auf amerikanische Produkte
im Wert von 60 Milliarden US-Dollar erhöht. Vom 1. Juni an würden die
Abgaben auf die betroffenen Waren angehoben, teilte die chinesische Führung
mit. Je nach Produkt treten dann Zölle von 10, 20 oder 25 Prozent in Kraft.
Die "Anpassung" sei eine "Antwort auf den US-Unilateralismus und
Handelsprotektionismus", so die chinesischen Behörden. Peking hoffe, dass
die USA zur bilateralen wirtschaftlichen Zusammenarbeit zurückkehrten.

An der Absicht der Trump-Regierung, die Zölle einzuführen, besteht jedoch
kein Zweifel. So erklärte Chad Brown, ein Senior Fellow des Peterson
Institute for International Economics: "Die Fakten sprechen für sich. Trotz
aller Rhetorik über Abkommen bestand Präsident Trumps Politik bisher
eigentlich nur daraus, den Handel einzuschränken. Nach all diesen Schritten
läuft es vielleicht einfach auf Zölle hinaus."

Während die US-Regierung den Druck auf Peking verstärkt, behält sie
zugleich die Wall Street im Auge, um einen Absturz der Aktienkurse zu
vermeiden. Letzte Woche gab es bereits deutliche Kursverluste, die nur
aufgehalten werden konnten, nachdem Regierungsvertreter versichert hatten,
dass die Verhandlungen trotz der Eskalation des Zollstreits weitergehen.

Der Vorsitzende des Wirtschaftsrats des US-Präsidenten, Larry Kudlow, der
als eine Art "Minister für die Massage der Märkte" fungiert, musste am
Sonntag erneut seine Pflicht tun. Er erklärte, es bestehe die "große
Wahrscheinlichkeit", dass Trump sich nächsten Monat beim G20-Gipfel in
Japan mit dem chinesischen Präsidenten Xi Jinping treffen wird.

Er erklärte: "Wir denken nicht, dass uns die Chinesen weit genug
entgegengekommen sind. Wir werden abwarten. Die Gespräche werden
weitergehen."

Kudlow wies darauf hin, dass China den US-Handelsbeauftragten Robert
Lightizer und Finanzminister Steven Mnuchin zu weiteren Gesprächen nach
Peking eingeladen hat. Angesichts der Verschärfung der Strafzölle und dem
Beharren der USA, dass China Änderungen seiner Handelspolitik gesetzlich
festschreiben müsse, ist allerdings unklar, wann diese Gespräche
stattfinden werden und was dabei diskutiert wird.

Die Ankündigung der Zollerhöhungen durch Trump hatte die Verhandlungen
letzte Woche beinahe zum Scheitern gebracht. Der US-Präsident hatte bei
dieser Gelegenheit behauptet, China sei von seiner Zusage abgerückt, die
Regelungen eines Handelsabkommens im Einzelnen per Gesetz festzuschreiben.
Es sei lediglich zu entsprechenden Erlassen des Kabinetts bereit, und das
genüge den USA nicht.

Laut einem Bericht des Wall Street Journal trat daraufhin die
chinesische Führung unter Präsident Xi zusammen und zog ernsthaft in
Erwägung, ihren Chefunterhändler, Vizepremier Liu He, nicht nach Washington
zu schicken. Diese Entscheidung hätte das faktische Ende der Verhandlungen
bedeutet.

Schließlich wurde beschlossen, dass Liu nach Washington reisen sollte,
obwohl allen bewusst war, dass es keine Aussicht auf Fortschritte gab. Ein
anonymer chinesischer Regierungsvertreter erklärte dem Zeitungsbericht
zufolge, es sei nur darum gegangen, "die Verhandlungen weiterlaufen zu
lassen".

Nach den Gesprächen in Washington bestritt Liu die Vorwürfe der USA, China
sei von früheren Zusagen abgerückt. Beide Seiten seien vielmehr gerade
dabei gewesen, Vertragsentwürfe auszutauschen, als Trump höhere Zölle
ankündigte.

Liu erklärte: "Unserer Ansicht nach sind Änderungen vor der Unterzeichnung
eines Abkommen völlig normal. Wir haben keine Zusage zurückgenommen. Wir
hatten Unstimmigkeiten über den Wortlaut einiger Passagen."

Liu erklärte, China wolle ein Abkommen "auf der Grundlage von Gleichheit
und Würde" und fügte hinzu, bei den noch bestehenden Unstimmigkeiten gehe
es um "Grundsatzfragen", in denen China keine Zugeständnisse machen könne.

Eines der entscheidenden Themen, das sich vor Trumps letzten Schritten
abzeichnete, war die Frage, ob die USA ihre Zölle nach der Unterzeichnung
eines Abkommens wieder aufheben würden. Die USA bestanden darauf, dass sie
in Kraft bleiben müssten und nur schrittweise im Rahmen "Durchsetzungs"-
Mechanismus aufgehoben werden könnten. Sie wollten dies davon abhängig
machen, ob sich China an das Abkommen hält.

China lehnte dies mit der Begründung ab, es handele sich um eine
"ungleiche" Behandlung, und ist nun mit den zusätzlichen Zöllen
konfrontiert, die Trump am letzten Freitag verhängte. Sie werden in etwa
drei Wochen in Kraft treten, wenn die ersten Schiffe, die nach dem 10. Mai
in China abgelegt haben, in den USA eintreffen. China drohen außerdem
weitere Abgaben auf seine Exporte.

Ein weiterer Streitpunkt ist die Änderung chinesischer Gesetze. Selbst wenn
sich China bereit erklärt, solche Änderungen vorzunehmen, wird Washington
nahezu mit Sicherheit das Recht einfordern, den Wortlaut der neuen Gesetze
zu diktieren, und jede andere Option als unzureichend ablehnen. Da es sich
hierbei um eine offene Verletzung der nationalen Souveränität Chinas
handelt, ist es äußerst unwahrscheinlich, dass Peking dies akzeptieren
wird.

Liu deutete dies in seiner Stellungnahme am Wochenende an. Er erklärte:
"Uns ist ganz klar, dass wir in Grundsatzfragen keine Zugeständnisse machen
können. Wir hoffen, dass unsere amerikanischen Kollegen das verstehen
werden. Die Beschaffungszahlen im Handel sollten realistisch sein, der Text
muss ausgewogen und so formuliert sein, dass er für die chinesische
Bevölkerung annehmbar ist und die Souveränität und Würde des Landes nicht
beeinträchtigt."

Japan und die Europäische Union beobachten den Handelskonflikt zwischen den
USA und China aufmerksam. Trump hat dem japanischen Premierminister Shinzo
Abe und dem Präsidenten der Europäischen Kommission Jean-Claude Juncker mit
der Einführung von Zöllen in Höhe von 25 Prozent auf Autoexporte in die USA
gedroht und damit bilaterale Handelsgespräche erzwungen. Dagegen hatten
sich sowohl Japan als auch die EU gesträubt, da sie befürchteten, dass die
USA bei bilateralen statt multilateralen Verhandlungen die gleichen
Erpressermethoden einsetzen würden wie gegen China.

Die Verhandlungen mit der EU haben bereits begonnen, sind jedoch ins
Stocken geraten, weil die USA - entgegen den Fakten - darauf beharren, dass
die Landwirtschaft ebenfalls einbezogen werden müsse. Die EU hingegen steht
auf dem Standpunkt, dass die Landwirtschaft nie Teil des Abkommens zwischen
Trump und Juncker vom letzten Juli war. Dieser Disput erinnert in seiner
Art stark an den Vorwurf, China würde von der Zusage abrücken, seine
Gesetze entsprechend dem künftigen Handelsabkommen zu ändern.

Ein ungenannter hoher EU-Diplomat erklärte gegenüber der Financial
Times, der Konflikt zwischen den USA und China bedeute "nichts Gutes
für unsere Verhandlungen mit beiden Partnern. Sie werden sicherlich alle
Bedingungen, auf die sie sich untereinander einigen, auch an uns stellen".

Die größte Gefahr geht jedoch nicht von China aus, das eine Einigung mit
der EU anstreben wird, um seine Position gegenüber den USA zu stärken.
Vielmehr wird Washington in Handelsgesprächen mit Brüssel die gleichen
Methoden anwenden wie gegen Peking.

Juncker wies letzte Woche auf die allgemeinen Folgen des Konflikts zwischen
den USA und China hin und erklärte, er befürchte, dass ein "Großteil der
wirtschaftlichen Probleme, vor denen die Welt steht, im Kontext dieser
Handelsstreitigkeiten zwischen den USA und China verstanden werden muss".
Wenn die Investoren nicht zur Überzeugung kommen, dass dieses Problem bald
gelöst wird, könnte sich "die Lust auf Investitionen auf beiden Seiten des
Atlantiks und auf der ganzen Welt" verringern.
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Siemens gliedert Energie- und Kraftwerkssparte aus

Von Elisabeth Zimmermann

14. Mai 2019



Siemens gliedert die gesamte Energie- und Kraftwerkssparte, die bisher
unter Power & Gas als zentraler Unternehmensbereich firmierte, aus dem
Konzern aus. Sie soll zusammen mit dem Windkraft-Konzern Siemens Gamesa, an
dem Siemens noch einen Anteil von 59 Prozent besitzt, als eigenständiges
Unternehmen weitergeführt und bis September 2020 an die Börse gebracht
werden. Das beschloss der Siemens-Aufsichtsrat am 7. Mai einstimmig mit
Unterstützung der sogenannten Arbeitnehmervertreter.

Das neue Unternehmen wird etwa 80.000 Beschäftigte umfassen, bei rund 30
Milliarden Euro Umsatz. Dazu gehören das Gas- und Öl-Geschäft, der
Kraftwerksbau, die Energieübertragung und erneuerbare Energien. Es handelt
sich um fast ein Drittel des bisherigen Umsatzes des Siemens-Konzerns. Der
Siemens-Anteil an dem neuen Unternehmen soll unter 50 Prozent liegen und
immer weiter absinken, damit die Zahlen nicht mehr in der Siemens-Bilanz
ausgewiesen werden müssen.

Nachdem Siemens-Chef Joe Kaeser diese Entscheidung vor Investoren und
Großaktionären verkündet hatte, sprang die Siemens-Aktie um etwa fünf
Prozent nach oben.

Die Kraftwerkssparte ist einer der traditionsreichsten Bereiche des
Unternehmens. Sie existiert seit 170 Jahren als zentraler Bestandteil von
Siemens als Elektro- und Industriekonzern. In Deutschland arbeiten etwa
20.000 in diesem Bereich, aufgeteilt auf rund 20 Fabriken. Wie es um ihre
Zukunft und die ihrer Kollegen in anderen Ländern bestellt ist, bleibt
weitgehend ungewiss.

In den Städten des Ruhrgebiets sind die Siemens-Werke in Mülheim mit 4500
und in Duisburg mit 2600 Beschäftigten, in Berlin das Gasturbinenwerk und
Teile des Schaltwerks mit etwa 6000 Beschäftigten von der Ausgliederung
betroffen. In Berlin ist das fast jeder zweite der 12.500 
Siemens-Arbeitsplätze. Dazu kommen weitere Werke, unter anderem in Erfurt und
Görlitz, wo es in den vergangenen Jahren heftige Proteste gegen die
geplante Schließung oder den Verkauf gegeben hat.

Das Umbauprogramm "Vision 2020+" [1], das Siemens erst im August letzten
Jahres vorgestellt hatte, sah noch vor, den Bereiche P&G (Power & Gas)
neben DI (Digital Industries) und SI (Smart Infrastructure) als zentrale
Unternehmenseinheit von Siemens weiterzuführen. Nach der Ausgliederung des
Energie- und Kraftwerksbereichs bleiben jetzt nur noch die letzten beiden
als sogenannte Kernbereiche von Siemens übrig. Digital Industries umfasst
alles, was mit Digitalisierung und Industrieautomatisierung zu tun hat,
Smart Infrastructure ist die frühere Siemens Gebäudetechnik.

Andere Bereiche sind schon weitgehend selbständig. Siemens Healthineers
(Medizintechnik) befindet sich bereits an der Börse. Siemens Mobility wurde
auch bereits ausgegliedert. Hier war eine Fusion der Zugsparte mit jener
des französischen Alstom-Konzerns geplant, die von der EU-Kommission
untersagt wurde. Auch hier ist ein möglicher Börsengang nicht
ausgeschlossen.

Auf jeden Fall müssen sich nun alle diese Unternehmen alleine auf dem Markt
behaupten. Die Aktionäre erwarten, dass die Arbeitsplätze und
Arbeitsbedingungen so noch schneller angegriffen und abgebaut werden können
als bisher, um die Profitraten zu steigern.

Ähnliche Entwicklungen finden derzeit auch in anderen traditionellen
Großunternehmen statt. So hat Thyssenkrupp [2] erst am Freitag eine neue
Konzernstrategie bekanntgegeben, die darauf hinausläuft, die einzelnen
Bereiche auszulagern und an die Börse zu bringen und den Konzern in eine
Holding umzuwandeln. Auch hier haben Vorstand und Aktionäre die volle
Unterstützung von IG Metall und Betriebsrat.

Mit der Ausgliederung des Energiebereichs versucht sich der 
Siemens-Vorstand von den Problemen im Energiesektor zu lösen. Die Entwicklung im
Energiebereich ist seit einigen Jahren weltweit schwierig. Große
Gasturbinen werden wegen der Umstellung auf alternative Energien,
insbesondere in Europa, kaum noch nachgefragt.

Aufgrund eines bereits laufenden Sparprogramms werden hier Tausende
Arbeitsplätze abgebaut und Tausende weitere werden in den nächsten Monaten
folgen. Ziel des Unternehmens ist es, die Kosten in den nächsten vier
Jahren um etwa eine Milliarde Euro zu senken.

Diese weitgehenden Angriffe auf die Belegschaft von Siemens finden statt,
obwohl das Unternehmen erneut eine Gewinnsteigerung für das zweite Quartal
des Geschäftsjahres (Januar bis März 2019) bekannt gegeben hat. Der
operative Gewinn im Industriegeschäft stieg um sieben Prozent auf 2,41
Milliarden Euro. Der Umsatz kletterte auf 20,9 Milliarden Euro. Auch die
Energiesparte konnte die Rendite auf 5,6 Prozent verbessern.

Aber dies ist dem Siemens-Vorstand und den Großaktionären viel zu wenig.
Insgesamt erwartet Vorstandschef Kaeser in diesem Geschäftsjahr elf bis
zwölf Prozent Gewinn. Nach der Abspaltung des Energiebereichs sollen es 14
bis 18 Prozent sein. Ziel ist es, in den wenigen verbleibenden Bereichen
teils noch höhere Gewinne von bis zu 20 Prozent zu erzielen. Dies erfordert
noch schärfere Angriffe auf die Arbeiter und Angestellten.

So sollen weltweit bei Digital Industries 4900, bei Smart Infrastructures
3000 und in Zentralfunktionen weitere 2500 Stellen - insgesamt also 10.400 -
 Stellen abgebaut werden.

IG Metall und Betriebsrat stehen dabei uneingeschränkt auf der Seite des
Vorstands und der Aktionäre. Die sogenannten Arbeitnehmervertreter im
Aufsichtsrat haben sowohl der Ausgliederung des Energiebereichs wie dem
Programm zur Effizienzsteigerung in den bei Siemens verbleibenden Bereichen
zugestimmt.

Die Vorsitzende des Gesamtbetriebsrats von Siemens, Birgit Steinborn, ist
gleichzeitig stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende des Konzerns und
kassierte dafür laut einem Bericht von Spiegel Online 2017 fast eine
halbe Million Euro. Für die IG Metall sitzt Vorstandsmitglied Jürgen Kerner
im Aufsichtsrat.

Der Siemens Dialog der IG Metall vom 7. Mai erklärt und unterstützt
die Unternehmenspolitik. Entscheidend für die Gewerkschaftsvertreter im
Aufsichtsrat war nur, dass das neu zu bildende Unternehmen seinen
Firmensitz in Deutschland hat, damit die Mitbestimmung weiter gilt und die
Gewerkschafts- und Betriebsratsvertreter ihre Posten und Privilegien nicht
verlieren.

Vor einigen Monaten hatten Kerner und Steinborn ihre Zustimmung zu der
damals geplanten Neuaufstellung noch mit der Begründung gerechtfertigt, sie
hätten erreicht, "dass die Neuaufstellung der Bereiche unter dem Dach der
Siemens AG bleibt." Jetzt behaupten sie, dass nur durch die Ausgliederung
dem Energiebereich und den dort Beschäftigten eine bessere
Zukunftsperspektive gegeben werden könne. "Wenn der Bereich in der Siemens
AG bleiben würde, würden Investitionen weiter reduziert werden. Damit würde
der Bereich sprichwörtlich verhungern", sagte Steinborn.

Die angeblichen Sicherheiten für die Arbeitsplätze sind das Papier nicht
wert, auf dem sie stehen. Dies haben bereits zahlreiche ähnliche
Ausgliederungen und Verkäufe in den letzten Jahren bewiesen, wobei immer
wieder Tausende von Arbeitsplätzen vernichtet wurden.

Ein wirklicher Kampf gegen den ständig weitergehenden Abbau von
Arbeitsplätzen und Arbeitsbedingungen ist nur durch den Bruch mit den
Gewerkschaften, den Aufbau von unabhängigen Aktionskomitees und den
internationalen Zusammenschluss der Arbeiterlasse auf der Grundlage eines
internationalen sozialistischen Programms möglich.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/08/06/siem-a06.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2019/05/13/thys-m13.html
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Sackgasse Elektroauto

von Rolf Euler



Über den Titel des Buches stolpert man erstmal: Ist nicht gerade
die Vermeidung des Verbrauchs von fossilen Brennstoffen und damit des
CO2-Ausstoßes ein dringendes Ziel und müsste das nicht im Verkehr
durch den Einsatz von elektrischen Antrieben geschehen? Wieso dann
Sackgasse?


Der Autor Winfried Wolf ist seit Jahrzehnten als Kritiker der
Autokonzerne und als Verteidiger des öffentlichen Verkehrs bekannt.
Seine Untersuchung zu den technischen, gesellschaftlichen und
Umweltfolgen des Elektroautos sind überzeugend dargelegt: Tatsächlich
handelt es sich um den Versuch der Autokonzerne, aus allen Krisen des
motorisierten Individualverkehrs heraus eine neue Stufe der
profitorientierten Autoproduktion zu erreichen.

Dabei gibt das Buch einen historischen Überblick über die
Weltautoproduktion, ihre Krisen und die umweltschädlichen Folgen der
jeweiligen Verkehre, die dadurch initiiert wurden. Das Zusammenspiel
von Auto- und Ölkonzernen, der Abbau des öffentlichen Verkehrs, die
Schienenstilllegungen bei Bahn und Straßenbahn zeigen die Macht des
fossilen Sektors. Nicht umsonst ist in Deutschland beim Verkehrssektor
keinerlei Reduzierung des CO2-Ausstoßes eingetreten.


Mehr Gewicht, mehr Masse, mehr Verbrauch

Winfried Wolf geht auf die Dieselmanipulationen und die vorgetäuschten
Verbrauche bei den traditionellen Antrieben ein. Auf die
Steuervorteile für Diesel- und Geschäftswagen. Auf die mangelnde
Bereitstellung staatlicher Gelder für den Ausbau der öffentlichen
Verkehre. Und er zieht die Schlussfolgerung, dass es bei der
Propagierung von E-Autos nicht um Umweltschutz geht, sondern um die
Fortsetzung des Individualverkehrs mit Automobilen auf einer neuen
Stufe.

Die Forderung nach Elektroautos schien einen Ausweg aus der
Klimabelastung der Innenstädte durch den Autoverkehr zu bieten. Der
Autor weist jedoch nach, wie wenig das E-Auto dazu beitragen kann.
Wenigen lokalen Reduzierungen stehen massive Ausweitungen der globalen
Belastungen gegenüber.

Eine Umstellung des Autoverkehrs auf Elektroantriebe erfordert
zunächst den massiven zusätzlichen Einsatz von Rohstoffen - seltenen
Erden vor allem. Sodann wird natürlich ein Vielfaches an Strom
verbraucht, im günstigsten Fall - bei einem hohen Ökostromanteil an
der Erzeugung - würde sich der CO2-Ausstoß nicht vermindern, einer
neuesten Studie zufolge würden die Emissionen sogar steigen!

Ein entscheidender Punkt ist auch, dass allein das Batteriegewicht
zusätzliche Motorleistung erforderlich macht. Hinzu kommt, dass
E-Autos wegen der hohen Kosten und der im Verhältnis zum Benzinmotor
geringeren Reichweite fast nur als Zweitwagen - und also zusätzliche
Fahrzeuge - gekauft werden. Die Ausweitung der Menge der Autos führt
zu mehr Platzbedarf auf Straßen, Plätzen, in Siedlungen. Führt zu mehr
Staus und Rohstoffbedarf.

Zudem setzt die Autoindustrie auch bei E-Autos auf große, schwere,
schnelle SUVs, deren ökologischer Fußabdruck erheblich höher ist. Sie
brauchen mehr Batteriegewicht und haben damit einen höheren
Strombedarf.

Das sind die "Bumerang-" oder "Rebound-Effekte", die den Einsatz einer
eigentlich sparsameren Technologie in ihr Gegenteil verkehren.

Wolf untersucht die Veränderungen in der weltweiten Autoproduktion und
den Anteil Chinas als neues Zentrum der Produktion. China ist der neue
Markt für Individualmobilität, hier sind Innenstädte wegen massiver
Smogprobleme teilweise für Menschen unbenutzbar geworden.

E-Mobilität mit Autos als "Ausweg" führt aber auch zur Förderung von
Kohle- und Atomstrom. Führt zum Run auf und zum imperialistischen
Gerangel um Rohstoffe, insbesondere Lithium für die Batterien. Da die
Dieselmanipulationen keine ernsthaften Folgen für die deutschen
Autokonzerne hatten, fuhren sie erneut Rekordgewinne ein und setzen
nun auf Elektroautos, um ihren weltweiten Absatz zu steigern.

Ein besonderes Kapitel widmet das Buch dem E-Auto-"Pionier" Elon Musk,
der mit seinen Milliarden das Elektroauto puscht und in die Fußstapfen
von Henry Ford tritt. Die Ideologie des Individualverkehrs mit
(eigenen) Autos wird ungebrochen in die Zukunft verlängert und führt
zur Zerstörung der Umwelt und zu immensen, von der Gesellschaft zu
tragenden Folgekosten - sei es durch eine Verkehrsinfrastruktur, die
nur dem Autoverkehr dient, sei es durch Tote und Verletzte, sei es
durch Umweltschäden.


Lieber Lkw

Die Abhängigkeit der Menschen vom Auto wird weiter gefördert,
Alternativen werden behindert. Hier vor allem ein emissionsfreier
Nahverkehr zu Fuß oder mit dem (Lasten-)Fahrrad. Der Ausbau
elektrischer öffentlicher Nahverkehre - im Buch am Beispiel
funktionierender O-Busse und Straßenbahnen geschildert - wird nicht
gefördert. Die Eisenbahn wird durch milliardenteure Investitionen in
Schnellstrecken bei gleichzeitigen Stilllegungen im Flächenbetrieb und
fehlendem Ausbau des Güterverkehrs zugrunde gerichtet, zumindest aber
ihr Potenzial reduziert.

Der Ausbau der Schieneninfrastruktur spielt in der Propagierung für
die Elektromobilität überhaupt keine Rolle, im Gegenteil: Auch hier
wird auf den Ausbau des Lkw-Verkehrs gesetzt. Ein Beispiel: Lieber
werden die Autobahnen mit Oberleitungen für Lkw ausgerüstet, als eine
zusätzliche Güterstrecke gebaut, die die weiten Strecken überbrücken
würde - wie man an der Schweiz sehen kann.

Die vielen Fakten in Winfried Wolfs Buch überzeugen hoffentlich
gutmeinende Menschen und Umweltverbände, in ihrer Argumentation für
eine Verkehrswende nicht auf die E-Auto-Propaganda der Autokonzerne
hereinzufallen. Diese Erde kann einen weiteren Ausbau der
Autoproduktion, der von den Konzernen fest eingeplant ist, nicht
"fassen".

Einfache und für Menschen wie Umwelt vertretbare Lösungen des
Verkehrsproblems liegen nicht "auf der Straße" - sondern "auf den
Fuß- und Radwegen"!


Winfried Wolf:

Mit dem Elektroauto in die Sackgasse. 

Warum E-Mobilität den Klimawandel beschleunigt

Wien: Promedia, 2019. 216 S., 17,90 Euro
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VORWÄRTS/1462: Jedem Betrieb seine Streikform


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 13/14 vom 26. April 2019

Jedem Betrieb seine Streikform

von Sabine Hunziker



Betrieblicher Streik mit feministischen Forderungen: wie geht
das? In einem Workshop wurden nicht nur Streikformen
und rechtliche Grundlagen aufgezeigt, sondern auch Mut gemacht, den
Streik in den Betrieb zu bringen, auch wenn Sanktionen drohen könnten
bei einem politischen Streik, wie der femtinistische Streik rechtlich
eingestuft wird.


"Von 1991 gibt es Fotos und Berichte von Aktionen, die im
öffentlichen Raum stattgefunden haben. Weniger gut dokumentiert aber
ist, was Frauen* während des Frauenstreiks in den Betrieben gemacht
haben", so Stefanie von der AG Mobilisierung der
Frauen*streik-Koordinationsgruppe Bern. Im Sitzungsraum der Unia Bern
findet der Workshop "betriebliches Streiken" statt, der Frauen* für
ihre Aktionen hinsichtlich des Frauen*streiks 2019 stärken und
vorbereiten soll.
Viele Frauen* gehen für ihre Anliegen zwar auf die Strasse, doch
zögern sie, den eigenen Arbeitsplatz zu einem Streikort zu machen.
Angst haben sie, sich gegen ihre Arbeitgeber*innen zu wenden, weil sie
sich beispielsweise fürchten, ihren Arbeitsplatz dadurch zu verlieren.

Eine erfolgreiche Streikstrategie wäre, wenn der Betrieb als
Mitstreiter im feministischen Streik gewonnen werden könnte. Firmen
sollten eigentlich interessiert sein, Gleichstellung der Geschlechter
zu gewährleisten. Hier kann eine gut gewählte und auf den Arbeitsort
abgestimmte Argumentation helfen. In vielen Fällen ist diese Mühe
leider vergebens, weil der Betrieb Diskussionen von Beginn an
verweigert, ebenso wie "Zugeständnisse" bezüglich Lohn und überhaupt
die Umsetzung des Gleichstellungsartikels. Es kann nicht sein, dass in
solchen Situationen der feministische Kampf bereits beendet ist.
Stefanie, die zugleich Unia-Gewerkschafterin ist, macht den
Teilnehmer*innen Mut, hier nicht aufzugeben. Sie erzählt von
verschiedenen betrieblichen Streikformen und -strategien, die im
Frauen*streikjahr eingesetzt werden können.


Forderungen und den Streik sichtbar machen

An Arbeitsorten, wo eine strenge Reglementierung vorherrscht, Dialog
und Diskussion kein Thema sind, eignen sich symbolische
Identifikationen mit den Streikanliegen wie etwa das Tragen von
violetten Armbändern, Buttons oder Halstüchern. Auch möglich ist das
Bekleben der Toiletten mit Streikklebern - dies geschieht anonym und
kann kaum geahndet werden. Wer weiter gehen will, kann Plagiate mit
Forderungen auffiängen, in den Pausen Manifeste oder Flyer verteilen
und Diskussionen rund um Forderungsthemen initiieren. Möglich sind
auch bezahlte und unbezahlte Streikpausen, wobei für Mitarbeiter*innen
ein Znüni bereitgestellt wird. Am 14. Juni wird um 11.00 Uhr
schweizweit eine Aktionsminute stattfinden, in der Aktivist*innen ein
Lied singen oder auch viel Lärm gemacht werden kann. Wichtig ist bei
all diesen Streikhandlungen, dass sie niemals alleine, sondern als
Gruppe organisiert und ausgeführt werden. Was bringen diese kleinen
Aktionen, die nur innerhalb der Mauern des Betriebs passieren? "Es
sind Denkanstösse, meint Stefanie. Gegen innen entsteht "ein
Wir-Gefühl" mit dem Wissen, dass man sich als Gruppe feministisch
solidarisiert und auch gegen einen Betrieb zur Wehr setzen kann.
Wichtig ist, Forderungen und Streik sichtbar zu machen.

Es gibt auch betriebliche Streikformen, die vor allem zu spezifischen
Berufen passen. In Pflegeberufen oder pädagogischen Berufen ist es oft
unmöglich, seine Arbeit niederzulegen und herkömmlich zu streiken.
"Dienst nach Vorschrift" ist eine Möglichkeit, um hier ein Zeichen zu
setzen. Bei dieser "Streikform" machen die Aktivist*innen alle
Arbeiten so, wie man sie nach den betrieblichen Vorgaben machen
müsste, was jedoch im Alltag u.a. wegen Zeitknappheit niemals
passiert. So desinfiziert sich das Pflegepersonal die Finger nach
jedem Handgriff. "Diese unerfüllbaren Vorgaben haben noch eine andere
Wirkung", ergänzt Stefanie, "weil man sie im Alltag kaum erfüllen
kann, macht man sich immer angreifbar durch den Arbeitgeber. Es droht
theoretisch eine Verwarnung oder Kündigung".


Kreative Ideen kommen gut an

Wo Aktionen im Betrieb nicht möglich sind, ist "frei nehmen" auch eine
Variante im feministischen Streik, so dass keine Frauen* am
Arbeitsplatz anzutreffen sind. Wo Streik praktisch unmöglich ist und
schwere Sanktionen für klassische Aktionen blühen, kann am
Frauen*streiktag ein spezielles Meeting am Arbeitsplatz oder eine
Weiterbildung für alle Frauen* angeboten werden. Kreative Ideen
bezüglich Arbeitskampf kommen immer gut an: so kann 20 Prozent des
Pensums weggelassen werden, weil dieser Anteil bei bestimmten
Frauen*löhnen nicht bezahlt wird. Das heisst, das Verkaufspersonal
räumt jedes fünfte Regal nicht ein oder eine Köchin schält jede fünfte
Kartoffel in der Küche nicht. Auch möglich ist das Arbeitstempo so
stark zu verlangsamen und dabei das Gegenüber zu informieren, dass
Frauen* ja auch schon viele Jahrhunderte auf ihre rechtliche
Gleichstellung warten, so muss bei diesem Auftrag auch nicht
"pressiert" werden.

"Jedem Betrieb seine passende Aktionsform, schliesst Stefanie ihren
Vortrag, "die Gruppe soll eine Streikform suchen, hinter der alle
stehen können." Theoretisch können die Folgen für Streikaktivitäten
scharf ausfallen. Denn der Frauen*streik ist ein politischer Streik,
für den kein Streikrecht gilt. In der Schweiz ist der Kündigungsschutz
generell schlecht. Jederzeit ist eine Kündigung möglich - ohne
triftige Begründung aber nicht fristlos. Es braucht viel Mut hier
aufzustehen, obwohl beim Frauenstreik 1991 wohl keine Kündigungen
ausgesprochen wurden.


In der Gruppe zum Streik

Auf die Frage, wie man eine Gruppe für den Betriebsstreik
zusammenstellen kann, weiss Stefanie passende
Kommunikationsstrategien. Um Mitstreiter*innen für den feministischen
Kampf gewinnen zu können, beginnt man mit dem "Mapping" und schreibt
auf, welche Mitarbeitende man im Betrieb kennt, welche politische
Einstellung diese haben. Man sucht bei der nächsten Gelegenheit
näheren Kontakt mit passenden Personen, um Einzelgespräche zum Streik
zu führen. Hier kann das WHA-Konzept (Wut, Hoffnung, Aktion) helfen.
Im Gespräch bei Missständen angefangen, welche die
Gesprächspartner*innen wütend machen, gibt es viele Möglichkeiten, um
Verhältnisse zu ändern. Diese gilt es zu suchen und einander Hoffnung
zu machen und aus der Defensive zu kommen. Beim Schritt rund um die
Aktion können konkretere Ideen und Pläne geschmiedet werden,
respektive Sitzungen initiiert werden. Eine erste Sitzung mit den neu
gewonnen Mitstreiter*innen muss gut vorbereitet sein, rechtliche
Hinweise bezüglich Rechten der Streikenden sind Pflicht, die
Betriebsleitung über die Vorbereitung zu informieren ist jedoch eine
Ermessensfrage. Pläne haben die Aktivist*innen des Workshops schon
einige. Nun geht es darum, sie in die Tat umzusetzen!

 * 
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MELDUNG/997: Warum "Game of Thrones" süchtig macht (idw)


Frankfurt University of Applied Sciences - 10.05.2019

Warum "Game of Thrones" süchtig macht



Prof. Dr. Claus-Peter H. Ernst von der Frankfurt UAS und der SRH
Hochschule Heidelberg erklärt, welche Faktoren die Beliebtheit einer Serie
begünstigen.

"Game of Thrones" - über keine andere Serie wurde in den vergangenen
Wochen so oft in den Medien berichtet. Millionen von Menschen verfolgen
Woche für Woche den Verlauf des Kampfes um den Eisernen Thron. Doch warum
ist die Fernsehserie so beliebt? "Verschiedene Faktoren sorgen dafür, dass
Fernsehserien wie Game of Thrones für Menschen so attraktiv sind. Sie
stillen beispielsweise klassische menschliche Bedürfnisse wie den Wunsch,
Freunde zu haben und sich zugehörig zu fühlen", erklärt Prof. Dr. 
Claus-Peter H. Ernst, Wissenschaftler der Frankfurt University of Applied
Sciences (Frankfurt UAS) sowie der SRH Hochschule Heidelberg, der 2018
eine Studie zur Identifikation mit Serienfiguren publizierte.

"Die Identifikation mit einzelnen Figuren einer Fernsehserie sorgt für die
Entwicklung eines sozialen Zugehörigkeitsgefühls. Die Zuschauerinnen und
Zuschauer betrachten diese als Vertraute, an deren Geschichte sie
gefühlten Anteil haben. In Game of Thrones findet sich für jeden eine
Identifikationsfigur; jeder Figur werden bestimmte Charakterzüge
zugeordnet", so Ernst. "Menschen identifizieren sich gerade dann mit den
Figuren einer Serie, wenn ihr eigenes Leben Parallelen zum erzählten Leben
des fiktiven Charakters aufweist. So könnte sich beispielsweise jemand,
der in seiner eigenen Familie eine Außenseiterrolle einnimmt, etwa mit der
Figur Tyrion Lannister identifizieren. Manchmal fühlen sich Menschen aber
auch Figuren zugehörig, die so sind, wie sie gern wären, oder Figuren, die
sie sich als Vorbilder suchen wie beispielsweise Arya Stark oder Daenerys
Targaryen. Die Serie gibt ihnen das Gefühl, diese Figuren sehr gut zu
kennen, und sie können diese Figuren dann als eine Art erweiterte Familie
oder erweiterten Freundeskreis wahrnehmen."

Die menschliche Neugier ist ein weiterer Faktor, der gerade bei Game of
Thrones eine große Rolle spielt: Die Zuschauerinnen und Zuschauer wollen
wissen, was ihre Serienheldin oder ihr Serienheld in den nächsten Episoden
erlebt und können das Sehen der nächsten Folge kaum erwarten. "Viele
Fernsehserien sind so aufgebaut, dass man trotz der sogenannten
Cliffhanger davon ausgehen kann, dass der Protagonist oder die
Protagonistin überlebt. Bei Game of Thrones ist ein Cliffhanger wirklich
noch ein Cliffhanger. Hier kann es passieren, dass die Lieblingsfigur, die
die Zuschauerin oder der Zuschauer fünf oder sechs Jahre hat aufwachsen
und sich entwickeln sehen, stirbt. Die Spannung, die bei vielen anderen
Formaten verloren gegangen ist, wird hier aufrechterhalten", so Ernst.
"Zudem begünstigen Download- und Streaming-Anbieter den einfachen Einstieg
in die bereits seit einigen Jahren laufende Serie. So können Personen, die
gerade erst angefangen haben, die Serie zu schauen, alle älteren Folgen
nacheinander abrufen und die Geschichte ihrer Lieblingsfiguren an einem
Stück verfolgen."

Diese allgegenwärtige Verfügbarkeit von Medieninhalten kann jedoch auch
negative Auswirkungen haben. "Alle Zuschauerinnen und Zuschauer verspüren
hin und wieder den Wunsch, mehr von einer bestimmten Serie wie Game of
Thrones zu sehen. Es kann aber auch vorkommen, dass Menschen so viele
Folgen konsumieren, dass man von einer psychischen Abhängigkeit sprechen
muss - und Netflix und Co. sorgen dafür, dass man schnell und einfach an
die 'Suchtmittel' gelangen kann. Die betroffenen Personen sind gereizt
oder fühlen sich niedergeschlagen, wenn sie mal nicht so viele Folgen
ihrer Lieblingsserien sehen können, wie sie wollen. Spätestens dann muss
das eigene Verhalten selbst oder durch andere hinterfragt werden", so
Ernst.

Wie die Identifikation mit Serienfiguren eine solche Abhängigkeit nach
Fernsehserien begünstigt, zeigt die Studie, die Ernst im Jahr 2018
gemeinsam mit Dr. Maren Scheurer, wissenschaftliche Mitarbeiterin an der
Goethe-Universität Frankfurt am Main, und Prof. Dr. Franz Rothlauf,
Professor für Wirtschaftsinformatik und Betriebswirtschaftslehre an der
Johannes Gutenberg-Universität Mainz, publiziert hat. Sie trägt den Titel
"TV Series Characters Feel Like Friends to Me: The Influence of Perceived
Belonging on TV Series Addiction". Näheres zur Studie unter:

www.frankfurt-university.de/Befragung-Serienhelden.


Zur Person:

Prof. Dr. Claus-Peter H. Ernst ist Wissenschaftler an der Frankfurt
University of Applied Sciences sowie an der SRH Hochschule Heidelberg. Er
vertritt dort insbesondere den Bereich E-Business. Zu seinen
Forschungsschwerpunkten gehören u. a. Technologie- und Mediennutzung sowie
die digitale Transformation. Er ist (Mit-)Autor von über 40
wissenschaftlichen Schriften und regelmäßig als Referent auf
internationalen Fachkonferenzen, in Hochschulen und in der Praxis tätig.

Weitere Informationen zum Fachbereich Wirtschaft und Recht der Frankfurt
UAS unter:

www.frankfurt-university.de/fb3

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295

 * 

Quelle:
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PREIS/2236: Deutschlandfunk-Kultur-Reportage erhält RIAS Fellow Award (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 13.05.2019

Deutschlandfunk-Kultur-Reportage erhält RIAS Fellow Award

Medienpreise der RIAS Berlin Kommission werden am 23. Mai in Berlin
vergeben



Für seine Reportage "Co-Living in den USA - Die All-Inclusive-WG der
Träume?" wird Eberhard Schade mit dem RIAS Fellow Award ausgezeichnet.

Die Geschichte über den Trend zu Retorten-WGs für gleichgesinnte
Kreativ-Arbeiter in New York und San Francisco war erstmals im Juli
2018 in der Sendung "Weltzeit" von Deutschlandfunk Kultur zu hören.
Die Jury würdigte, dass die Reportage aufschlussreiche Einblicke
biete, "was passiert, wenn Gentrifizierung und Karrierekultur
aufeinanderprallen und Menschen weit über dem Collegealter gezwungen
sind, in Wohngemeinschaften zu leben. Dieses warnende Beispiel über
die Technologie- und Immobilienbranche in San Francisco und New York
ist für andere Großstädte - auch in Deutschland - hochrelevant."

Die Medienpreise der RIAS Berlin Kommission werden am 23. Mai um 19.00
Uhr im Deutschlandradio-Funkhaus Berlin (Hans-Rosenthal-Platz, 10825
Berlin) verliehen. Als Gastrednerin wird Monika Grütters,
Staatsministerin für Kultur und Medien, erwartet. Neben dem RIAS
Fellow Award werden drei weitere Produktionen mit dem RIAS TV Award,
dem RIAS Radio Award und dem RIAS Digital Media Award ausgezeichnet.

Mit den Medienpreisen erinnert die RIAS Berlin Kommission seit 1995 an
den früheren, von den USA gegründeten Berliner Nachkriegssender
"Rundfunk im amerikanischen Sektor". Ausgezeichnet werden Beiträge,
die in besonderem Maße zur deutsch-amerikanischen Verständigung
beitragen. Der siebenköpfigen Auswahljury gehören in diesem Jahr die
amerikanische Filmemacherin Jamie Coughlin, Anja Heyde (ZDF), Petra
Gute (rbb), Christian Wilp (n-tv, RTL), Susan Stone (NPR), Michael
Gargiulo (WNBC) und Helge Fuhst (Phoenix) an. Zu den Preisträgern der
vergangenen Jahre gehören unter anderem Jan Böhmermann, Bill Whitaker,
Claus Kleber, Elmar Theveßen und Peter Kloeppel.

Der ausgezeichnete Beitrag ist hier zu hören.

https://www.deutschlandfunkkultur.de/neu-in-den-usa-coliving-die-all-inclusive-wg-der-traeume.979.de.html?dram:article_id=422034

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FAKTEN





PREIS/2235: Hanns-Joachim-Friedrichs-Preis 2019 an Mai Thi Nguyen-Kim und Harald Lesch (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 13. Mai 2019

Hanns-Joachim-Friedrichs-Preis 2019 an Mai Thi Nguyen-Kim und
Harald Lesch



Die Jury des Hanns-Joachim-Friedrichs-Preises zeichnet zwei
Wissenschaftsjournalisten aus, die in ihren Fernsehsendungen, im
Internet und auf Diskussionspodien mit großem Erfolg wissenschaftliche
Erkenntnisse verständlich machen, sie in gesellschaftliche und
politische Debatten einordnen und damit Desinformationen vorbeugen.
Dies ist umso notwendiger in Zeiten, in denen Propagandisten von
alternativen Fakten und gefühlten Wahrheiten Wissenschaft und
Journalismus in die Ecke zu drängen suchen.

Mit ihrer lebendigen Sprache, mit ihrer unbändigen Lust und Neugier,
auch komplexe Themen für ihre Zuschauer und Nutzer zu entschlüsseln,
öffnen sie für viele Bürger den Zugang zur Wissenschaft. Mai Thi
Nguyen-Kim und Harald Lesch sind keine Hüter des Privilegs Wissen. Im
Gegenteil: Mit ihren Sendungen und Blogs laden sie Zuschauer und
Nutzer ein, am Wissen teilzuhaben und vor allem die Wege zu
wissenschaftlichen Ergebnissen zu begleiten.

Im Internet, dort, wo die Wahrheit am einfachsten zu leugnen ist und
Verschwörungstheorien am leichtesten ihre Anhänger finden, treten Mai
Thi Nguyen-Kim und Harald Lesch mit ihren YouTube-Kanälen an: mit
nachprüfbaren wissenschaftlichen Ergebnissen, nachlesbaren Quellen und
transparenten wissenschaftlichen Methoden. Nie lassen sie Zweifel
aufkommen, dass auch Wissenschaft fehlerbehaftet sein kann.
Wissenschaft sucht wie Qualitätsjournalismus nicht nach Bestätigung
vermeintlicher Gewissheiten, sondern geht Widersprüchen nach, bleibt
kritisch, zweifelt. So entsteht ein öffentlich-rechtliches Gegenmodell
zu den geschlossenen Weltbildern mancher Leugner seriöser
Wissenschaftsmethodik.

Wissenschaft und den Journalismus als Instrumente zu sehen, die Welt
zu erhalten und sie nicht zu zerstören, ist ganz im Sinne von
Hanns-Joachim-Friedrichs, der am Ende seines Berufslebens in
Zusammenarbeit mit der National Geographic Society durch die ZDF -
Fernsehserie "Wunderbare Welt" führte. In seinem letzten Interview im
Spiegel sagte er: "Die Sendung hat eine grüne Botschaft: Wenn der
Mensch sich weiter so bemüht, dann kriegt er auch das (die Welt) noch
kaputt".

Mai Thi Nguyen-Kim, Jahrgang 1987. Abitur Bergstraßengymnasium
Hemsbach.

Studium der Chemie Universität Mainz und Massachusetts Institute of
Technology (MIT). Doktorandin RWTH Aachen, Harvard University,
Fraunhofer-Institut für Angewandte Polymerforschung. Promotion
Universität Potsdam

Moderatorin der WDR-Wissenschaftssendungen QUARKS UND PLANET WISSEN.
Sie gehört mit Harald Lesch und Philip Häusser zum Team der
ZDF-Sendung TERRA x LESCH & Co und betreibt im Gemeinschaftsangebot
FUNK für Jugendliche und junge Erwachsene von ARD und ZDF den
YouTube-Kanal MAILAB. Buchautorin.

Harald Lesch, Jahrgang 1960. Abitur Theo Koch Schule Grünberg.
Studium Physik und Philosophie Universität Gießen und Bonn. Doktorand
am Max-Planck-Institut für Radioastronomie. Promotion und Habilitation
Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn. Professor für Astrophysik LMU
München, Lehrbeauftragter Hochschule für Philosophie München. 

Buchautor, Moderator und Protagonist zahlreicher
Wissenschaftsendungen. FRAGE DEN LESCH, FASZINATION UNIVERSUM, LESCHS
KOSMOS, TERRA X LESCH & CO, ALPHA CENTAURI. Presenter der Terra X
Dokumentation "DER GROSSE ANFANG - 500 JAHRE REFORMATION". Zusammen
mit Philip Häusser Protagonist des YouTubeKanals TERRA X LESCH&Co..
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FEATURE/1244: Deutschlandfunk Kultur - Wut. Vom schwierigen Umgang mit einer starken Emotion, 16.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wut

Vom schwierigen Umgang mit einer starken Emotion

Von Tim Wiese

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 16. Mai 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Erhöhter Puls, ein roter Kopf, der Wunsch, zu brüllen oder vielleicht
sogar etwas zu zerstören. Wut gehört zum Menschsein. Sie ist eine
unserer Grundemotionen, die jeder kennt und fühlt. Allerdings fällt
der Umgang mit ihr nicht immer leicht. Wie kaum eine andere Emotion
ist Wut negativ besetzt. Jemand gilt als sozial inkompetent, wenn er
das starke Gefühl nicht kontrollieren kann. Wut wird als zerstörerisch
gefürchtet, doch oft ist sie das erst, wenn sie zu sehr und zu lange
unterdrückt wird. Daher treten Psychologen für einen offenen und
positiveren Umgang mit der Emotion ein.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 7. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MUSIK/2889: Deutschlandfunk - Entdeckungen bei Martinů - Part II, 15.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Heimspiel - Die Deutschlandradio-Orchester und -Chöre

Entdeckungen bei Martinů - Part II

Bohuslav Martinů

Sinfonie Nr. 2

Deutsches Symphonie-Orchester Berlin

Leitung: Sir Roger Norrington

Spielweisen

Mittwoch, 15. Mai 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Das Jahresprogramm des Deutschen Symphonie-Orchesters Berlin bietet
neben großen Highlights so manche musikalische Rarität. Dem britischen
Dirigenten Sir Roger Norrington gelingt es darüber hinaus, Orchester
und Publikum mit gänzlich unbekannten sinfonischen Werken zu
begeistern. Nach einem Zyklus mit den Sinfonien seines Landsmanns
Ralph Vaughan Williams bietet Norrington den Berlinern nun die
Sinfonien von Bohuslav Martinů. Was spricht aus diesen Sinfonien,
die alle im amerikanischen Exil entstanden? Und wie verarbeitete
Martinů die verschiedenen musikalischen Einflüsse, die er hier
aufnahm?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 7. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160
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TALK/1651: Deutschlandfunk - Wie gefährlich ist Zucker wirklich?, 16.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Überflüssig bis schädlich

Wie gefährlich ist Zucker wirklich?

Hörertel.: 0 08 00-44 64' 44 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 16. Mai 2019, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Zucker scheint das neue Fett zu sein. Ratgeber aller Art warnen vor
hohem Konsum. Inzwischen weiß man, warum zu viel Zuckerkonsum die
Leber verfetten kann, wieso Herz-Kreislauf-Erkrankungen entstehen
können und warum Zucker den Typ-2-Diabetes fördert. Das Problem dabei:
Zucker und seine zahlreichen Varianten stecken in sehr vielen
Lebensmitteln. Was ist der Unterschied zwischen der Süße aus
Zuckerrohr oder -rüben und dem Stärkezucker aus Mais oder Reis? Wofür
stehen Begriffe wie Frucht- und Traubenzucker oder Isoglucose?
Brauchen wir überhaupt Zucker? Wenn ja, wie viel und wenn nein: Wie
lässt er sich zumindest einschränken, denn wir mögen Süßes! Und: Gibt
es sinnvolle Alternativen? Ursula Mense diskutiert unsere und Ihre
Fragen mit Gästen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 7. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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VORTRAG/241: Bielefeld - "Die Daten, die ich rief - Wie wir unsere Freiheit verkaufen", Vortrag und Diskussion, 16.05.19


Stadt Bielefeld

Vortrag und Diskussion in der VHS



Bielefeld (bi). "Die Daten, die ich rief - Wie wir unsere Freiheit
verkaufen" ist der Titel einer Vortrags- und Diskussionsveranstaltung
mit der Netzaktivistin und studierten Ökonomin Katharina Nocun am
Donnerstag, 16. Mai, in der Volkshochschule.

Katharina Nocun klagt gegen mehrere Überwachungsgesetze vor dem
Bundesverfassungsgericht und erzwang mit einer Beschwerde bei der
EU-Kommission gegen die Bundesregierung ein neues
Bundesdatenschutzgesetz. Sie veröffentlicht zum Thema Datenschutz
regelmäßig Beiträge in zahlreichen Medien.

Der Vortrag beginnt um 19 Uhr im Historischen Saal der
Volkshochschule, Ravensberger Park 1, und ist Teil der
Veranstaltungsreihe "stand.punkte" der Kooperationspartner Arbeit und
Leben, DGB Stadtverband, Volkshochschule und Stiftung Solidarität bei
Arbeitslosigkeit und Armut.

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10. Mai 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de
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MIKROBIOLOGIE/007: Wie Infektionserreger bei Sauerstoffmangel im Gewebe kontrolliert werden (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 10.05.2019

Wenn Fresszellen keine Luft bekommen: Wie Infektionserreger bei Sauerstoffmangel im Gewebe kontrolliert werden



Infiziertes Gewebe weist eine niedrige Sauerstoffkonzentration auf.
Übliche Abwehrmechanismen des Körpers funktionieren dann nur noch
eingeschränkt, weil sie auf Sauerstoff angewiesen sind. Wie gelingt es dem
Immunsystem dennoch, die Bakterien unter diesen Bedingungen zu
kontrollieren? Die Arbeitsgruppen von PD Dr. Anja Lührmann am Institut für
Klinische Mikrobiologie, Immunologie und Hygiene der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU) und von Prof. Dr. Jonathan Jantsch am
Institut für Klinische Mikrobiologie und Hygiene des Universitätsklinikums
Regensburg sind nun in Zusammenarbeit mit weiteren Gruppen aus Erlangen,
Regensburg und Jena dieser Frage nachgegangen.

Die Forscher entdeckten, dass unter Sauerstoffmangel im
Zitronensäurezyklus weniger Stoffwechselzwischenprodukte (Metabolite)
produziert werden und sich Bakterien dadurch weniger in Makrophagen
vermehren.

Makrophagen gehören zu den Fresszellen und spielen als Zellen des
angeborenen Immunsystems eine zentrale Rolle bei der Abwehr von
Infektionen mit intrazellulären wachsenden Bakterien, wie z. B. den
Erreger der Tuberkulose, der Legionellose oder des Q-Fiebers. Das
Forschungsteam beobachtete, dass durch Sauerstoffmangel (Hypoxie)
ausgelöste Signalwege den mitochondrialen Metabolismus der Makrophagen
verändern. Dadurch sind verschiedene Metaboliten des Zitronensäurezyklus,
insbesondere das Zitrat, nur noch eingeschränkt verfügbar. Dies wiederum
verhindert die Bakterienvermehrung, da Zitrat ein essentieller
Wachstumsfaktor für bestimmte Bakterien ist. "Unsere Resultate beschreiben
einen bislang unbekannten, sauerstoffunabhängigen Weg der
Erregerkontrolle", erklärt Prof. Jantsch von der Universität Regensburg.
FAU-Wissenschaftlerin PD Dr. Lührmann fügt hinzu: "Die pharmakologische
Beeinflussung dieser Signalwege eröffnet neue Möglichkeiten der Bekämpfung
von Infektionskrankheiten."

Die Ergebnisse, die in von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG)
geförderten Projekten erzielt wurden, sind vor Kurzem in der renommierten
Fachzeitschrift Cell Reports veröffentlicht worden:

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/30917307


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 10.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARTIKEL/1506: Digitalisierung - Der große digitale Wurf (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 4/2019

Digitalisierung

Der große digitale Wurf

von Dirk Schnack



Hamburg braucht dringend eine Digitalisierungsinitiative, meint
Klinikbetreiber Asklepios. Die Hansestadt will nun einheitlich
agieren.


Schleswig-Holstein hat die Bedeutung der Digitalisierung für das
Gesundheitswesen nicht nur früh erkannt, sondern auch im
Koalitionsvertrag verankert. In Berlin soll der größte kommunale
Klinikkonzern Deutschlands, Vivantes, nach dem Willen der
Gesundheitssenatorin Dilek Kolat "Digital Health-Leuchtturm" werden.
In Brandenburg fordert Gesundheitsministerin Susanna Karawanskij mehr
Tempo bei der Digitalisierung des Gesundheitswesens. Die Liste ließe
sich fortsetzen. In vielen Regionen lassen Gesundheitspolitiker
unterschiedlicher Parteizugehörigkeit keinen Zweifel daran aufkommen,
für wie bedeutsam sie die Digitalisierung bei der Ausgestaltung der
Gesundheitsversorgung halten. Manchmal geht die digitale Euphorie der
Politik so weit, dass sie darüber, wie kürzlich in
Mecklenburg-Vorpommern, die Selbstbestimmungsrechte der ärztlichen
Selbstverwaltung schlicht vergisst.

Und Hamburg? Der Stadtstaat, in dem sich das UKE und der Klinikkonzern
Asklepios seit Jahren als Pioniere digitaler Versorgung verstehen, hat
von politischer Seite aus das Thema bislang nicht in den Vordergrund
gestellt. Nun will man sich gleich an die Spitze stellen. Allerdings
gab nicht Gesundheitssenatorin Cornelia Prüfer-Storcks, sondern
Asklepios Vorstandschef Kai Hankeln den Impuls. Er forderte
vergangenen Monat eine einheitliche Digitalisierungsinitiative für das
Gesundheitswesen in Hamburg. Von der Gesundheitssenatorin erwartet er,
dass sie den Prozess steuert und moderiert.

Grund für den Vorstoß: Asklepios sieht derzeit keine deutsche
Strategie in der Health-IT und traut der Selbstverwaltung im
Gesundheitswesen auch nicht zu, diese gemeinsam ohne politische Hilfe
zu entwickeln. Hankeln befürchtet sogar, dass der Gesundheitsmarkt
ohne einheitliche Strategie in wenigen Jahren von globalen Konzernen
wie Amazon oder Google beherrscht wird. Er glaubt: "Das deutsche
GKV-System ist auf die Global Player nicht vorbereitet."

Eine gemeinsame digitale Plattform hätte auf jeden Fall Vorteile für
die medizinische Forschung, wie Asklepios herausstellte: "Allein
Asklepios versorgt in Hamburg jährlich mehr als 700.000 Patienten. Die
dabei gewonnenen medizinischen Daten könnten so datenschutzkonform und
anonymisiert in die Entwicklung neuer Behandlungsmethoden und
Therapien einfließen."

Auch weil Hankeln den Akteuren auf Bundesebene keinen gemeinsamen Weg
zutraut, soll im überschaubaren Hamburger Markt ein Anfang gemacht
werden. "Wenn ein Bundesland dafür die Voraussetzungen mitbringt, dann
ist es Hamburg", sagte Hankeln mit Blick auf die starken
Digitalisierungsinvestitionen im UKE oder in den Asklepios-Häusern in
Wandsbek und Rissen. Zudem hält er die Akteure in Hamburg für
aufgeschlossen genug, trotz Konkurrenz zu einer einheitlichen Linie zu
finden. Diese Sichtweise überrascht aus mehreren Gründen:


	Der Wettbewerb zwischen den Krankenhäusern ist deutlich größer als in Flächenländern. In der Vergangenheit fiel es den Kliniken oft schwer, unter Konkurrenzdruck zu einer gemeinsamen Linie zu finden.

	Das Verhältnis zwischen der KV und den Kliniken ist immer wieder berührt von gegensätzlichen Interessen. Insbesondere die MVZ-Gründungen von Asklepios werden vonseiten der niedergelassenen Ärzte in Hamburg aufmerksam verfolgt.

	Die Selbstverwaltung beobachtet mit Skepsis, dass die Gesundheitssenatorin auf größeren behördlichen Einfluss drängt.



Dass nun ausgerechnet die Senatorin um Hilfe gebeten wird, um zu einer
einheitlichen Digitalisierungsstrategie zu finden, wird nicht jeden
Akteur im Hamburger Gesundheitswesen überzeugen. Hankeln dagegen
meint: "Die Senatorin ist die Geeignete, diesen Prozess zu steuern."
Prüfer-Storcks selbst hält die Initiative für sinnvoll und will die
Steuerung auch übernehmen. "Es gibt noch viele nicht ausgeschöpfte
Digitalisierungspotenziale in den Krankenhäusern, von der
elektronischen Patientenakte über digitale Video-Konferenzen mit
hochspezialisierten Experten bis zum Einsatz von Robotern bei 0Ps oder
Online-Ambulanzen für psychisch kranke Menschen", sagte die Senatorin
nach dem Vorstoß von Asklepios auf Anfrage. Sie gab aber auch zu
bedenken, dass bislang noch nicht einmal die Hamburger Krankenhäuser
unter sich zu einer abgestimmten Linie gefunden haben. "Bisher hat
leider jedes Haus seine eigene Strategie verfolgt." Sinnvoll sei, dass
sich die Hamburger Krankenhäuser untereinander über ihre verwendeten
IT-Systeme abstimmen. Ähnlich klingt Hankeln, wenn er sagt: "Hamburg
braucht einen großen Wurf und keinen Flickenteppich von
Insellösungen."

Die bisherigen Bemühungen im Gesundheitswesen etwa mit den
verschiedenen elektronischen Patientenakten wie TK-Safe oder Vivy
reichen auch nach Ansicht von Asklepios-IT-Chef Henning Schneider bei
Weitem nicht aus. Nach seiner Ansicht müssen Prozesse über Sektoren
hinweg digitalisiert werden - von der ersten Terminfindung bei
niedergelassenen Ärzten über die Einweisung in das Krankenhaus bis zum
Entlassungsmanagement und zur Nachsorge der Patienten. Profitieren
sollen davon nicht nur die Patienten durch schnellere Termine und
abgestimmte Versorgung über die Sektoren hinweg. Die Mitarbeiter in
Krankenhäusern und Praxen sollen entlastet werden, weil die digitalen
Prozesse ihnen mehr Zeit für die Patienten ermöglichen. Die
Leistungserbringer wiederum könnten sparen, weil nicht mehr jeder
Akteur an teuren Insellösungen basteln müsste.

Diese Sichtweise erfordert allerdings ein Umdenken bei den Akteuren.
Hankeln hat damit schon begonnen, versicherte er bei der Vorstellung
der Initiative. Denn bislang hat auch der Klinikkonzern hinter
verschlossenen Türen an eigenen Konzepten gearbeitet. Jetzt will man
die eigenen Ideen offenlegen und zur Verfügung stellen und sich
zugleich für die Vorschläge anderer Akteure aufgeschlossen zeigen:
"Wir entwickeln Ideen für den Markt, nicht für uns."

Noch nicht abschließend geklärt ist die Frage der Finanzierung.
Hankeln und Prüfer-Storcks setzen auf den Strukturfonds von Bund und
Ländern. Hankeln beziffert den Kapitalbedarf stadtweit auf rund 28
Millionen Euro.


700.000

Patienten werden nach Angaben von Asklepios allein von den
Einrichtungen des privaten Klinikkonzerns jährlich in Hamburg
versorgt. Die dabei gewonnenen medizinischen Daten sollen künftig
datenschutzkonform und anonymisiert in die Entwicklung neuer
Nachbehandlungsmethoden und Therapien einfließen.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 4/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201904/h19044a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 
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POLITIK/1944: Arbeitstreffen der Pflegebündnisse zieht Bilanz (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 19 vom 10. Mai 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Weiter für mehr Personal

Arbeitstreffen der Pflegebündnisse zieht Bilanz

Markus Bernhardt im Gespräch mit Thomas Zmrzly



UZ: Am Wochenende haben sich aus der ganzen Bundesrepublik
Vertreterinnen und Vertreter der Bündnisse für mehr Personal im
Gesundheitswesen zu einem Arbeitstreffen im Düsseldorfer
ver.di-Landesbezirk versammelt. Was stand auf der Agenda? Welche
Schwerpunkte wurden diskutiert?

Thomas Zmrzly: Einige Bündnisse sind nun schon mehrere Jahre alt,
andere wie zum Beispiel hier in NRW haben sich gerade erst gegründet.
Manche haben schon Erfahrungen mit der Unterstützung von
Arbeitskämpfen für einen "Tarifvertrag Entlastung" oder auch für
Tarifverträge überhaupt in Tochterfirmen - so werden nämlich ganze
Arbeitsbereiche wie etwa Küche, Reinigung, Transport gerne
kostengünstig ausgelagert. Auch Privatisierungen von
Gesundheitseinrichtungen, Verkauf von städtischen Anteilen standen
schon vielerorts auf der Agenda. Andere haben sogar Volksbegehren auf
Landesebene initiiert. Diesen Erfahrungen galt es Raum zu geben und
sie entsprechend auszuwerten. Es wurde außerdem über
Personalbemessungsmethoden, Arbeitszeit, über eine bessere
Koordinierung untereinander und auch über effektive Mittel und
Methoden der politischen Außenwirkung diskutiert.


UZ: Welche Bedeutung und welches Selbstverständnis haben die Bündnisse?

Thomas Zmrzly: Inspiriert sind alle natürlich vom Kampf der
Charité-Kolleginnen und -Kollegen in Berlin, wie auch von den
Bündnissen aus Berlin und Hamburg. In Berlin und Hamburg haben die
Bündnisse gezeigt, dass sie gesellschaftliche Wirkung entfalten
können, indem sie die ersten Hürden für Volksentscheide genommen
haben. Politisch stehen die Bündnisse hinter den Forderungen der
Beschäftigten nach tariflicher und gesetzlicher Personalbemessung.
Darüber hinaus ist den allermeisten Bündnissen klar, dass die
Privatisierung gestoppt und die Gesundheitsversorgung in öffentliche
Hand rücküberführt werden muss. Die Gesundheitsversorgung muss sich am
Bedarf der Patientinnen und Patienten und nicht am kommerziellen
Interesse der Gesundheitskonzerne orientieren. Die Slogans "Mehr von
uns ist besser für uns alle" und "Profite pflegen keine Menschen"
drücken dies am besten aus. Die Abschaffung der Fallpauschalen (DRGs)
ist dafür die notwendige Voraussetzung.


UZ: Wie ist es um den Rückhalt der jeweiligen Bündnisse bei den Beschäftigten bestellt?

Thomas Zmrzly: Das ist ganz unterschiedlich. Sie ist dort natürlich
größer, wo sich Bündnisse im Zusammenhang mit Arbeitskämpfen gegründet
haben. In den Arbeitskämpfen selbst war deutlich zu erleben, wie sich
die Kolleginnen und Kollegen über die Unterstützung von außen gefreut
haben. Eine Kollegin aus Niedersachsen wusste zu berichten, dass sich
dort in vielen Städten Pflegebündnisse gegründet haben, nachdem dort
eine Pflegekammer mit Zwangsmitgliedschaft von der niedersächsischen
Landesregierung eingerichtet worden war. In Dortmund hat sich gerade
ein neues Bündnis gegründet, das sogar von der dortigen
DGB-Vorsitzenden unterstützt wird. Es ist sehr breit aufgestellt -
auch Akteurinnen und Akteure aus Selbsthilfegruppen und
Behindertenpolitik, also über Alten - und Krankenpflege hinaus, sind
mit dabei.


UZ: Welche Bilanz ziehen Sie aus der bisherigen Arbeit der Bündnisse?

Thomas Zmrzly: Aus dem Hamburger Bündnis kam die Idee des "Olympischen
Briefes". Forderungen an die Gesundheitsministerkonferenz wurden
formuliert, in einem rollenden Koffer quer durch die Republik durch
viele Krankenhäuser und Stationen transportiert und dort mit
beachtlicher Resonanz unterschrieben. Für alle Beteiligten ein voller
Erfolg und eine Ermutigung, weiter am Thema Personalsituation zu
arbeiten. Auch organisatorisch lag das in den Händen der Bündnisse.
Darüber hinaus wurden die Volksabstimmungen in verschiedenen
Bundesländern wesentlich von den Bündnissen entwickelt und getragen.
Das allein zeigt, wie wichtig die Bündnisse vor Ort sind. Nicht
zuletzt in der Diskussion um Forderungen nach gesetzlicher
Personalbemessung und der Rückführung der Gesundheitsversorgung in die
öffentliche Hand. Dies drückt sich natürlich am stärksten in den
Volksbegehren selbst aus.


UZ: Wie wird die Übergabe des Offenen Briefes am 5. Juni an Bundesgesundheitsminister Jens Spahn in Leipzig vorbereitet? Welche Aktionen finden dort statt?

Thomas Zmrzly: Ohne zu viel zu verraten, kann gesagt werden, dass die
Unterschriften öffentlichkeitswirksam übergeben werden sollen. Die
mehreren hundert Meter an Unterschriften und möglichst viele Aktive
aus vielen verschiedenen Städten sollen zeigen, dass weder das
Pflegepersonaluntergrenzengesetz noch sonstige Maßnahmen des
Bundesgesundheitsministers grundsätzlich etwas an der Situation von
Kolleginnen und Kollegen oder Patientinnen und Patienten verbessert
haben. Die für einige Bereiche gesetzten Pflegepersonaluntergrenzen
und auch die Refinanzierung in 2019 eingestellter Pflegekräfte, laufen
Gefahr, durch schlichte Umschichtungsmanöver die aktuelle Situation
fortzuschreiben oder gar noch zu verschärfen.


UZ: Und will soll es nach der Übergabe des Offenen Briefes weitergehen?

Thomas Zmrzly: Aktuell schauen viele auf den Ausgang der gerichtlichen
Klärung der Volksentscheide in Bayern und Hamburg, denn die
Durchführung der Volksentscheide wird dann entsprechend alle Kräfte in
Anspruch nehmen. Zum zweiten wird sich zeigen müssen, ob die tariflich
erkämpften Abschlüsse zur Personalbemessung, also die "Tarifverträge
Entlastung", das halten, was sie versprochen haben, oder ob es zu
erneuten Streiks kommen wird. ver.di und die Kolleginnen und Kollegen
der 13 Häuser, in denen ein "Tarifvertrag Entlastung" abgeschlossen
wurde, werden sich auch im Juni treffen, um über das weitere Vorgehen
zu beraten. Zusätzlich gibt es viele lokale und spezielle Themen, die
die Bündnisse vor Ort weiter vorantreiben werden. In NRW selbst geht
es in den nächste Monaten um die Konsolidierung neuer Bündnisse, die
Bündelung der Kräfte und die Frage, ob in Nordrhein-Westfalen eine
Volksinitiative oder gleich ein Volksbegehren in Angriff genommen
werden kann und sollte. Das nächste bundesweite Treffen ist für den
Herbst in Berlin anvisiert.

 * 
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DIABETES/2055: Disease-Management-Programme Typ-2-Diabetes - vorläufige Ergebnisse aus Leitlinien-Recherche (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 09.05.2019

DMP Typ-2-Diabetes: IQWiG legt vorläufige Ergebnisse aus Leitlinien- Recherche vor

Aktualisierungsbedarf bei fast allen Versorgungsaspekten / Institut bittet
um Stellungnahmen bis zum 5. Juni



Disease-Management-Programme (DMP) sollen in regelmäßigen Abständen
aktualisiert werden, um sie an den jeweiligen Stand des medizinischen
Wissens anzupassen. Das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (IQWiG) hat deshalb aktuelle evidenzbasierte Leitlinien
zu Diabetes mellitus Typ 2 recherchiert, deren Empfehlungen zu
Kernaussagen zusammengefasst und überprüft, ob sich aus ihnen ein
Aktualisierungsbedarf ergibt. Die vorläufigen Ergebnisse liegen nun vor.
Demnach sollten oder könnten fast alle Aspekte des DMP überarbeitet
werden. Allerdings bilden auch die Leitlinien nicht alle für die
Patientenversorgung wichtigen Fragen und Probleme angemessen ab. Bis zum
5. Juni können Interessierte Stellungnahmen zu diesem Vorbericht abgeben.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler konnten 35 Leitlinien in ihre
Analyse einbeziehen, aus denen sie insgesamt 1802 Empfehlungen
extrahierten. Diese beziehen sich auf verschiedenste Versorgungsaspekte
wie Diagnostik, Therapie oder Schulung der Betroffenen.

Einen Überarbeitungsbedarf stellt das IQWiG für die meisten
Gliederungspunkte des DMP fest. Das gilt insbesondere für die
"Blutglukosesenkende medikamentöse Therapie" sowie "Begleit- und
Folgeerkrankungen" des Typ-2-Diabetes. Einzige Ausnahme bildet die
"Diagnostik (Eingangsdiagnose)".

Kaum Empfehlungen zur Multimedikation

Zu "Besondere Maßnahmen bei Multimedikation" kann das IQWiG keine Aussagen
treffen. Das liegt daran, dass in den Leitlinien keine entsprechenden
Empfehlungen zu finden sind. Dabei sind die in das DMP eingeschriebenen
Patientinnen und Patienten im Durchschnitt 68 Jahre alt und haben in der
Regel eine ganze Reihe weiterer Erkrankungen, die auch mit Medikamenten
behandelt werden. Häufig erhalten sie eine Kombination von Arzneimitteln,
die gerade bei Älteren problematische Wechselwirkungen haben können. Die
Leitlinien bilden diese Problematik aber noch nicht ausreichend ab.

Unterzuckerungen rücken in den Fokus

Wie bereits beim Diabetes mellitus Typ 1 sind inzwischen auch bei Typ 2
die Folgen von Hypoglykämien in den Leitlinien in den Vordergrund gerückt.
Im DMP sind sie zwar bereits Thema, allerdings weniger prominent. Es gibt
eine weitere Analogie zum Typ-1-Diabetes: Nach den Leitlinien können auch
beim Typ-2-Diabetes technische Hilfsmittel zur Kontrolle und Regulierung
des Blutzuckerspiegels, beispielsweise ein kontinuierliches
Glukose-Monitoring (CGM), empfohlen werden. In den DMP-Richtlinien ist das noch
nicht berücksichtigt.

Patientinnen und Patienten sollten Kenntnisse in Schulungen auffrischen können

Patientenschulungen sind längst fester Bestandteil des DMP Typ-2-Diabetes.
Inhaltliche und zeitliche Vorgaben gibt es dabei noch kaum. Neuere
Leitlinien heben inzwischen hervor, dass sich solche Schulungen an den
Bedürfnissen der Patientinnen und Patienten orientieren müssten. Das
schließt wiederholte Schulungen zum Selbstmanagement ein, die geeignet
sind, den HbA1c-Wert zu verbessern und ungeplante Klinikeinweisungen zu
reduzieren.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.iqwig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 09.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LEBER/259: Neue Erkenntnisse zu lokalen Entzündungsprozessen in der Leber (idw)


Paul-Ehrlich-Institut - Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 10.05.2019

Neue Erkenntnisse zu lokalen Entzündungsprozessen in der Leber



Präzise Kenntnisse über organspezifische Vorgänge bei Entzündungsprozessen
liefern Ansatzpunkte für zielgerichtete Therapien mit weniger
Nebenwirkungen. Forscherinnen und Forscher des PEI haben neue Erkenntnisse
zu leberspezifischen Entzündungsprozessen gewonnen - hierbei ist der
Rezeptor für Interleukin-1ß von Bedeutung. Über die Forschungsergebnisse
berichtet das Journal Frontiers in Immunology in seiner Online-Ausgabe vom
09.05.2019.

Das Immunsystem mit seinen pro- und antientzündlichen Botenstoffen
(Zytokinen) ist aufgrund seiner hohen Komplexität nicht vollständig
verstanden. Typ-I-Interferone bilden eine große Gruppe von Botenstoffen,
die mehr als 300 Gene beeinflussen und damit erheblich die Aktivität des
Immunsystems steuern. In früheren Untersuchungen hatten
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler um Prof. Dr. Zoe Waibler,
Leiterin des Fachgebiets Produktprüfung immunologischer Arzneimittel der
Abteilung Immunologie des Paul-Ehrlich-Instituts, herausgefunden, wie
Typ-I-Interferone die Leber schützen können. Mäuse, bei denen
Typ-I-Interferone ihre Effekte nicht vermitteln können
(Typ-I-Interferon-Rezeptor (IFNAR)-defiziente Mäuse) entwickelten nach entsprechender
Behandlung eine schwere Leberentzündung, Tiere mit IFNAR dagegen nicht.
Dies wird mit einem Ungleichgewicht pro- und antientzündlicher Zytokine
der Interleukin-1-Familie in Zusammenhang gebracht.

In ihrer aktuellen Untersuchung stellten sich die Forscherinnen und
Forscher die Frage, warum bei IFNAR-defizienten Mäusen nur die Leber,
nicht aber andere Organe wie beispielsweise die Milz von dieser Schädigung
betroffen sind. Um dies herauszufinden, nutzten sie wie in den
vorangegangenen Untersuchungen Poly(I:C). Poly(I:C) ist eine künstliche
Doppelstrang-RNA, die in der Lage ist, das Immunsystem unspezifisch zu
aktivieren, wie dies z.B. auch bei einer viralen Infektion geschieht. Die
Forscherinnen und Forscher stellten überrascht fest, dass pro- und
antientzündliche Zytokine bei den IFNAR-defizienten Mäusen nicht nur in
der Leber, sondern auch in nicht geschädigten Organen wie der Milz in
einem Ungleichgewicht sind. Auch andere wichtige Parameter unterschieden
sich nicht, wenn Leber und Milz von Mäusen mit oder ohne IFNAR untersucht
wurden: Weitere Botenstoffe des Immunsystems waren in geschädigten und
intakten Organen weitgehend gleich verteilt, wichtige Immunzellen
ebenfalls. Schließlich entdeckten die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler den Unterschied: Ein wichtiger Rezeptor wird in den
Organen unterschiedlich exprimiert (gebildet): Es handelt sich um den
Rezeptor für Interleukin-1ß der in der Leber, nicht aber in der Milz
exprimiert wird. Interleukin-1ß ist ein stark entzündungsförderndes
Zytokin. Damit kann das in Abwesenheit von Typ-I-Interferon
fälschlicherweise gebildete Interleukin-1ß in der Leber zu den
Schädigungen führen, nicht hingegen in der Milz, in der der Rezeptor für
Interleukin-1ß fehlt. Erkenntnisse zu einer unterschiedlichen Verteilung
wichtiger Rezeptoren in verschiedenen Organen liefern einen Beitrag auf
dem Weg zu zielgerichteten Therapien mit weniger Nebenwirkungen.


Originalpublikation:

Anzaghe M, Resch T, Schaser E, Kronhart S, Diez C, Niles MA, Korotkova E,
Schülke S, Wolfheimer S, Kreuz D, Wingerter M, Bartolomé Rodríguez MM,
Waibler Z (2019): Organ-specific expression of IL-1 receptor results in
severe liver injury in type I interferon receptor deficient mice.
Front Immunol May 9 [Epub ahead of print].

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.pei.de/DE/infos/presse/pressemitteilungen/2019/08-neue-erkenntnisse-lokale-entzuendungsprozesse-leber.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution430

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Paul-Ehrlich-Institut - Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 10.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PFLEGE/770: Neue Datenbank - Beratungsangebote schneller und einfacher finden (ZQP)


Zentrum für Qualität in der Pflege - 13. Mai 2019

Pflege: Beratungsangebote schneller und einfacher finden



Berlin - Übersichtlich und leicht zu bedienen: Die gemeinnützige 
Stiftung Zentrum für Qualität in der Pflege (ZQP) bietet eine neue, 
frei zugängliche Datenbank mit über 4.500 nicht kommerziellen
Beratungsangeboten.

Aktuell sind rund 3,4 Millionen Menschen in Deutschland
pflegebedürftig. Die meisten von ihnen leben zu Hause und werden vor
allem von pflegenden Angehörigen unterstützt und gepflegt. Für die
Pflege gibt es eine Vielzahl an Hilfemöglichkeiten und Leistungen aus
der Pflegeversicherung. Diese zu kennen und das richtige Angebot
auszuwählen, ist nicht leicht. Dabei kann professionelle Beratung zur
Pflege unterstützen. Doch viele Menschen wissen nicht, an wen sie sich
wenden sollen. Denn das Angebot ist häufig nur schwer zu überschauen.
Zudem gibt es viele Beratungsstellen, die oft auf einzelne Themen
spezialisiert sind.

Daher bietet das Zentrum für Qualität in der Pflege (ZQP) eine frei
zugängliche und werbefreie Datenbank mit über 4.500 nicht
kommerziellen Beratungsangeboten rund um die Pflege. Die Datenbank
wird kontinuierlich aktualisiert und wurde nunmehr auch hinsichtlich
Zugänglichkeit und Bedienbarkeit umfassend weiterentwickelt. Mit dem
kostenlosen Angebot können Ratsuchende deutschlandweit nun noch
schneller und einfacher nach Beratungsmöglichkeiten in ihrer Nähe
suchen - zum Beispiel von Pflegestützpunkten, Einrichtungen der
Wohlfahrtspflege, Verbraucherverbänden, kommunalen Einrichtungen oder
compass private pflegeberatung. Die Datenbank richtet sich vor allem
an pflegebedürftige Menschen und ihre Angehörigen.

"Gute Beratung hilft, die Pflege bestmöglich zu organisieren. Sie ist
daher ein zentraler Schlüssel zu guter Pflege. Und mehr noch: Beratung
kann zur Prävention von gesundheitlichen Problemen bei
pflegebedürftigen Menschen und ihren pflegenden Angehörigen beitragen.
Voraussetzung ist, dass Beratung leicht zugänglich ist und auch in
Anspruch genommen wird. Vor diesem Hintergrund haben wir ein einfach
bedienbares Informationsangebot entwickelt, das bei der Suche nach
Beratung unterstützt", sagt Dr. Ralf Suhr, Vorstandsvorsitzender des
ZQP.

Mit der neuen ZQP-Datenbank kann man nicht nur gezielt nach einem
Beratungsangebot in der Nähe suchen. Die Ergebnisse lassen sich zudem
ganz einfach filtern - je nachdem, ob die Beratung speziell zur
Pflege, zum Wohnen, zum Betreuungsrecht, zur Selbsthilfe oder zu
Demenz erfolgen soll. Auch Beschwerdestellen sind in der Datenbank
eigens aufgelistet. Über eine Karte können die Ratsuchenden auf einen
Blick erkennen, wo sich die Beratungsstelle befindet. Neben den
Kontaktdaten werden zusätzliche Informationen zur Verfügung gestellt,
zum Beispiel, ob die Beratung in der Beratungsstelle telefonisch oder
auch als Hausbesuch erfolgen kann. Außerdem ist jeweils kurz
zusammengefasst, zu welchen Themen beraten wird. Einer Übersicht sind
zudem Anbieter von Online-Beratung und bundesweite Beratungstelefone
zu entnehmen.

Daneben finden Ratsuchende viele weitere Informationen rund um das
Thema Beratung zur Pflege. Dazu gehört etwa der ZQP-Einblick, der kurz
und bündig zusammenfasst, was eine gute professionelle Beratung zur
Pflege im Einzelnen ausmacht und was man von den Angeboten erwarten
kann. Darüber hinaus sind weitere Datenbanken zur Suche nach
Pflegeanbietern oder nach Angeboten der Palliativ-Versorgung verlinkt.

Alle in der Datenbank enthaltenen Informationen wurden vom ZQP selbst
recherchiert. Um die Qualität der Daten zu sichern, wurden vor deren
Veröffentlichung alle Beratungseinrichtungen kontaktiert. Diese
Abfrage wird jährlich wiederholt. Mit keinem von den in der Datenbank
aufgeführten Beratungsangeboten ist das ZQP organisatorisch verbunden.
Die Stiftung hat keinen Einfluss auf die Qualität der jeweiligen
Beratungen noch Informationen darüber.


Die neue Datenbank ist kostenlos über die ZQP-Webseite zugänglich: 

www.zqp.de/beratungsdatenbank

 * 

Die Stiftung Zentrum für Qualität in der Pflege ist Kooperationspartner in der Allianz für Menschen mit Demenz.

 * 

Quelle:

Zentrum für Qualität in der Pflege

Pressemitteilung vom 13. Mai 2019

Reinhardthöfe

Reinhardtstraße 45, 10117 Berlin

E-Mail: info@zqp.de

Telefon: 030 27 59 395 0, Telefax: 030 27 59 395 20

Internet: http://www.zqp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / SOZIALES





STUDIE/643: Positiver Einfluss von Farbe und Licht auf Intensivstationen (idw)


Bergische Universität Wuppertal - 10.05.2019

Wuppertaler Studie bestätigt positiven Einfluss von Farbe und Licht auf Intensivstationen



Das Helios Universitätsklinikum Wuppertal hat in Kooperation mit der
Bergischen Universität Wuppertal in einer einjährigen Forschungsstudie die
Wirkung von Farbe und Licht auf Patienten und Personal der Intensivstation
untersucht. Jetzt wurden erste signifikante Ergebnisse vorgestellt.

Die weltweit größte Forschungsstudie des Helios Universitätsklinikum
Wuppertal wurde in Kooperation mit der Bergischen Universität Wuppertal
über einen Zeitraum von 24 Monaten (Oktober 2017/2018) auf den
Intensivstationen des Klinikums in Barmen durchgeführt. In enger
Abstimmung der beiden Kooperationspartner wurde untersucht, welchen
Einfluss ein neues Farb- und Lichtkonzept der Intensivstation auf den
Menschen nimmt.

Die Renovierungsmaßnahmen umfassten den Neuanstrich von Wände, Decken und
Türen sowie den Austausch sämtlicher Leuchtmittel. Um aussagekräftige
Ergebnisse erzielen zu können, wurden die Bewertungen von Patienten,
Angehörigen und Personal vor wie nach der Renovierung sowohl quantitativ
mittels Fragebögen sowie qualitativ über Interviews erfasst.

"Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass die Umweltfaktoren Licht und Farbe
eine besonders positive Wirkung auf das Befinden und den
Gesundheitszustand von Intensivpatienten, das Vertrauen und die
Zufriedenheit von Angehörigen sowie die Arbeitsmotivation und
Identifikation des Personals der Station haben", so Dr. Gabriele Wöbker,
Chefärztin der Klinik für Intensivmedizin am Helios Universitätsklinikum
Wuppertal, die gemeinsam mit ihrem Kollegen Prof. Dr. Axel Buether,
Farbforscher Bergische Universität Wuppertal, im Rahmen der
Ergebnisvorstellung ein erstes Resümee zieht. "Ebenso belegen die
Ergebnisse der Untersuchung, dass sich Licht und Farbe positiv auf den
Medikamentenverbrauch der Patienten auswirken und diesen erheblich
reduzieren können."

Die Patienten-/Angehörigenbefragungen sowie Mitarbeiter-Interviews belegen
die Wirksamkeit von Farbe und Licht auf das Wohlbefinden und die
Zufriedenheit des Menschen. "Bei der Auswertung der Befragungen zeigen
sich hervorragende Ergebnisse: Die Zufriedenheit der Patienten mit den
Räumlichkeiten wurde durch die neue Farb- und Lichtgestaltung um ein
Drittel gesteigert", so Prof. Dr. Axel Buether. Die Wirkung erstreckt sich
aber nicht nur auf die Wahrnehmung des architektonischen Raums, sondern
auch auf die der Fürsorge. Der von den Betroffenen als
"Wohlfühlatmosphäre" bezeichnete Raumeindruck der Aufenthaltsräume und
Patientenzimmer sorgt für eine effektivere Pflege.

Die positive Bewertung der Pflegemaßnahmen stieg bei den Patienten nach
der Renovierung um fast 30 Prozent. "Zudem fühlen sich die Patienten nach
den Renovierungsarbeiten auf der Station wesentlich privater und wohler.
Insbesondere Gefühle wie Geborgen- und Sicherheit sind für die Genesung
der Patienten ein entscheidender Faktor. Hier haben wir nach der
Renovierung eine Steigerung von über 55 Prozent erzielt", erläutert Dr.
Gabriele Wöbker.

Durch die Neugestaltung der Station wurde aber nicht nur die Zufriedenheit
der Patienten, sondern auch die der Mitarbeiter gesteigert. "Die
Raumqualität der Patientenzimmer wird vom Personal sogar um 40 Prozent
besser beurteilt", so Prof. Dr. Axel Buether. Auch die Zufriedenheit der
Mitarbeiter mit ihrer Arbeit konnte durch das Projekt um zwölf Prozent
gesteigert werden.

Ein weiterer wichtiger Aspekt stellt die Identifikation der Mitarbeiter
mit ihrem Arbeitsplatz dar: Nach der Neugestaltung der Station haben sich
die Mitarbeiter deutlich stärker mit ihrem Arbeitsplatz identifiziert. Im
Vergleichszeitraum wurde eine Steigerung von fast 30 Prozent erzielt.
"Auch bei der Wirkung von Farbe und Licht auf den Medikamentenverbrauch
der Patienten können wir auf bahnbrechende Ergebnisse zurückgreifen. So
konnte der Verbrauch an Medikamenten im Vergleichszeitraum um
durchschnittlich 30 Prozent gesenkt werden", erzählt Dr. Gabriele Wöbker.

"Die Studie war für uns ein voller Erfolg. Den Ergebnissen zufolge haben
die Faktoren Farbe und Licht einen sehr großen Einfluss auf den Menschen
und seine Gesundheit", so Prof. Dr. Axel Buether. "Für uns sind die
Ergebnisse ein klares Signal, dass mit wenigen Mitteln sehr viel bewegt
werden kann. In Wuppertal werden wir in jedem Fall an dem Projekt
festhalten und es sukzessive erweitern", ergänzt Dr. Gabriele Wöbker.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution650

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bergische Universität Wuppertal - 10.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENTWICKLUNG/1448: Licht gegen Hirntumorzellen - Experimentelles LED-Implantat (idw)


Universitätsklinikum Ulm - 10.05.2019

Licht gegen Hirntumorzellen 

Experimentelles LED-Implantat zur möglichen Therapie von Glioblastomen



Sie kehren immer wieder zurück und gelten daher als unheilbar:
Glioblastome. Das von einem Team um Neurochirurg Professor Dr. Marc-Eric
Halatsch (Universitätsklinikum Ulm) und Medizintechnikingenieur Professor
Dr. Felix Capanni (Technische Hochschule Ulm) selbst entwickelte
LED-Implantat, das mittels direkt im Hirn ausgesendeten Lichts die aggressiven
Hirntumorzellen eliminieren soll, hat in vitro hohe Wirksamkeit sowie in
ersten Untersuchungen in vivo eine sehr gute Verträglichkeit gezeigt. Die
Ergebnisse werden im Rahmen der Mitte Mai in Würzburg stattfindenden 70.
Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft für Neurochirurgie vorgetragen.

"Trotz operativer Entfernung, Bestrahlung und Chemotherapie treten
Glioblastome meist innerhalb weniger Monate erneut auf", erläutert
Professor Dr. Marc-Eric Halatsch, Leitender Oberarzt der Klinik für
Neurochirurgie am Standort Ulm. "Denn für ein Nachwachsen des aggressiven
Hirntumors reichen einzelne Zellen aus, die der Tumor in das ihn umgebende
Hirngewebe gestreut hat. Diese können wir jedoch - um so viel gesundes
Hirngewebe wie möglich zu erhalten - häufig nicht operativ zusammen mit
dem eigentlichen Tumor entfernen", so der Glioblastom-Experte weiter.
Ihrem Ziel, diese Zellen möglichst selektiv abzutöten, ist die
Arbeitsgruppe um Prof. Halatsch und Prof. Capanni nun einen großen Schritt
nähergekommen: Ihr selbst entwickeltes Implantat mit Licht emittierenden
Dioden (kurz: LED), das elektromagnetische Strahlung unterschiedlicher
Wellenlängen einschließlich UV-Licht aussenden kann, zeigt zum einen bei
in-vitro-Versuchen ("in der Petrischale") ausgeprägte wachstumshemmende
bis letale Effekte auf Glioblastomzellen. Zum anderen konnte in einem
ersten in-vivo-Experiment mit Hausschweinen eine sehr gute Verträglichkeit
des aktivierten Implantats nachgewiesen werden.

Hinter dem innovativen Ansatz steckt eine Methode, die beispielsweise bei
Hauttumoren zum Einsatz kommt: die photodynamische Therapie. Zunächst
werden hierfür die bösartigen Tumorzellen mithilfe einer chemischen
Substanz (Photosensibilisator) selektiv lichtempfindlich gemacht und dann
mit Licht geeigneter Wellenlänge bestrahlt, bis sie im Idealfall absterben
(phototoxischer Effekt). Das in Ulm entwickelte, von einem Mikroprozessor
gesteuerte LED-Implantat soll direkt im Gehirn an der Stelle platziert
werden, an der durch die operative Entfernung des Glioblastoms die so
genannte Resektionshöhle entstanden ist. Da Glioblastome meist innerhalb
eines Saums von zwei Zentimetern um die Resektionshöhle herum erneut
auftreten, sollen insbesondere die in diesem Bereich vorhandenen
Tumorzellen durch die wiederholte Bestrahlung erreicht und zerstört
werden. Die Eindringtiefe der verwendeten Strahlung in das Gewebe ist
dabei Gegenstand aktueller Untersuchungen.

Die bisher erhaltenen Hinweise auf die in-vitro-Effektivität und
in-vivo-Verträglichkeit der Methode bestärken die Wissenschaftler darin, ihren
Ansatz, in das normale Hirngewebe eingewanderte Glioblastomzellen mithilfe
einer über das Implantat potenziell vielfach wiederholbaren
photodynamischen Therapie zu inaktivieren oder abzutöten, im Hinblick auf
eine mögliche zukünftige Anwendung bei Patient*innen mit resezierten
Glioblastomen weiter zu entwickeln. Dazu müssen zusätzliche Tests
erfolgen.

Über das LED-Implantat

Das "Mikrocontroller-basierte LED-Implantat für die postoperative
intrazerebrale photodynamische Therapie von Glioblastomzellen", so sein
offizieller Name, soll nach der operativen Entfernung des Glioblastoms
direkt im Gehirn platziert und mit dem Mikroprozessor und einer
Stromquelle in Form einer wieder aufladbaren Batterie, die mit dem
Verbindungskabel in den Körper implantiert wird, verbunden werden.
Das Implantat selbst besteht aus einem Glaskörper, in welchen LED
integriert sind. Die LED sind in der Lage, Licht mit den Wellenlängen 405
und 635 nm sowie UV-Licht zu emittieren. Je größer die Wellenlänge, desto
tiefer kann das Licht in Hirngewebe eindringen. Der Glaskörper kann den
Dimensionen der durch die Entfernung des Glioblastoms entstandenen
Resektionshöhle angepasst werden.

Zur technischen Umsetzung der gemeinsam mit Dr. Richard Kast (Burlington,
Vermont, U.S.A.) entwickelten Implantatidee hat sich Prof. Halatsch im
Jahr 2012 die Unterstützung des Medizintechnikingenieurs Prof. Felix
Capanni (Prodekan der Fakultät Mechatronik und Medizintechnik, Technische
Hochschule Ulm) geholt. Für ihr Projekt hatten die Wissenschaftler 2015
eine Förderung in Höhe von 151.800 Euro im Rahmen der Ausschreibung
"Innovative Projekte/Kooperationsprojekte" des Ministeriums für
Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-Württemberg erhalten.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1093

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Ulm - 10.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENTWICKLUNG/1447: Neue Zähne - hochfest ... und sofort einsetzbar (idw)


Fraunhofer-Institut für Silicatforschung ISC - 10.05.2019

Neue Zähne: hochfest - und sofort einsetzbar

Deutlich verbesserte Glaskeramiken



Die Ansprüche an einen Zahnersatz sind hoch: Er soll natürlich aussehen,
versehentliche Bisse auf einen Kirschkern aushalten - und möglichst sollte
der Patient im Zahnarztstuhl warten können, während der Zahnersatz
individuell gefräst und eingesetzt wird. Dr. Bernhard Durschang und Dr.
Jörn Probst vom Fraunhofer-Institut für Silicatforschung ISC haben einen
solchen Zahnersatz entwickelt und erhalten dafür den Fraunhofer-Preis
»Technik für den Menschen«.

Der Zahn ist stark geschädigt und muss repariert werden. Zahnärzte greifen
dabei auf unterschiedliche Materialien zurück, unter anderem auf
Glaskeramiken. Denn diese wirken am natürlichsten, zudem kann der Arzt
einen Glaskeramik-Zahnersatz direkt in der Praxis fertigstellen. Dafür
erfasst er zunächst die Zahnsituation im Mundraum des Patienten über eine
Stiftkamera, eine Software errechnet die individuellen CAD-Daten, ein
Fräsgerät schneidet die Krone via CAM automatisch und passgenau zurecht.
Anschließend wird der Rohling bei mindestens 800 Grad Celsius gehärtet -
ein zeitaufwändiger Arbeitsschritt. Zudem verändert sich durch das
Aufheizen die Farbe der Krone. Es kann also sein, dass die Brücke farblich
nicht perfekt zu den restlichen Zähnen passt: Dann muss sie noch durch
eine Verblendung angepasst werden.

Glaskeramiken galten als ausgereizt

Zahnärzte wie Patienten wünschen sich jedoch ein Produkt, das so schnell
individuell anzupassen ist, dass der Patient im Zahnarztstuhl darauf
warten kann - man spricht dabei auch von einer Chairside-Behandlung.
Darüber hinaus soll der Zahnersatz eine möglichst hohe Festigkeit haben,
um den Belastungen auch wirklich dauerhaft standhalten zu können. Bei
bisherigen Glaskeramiken waren solche Verbesserungen nicht mehr möglich:
Sie galten als ausgereizt.

Doch genau einen solchen Zahnersatz haben Dr. Bernhard Durschang und Dr.
Jörn Probst vom Fraunhofer-Institut für Silicatforschung ISC in Würzburg
nun entwickelt, gemeinsam mit den Unternehmen VITA Zahnfabrik H. Rauter
GmbH & Co. KG und Degu-Dent GmbH. Dafür wurden die beiden
Fraunhofer-Forscher mit dem Fraunhofer-Preis »Technik für den Menschen«
ausgezeichnet. »Unsere Glaskeramik ist mit mehr als 500 MPa deutlich
fester und robuster als herkömmliche Glaskeramiken, die nur auf rund 350
MPa kommen«, sagt Probst, der seit 2002 für das Anwendungsgebiet
Gesundheit am Fraunhofer ISC verantwortlich ist. »Zudem kann das
Nachhärten im Ofen entfallen. Und: Die Glaskeramik weist in allen
verschiedenen Farbnuancen mit ihrer zahnschmelzartigen Transluzenz eine
hervorragende Optik auf. Der Zahnersatz kann optimal entsprechend der
Zahnfarbe des Patienten ausgewählt werden und wirkt vollkommen natürlich.«

Querdenken führte zum Ziel

Aber wie haben die Forscher es geschafft, einem eigentlich ausgereizten
Material so viele Verbesserungen zu entlocken? Glaskeramiken bestehen aus
einer amorphen Glasphase und einem kristallinen Anteil. Bisher versuchten
Forscher, den Anteil der kristallinen Phase möglichst weit nach oben zu
treiben - schließlich sorgte diese für die Festigkeit. Die beiden
Wissenschaftler des Fraunhofer ISC brachen jedoch mit dieser
Lehrbuchmeinung. »Wir haben stattdessen an den Eigenschaften der Glasphase
gedreht - und Erstaunliches erreicht«, erläutert Durschang, der seit 1996
am Fraunhofer ISC Gläser und Glaskeramiken entwickelt. »Mischt man dem
amorphen Anteil verschiedene Metalloxide zu, steigt dessen Festigkeit.
Somit wandelt sich der amorphe Anteil vom unliebsamen Restglas, das man
loswerden will, zu einem nützlichen Anteil, der die Gesamtfestigkeit sogar
noch steigert.«

Das Projekt reichte weit über die eigentliche Materialentwicklung hinaus.
Die beiden Partnerfirmen erhielten alles aus einer Hand: von der ersten
Lösungsidee bis zur CE-zertifizierten Produktionsanlage. Mittlerweile ist
die neuartige Glaskeramik bereits bei vielen Zahnärzten im Einsatz. Der
Jahresumsatz dieser Glaskeramiken bei den beiden Partnerfirmen liegt
bereits im zweistelligen Millionenbereich - es werden für die kommenden
Jahre jährliche Wachstumsraten von rund 20 Prozent erwartet.

Diese Presseinformation wurde von der Fraunhofer-Gesellschaft
veröffentlicht.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://youtu.be/HgasN-wDrR4

Ein Video zur hochfesten Dentalglaskeramik finden Sie auf dem youtube channel der Fraunhofer-Gesellschaft

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution647

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Silicatforschung ISC - 10.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2757: Hamburg - Veranstaltung zu der Musikgruppe Grup Yorum, 16.05.2019


Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen

Veranstaltung zu der Musikgruppe Grup Yorum

in Hamburg am Donnerstag, den 16.Mai 2019 um 19:00 Uhr

im Internationalen Zentrum B5, (Brigittenstraße 5)



Grup Yorum ist eine Musikgruppe, die 1985 nach dem Militärputsch in der
Türkei gegründet wurde. Sie sind seit ihres Bestehens staatlicher
Verfolgung ausgesetzt. Konzerte mit über 100 000 Menschen werden verboten,
ihre Mitglieder immer wieder verhaftet und ihre Kulturzentren durch
faschistische und staatliche Schlägerbanden regelmäßig überfallen.

Seit 2015 ist die Gruppe auch Repressalien durch den deutschen Staat unter
Berufung auf den reaktionären Paragrafen 129 b StGB ("Unterstützung einer
terroristischen Vereinigung im Ausland") ausgesetzt. Die Gefangenen Musa
Asoglu und Erdal Gökoglu sind auch wegen der Organisierung von Konzerten
von Grup Yorum inhaftiert.

Trotz aller Repression findet am Samstag, den 1. Juni ein Konzert "Ein Herz
+ Stimme gegen Rassismus" in Ludwigshafen, Friedrich Ebert Halle, Erzberger
Str. 89 am 15 Uhr, statt.

Ein Radiointerview mit einem Freiwilligen von Grup Yorum ist zu hören:


https://www.freie-radios.net/95192

Kontakt: grupyorum2019@web.de

Anmerkungen:

Das Tayad-Cafe findet monatlich jeden ersten und dritten Donnerstag im
Internationalen Zentrum B5 ab 18:00 Uhr in Hamburg statt.

Tayad ist eine seit über 30 Jahren existierende Gefangenenhilfsorgansation
aus der Türkei.

 * 

Quelle:

Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen

E-Mail: hamburg@political-prisoners.net

Internet: http://political-prisoners.net
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9065: Aus aller Welt - 14.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



US-Außenminister Pompeo zu Gesprächen nach Rußland gereist

Die USA streben keinen Krieg mit dem Iran an. Das versicherte
US-Außenminister Mike Pompeo am Dienstagnachmittag nach einem Treffen
mit seinem russischen Amtskollegen Sergej Lawrow in Sotschi am
Schwarzen Meer. Wenn aber amerikanische Interessen angegriffen
würden, dann würden sich die USA wehren, so der US-Außenminister
weiter. Lawrow sagte, er habe mit Pompeo über die Konflikte in
Venezuela und Syrien und mit dem Iran gesprochen. Bei seinem ersten
offiziellen Besuch in Rußland wird Pompeo möglicherweise auch mit
Präsident Wladimir Putin zusammenkommen.

14. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9065: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Männerleichen in Brandenburg gefunden

Die in einer Wohnung in der südbrandenburgischen Kleinstadt Forst
(Spree-Neiße) gefundenen toten Männer sind nach bisherigen
Kenntnissen der Ermittler einem Gewaltverbrechen zum Opfer gefallen.
Zur Identität der beiden Toten und ob es sich möglicherweise um
Bandenkriminalität handelte wollte sich die Staatsanwaltschaft
Cottbus vorerst nicht äußern. Auch einen Bericht der Lausitzer
Rundschau, wonach ein dritter Mann schwerverletzt in ein Krankenhaus
geflogen worden sein soll, wollte die Staatsanwaltschaft nicht
kommentieren.

14. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9062: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Spanisches Kriegsschiff verläßt US-Flottenverband

Vor dem Hintergrund der Kriegsandrohungen der USA gegen den Iran hat
Spaniens Verteidigungsministerin Margarita Robles die Fregatte
"Méndez Núñez" aus dem Flottenverband des US-Flugzeugträgers "USS
Abraham Lincoln" abgezogen. Wie die spanische Zeitung El País unter
Berufung auf Angaben eines Ministeriumssprechers in Madrid berichtete,
wolle Spanien eine mögliche militärische Konfrontation vermeiden. Der
US-Schiffsverband wird in den kommenden Tagen für Seegefechtsübungen
im Persischen Golf erwartet. Zuvor hatten die USA bereits
strategische Bomber in die Golfregion verlegt.

14. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9064: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Linke fordert sofortigen Ausstieg aus der Kohle

In einem zu Wochenbeginn in Berlin vorgestellten Fünf-Punkte-Plan für
einen sozialen Klimaschutz verlangt die Linke einen europaweiten
Kohleausstieg und kostenlosen Nahverkehr. Zudem sollen die großen
Energiekonzerne vergesellschaftet und Strom-, Gas- und Wasserkosten in
allen EU-Ländern staatlich überwacht werden. In einem Gespräch mit
der Nachrichtenagentur AFP bezeichnete Parteichefin Katja Kipping die
Klimafrage als die zentrale politische Aufgabe unserer Zeit.

14. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9063: Tragisches und Kurioses - 14.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Flugzeuge kollidieren vor der Küste Alaskas

Vor dem Seeufer von Revillagigedo Island im Südosten von Alaska sind
zwei Wasserflugzeuge aus noch unbekannten Gründen in der Luft
zusammengestoßen. Das geht aus einem Bericht der Zeitung Anchorage
Daily News hervor. Zehn der insgesamt 16 Insassen der beiden
Maschinen konnten nach Angaben der Küstenwache verletzt aus der Bucht
George Inlet bei Ketchikan geborgen werden. Die Behörden bestätigten
bisher drei Todesfälle. Die Passagiere der beiden Wasserflugzeuge
waren Gäste eines Kreuzfahrtschiffs, die einen Rundflug gebucht
hatten.

14. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8148: Aus Forschung und Technik - 14.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



USA wollen innerhalb von fünf Jahren zum Mond

Präsident Donald Trump hat einen engen Zeitplan für die Rückkehr der
USA zum Mond vorgegeben. Bis 2024 sollen wieder Astronauten zum
Erdtrabanten fliegen. Die NASA selbst hatte ursprünglich 2028 ins
Auge gefaßt. Um das Ziel zu erreichen, soll das Jahresbudget der
US-Luft- und Raumfahrtbehörde für das im Oktober beginnende
Haushaltsjahr 2020 um 1,6 Milliarden Dollar auf 22,6 Milliarden
Dollar aufgestockt werden, wie Trump auf Twitter schrieb. Die Mittel
werden laut NASA-Chef Jim Bridenstine für neue Boden- und
Raumfahrzeuge benötigt.

14. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8161: Aus aller Welt - 14.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Katars Hilfsgelder erreichen Palästinenser im Gazastreifen

Ein Gesandter Katars hat rund 30 Millionen Dollar in den Gazastreifen
gebracht. Mit dem Geld sollen zum Ramadan Essenspakete für 55.000
arme Familien und in Abstimmung mit dem Palästinenserhilfswerk der
Vereinten Nationen (UNRWA) 20.000 Kurzzeitjobs finanziert werden. Das
meldete das Katarische Komitee für den Wiederaufbau. Israel soll den
Transfer von Geldern Katars und der Uno im Rahmen der jüngsten
Waffenstillstandsvereinbarung mit der Hamas erlaubt haben. Das
Außenministerium in Doha hatte insgesamt 480 Millionen Dollar Hilfe
für die Palästinenser im Gazastreifen und Westjordanland zugesagt.

14. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8120: Medizin und Gesundheitswesen - 14.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Gute Versorgung chronisch Kranker

Die Kleine Anfrage der FDP-Fraktion im Bundestag brachte es an den
Tag. Die Bundesregierung schätzt die Versorgung chronisch kranker
Patienten in Deutschland als gut ein, da für viele Erkrankungen wie
etwa Augenleiden, Multiple Sklerose oder chronische Hepatitis C
diverse Medikamente mit und ohne belegten Zusatznutzen zur
Verfügung stehen. Da Patienten neu entwickelte Arzneimittel nach der
Zulassung ohne Verzögerung erhalten können, besteht aus Sicht der
Regierung keine Notwendigkeit, weitere Initiativen zu ergreifen,
berichtete das Deutsche Ärzteblatt.

14. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8149: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Schweden fordert erneut Auslieferung von Julian Assange

Die schwedischen Strafverfolgungsbehörden greifen ein vor zwei Jahren
gegen Julian Assange eingestelltes Verfahren wegen des Verdachts der
Vergewaltigung wieder auf. Nachdem der Wikileaksgründer nach rund
sieben Jahren politischen Asyls von britischer Polizei aus der
Londoner Botschaft Ecuadors geholt und inhaftiert wurde, soll Assange
in Schweden zu den gegen ihn erhobenen Vorwürfen, die er bestreitet,
angehört werden. Die schwedische Staatsanwaltschaft will deshalb
einen europäischen Haftbefehl ausstellen und Assanges Auslieferung
beantragen, sobald dieser seine 50 Wochen Haft in Großbritannien
abgesessen hat. Der 47jährige gebürtige Australier hatte gegen
britische Kautionsauflagen verstoßen, als er vor einer Auslieferung
an Schweden in die ecuadorianische Botschaft flüchtete. Assange muß
nach wie vor befürchten, der US-Justiz ausgeliefert zu werden, die
ihn wegen Hochverrats im Zusammenhang mit den Veröffentlichungen von
Wikileaks unter anderem zu den Kriegen der USA in Afghanistan und im
Irak verurteilen will. Bislang fordert die US-Justiz von
Großbritannien die Auslieferung Assanges wegen mutmaßlich versuchten
Eindringens in einen Computer des Pentagons. Der Fall in Schweden
liegt zehn Jahre zurück und würde im August 2020 verjähren.

14. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8072: Sprache, Kunst und Medium - 14.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Herkunft und Verbleib antiker Kunst aus Benin wird untersucht

Nicht zuletzt weil die Nachkommen in ehemaligen Kolonien vornehmlich
europäischer Mächte hartnäckig an begangenes Unrecht erinnern und auf
Rückgabe ihrer von den Eroberern gestohlenen Kulturgüter bestehen,
haben auch hierzulande Universitäten damit begonnen, die
verschlungenen Pfade des Raubes und des illegalen Handels mit
Kunstwerken zu untersuchen.

Eines dieser Forschungsprojekt betrifft rund 3000 Bronzen sowie
weiterer Kunstgegenstände aus dem untergegangenen Königreich Benin,
das im heutigen Nigeria aufging. Aber zuvor eroberten 1897 die
Engländer das westafrikanische Land und schafften Tausende der
reizvollen Metallfiguren nach Europa, wo sie an etliche Museen,
Händler und Sammler verkauft wurden. Laut Radiosender
Berlin-Brandenburg (rbb) hatte auch das Hamburger Museum für Kunst und
Gewerbe einige dieser Figuren erworben.

Nun sollen Forscher der Uni Hamburg und Benin mit einem dreijährigen
Projekt Licht speziell in die Geschichte der Benin-Bronzen bringen.
Finanziell unterstützt wird die Untersuchung auch von der
Gerda-Henkel-Stiftung. Wie Projektleiter Jürgen Zimmerer erklärte,
sollen die betroffenen Museen und Sammler sowie die zuständigen
Politiker nicht länger Unwissenheit vorschützen können. Sie müßten
sich zu gegebener Zeit entscheiden, die Raubkunst zu behalten oder
zurückzugeben.
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MILITÄR/8139: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Washington prüft Mobilisierung für einen Krieg gegen den Iran

In den USA läßt der amtierende Verteidigungsminister Patrick Shanahan
auf Anordnung des Präsidenten-Sicherheitsberaters John Bolton prüfen,
ob das Pentagon in Vorbereitung auf einen Krieg gegen den Iran
120.000 Soldaten in den Mittleren Osten schicken soll. Entsprechende
Pläne hatte Shanahan als eine von mehreren Optionen letzten
Donnerstag den Sicherheitsberatern von Präsident Donald Trump
vorgelegt, wie die New York Times unter Berufung auf
Regierungsvertreter meldete. Der Bericht wurde zunächst weder vom
Präsidialamt noch vom Verteidigungsministerium kommentiert.

Das US-Militär hat kürzlich erst einen Flugzeugträgerverband und eine
Bomberflotte in die Region geschickt. Ein Raketenabwehrsystem und ein
weiteres Kriegsschiff sollen folgen. Bolton ist einschlägig als
Befürworter eines Krieges der USA gegen die Islamische Republik und
eines von außen herbeigeführten Regimewechsels in Teheran bekannt.

US-Außenminister Mike Pompeo ist am Montag dieser Woche uneingeladen
zu einem EU-Außenministertreffen in Brüssel hinzugestoßen, um den
Ressortchefs von Deutschland, Frankreich und Großbritannien die
Haltung Washingtons zum Iran vorzustellen. Für Dienstag hatte Pompeo
ein Treffen in Sotschi mit seinem russischen Amtskollegen Sergej
Lawrow geplant.

Bundesaußenminister Heiko Maas machte Pompeo am Rande des
Ministertreffens deutlich, daß man hinsichtlich der Entwicklung und
der Spannungen in der Region besorgt ist und nicht will, daß es zu
einer militärischen Eskalation kommt. Maas unterstrich, daß aus
europäischer Sicht das mit dem Iran getroffene Nuklearabkommen zur
Zeit der einzige und beste Weg ist, um den Bau einer iranischen
Atombombe zu verhindern.

Die US-Regierung hatte dieses Abkommen vor rund einem Jahr
aufgekündigt und entgegen der Übereinkunft neue und weitreichendere
Wirtschaftssanktionen gegen den Iran verhängt. Angesichts dessen
sieht sich die Regierung in Teheran nicht mehr in der Pflicht, zumal
sich die europäischen Partner nicht energisch genug für eine Umgehung
der Sanktionen Washingtons einsetzen. Unter Berufung auf das Abkommen
erklärte Teheran letzte Woche, nach Ablauf einer 60-Tage-Frist den
Ausstieg aus dem Atomabkommen einzuleiten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8153: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Landtag von Niedersachsen beschließt neues Polizeigesetz

Der Niedersächsische Landtag hat am Dienstag mit den Stimmen von SPD
und CDU ein seit langem umstrittenes Polizeigesetz beschlossen.
Dieses sieht unter anderem eine Präventivhaft von maximal 35 Tagen,
die Verbreitung des sogenannten Staatstrojaners zur Überwachung von
Telekommunikation, den Einsatz von Fußfesseln bei mutmaßlichen
Gefährdern und die Durchführung von Schleierfahndungen vor, bei denen
Bürger verdachtsunabhängig überprüft werden. Die Fraktionen von FDP
und Grüne wollen die Novelle vom Staatsgerichtshof in Bückeburg auf
Verfassungskonformität prüfen lassen. Die Fraktionen verfügen jedoch
im Landtag nicht über die für eine Normenkontrollklage erforderliche
Anzahl von Abgeordneten. Ein Unterstützungsangebot der AfD hatten sie
zuvor abgelehnt. Die Fraktionsvorsitzenden von SPD und CDU bitten
deswegen in einem Schreiben die Kollegen und Kolleginnen von SPD und
CDU um Unterstützung.
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SONSTIGES/8122: Tragisches und Kurioses - 14.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Hungerlöhne für Äthiopiens Beschäftigte in der Textilbranche

Wer von unterbezahlten Jobs in der Textilbranche hört, der denkt
zuerst an Südostasien und den Fernen Osten. Aber eine Studie der New
York University hat ergeben, daß die geringsten Löhne weltweit in
Äthiopien gezahlt werden.

Wie das Deutschlandradio berichtete, ermittelten die Autoren des
Center for Business and Human Rights (Zentrum für Wirtschaft und
Menschenrechte) in New York, daß dort der monatliche Grundlohn im
Durchschnitt umgerechnet 26 US-Dollar beträgt. Das würde kaum zum
Überleben reichen. Deshalb sind Überstunden an der Tagesordnung.
Modemarken wie H&M, Gap und PVH ließen in Äthiopien fertigen, wo
25.000 Menschen in der Branche beschäftigt seien.

In einigen Billiglohnländern würde die Bezahlung deutlich höher
liegen. So verdienten Textilarbeiterinnen und -arbeiter in Kenia
beispielsweise im Schnitt 207 US-Dollar im Monat und in China rund 340
US-Dollar.
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SOZIALES/8150: Arbeit, Soziales und Familie - 14.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Mission Lifeline schickt neues Schiff zur Flüchtlingsrettung aus

Die Dresdner Hilfsorganisation Mission Lifeline wird kommende Woche
ein Schiff zur Rettung von Bootsflüchtlingen ins Mittelmeer schicken.
Das kündigte Claus-Peter Reisch, der Kapitän der in Malta
festliegenden Lifeline, an. Reisch wurde am Dienstag von einem
maltesischen Gericht zu einer Geldstrafe von 10.000 Euro verurteilt,
weil die Lifeline ohne gültige Registrierung gefahren sein soll. Die
Lifeline war in Amsterdam bei einem für nicht berufliche Schiffe
zuständigen Verband registriert. Offiziell fuhr sie nicht unter
niederländischer Flagge. Das Schiff liegt fest, solange das von der
Hilfsorganisation angestrebte Berufungsverfahren nicht abgeschlossen
ist. Jeder Tag des Hilfsschiffs im Hafen kostet den auf Spenden
angewiesenen Betreiberverein 500 Euro. Reisch hält das Urteil für
hanebüchen und politisch motiviert. Das Gericht entschied allerdings
auch, daß es sich bei der Rettung von Flüchtlingen aus Seenot nicht
um eine Geschäftstätigkeit, sondern um einen humanitären Akt des
Kapitäns gehandelt hat. Das teilte Mission Lifeline über Twitter mit.
Die Lifeline hatte im Juni 2018 vor der libyschen Küste mehr als 230
Migranten aufgenommen. Nach tagelanger Irrfahrt durfte das Schiff in
Malta anlegen. Zuvor hatten mehrere EU-Staaten die Aufnahme der
Flüchtlinge zugesagt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8131: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 14.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Mangelnde Transparenz bei bienenschädlichen Pestiziden

Die EU-Kommission steht wegen ihrer Haltung zu bienenschädlichen
Pestiziden in der Kritik. Laut dpa warf EU-Ombudsfrau Emily O'Reilly
der Behörde mangelnde Transparenz vor, da die Kommission für ihre
Bewertung wichtige Dokumente öffentlich nicht zugänglich macht. Es
ist nicht das erste Mal, daß die EU-Behörden im Zusammenhang mit
Zulassungen von Pestiziden in der Kritik steht. So hatte der
Europäische Gerichtshof in Luxemburg im März entschieden, daß die
Studien der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit über 
Gesundheitsrisiken des Unkrautvernichters Glyphosat, die zuvor als 
vertraulich deklariert waren, veröffentlicht werden müssen.
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WIRTSCHAFT/8138: Märkte und Finanzen - 14.05.2019 (SB)




VOM TAGE



VW baut in Salzgitter eine Batteriezellenfabrik

Die Volkswagen AG wird in Salzgitter zusammen mit einem noch nicht
genannten Partner die Produktion von Batteriezellen hochziehen. Das
gab die Unternehmensleitung am Montag nach einer Aufsichtsratsitzung
bekannt. Bislang kommen die meisten Zellen für die E-Mobilität aus
Asien. Mit der Zellfertigung ist VW in Deutschland Vorreiter. Ein
Pilotprojekt läuft bereits in Salzgitter. Der Konzern erforscht dort
die Zellfertigung in einer Pilotlinie. VW wird in die
Batterieproduktion knapp eine Milliarde Euro investieren und die
Fertigung Ende 2022 oder etwas später starten. Damit könnten 900 neue
Arbeitsplätze entstehen. Das ist ein Grund, weswegen die IG-Metall
die Entscheidung von VW für strategische wichtig und richtig hält.
Die Gewerkschaft fordert seit langem den Bau einer
Batteriezellenfabrik in Deutschland.
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WISSENSCHAFT/8154: Aus Forschung und Technik - 14.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Auch heute noch bebt der Mond

Nicht nur auf der Erde bebt es. Ein Analyseteam um Thomas Watters von
der Smithsonian Institution in Washington kam bei neuen Auswertungen
von Mondbeben aus der Apollo-Ära zu den Ergebnis, daß offenbar auch
der Mond heute noch tektonisch aktiv sein könnte. Wie dpa meldete,
sollen sich acht von 28 aufgezeichneten Beben in der Nähe geologisch
junger Bruchzonen ereignet haben. Die Astronauten der bemannten
"Apollo"-Mondmissionen 12, 14, 15 und 16 hatten vier Seismometer auf
dem Erdtrabanten hinterlassen, die seismische Aktivität auf dem Mond
aufgezeichnet haben. In den Jahren 1969 bis 1977 registrierten die
Instrumente insgesamt 28 Mondbeben. Anfangs nahm man an, daß sie
unter anderem durch Asteroideneinschläge ausgelöst worden sein
könnten. Doch die Lokalisation bei den Bruchzonen weist offenbar in
eine andere Richtung.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1141: Wie sich das Eiweiß vom Dotter trennt (idw)


Institute of Science and Technology Austria - 09.05.2019

Wie sich das Eiweiß vom Dotter trennt

• Zellbiologen und Physiker am IST Austria entdecken physikalische
Grundlagen der Plasma-Dotter-Entmischung im Fischei

• Studie erscheint in Cell



Ein zentraler Prozess für die Entwicklung einer Fischlarve ist die
Entmischung des Dotters vom ihn umgebenden Cytoplasma im frühen
Embryonalstadium. Um herauszufinden, wie diese Segregation gesteuert wird,
haben sich Biologen des Institute of Science and Technology Austria (IST
Austria) mit Kollegen der theoretischen Physik zusammengetan und die
Eizelle des Zebrafisches untersucht. Das Ergebnis: Die Phasentrennung
basiert auf einem Spiel physikalischer Kräfte mit Proteinen tiefliegender
Zellbereiche.

Ein einzelliges Fischei entwickelt sich nach der Befruchtung innerhalb von
nicht einmal zwei Stunden zu einem mehrzelligen Embryo. Während dieser
Zeit muss sich das Cytoplasma, das später den Körper des Tiers bildet,
vollständig vom Dotter, der die Larve ernähren wird, trennen. Bis dato
waren BiologInnen der Ansicht, dass eine lokale Ausdehnung der
Zelloberfläche an einem Pol des Eis diesen Segregationsprozess auslöst.
Eine Bestätigung dieses Modells lag jedoch nicht vor.

Das Gelbe vom Ei aus Laborexperimenten und physikalischer Theorie

Um die Mechanismen zu beschreiben, die diesen Segregationsprozess steuern,
suchte Shayan Shamipour, PhD-Student in der Forschungsgruppe des Zell- und
Entwicklungsbiologen Carl-Philipp Heisenberg, die Zusammenarbeit mit dem
theoretischen Physiker Edouard Hannezo. Durch Bündelung ihrer
unterschiedlichen Forschungsexpertisen konnten die Autoren - unter ihnen mit
Björn Hof zudem ein dritter IST Austria-Professor - nun aufzeigen, dass,
entgegen der vorherrschenden Meinung, die Kräfte an der Zelloberfläche
nicht unbedingt eine Rolle bei der Segregation spielen. Stattdessen
ermöglicht laut Shamipour et al. eine Kombination physikalischer Zug- und
Schubkräfte im Inneren des Embryos die Entmischung von Cytoplasma und
Eidotter. Ganz entscheidend ist dabei, dass die Theorie, die die
Wissenschafter für die Beschreibung dieses Prozesses entwickelt haben,
auch auf jeglichen anderen Segregationsvorgang anwendbar ist, der auf dem
physikalischen Kräftespiel einer biologisch aktiven Flüssigkeit (wie eben
jener in einer Eizelle) basiert. Demnach könnten mit dieser Theorie auch
potenziell ähnliche Prozesse im Säugetier- bzw. im menschlichen Embryo
beschrieben werden.

Auf die Größe kommt es an

Wie aber entstehen die erwähnten Zug- und Schubkräfte, die den Dotter vom
Cytoplasma trennen? Im Zellinneren, weit unterhalb der Zelloberfläche,
bilden Aktin- und Myosinfilamente-Proteine, die auch an der
Muskelkontraktion beteiligt sind, ein dichtes Netz. Polymerisationsvorgänge
und Kontraktionen in diesem Netz lösen Aktinströme in Richtung des
animalen, für die Organanlagen verantwortlichen Eipols aus. Über passive
Reibungskräfte ziehen diese Aktinströme das viskose Cytoplasma mit sich.
Die größer dimensionierten Dottergranulate hingegen folgen aufgrund
geringerer Reibungskräfte nicht dem Aktin zum animalen Pol, sondern werden
von anderen, kometenähnlich geformten Aktinstrukturen aktiv in Richtung
des gegenüberliegenden vegetabilen Eipols geschoben. Die Funktion dieser
speziellen Aktinstrukturen war noch nie in Zusammenhang mit
entwicklungsbiologischen Prozessen beschrieben worden. Die Kombination
dieser Zug- und Schubkräfte ist es nun, die im Embryo eine stabile
Entmischung von Cytoplasma und Dottergranulat sicherstellt.

Aus der Dunkelheit ans Licht

Durch die genauere Betrachtung der tieferen Bereiche der Eizellen von
Zebrafischen konnte das multidisziplinäre Team aufzeigen, dass die
Oberflächenausdehnung am animalen Pol nicht wie ursprünglich angenommen
der ausschlaggebende Treiber für die Cytoplasma-Dotter-Entmischung ist.
"Die Aktinstrukturen an der Zelloberfläche erscheinen sehr hell und sind
daher leicht zu untersuchen. Vielleicht ist das der Grund, warum
WissenschafterInnen es bis dato schlichtweg verabsäumt haben, in die
tiefer liegende dunklere Zellmasse zu schauen, die ja den größten Teil des
Eis ausmacht", so Shayan Shamipour, Erstautor der Studie. Moderne
bildgebende Verfahren ermöglichten es den IST Austria-Forschern, die kurz
nach der Befruchtung stattfindenden Entwicklungsprozesse im Fischei
genauer zu betrachten. Laut Shamipour lag ein weiterer Schlüssel zum
Erfolg jedoch auch woanders: "Um die allerersten Momente der
Zellentwicklung live miterleben zu können, mussten wir wirklich schnell
sein: Sobald einer unserer Fische begann, seine Eier ins Wasser abzugeben,
drückte ich auf meiner Stoppuhr auf 'Start' und musste jedes Mal einen
Sprint hinlegen, um rechtzeitig im Mikroskopierraum zu sein und den
Prozess aufzuzeichnen."

Von der Neugier getriebene Teamarbeit

Er habe, so Shamipour, die vorherrschende Meinung, dass Vorgänge an der
Zelloberfläche verantwortlich für die Segregationssteuerung seien, schon
länger hinterfragt: "Der Embryo verfolgt ein großes Ziel: Er muss sich
innerhalb kürzester Zeit in tausende Zellen teilen. Für mich war daher
klar, dass der Oberflächen-basierte Mechanismus alleine die
Cytoplasma-Dotter-Segregation nicht bewerkstelligen kann und dass ein
anderer Mechanismus zumindest nachhelfen muss, den Prozess zu
beschleunigen." Diese von reiner Neugier getriebene Haltung des jungen
Wissenschafters gepaart mit einer vom IST Austria besonders geförderten
interdisziplinären Forschungskultur der Gruppen rund um Heisenberg und
Hannezo ermöglichten es Shamipour zentrale zelluläre Prozesse zu
identifizieren und zu analysieren, die in vielen anderen Settings und
Organismen von Relevanz sein könnten.

Das Projekt wurde gefördert von der Europäischen Union (European Research
Council Advanced Grant) sowie vom Wissenschaftsfonds (FWF).


Über das IST Austria

Das Institute of Science and Technology (IST Austria) in Klosterneuburg
ist ein Forschungsinstitut mit eigenem Promotionsrecht. Das 2009 eröffnete
Institut widmet sich der Grundlagenforschung in den Naturwissenschaften,
Mathematik und Informatik. Das Institut beschäftigt ProfessorInnen nach
einem Tenure-Track-Modell und Post-DoktorandInnen sowie PhD-StudentInnen
in einer internationalen Graduate School. Neben dem Bekenntnis zum Prinzip
der Grundlagenforschung, die rein durch wissenschaftliche Neugier
getrieben wird, hält das Institut die Rechte an allen resultierenden
Entdeckungen und fördert deren Verwertung. Der erste Präsident ist Thomas
Henzinger, ein renommierter Computerwissenschafter und vormals Professor
an der University of California in Berkeley, USA, sowie der EPFL in
Lausanne.

www.ist.ac.at

Tierwohl

Um zell- bzw. entwicklungsbiologische Vorgänge zu verstehen, ist es
unumgänglich, echte Zellen von Organismen - in diesem Fall von
Zebrafischen - zu untersuchen. Keine anderen Methoden stehen hierfür als
Alternative zur Verfügung. Die Tiere wurden gemäß der strengen in
Österreich geltenden gesetzlichen Richtlinien aufgezogen, gehalten und
behandelt.

Originalpublikation:

Shayan Shamipour, Roland Karos, Shi-Lei Xue, Björn Hof, Edouard Hannezo &
Carl-Philipp Heisenberg. 2019.

Bulk actin dynamics drive phase segregation in zebrafish oocytes.

Cell.

DOI: 10.1016/j.cell.2019.04.030
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 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institute of Science and Technology Austria, 09.05.2019
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ZOOLOGIE/1633: Neuartige Form des Sehens bei Tiefseefischen entdeckt (idw)


Universität Basel - 09.05.2019

Neuartige Form des Sehens bei Tiefseefischen entdeckt



In der Tiefsee leben Fische, die in fast absoluter Dunkelheit Licht
verschiedener Wellenlängen sehen können. Im Gegensatz zu anderen
Wirbeltieren besitzen sie nämlich mehrere Gene für das lichtempfindliche
Sehpigment Rhodopsin. Damit sind die Fische in der Lage, unterschiedliche
Lichtsignale von Leuchtorganen wahrzunehmen, wie ein internationales
Forschungsteam unter Leitung von Evolutionsbiologen der Universität Basel
in der Zeitschrift «Science» berichtet.




[image: Bild: © Zuzana Musilová; Karls-Universität, Prag]

Der Laternenfisch besitzt Leuchtorgane und eine erhöhte Anzahl an
Rhodopsin-Genen.

Bild: © Zuzana Musilová; Karls-Universität, Prag



Das Farbensehen kommt bei den Wirbeltieren normalerweise durch das
Zusammenspiel von unterschiedlichen Sehpigmenten in den Zapfenzellen der
Netzhaut zustande. Diese Zellen reagieren jeweils auf eine bestimmte
Wellenlänge des Lichts, beim Menschen etwa auf dessen roten, grünen und
blauen Anteil. Doch funktioniert die Farbwahrnehmung nur bei Tageslicht -
bei Dunkelheit können Wirbeltiere die wenigen Lichtteilchen nur mittels
der lichtempfindlichen Stäbchenzellen erkennen. Diese enthalten nur eine
einzige Form des Sehpigments Rhodopsin - dies ist der Grund, weshalb die
allermeisten Wirbeltiere in der Nacht farbenblind sind.

Silberkopf mit Gen-Rekord

Ein internationales Forschungsteam um Prof. Dr. Walter Salzburger von der
Universität Basel hat nun mehr als 100 Genome von Fischen analysiert,
darunter vielen, die in der Tiefsee leben. Die Zoologen fanden heraus,
dass bestimme Tiefseefische ihr Repertoire an Rhodopsin-Genen
vervielfältigt haben. Besonders sticht dabei der Silberkopf (Diretmus
argenteus) heraus, der nicht weniger als 38 Kopien des Rhodopsin-Gens
besitzt, zusätzlich zu zwei weiteren Opsinen eines anderen Typs. «Damit
ist der im Dunkeln lebende Silberkopf das Wirbeltier mit den am Abstand
meisten Genen für Sehpigmente», so Salzburger.

Die vielen unterschiedlichen Rhodopsin-Genkopien der Tiefseefische sind
jeweils auf die Wahrnehmung einer bestimmten Wellenlänge des Lichts
angepasst, berichten die Forscher weiter. Zeigen liess sich dies durch
Computersimulationen und funktionelle Experimente an Rhodopsin-Proteinen,
die im Labor hergestellt wurden. Dabei decken die Gene genau den
Wellenlängenbereich des durch Leuchtorgane «hergestellten» Lichts ab, der
sogenannten Biolumineszenz. Als Biolumineszenz wird die Fähigkeit von
Lebewesen bezeichnet, selbst oder mithilfe von andern Organismen Licht zu
erzeugen. So lockt etwa der Anglerfisch mit seinen Leuchtorganen
Beutefische an.

Signale im Dunkeln erkennen

Die Tiefsee ist der grösste belebte Lebensraum der Erde und gleichzeitig
wegen seiner Unzugänglichkeit einer der am wenigsten erforschten. Viele
Organismen haben sich an das Leben in dieser unwirtlichen Umwelt und in
fast vollständiger Dunkelheit angepasst. Beispielsweise haben viele Fische
hoch empfindliche Teleskop-Augen entwickelt, um das minimale Restlicht in
den Tiefen der Ozeane wahrnehmen zu können.




[image: Bild: © Alexandra Viertler, Universität Basel]

Der Silberkopf (Diretmus argenteus) ist das Wirbeltier mit den
meisten Opsin-Genen überhaupt.

Bild: © Alexandra Viertler, Universität Basel



Bei Wirbeltieren sind im Protein für Rhodopsin 27 Schlüsselpositionen
bekannt, die einen direkten Einfluss darauf haben, welche Lichtwellenlänge
wahrgenommen wird. In den verschiedenen Gen-Kopien der Silberköpfe in der
Tiefsee waren allein 24 dieser Positionen durch Mutationen verändert,
fanden die Forscher.

«Es scheint, als ob Tiefseefische mehrmals unabhängig voneinander diese
auf vielen Rhodopsin-Kopien basierte Form des Sehens entwickelt haben,
ebenso dass dies speziell dem Erkennen von Signalen der Biolumineszenz
dient», sagt Salzburger. Dies könnte den Tiefseefischen einen
evolutionären Vorteil verschafft haben, indem sie potenzielle Beute oder
Fressfeinde sehr viel besser sehen können.

«In jedem Fall helfen unsere Ergebnisse, das gängige Paradigma in Bezug
auf die Rolle von Stäbchen- und Zapfenzellen bei der Farbwahrnehmung zu
verfeinern», schreiben die Zoologen. Einmal mehr zeigt sich, dass die
Analyse von ganzen Genomen zu neuen Erkenntnissen in der Biologie führen
kann.


Originalpublikation:

Zuzana Musilova, Fabio Cortesi, Michael Matschiner, Wayne I. L. Davies,
Jagdish Suresh Patel, Sara M. Stieb, Fanny de Busserolles, Martin
Malmstr¢m, Ole K. T¢rresen, Celeste J. Brown, Jessica K. Mountford,
Reinhold Hanel, Deborah L. Stenkamp, Kjetill S. Jakobsen, Karen L.
Carleton, Sissel Jentoft, Justin Marshall, Walter Salzburger

Vision using multiple distinct rod opsins in deep-sea fishes

Science (2019), doi: 10.1126/science.aav4632

https://science.sciencemag.org/lookup/doi/10.1126/science.aav4632
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MELDUNG/314: Eine Plattform für junge ForscherInnen (idw)


Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB) - 10.05.2019

Eine Plattform für junge ForscherInnen

Die Junge Wissenschaft ist jetzt ein Online-Magazin der PTB - kostenlos
für AutorInnen und LeserInnen, aber weiterhin nach den strengen Regeln
wissenschaftlichen Publizierens



Schon als Jugendliche sind sie vom Forscherfieber gepackt: die
TeilnehmerInnen von Jugend forscht, die ein wissenschaftliches Thema
gründlich und nach denselben Vorgaben untersuchen, wie sie weltweit für
sorgfältige Forschung gelten. Dies ist auch so bei der anschließenden
Veröffentlichung in der Jungen Wissenschaft. Die Zeitschrift für
ForscherInnen unter 23 Jahren ist eine Peer-review-Zeitschrift; die
Artikel gelten als zitierfähig. In den letzten 30 Jahren war die Junge
Wissenschaft ein gedrucktes Magazin. Die Physikalisch-Technische
Bundesanstalt (PTB) hat aus ihr ein Online-Journal gemacht, eine
nichtkommerzielle Open-access-Zeitschrift. Unter www.junge-wissenschaft.ptb.de
sind zurzeit rund 180 Originalveröffentlichungen
junger ForscherInnen zu finden - und es werden laufend mehr. Demnächst
wird noch eine App speziell für Tablets und Smartphones folgen. Aktuell
wird beim Bundeswettbewerb von Jugend forscht am 16. Mai die
Chefredakteurin der Jungen Wissenschaft, Dr. Sabine Walter, mit
potenziellen neuen AutorInnnen sprechen.

Auf solche Ideen muss man erst einmal kommen: etwa Daten mithilfe
molekularer Schalter zu speichern, die Bodenfruchtbarkeit in einer
rekultivierten Deponie zu untersuchen oder einen Kachelofen im Miniformat
zu entwickeln (natürlich mit ingenieurwissenschaftlichen Berechnungen).
Das sind nur einige der Themen, die die AutorInnen der aktuellen Beiträge
in der Jungen Wissenschaft sich als Forschungsprojekt vorgenommen haben:
bunt, vielfältig und mit höchstem wissenschaftlichem Ernst behandelt. Doch
die Texte sind nicht nur interessant zu lesen; sie gelten bereits als
zitierfähige Veröffentlichung und können somit den JungforscherInnen den
Weg in die Welt der Wissenschaft bahnen. Schon manche
WissenschaftlerInnen-Karriere hat so angefangen - mit einem Artikel in der
Jungen Wissenschaft als erste wissenschaftliche Publikation. Schließlich
sind die Texte mit einer DOI versehen und gelten als
Originalveröffentlichung - wie vielleicht später ein eigenes Paper in
Nature oder Science.

Es begann vor mehr als 30 Jahren: Prof. Dr. Paul Dobrinski (1927-2009),
damals Hochschullehrer in Hannover, rief die Junge Wissenschaft ins Leben.
Es wurde ein deutschlandweit einzigartiges Projekt: eine wissenschaftliche
Zeitschrift für ForscherInnen im Alter von bis zu 23 Jahren, bei der alle
Regeln wissenschaftlichen Publizierens gelten. Dazu gehört auch ein
Peer-review-Prozess: Jeder Text wird zunächst von erfahrenen
WissenschaftlerInnen geprüft. Ist der Text angenommen, unterstützt die
Redaktion die jungen AutorInnen hinsichtlich des Aufbaus, des
wissenschaftlichen Schreibstils und ähnlichem, bevor der Artikel layoutet
wird und online geht.

Die PTB hat die JuWi, wie sie oft liebevoll genannt wird, von Anfang an
als Patin unterstützt. "Das war uns immer eine Herzensangelegenheit", sagt
Dr. Dr. Jens Simon, Pressesprecher der PTB. "Denn auch wir wollen junge
Leute dabei unterstützen, vielleicht ihr Interesse an Physik oder anderen
naturwissenschaftlichen Themen zu entdecken." Daher stand es für ihn fest
zu helfen, als das Projekt nach einigen Jahren plötzlich auf wackeligen
Füßen stand. Zusammen mit der langjährigen Chefredakteurin der JuWi, Dr.
Sabine Walter, Hochschullehrerin in Hannover, und Layouterin Sabine Siems
wurde ein neues Modell für die Zeitschrift entwickelt: als Online-Magazin
unter dem Dach der PTB. Es gibt eine PDF-Version zum Herunterladen sowie
eine HTML-Version, die sich automatisch an verschiedene
Benutzeroberflächen anpasst, egal ob Webbrowser, Smartphone oder Tablet.

So kann sich das Ganze sehen lassen. Noch attraktiver wird die Zeitschrift
mit der neuen App werden, die bereits in den Startlöchern steht und die
dann beispielsweise im Apple Store oder bei Google Play zu haben sein
wird. Damit gibt es jede neue Ausgabe automatisch aufs Handy. Bis dahin
gilt: Am besten sofort für den JuWi-Newsletter anmelden. Die Redaktion
schickt dann eine Nachricht per E-Mail, sobald eine neue Ausgabe
erschienen ist.

(es/ptb)


Website der Jungen Wissenschaft:

www.junge-wissenschaft.ptb.de

Anmeldung zum Newsletter:

https://www.junge-wissenschaft.ptb.de/newsletter-registrierung%0D/

Weitere Informationen:

Die Junge Wissenschaft (JuWi) im Kurzporträt

www.junge-wissenschaft.ptb.de/fileadmin/dokumente/Kurzprofil_Juwi_Web.pdf

JuWi-Broschüre

www.junge-wissenschaft.ptb.de/fileadmin/dokumente/Juwi_Broschuere.pdf


Weitere Informationen unter:

https://www.ptb.de/cms/presseaktuelles/journalisten/nachrichten-presseinformationen/presseinfo.html?tx_news_pi1%5Bnews%5D=9686&tx_news_pi1%5Bcontroller%5D=News&tx_news_pi1%5Baction%5D=detail&tx_news_pi1%5Bday%5D=10&tx_news_pi1%5Bmonth%5D=5&tx_news_pi1%5Byear%5D=2019&cHash=959ac2e9f089c5fa9f6b53a7f94851f6
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ASTRO/401: Simulation zeigt - Es gibt Galaxien ohne Dunkle Materie (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 10.05.2019

Simulation zeigt: Es gibt Galaxien ohne Dunkle Materie



Nach dem Standardmodell der Kosmologie enthalten Galaxien große Mengen
Dunkler Materie. Wissenschaftler der Universität Bonn haben kürzlich
postuliert, dass es auch Galaxien geben müsste, bei denen das nicht der
Fall ist. Sie konnten dieses "Zwei-Zwerge-Theorem" nun in einer der
führenden Galaxieentstehungs-Simulationen bestätigen. Die Ergebnisse
werfen Fragen zur Existenz Dunkler Materie auf, da sie sich mit
Beobachtungsdaten nicht vereinbaren lassen. Sie erscheinen in der
Zeitschrift Astronomy & Astrophysics, sind aber bereits online abrufbar.

Nach dem Standardmodell der Kosmologie (abgekürzt: LCDM) besteht das
Universum bis zu 80 Prozent aus Dunkler Materie. Diese wirkt als eine Art
"Klebstoff": Mit ihren Gravitationskräften verhindert sie, dass Galaxien
durch die in ihnen wirkenden Fliehkräfte zerreißen. Allerdings gilt das
möglicherweise nicht immer: "Wir haben im Jahr 2012 postuliert, dass
manche Arten von Zwerggalaxien keine Dunkle Materie enthalten", erklärt
Prof. Dr. Pavel Kroupa vom Helmholtz-Institut der Universität Bonn und dem
Astronomischen Institut der Karls-Universität Prag. "Tatsächlich konnten
wir diese theoretische Überlegung nun mit Hilfe der so genannten
Illustris-Computersimulation bestätigen."

Zwerggalaxien unterscheiden sich von "normalen" Galaxien vor allem durch
ihre geringere Größe. Die in ihnen enthaltenen Sterne wiegen zusammen
einige hundert Millionen mal soviel wie die Sonne. Zum Vergleich: Die
Sterne der Milchstraße bringen zusammen rund 60 Milliarden Sonnenmassen
auf die Waage. Die meisten der Mini-Galaxien werden als primordiale
Galaxien bezeichnet. Sie entstanden in der Zeit nach dem Urknall durch
Kondensation von Materiegas. Die Dunkle Materie wirkte dabei gewissermaßen
als Kondensationskeim: Sie zog mit ihren Gravitationskräften Gaswolken an,
die sich mit der Zeit zu Millionen von Sternen verdichteten.

Zwerge ohne Dunkle Materie sind kompakter

Daneben gibt es aber noch eine andere Sorte von Zwerggalaxien. Sie
entstehen, wenn zwei normale Galaxien kollidieren. Bei diesem Crash wirken
aufgrund der gegenseitigen Anziehung beider Galaxien so genannte
Gezeitenkräfte. Diese schleudern große Mengen Materie aus der Peripherie
der Kollision heraus. "Die Zwerggalaxien, die sich dabei bilden, werden
auch als Gezeiten-Galaxien bezeichnet", erklärt Kroupas Mitarbeiter Moritz
Haslbauer. "Sie enthalten aufgrund ihrer Entstehungsgeschichte keine bis
kaum Dunkle Materie."

In der Illustris-1-Simulation lässt sich die Entwicklung des Universums
seit der Zeit kurz nach dem Urknall nachvollziehen. Sie bestätigt dieses
"Zwei-Zwerg-Theorem": Neben primordialen Zwerggalaxien mit einem großen
Anteil Dunkler Materie müsste es demnach also auch Gezeiten-Galaxien ohne
Dunkle Materie geben. Verglichen mit primordialen Zwerggalaxien gleicher
Masse sollten diese zudem einen deutlich kleineren Radius aufweisen. Denn
aufgrund der fehlenden Gravitationskräfte der Dunklen Materie müssen sie
deutlich kompakter sein, da sie sonst die Sterne in ihrer Peripherie nicht
festhalten könnten.

"An dieser Stelle stoßen wir auf einen unerklärlichen Unterschied zu
heutigen Beobachtungsdaten", betont Moritz Haslbauer. "Alle bislang
gefundenen Zwerggalaxien weisen nämlich ähnliche
Masse-zu-Radius-Verhältnisse auf. Das heißt, den von der Simulation
postulierten Größenunterschied scheint es nicht zu geben."

Kroupa wertet das als Hinweis darauf, dass es vielleicht gar keine Dunkle
Materie gibt. Tatsächlich gibt es auf deren Existenz bislang nur
theoretische Hinweise; direkt nachgewiesen wurde sie trotz intensiver
Suche noch nicht. "Wir vermuten stattdessen, dass die Newton'schen
Gravitations-Gesetze unter Bedingungen, wie sie in Galaxien herrschen,
modifiziert werden müssen", erklärt der Astrophysiker. In der Fachwelt
wird diese so genannte MOND-Theorie - das Akronym steht für "modifizierte
Newton'sche Dynamik" - strittig diskutiert. "Sie würde aber neben anderen
Phänomenen auch das Größen-Problem sehr schön lösen", betont Kroupa.


Originalpublikation:

M. Haslbauer, J. Dabringhausen, P. Kroupa, B. Javanmardi und I. Banik:

Galaxies lacking dark matter in the Illustris simulation;

Astronomy & Astrophysics;

Link: https://arxiv.org/abs/1905.03258
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MELDUNG/825: Alle Macht den Konstanten (idw)


Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB) - 13.05.2019

Alle Macht den Konstanten

Mit dem Weltmetrologietag am 20. Mai ändert sich grundlegend, was ein
Kilogramm, ein Ampere und alle anderen Einheiten sein sollen



Wenn Sie jemandem begegnen, der fehlerfrei und ohne Spickzettel sagen
kann, was ein Kilogramm ist, dann seien Sie auf der Hut. Es muss sich um
einen speziellen Wissenschaftler, einen Metrologen, handeln, der noch ganz
begeistert ist von dem fundamentalen Wandel im Internationalen System der
Einheiten (SI). Denn ab dem 20. Mai 2019, dem Weltmetrologietag des
Jahres, sind so abstrakte Dinge wie Naturkonstanten dafür verantwortlich,
was unter einem Kilogramm und einem Ampere, einem Kelvin und einem Mol zu
verstehen ist. Nach jahrelanger Forschung von den großen
Metrologieinstituten und im Besonderen von der Physikalisch-Technischen
Bundesanstalt (PTB) hatte sich die Weltgemeinschaft auf diese Revision des
Einheitensystems verständigt - eine Revision, die mit dem
Weltmetrologietag 2019 in Kraft tritt.

Der 20. Mai 2019 markiert eine Zäsur in der Entwicklung der physikalischen
und technischen Maßeinheiten. Ab diesem Tag sind die gewohnten
Definitionen der Einheiten Geschichte. Vorbei die Zeiten, in denen ein
kleiner Metallzylinder in einem Safe des Internationalen Büros für Maße
und Gewichte (BIPM) in Sèvres (Paris) das Kilogramm für die ganze Welt
darstellte. Vorbei auch die Zeiten, in denen zwei unendlich dünne,
unendlich lange Leiter streng parallel in einem Abstand von einem Meter
gespannt werden mussten, um mithilfe dieser idealisierten
Versuchsanordnung zu definieren, was unter der Einheit für die elektrische
Stromstärke, dem Ampere, zu verstehen sein sollte.

Ab dem 20. Mai 2019 haben die Einheiten, in denen wir alles in der Welt
vermessen, das solideste Fundament bekommen, das sich aus physikalischer
Sicht überhaupt nur denken lässt: Ein Satz von Naturkonstanten mit
festgelegten Werten bildet nun die Grundlage für die Definitionen aller
Einheiten. Die Idee, eine Maßeinheit auf der Basis von Naturkonstanten zu
definieren, ist prinzipiell nicht neu. Was bei der Definition der Sekunde
mittels Atomuhren vor 50 Jahren und bei der Definition des Meters mithilfe
der Lichtgeschwindigkeit vor über 30 Jahren begonnen wurde, wird nun für
alle Einheiten im Internationalen Einheitensystem fortgesetzt. Vier
weitere Konstanten spielen dabei die Hauptrollen: die Planck-Konstante h,
die Avogadrokonstante NA, die Boltzmann-konstante k und die Ladung des
Elektrons e.

In den metrologischen Laboratorien fanden in den letzten Jahren aufwendige
Experimente statt, um eben diese Konstanten so gut es irgend geht zu
messen. Und diese Messungen, die vor allem an den großen
Metrologieinstituten wie der PTB (Deutschland) und dem NIST (USA) oder
auch dem NMIJ (Japan) und dem NRC (Kanada) durchgeführt wurden, waren
erfolgreich: Die zuvor gesetzten Zielmarken, u. a. bei den
Messunsicherheiten und der Unabhängigkeit der Experimente voneinander,
wurden erreicht. Die Werte der betreffenden Naturkonstanten konnten somit
auf der Basis dieser Messungen sehr genau festgelegt werden.

Im so formulierten Einheitensystem gilt: Kann genauer gemessen werden,
können auch die Einheiten genauer realisiert werden - ohne Änderung der
zugrundeliegenden Definition. In einer hochtechnischen Welt, in der weder
die Längenteilungen beim Nanometer aufhören werden noch die Zeitteilungen
bei Femtosekunden, ist diese technische Offenheit des neuen SI gegenüber
allen zukünftigen Genauigkeitsfortschritten ein großer Gewinn. Damit
schafft die Revision des Einheitensystems bessere Voraussetzungen für
Innovationen überall da, wo es auf höchste Genauigkeiten ankommt - bei der
Entwicklung von Quantentechnologien ebenso wie bei den
Diagnosemöglichkeiten der Medizin, den Effizienzsteigerungen bei der
Energiegewinnung oder den Analysemethoden der Klimaforschung. Und diese
Offenheit gilt auf der gesamten Skala der jeweiligen Einheit, da die
Naturkonstanten keinen speziellen Skalenabschnitt hervorheben. Dies steht
durchaus im Gegensatz zur jetzigen Situation, in der das Kilogramm nur
genau einen Punkt auf der Masseskala, nämlich den 1-kg-Punkt, festlegt
oder der Tripelpunkt des Wassers ebenfalls nur einen einzigen Wert, den
0,01-°C-Punkt auf der Temperaturskala, fixiert.

Das komplett neu definierte Einheitensystem beseitigt die Mängel des
bisherigen Systems, wobei die Änderungen im täglichen Leben nicht
bemerkbar sind. Für die Technik zeigen sich die Fortschritte als
Langzeitwirkung. Für die Wissenschaft tritt der Fortschritt dagegen
sofort mit den Neudefinitionen ein. Und ein weiterer Vorteil ist
überzeugend: Naturkonstanten gelten überall. Damit bildet das neue SI
gewissermaßen eine universelle Sprache, auf die sich die Weltgemeinschaft
nun verständigt hat.

Und was geht mich das alles an? Eine berechtigte Frage! Die meisten
Menschen bemerken vermutlich gar nicht, dass das Kilogramm und eine Reihe
weiterer physikalischer Einheiten neue Definitionen bekommen. In den
Bereichen Wissenschaft und Industrie besteht jedoch die Möglichkeit, dass
sich dadurch Türen für Innovationen und ganz neue Erkenntnisse öffnen.
Doch der Reihe nach: Für wen ändert sich was?

Für BürgerInnen:

Sie spüren nichts von der Einführung der neuen Kilogramm-Definition? Nach
wie vor ist ein Kilogramm Äpfel 1000 Gramm schwer, und die Waage im
Badezimmer zeigt keine unerklärlichen Veränderungen? Prima, so war es
geplant! Die neue Basis für die Einheit Kilogramm ist genau so gewählt
worden, dass man den Übergang im Alltag nicht bemerkt.

Für SchülerInnen:

Sobald das neue Einheitensystem seinen Weg in die Schulbücher gefunden
hat, wird Schülerinnen und Schülern beim Thema "Maßeinheiten" einiges
abverlangt. Die Definition des Kilogramms wird deutlich abstrakter.
Reichte es vorher zu verstehen, dass das Urkilogramm in einem Pariser
Tresor die "Mutter" aller Kilogramme ist, so werden in der Schule nun
Naturkonstanten eine größere Rolle spielen. Die wissenschaftliche und
kulturelle Geschichte der Einheiten soll auch museal für eine breite
Öffentlichkeit erzählt werden. So konzipieren die PTB und das Deutsche
Museum in München zusammen eine Dauerausstellung zu eben dem Thema. Titel:
"Alles in Maßen - Maße für alle".

Für die Wissenschaft:

Endlich haben das Kilogramm und alle anderen Einheiten eine stabile Basis!
Die Naturkonstanten, auf denen sie beruhen, sind nach heutigem Wissen
unveränderlich. Das war mit dem Urkilogramm ganz anders: Seine Masse
veränderte sich im Laufe der Jahrzehnte gegenüber seinen Kopien. Auch
Diebstahl oder Beschädigung wären eine Katastrophe gewesen. Das jetzige
"Rezept" für ein Kilogramm gilt immer und überall.

Für die Industrie:

Es mag nicht sofort spürbar sein, aber das neue Einheitensystem ist
offener für Innovationen als das bisherige. Früher legte das Urkilogramm
genau einen einzigen Punkt auf der Masseskala fest. Das führt dazu, dass
es links und rechts dieses Punktes im Prinzip stets unsicherer wurde. In
Zukunft lassen sich dann beliebig viele Punkte auf der jeweiligen Skala
neu realisieren. Das könnte der Start sein für neue Entwicklungen rund ums
Messen und Kalibrieren.

Für Außerirdische:

Mathematik und Naturkonstanten sind Teile einer Weltsprache, die überall
verstanden wird - auf der gesamten Erde ebenso wie im Weltraum. Sie ist im
wahrsten Sinne des Wortes universell. Es sollte nun kein Problem mehr
sein, Informationen und Waren mit unseren Nachbarn auf Alpha Centauri
auszutauschen.

(PTB/jes/if)


Weiterführende Informationen:

Decisions of the 26th meeting of the General Conference of Weights and
Measures, Versailles, 13-16 November 2018,

https://www.bipm.org/en/measurement-units/rev-si/

The International System of Units, 9th edition, Bureau international des
poids et mesures (BIPM), wird veröffentlicht auf

https://www.bipm.org/en/publications/si-brochure/

"Das neue Internationale Einheitensystem (SI)", PTB-Infoblatt, November
2017,

https://www.ptb.de/cms/forschung-entwicklung/forschung-zum-neuen-si/kurz-erklaert.html

"Forschung zum neuen SI", ein ganzes Kapitel im PTB-Internet mit
Veröffentlichungen, u. a. den PTB-Mitteilungen, einzelnen Bildern und
Texten sowie vielen weiteren Infos zum neuen SI:

https://www.ptb.de/cms/forschung-entwicklung/forschung-zum-neuen-si.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution395

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB), 13.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BEGEGNUNG/2270: Rhede - Runder Tisch Psychiatrie zum Thema "Grenzenlos emotional - von emotional bis Borderline", 16.05.19


Kreis Borken

Kreisweiter "Runder Tisch Psychiatrie" hilft und berät

Nächster Termin am Donnerstag, 16. Mai

Thema "Grenzenlos emotional - von emotional bis Borderline"



Kreis Borken / Rhede. Gravierende Schwierigkeiten im Umgang mit den
intensiven Gefühlen sind ein hartnäckiges Symptom der
Borderline-Erkrankung. Unter dem Titel "Grenzenlos emotional" befasst
sich der nächste kreisweite "Runde Tisch Psychiatrie" mit diesem
Thema. Betroffene, Angehörige und Fachleute aus dem ganzen Kreisgebiet
sind zum gegenseitigen Austausch auf Augenhöhe eingeladen: am
Donnerstag, 16. Mai, von 18 bis 20 Uhr im Pfarrheim St. Gudula,
Gudulastraße 16, in Rhede. Der Abend ist offen für neue Besucherinnen
und Besucher. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Menschen mit Borderline-Persönlichkeitsstörungen erleben aufgrund von
ausgeprägten Emotionen oftmals eine Geschichte von beruflichen
Abbrüchen, unglücklichen Liebesbeziehungen, Trennungen und
Versöhnungen. Auch die freundschaftlichen Beziehungen sind geprägt von
ähnlichen Mustern: Es gibt Zeiten, da stehen sie einer bestimmten
Person sehr nahe, verbringen viel Zeit miteinander und idealisieren
diese, dann wiederum verkrachen sie sich so sehr, dass die
Freundschaft in die Brüche geht. Auch scheinbare Kleinigkeiten können
bei Menschen mit Borderline-Erkrankung große Gefühle hervorrufen wie
Angst, Schuld, Scham, Wut, Traurigkeit oder Selbsthass. In
therapeutischen Verfahren lernen Borderline-Patienten verschiedene
Strategien, um auf gesunde Weise mit dem Gefühlschaos umgehen zu
können und die innere Spannung zu regulieren. Beim "Runden Tisch
Psychiatrie" geht es nun darum, von den Erfahrungen der anderen zu
profitieren und neue Sichtweisen kennenzulernen. Das gegenseitige
Verständnis ist ein Schlüssel zur Veränderung.

Der Runde Tisch ist ein gemeinsames Angebot von Mitgliedern des
Sozialpsychiatrischen Verbundes im Kreis Borken. 

Weitere Informationen zum "Runden Tisch Psychiatrie" gibt es bei 
Anne Thesing von der InSel gGmbH unter Tel. 02872/9319353.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10.05.2019

Kreis Borken - Pressestelle

Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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INNEN/3154: Anton Hofreiter zu Koalitionsausschuss, Plastikmüll und Bayer/VW


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. Mai 2019

Statements von Anton Hofreiter zu Koalitionsausschuss, Klimaschutz, Plastikmüll (Marianengraben) und Wirtschaftspolitik (Bayer/VW)



Koalitionsausschuss

Man merkt deutlich, dass dieser Koalition das Schmiermittel, das die
Koalition bisher zusammengehalten hat, ausgeht. Nachdem das Geld
knapper geworden ist, hat man den Eindruck, dass die Koalition sich
nicht mehr klar ist, in welcher Welt sie eigentlich regiert oder zu
regieren versucht. Auf der einen Seite versucht die SPD, um ihre
Projekte zu retten, die Sozialkassen zu plündern. Auf der anderen
Seite verfällt die Union der interessanten Idee, den Konzernen noch
mehr Geld hinterherzuwerfen und die Wohlhabenden zu entlasten. Man
kann nur die Koalition auffordern, endlich in die Realität
zurückzukehren. Wir haben in Deutschland ein Riesenproblem mit zu
wenigen Investitionen, zu wenige Investitionen im Schulbereich, zu
wenige Investitionen im Mobilitätsbereich, zu wenige Investitionen im
Energiewendebereich und zu wenige Investitionen überhaupt in eine
moderne nachhaltige Wirtschaft. Ich erwarte von dieser Koalition, dass
es endlich zu einer Investitionswende kommt und ausreichend Geld in
die Zukunft gesteckt wird.

Klimaschutz

Während wir in der Atmosphäre einen Höchststand an Treibhausgasen
erreichen, eiert Frau Merkel rum. Man kann Frau Merkel nur sagen: es
gibt inzwischen alle Ideen, Pläne und Maßnahmen für erfolgreichen
Klimaschutz. Diese Ideen gibt es auch in Deutschland. Wir haben kein
Planungsdefizit, wir haben ein Umsetzungsproblem.

Die Bundesregierung muss endlich aktiv werden. Wir brauchen einen
schnellen Einstieg in den Kohleausstieg. Sie muss die erneuerbaren
Energien wieder flott machen, den Einbruch in der Windenergie beenden,
und dafür sorgen, dass der Verkehrsminister erstmal überhaupt
versteht, was Klimaschutz bedeutet, und dann möglichst schnell in
emissionsfreie Mobilität investiert und Bahn und öffentlichen
Personennahverkehr stärkt.

Plastikmüll/Marianengraben

Wie problematisch die Lage unserer Lebensgrundlagen ist, zeigt sich
bildlich am Marianengraben. Der Marianengraben ist der tiefste Punkt
auf diesem Planeten. Ein Taucher hat dort in fast 11.000 Metern unter
dem Meeresspiegel eine Plastiktüte gefunden. Das zeigt, wie sehr wir
Menschen inzwischen unsere eigenen Lebensgrundlagen verschmutzt haben.
Diese Plastiktüte könnte theoretisch auch aus Deutschland stammen. Wir
sind mit dem traurigen Titel Europaweltmeister im Verpackungsmüll
ausgestattet. Deutschland muss runter von den gigantischen Mengen von
Verpackungsmüll. Wir produzieren pro Kopf im Jahr 220 Kilo. Das geht
besser. Dafür braucht es politische Entscheidungen. Und ich erwarte
auch von Entwicklungsminister Müller, dass er nicht immer nur was
fordert, sondern als Minister auch im Kabinett tätig ist.

Wirtschaftspolitik/Bayer/VW

Wie notwendig eine andere, eine ökologischere Wirtschaftspolitik ist,
zeigt sich exemplarisch an Bayer. Bayer hat den hochproblematischen
Konzern Monsanto gekauft und hielt das für eine kluge Entscheidung.
Jetzt wurde der Konzern wieder zu Schadenersatz in Milliardenhöhe
verurteilt.

Es rächt sich jetzt für Bayer, dass sich Monsanto nie für die
sozialen, gesundheitlichen und ökologischen Folgen seines
Wirtschaftens interessiert hat.

Es zeigt sie an so vielen Beispielen von Bayer über ThyssenKrupp, E.ON
und RWE, dass ökologisch schädliche Entscheidungen am Ende auch
ökonomisch einen hohen Preis haben. Und deshalb ist es notwendig, dass
auch unsere Autoindustrie die Zeichen der Zeit erkennt. Es ist
positiv, wenn VW jetzt auf Elektromobilität setzt und versteht, dass
es auch eine Zellen- und eine Batteriefertigung bei uns braucht.
Langfristig wird unsere Industrie nur erfolgreich sein, wenn wir
ausreichend ökologisch handeln. Ökologisches Handeln wird in Zukunft
Arbeitsplätze bringen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Mai 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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RECHT/848: Vor CSD-Saison - Grüne beantragen Aktuelle Stunde für die Akzeptanz sexueller und geschlechtlicher Vielfalt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. Mai 2019

Vor CSD-Saison: Grüne beantragen Aktuelle Stunde für die Akzeptanz sexueller und geschlechtlicher Vielfalt



Die Grüne Bundestagsfraktion hat eine Aktuelle Stunde mit dem Titel
"Maßnahmen gegen Homo- und Transfeindlichkeit und für die Akzeptanz
sexueller und geschlechtlicher Vielfalt" beantragt. Hierzu erklärt
Britta Haßelmann, Erste Parlamentarische Geschäftsführerin:

Jeden Tag kommt es auch in Deutschland zu homophoben und
transfeindlichen Übergriffen. Viele junge lesbische, schwule,
bisexuelle, trans- und intergeschlechtliche Menschen berichten, dass
sie wegen ihrer sexuellen oder geschlechtlichen Identität Mobbing bis
hin zu Gewalt erleben. Das muss die ganze Gesellschaft alarmieren.

Vor der CSD-Saison, die in diesem Jahr zum 50sten Mal an den
Stonewall-Aufstand in der New Yorker Christopher Street erinnert,
rufen wir die Bundesregierung auf, ihren Einsatz gegen Homo- und
Transfeindlichkeit zu verstärken. Es reicht eben nicht, dass einzelne
Ministerien einmal im Jahr die Regenbogenfahnen herausholen, während
die Bundesregierung im Rest des Jahres die nötigen Maßnahmen zum
Schutz der Rechte von LSBTTI verschleppt. Für uns ist klar: Gegen
jegliche Form von Diskriminierung und Ausgrenzung muss konsequent
vorgegangen werden - und zwar an jedem einzelnen Tag. Feindseligkeit
gegenüber LSBTTI schränkt die grundgesetzlich garantierte freie
Entfaltung der Persönlichkeit für viele Bürger*innen empfindlich ein.

In über 70 Staaten werden Menschen dafür bestraft, wen sie lieben oder
wer sie sind. In einzelnen Staaten droht sogar die Todesstrafe. Fast
die Hälfte der Menschheit lebt in Ländern, in denen Lesben, Schwule,
Bisexuelle, trans- und intergeschlechtliche Menschen staatlich
diskriminiert, brutal verfolgt oder gar umgebracht werden. Und noch
weit mehr können sich weder auf staatlichen Schutz noch
gesellschaftliche Solidarität verlassen, wenn sie Opfer von Hetze,
Hass oder Gewalt werden. Populisten, Nationalisten und Neokonservative
arbeiten daran, auch bei uns in Deutschland und Europa die
Errungenschaften unserer freien und demokratischen Gesellschaft
zurückzudrehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Mai 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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VERKEHR/804: Binnenschifffahrt zukunftsfest machen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. Mai 2019

Binnenschifffahrt zukunftsfest machen



Zum heute vorgestellten Masterplan Binnenschifffahrt erklärt Claudia
Müller, Sprecherin für maritime Wirtschaft:

Es ist längst überfällig, dass die Bundesregierung einen Masterplan
Binnenschifffahrt vorlegt. Es wird nun darauf ankommen, dass die
Maßnahmen auch tatsächlich umgesetzt werden. Schleusen und andere
Bauwerke sind oftmals in einem miserablen Zustand. Dafür muss die
Bundesregierung endlich das zur Verfügung gestellte Geld auch
verbauen. Ob nur mehr Stellen für die Verwaltung allein helfen, ist
fraglich. Es fehlt an einer sinnvollen Priorisierung der Projekte. Wir
fordern eine effizientere Struktur, gerade beim Bau von Großprojekten.
Mitarbeitern vor Ort muss mehr Verantwortung und Entscheidungsbefugnis
übertragen werden, damit Projekte zügiger abgearbeitet werden können.
Die Modernisierung der inzwischen vielerorts baufälligen Infrastruktur
ist eine Mammutaufgabe. Wir fordern die Bundesregierung auf, diese
jetzt anzupacken.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Mai 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INNEN/3470: Parlamentspetitionen nehmen an Bedeutung zu


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. Mai 2019

Parlamentspetitionen nehmen an Bedeutung zu

Petitionsausschuss
überreicht Tätigkeitsbericht an den Bundestagspräsidenten



Der Tätigkeitsbericht des Petitionsausschusses für das Jahr 2018 wird
am morgigen Mittwoch dem Präsidenten des Deutschen Bundestages
überreicht. Dazu erklärt der Vorsitzende der Arbeitsgruppe Petitionen
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gero Storjohann:

"Petitionen sind ein guter Gradmesser dafür, ob unsere Politik ihre
Ziele erreicht. Hier haben alle Bürger gleichermaßen Anspruch darauf,
dass ihr Anliegen angenommen, mit gleicher Zuverlässigkeit bearbeitet
und sie über das Ergebnis unterrichtet werden. Das gilt unabhängig
von Aktualität oder Zahl der Unterstützer.

Zur Wahrung dieses Gleichheitsanspruchs setzen wir uns dafür ein,
dass dieses wichtige demokratische Mittel der Bürgerbeteiligung nicht
für politische Kampagnen, die Aufmerksamkeit für ein Thema durch
Falschmeldungen über die interne Arbeit des Petitionsausschusses
generieren wollen, missbraucht wird.

Allein im letzten Jahr erreichten den Deutschen Bundestag 13.189
Neueingaben. Zum Vorjahr war ein deutlicher Anstieg von 1.000
Petitionen zu verzeichnen. Damit zeigten wieder mehr Menschen, dass
sie die Möglichkeit schätzen, sich mit Bitten und Beschwerden direkt
an den Bundestag wenden zu können. Immer wieder fließen Erkenntnisse
aus Petitionen in Gesetzgebungsprozesse ein. Beispielweise haben
mehrere Petenten eine Verbesserung der Bedingungen zur Teilnahme an
Wahlen für im Ausland lebende deutsche Staatsangehörige gefordert.
Diese Kritik wurde in die Bundes- sowie Europawahlordnung aufgenommen
und der Zeitraum zur Versendung der Briefwahlunterlagen verlängert.
Ebenso wurde die Abschaffung der Umstellung auf Sommer- bzw.
Winterzeit gefordert. Hier wird es eine einheitliche Regelung auf
EU-Ebene geben.

Neben diesen Impulsen für Gesetzesänderungen widmet sich der
Petitionsausschuss zum größten Teil Einzelanliegen. Bei diesem Teil
von 67 Prozent aller Petitionen kann den Einsendern oftmals mit Rat
und Unterstützung geholfen werden. So führte die Neuprüfung von
geschilderten Sachverhalten im Berichtsjahr 2018 unter anderem dazu,
dass gesundheitliche Beschwerden eines ehemaligen Schweißers als
Berufskrankheit anerkannt, einem schwerbehinderten Petenten eine
Kraftfahrzeughilfe als Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben gewährt
oder auch eine intensivierte Rehabilitations-Nachsorge verlängert
wurde. Die Erfolge des Petitionsausschusses zeigen einmal mehr, was
diesen Ausschuss ausmacht."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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RECHT/930: Effektive Strafverfahren sind dringend notwendig


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. Mai 2019

Effektive Strafverfahren sind dringend notwendig

Langjährige Forderungen der CDU/CSU-Fraktion werden endlich
aufgegriffen



Das Kabinett wird voraussichtlich am morgigen Mittwoch Eckpunkte zur
Modernisierung des Strafverfahrens beschließen. Dazu erklärt die
rechtspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth
Winkelmeier-Becker:

"Es wurde Zeit, dass die Eckpunkte zur Modernisierung des
Strafverfahrens endlich ins Kabinett kommen. Ein effizienteres
Verfahrensrecht wird von der Union schon lange gefordert. Als eine
Säule des Paktes für den Rechtsstaat wurde die Beschleunigung der
Strafverfahren im Koalitionsvertrag auf Druck der Union vereinbart.
Mit der Reform im Strafprozessrecht werden wir Prozessverschleppungen
durch Änderungen im Befangenheits- und Beweisantragsrecht sowie bei
den Besetzungsrügen erschweren. Großverfahren werden wir zudem durch
die Möglichkeit der Bündelung der Nebenklage handhabbarer machen. Ein
Prozess darf nicht mehr wegen der Schwangerschaft einer Richterin
platzen. Während der Mutterschutzzeiten soll deshalb das Verfahren
unterbrochen werden. Weiteres wichtiges Ziel ist eine Erweiterung der
Rechtsgrundlage für Beweise durch DNA-Analysen. Es soll geregelt
werden, dass DNA-Analysen zulässig sind, um zumindest äußerlich
erkennbare Merkmale wie Alter, Haar-, Haut- und Augenfarbe zu
ermittelten. Das Verbot einer Gesichtsverhüllung von
Verfahrensbeteiligten in Gerichtsverhandlungen werden wir regeln. Im
Bereich des Opferschutzes werden wir allen Vergewaltigungsopfern
einen Opferanwalt zur Seite stellen. Den Wohnungseinbruchdiebstahl we
rden wir weiter intensiv bekämpfen. Dazu ermöglich wir den Ermittlern
die Aufzeichnung der Telekommunikation.

Auf all diese Änderungen wartet die Justiz. Das Justizministerium ist
deshalb aufgefordert, zügig den entsprechenden Referentenentwurf
vorzulegen. Wir werden darauf drängen, dass auch bald die weiteren
notwendigen Änderungen im Strafprozess angegangen werden: Wichtig
sind beispielsweise Änderungen für den Bereich Cybercrime. Im Bereich
der Kinderpornographie müssen die Ermittler Zugang zum Darknet
erhalten. Gerne würden wir - wie auch im Koalitionsvertrag
vereinbart - auch eine Regelung zur Wiederaufnahmemöglichkeit in
Kapitalsachen zu Ungunsten des freigesprochenen Angeklagten
aufnehmen, wenn nachträglich beispielsweise durch DNA die Täterschaft
nachgewiesen werden kann."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





RECHT/929: Reform des Strafprozessrechts ist wichtiger Schritt für schlagkräftigere Justiz in Deutschland


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. Mai 2019

Reform des Strafprozessrechts ist wichtiger Schritt für
schlagkräftigere Justiz in Deutschland

Mit den Eckpunkten zur StPO-Reform wird die zweite Säule des Paktes
für den Rechtsstaat verabschiedet



Das Bundeskabinett verabschiedet am morgigen Mittwoch Eckpunkte des
Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz betreffend
die Reform der Strafprozessordnung. Dazu erklärt der stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei:

"Der morgige Kabinettsbeschluss ist ein wichtiger Erfolg für die
CDU/CSU. Denn mit den Eckpunkten zur Reform der Strafprozessordnung
werden zentrale Anliegen der Union aus dem Koalitionsvertrag auf den
Weg gebracht. Die Reform bildet die zweite Säule des Paktes für den
Rechtsstaat, den die Bundeskanzlerin im Januar mit den
Ministerpräsidenten der Länder geschlossen hat. In einem ersten
Schritt hatten sich die Bundesländer dazu bekannt, bis Ende 2021
insgesamt 2000 zusätzliche Richter und Staatsanwälte einzustellen.
Nun müssen auch die Verfahrensvorschriften für den Strafprozess so
gefasst werden, dass das Mehr an Personal nicht durch ineffiziente
Verfahren aufgezehrt wird.

Insgesamt ist Union und SPD ein sehr gutes Ergebnis gelungen. So
sollen die DNA-Analyse ausgeweitet, die Gesichtsverhüllung vor
Gericht verboten und die Regeln zur Befangenheit, zu Beweisanträgen
und zu Besetzungsrügen im Strafverfahren künftig praxistauglicher
ausgestaltet werden. Auf diese Weise wird verhindert, dass wichtige
prozessuale Instrumente zum Schutz des Angeklagten missbräuchlich
genutzt werden, um so die Justiz zu behindern. Dass Richter in
Zukunft die Telekommunikation von Verdächtigen überwachen lassen
können, um Wohnungseinbrüche aufzuklären, ist ebenfalls ein sehr
wichtiges und sehr gutes Signal. Denn wir müssen dafür sorgen, dass
wir Ermittlern wirksame Instrumente wie dieses an die Hand geben,
damit sie auch effizient für unser aller Sicherheit sorgen können.

Als nächsten Schritt muss die Bundesjustizministerin in Kürze ihren
Gesetzesentwurf zur Umsetzung der Eckpunkte vorlegen. Denn nur so
wird diese Reform, auf die die Praxis dringend wartet, auch zügig
greifen können."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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RECHT/928: Mietpreisbremse wirkt


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 13. Mai 2019

Mietpreisbremse wirkt



Zu den Forderungen von Justizministerin Barley die Mietpreisbremse zu
verschärfen, können Sie die rechtspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker, wie folgt
zitieren:

"Die Justizministerin ist erkennbar im Wahlkampfmodus. Sie selbst ist
auf dem Sprung nach Brüssel und wird ab dem 26. Mai nichts mehr
umsetzen. Der aktuell vorgestellte Mietspiegel Berlins zeigt: Die
Mietpreisbremse wirkt, gerade weil die Vermieter sich daran halten.

Die Mietpreisbremse würde aber noch besser wirken, wenn
flächendeckend verlässliche Mietspiegel vorliegen würden. Dies haben
wir bereits im Koalitionsvertrag vor über einem Jahr verankert. Hier
muss das Bundesjustizministerium tätig werden!"

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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UMWELT/818: Angela Merkel ist und bleibt die Klimakanzlerin


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. Mai 2019

Angela Merkel ist und bleibt die Klimakanzlerin

Intensives Ringen um Klimapolitik lohnt



Bundeskanzlerin Angela Merkel hat sich am heutigen Dienstag beim
Petersberger Klimadialog klar zu einer ambitionierten deutschen
Klimapolitik bekannt. Dazu erklärt der stellvertretende Vorsitzende
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Georg Nüßlein:

"Deutschland ist ein verlässlicher Partner beim Klimaschutz. Angela
Merkel ist und bleibt die Klimakanzlerin. Mit der Zusage, den
deutschen Beitrag zur internationalen Klimafinanzierung zu
verdoppeln, trägt Deutschland erheblich dazu bei, bis 2020 weltweit
100 Milliarden Dollar aus öffentlichen und privaten Quellen für
Klimaschutz in den Entwicklungsländern zu mobilisieren. Mit der
Energiewende leistet Deutschland einen beispiellosen Beitrag für eine
emissionsarme und gleichzeitig auch nachhaltige Energieversorgung
weltweit, während andere Staaten wie Frankreich zur CO2-Vermeidung
nach wie vor auf die Kernenergie setzen. Mit dem geplanten
schrittweisen Ausstieg aus der Kohleverstromung und den gleichzeitig
dafür erforderlichen Strukturhilfen haben wir den nächsten nationalen
Kraftakt bereits in Angriff genommen.

Mit dem intensiven Ringen um den richtigen Weg hin zur
Treibhausgasneutralität suchen wir nach tragfähigen Antworten, wie
Klimaschutz gelingt, ohne dass es zu wirtschaftlichen Verwerfungen
und sozialen Spaltungen kommt. Diese Kraftanstrengung lohnt sich,
weil wir so einen Klimaschutz hinbekommen, den sich nicht nur die
Eliten leisten können und der den ländlichen Raum nicht abhängt.
Dafür werden wir konsequent auf technologische Innovation und
konkrete Anreize für den einzelnen Bürger statt auf Dirigismus und
Mehrbelastung setzen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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ARBEIT/1866: Bernd Riexinger zum Paketbotengesetz


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 14. Mai 2019

Paketbotengesetz



Heute tagt der Koalitionsausschuss. Neben den Folgen der
Steuerschätzung wird es auch um das sogenannte Paketbotengesetz gehen.
Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE, dazu:

Die Debatte um das Paketbotengesetz ist entlarvend. Die Union stellt
hier die Behauptung auf, dass große Unternehmen wie DHL, GLS und Co
durch das Gesetz belastet werden. Dabei regelt es lediglich, dass sie
für die betrügerische Ausbeutung von Zustellerinnen und Zustellern
zur Rechenschaft gezogen werden. Die Union zeigt hier mal wieder, dass
ihr viel gepriesenes Wirtschaftswachstum auf Kosten der Menschen mit
geringerem Einkommen betrieben wird.

Das Gesetz ist ein erster Schritt, um die Arbeitsbedingungen zu
verbessern. Ziel muss aber sein, dass die Zustellerinnen und Zusteller
wieder regulär und mit Tarifvertrag bei den Unternehmen angestellt
werden, für die sie die Arbeit verrichten. Eine Ausweitung der
tariflich gebundenen Arbeitsplätze ist für eine gerechte Wirtschaft
unabdingbar. Wenn Unternehmen in Deutschland Strukturen schaffen, in
denen Menschen für 4,50 Euro arbeiten müssen, dann ist das schlicht
kriminell. Und mit diesen Kriminellen macht die CDU sich gemein, wenn
sie Gesetze wie das Paketbotengesetz blockiert.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 14. Mai 2019
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EUROPA/1713: EU-Politik der Östlichen Partnerschaft hat einen Scherbenhaufen produziert


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. Mai 2019

EU-Politik der Östlichen Partnerschaft hat einen Scherbenhaufen produziert



"Die EU-Politik der Östlichen Partnerschaft hat einen Scherbenhaufen
produziert", erklärt Andrej Hunko, europapolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, anlässlich des Treffens des Rates der EU mit den
Außenministern der Länder der Östlichen Partnerschaft. Hunko weiter:

"Die Ukraine wurde durch den Entscheidungszwang zwischen Ost- und
Westorientierung innerlich zerrissen. Heute konkurriert sie mit
Moldawien um den Spitzenplatz als ärmstes Land in Europa. Dazu haben
auch die Freihandelsabkommen beigetragen, die die EU mit den beiden
Ländern abgeschlossen hat.

Das Grundproblem der Östlichen Partnerschaft ist, dass diese
eingerichtet wurde, um eine Einflusszone der EU gegen Russland in
ihrer östlichen Nachbarschaft zu schaffen. Eine Perspektive für die
östlichen Nachbarländer muss aber ein kooperatives Verhältnis zu
Russland und eine Lösung der Sicherheitsfragen einbeziehen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 13. Mai 2019
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INNEN/5042: Neonazis bleiben größte Herausforderung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Mai 2019

Neonazis bleiben größte Herausforderung



"Die Bekämpfung neofaschistischer Hasskriminalität bleibt die große
Herausforderung für unsere Gesellschaft", erklärt die innenpolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke, zu den Fallzahlen
politisch motivierter Kriminalität, die heute vom
Bundesinnenministerium vorgestellt wurden. Jelpke weiter:

"Nach wie vor begehen Neonazis Tag für Tag Straftaten gegen
Minderheiten, Flüchtlinge und Andersdenkende. Innenminister Seehofer
verharmlost diese Bedrohung, wenn er nur darauf verweist, dass
Angriffe auf Flüchtlingsunterkünfte zurückgegangen sind - denn
gleichzeitig ist die Zahl von Angriffen auf Flüchtlinge außerhalb von
Unterkünften praktisch gleich geblieben. Hierzu trägt auch die
ungebrochene flüchtlingsfeindliche Rhetorik der Unionsparteien bei.

Seehofers Perspektive wird offenkundig von alten Feindbildern
verzerrt. Anders ist nicht zu erklären, warum er ausgerechnet die
Bekämpfung der kurdischen PKK als 'oberstes Ziel' nennt. In einer
Zeit, in der nicht nur deutsche Neonazis, sondern auch türkische
Faschisten und Dschihadisten verschiedenster Couleur Gewalttaten
planen und Andersdenkende bedrohen, erscheint die Fokussierung
Seehofers auf die PKK regelrecht obsessiv.

Was ich an der regierungsamtlichen Veröffentlichung völlig vermisse:
Eine Auseinandersetzung mit dem Problem rechtsextremer Netzwerke in
den Sicherheitsbehörden - also ausgerechnet bei jenen, deren Aufgabe
eigentlich die Bekämpfung der Neonazis wäre."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 14. Mai 2019
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RECHT/569: Seenotrettung ist menschenrechtliche Pflicht


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Mai 2019

Seenotrettung ist menschenrechtliche Pflicht



"Es ist das erste Mal, dass humanitäre Hilfe auf dem Mittelmeer durch
ein Gerichtsurteil kriminalisiert wird. Das Urteil gegen
'Lifeline'-Kapitän Klaus-Peter Reisch zeigt, dass die maltesische
Regierung mit Hilfe bürokratischer Tricks gezielt zivile Seenotretter
verfolgt. Die Behörden auf Malta suchen systematisch nach Fehlern in
der Schiffsregistrierung, um ein Urteil zu erzwingen und die zivilen
Helfer davon abzuhalten, Menschenleben zu retten", kommentiert Michel
Brandt, Obmann der Fraktion DIE LINKE im Ausschuss für Menschenrechte
und humanitäre Hilfe, das heutige Urteil über den Kapitän des
Seenotrettungsschiffs auf Malta. Brandt weiter:

"Das muss ein Ende haben. Seenotrettung ist kein Verbrechen, sondern
menschenrechtliche Pflicht. Denn das Gericht auf Malta hat heute auch
klargestellt, dass die 'Lifeline' zivile Seenotrettung betreibt und
das Schiff nicht länger festgehalten werden darf.

Ich erwarte von der Bundesregierung, dass sie Seenotretter aktiv vor
Verfolgung schützt. Gegen weitere zivile Helfer der Organisation
'Jugend rettet' wird derzeit in Italien ermittelt, weil sie
Menschenleben gerettet haben. Es ist unfassbar, dass die
Bundesregierung diese Kriminalisierung der humanitären Hilfe auf dem
Mittelmeer duldet und sogar geheimdienstlich gegen Seenotretter
vorgeht.

DIE LINKE fordert die sofortige Einsetzung einer EU-weiten zivilen
Rettungsmission, damit kein Mensch mehr im Mittelmeer ertrinken muss."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 14. Mai 2019
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RECHT/568: Urteil des Europäischen Gerichtshofs zur Arbeitszeiterfassung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Mai 2019

Jede Arbeitsstunde zählt



"Dieses Urteil ist ein starkes Signal für die Rechte der Beschäftigten
in Europa und schiebt der Entgrenzung der Arbeit einen Riegel vor",
kommentiert Susanne Ferschl, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion
DIE LINKE, das Urteil des Europäischen Gerichtshof zur
Arbeitszeiterfassung. Ferschl weiter:

"Wo Arbeitszeiten nicht erfasst werden, bleiben Beschäftigtenrechte
und -schutz auf der Strecke. Unbezahlte Überstunden und ausufernde
Arbeitszeiten auf Kosten der Beschäftigten und deren Gesundheit sind
die Folge. Die gute gelebte Praxis der Arbeitszeiterfassung von
tarifgebundenen Unternehmen wird mit diesem Urteil zu einem
gesetzlicher Anspruch für alle Beschäftigten. Die Bundesregierung
steht jetzt in der Pflicht, das Urteil zügig umzusetzen.

Ich fordere Bundeswirtschaftsminister Altmaier auf, seine Pläne zur
Abschaffung der Dokumentationspflicht beim Mindestlohn zu begraben.
Schutzgesetze für Beschäftigte wie das Arbeitszeitgesetz dürfen nicht
weiter im Interesse von Arbeitgebern aufgeweicht werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 14. Mai 2019
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RECHT/567: Zur Verurteilung des Kapitäns der "Lifeline"


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 14. Mai 2019

Zur Verurteilung des Kapitäns der "Lifeline"



Claus-Peter Reisch, Kapitän des Seenotrettungsschiffes "Lifeline" ist
heute zu einer Geldstrafe verurteilt worden. Özlem Demirel,
Spitzenkandidatin der Partei DIE LINKE, dazu:

Das Urteil gegen Kapitän Reisch vom Seenotrettungsschiff "Lifeline"
ist schlicht beschämend. Hier werden Menschen dafür verurteilt, dass
sie andere Menschen nicht einfach so sterben lassen. Ich weigere mich
in einer Europäischen Union zu leben, die solche radikalen
Verschiebungen der ethischen Maßstäbe einfach so hinnimmt.

Ich werde mich mit all meiner Energie und Kraft gegen diese
Verschiebung stellen. Wir müssen endlich sichere Fluchtwege schaffen,
die es den Menschen ermöglichen, nach Europa zu kommen, ohne dabei ihr
Leben riskieren zu müssen. Und selbstverständlich müssen wir Menschen
vor dem Ertrinken retten!

Für mich und für viele Millionen andere sind Menschen wie Claus-Peter
Reisch Helden, und das zu Recht. Ein Mensch der sich ganz dem Retten
von Leben verschrieben hat ist doch genau das, ein Held. Ein System,
dass alles versucht um diese Helden einzuschüchtern ist schlicht ein
falsches System.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 14. Mai 2019
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SICHERHEIT/1955: Nicht mandatierte Einsätze der Spezialkräfte


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 14. Mai 2019

Nicht mandatierte Einsätze der Spezialkräfte



In dieser Woche wird der nicht mandatierte Einsatz von deutschen
Soldaten im Ausland debattiert. Tobias Pflüger,
verteidigungspolitischer Sprecher der LINKEN, dazu:

Es kann nicht sein, dass die Bundesregierung Soldaten in alle Welt
schicken kann, ohne den Bundestag zu fragen. Mit solchen Missionen wie
in Niger wird die parlamentarische Kontrolle ausgehöhlt. Es ist
typisch, dass das bei einem Einsatz von Spezialkräften passiert. Die
Spezialkräfte gehören aufgelöst und es müssen dringend die Regeln
geändert werden, auch Einsätze wie die Ausbildungsmission in Niger
sollten vom Bundestag mandatiert werden müssen. Sonst ist die
Bundeswehr nur noch auf dem Papier eine Parlamentsarmee.

 * 

Quelle:
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SOZIALES/2624: Hamburg - Angriff auf Obdachlosen muss konsequent verfolgt werden (Zaklin Nastic)


Zaklin Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE im Bundestag

Pressemitteilung von Zaklin Nastic vom 14. Mai 2019

Angriff auf Obdachlosen muss konsequent verfolgt werden!



Zum Angriff auf einen Obdachlosen am Rande des Hafengeburtstags äußert sich
die Hamburger Bundestagsabgeordnete und menschenrechtspolitische Sprecherin
Zaklin Nastic:

"Der Angriff auf den Obdachlosen am Rande des Hafengeburtstags offenbart,
wozu Menschen in Stande sind und welches gesellschaftliche Klima es
zulässt, dass heimtückische Angriffe auf obdachlose Menschen möglich sind.
Der Augenzeugin, die Schlimmeres verhindern konnte, gebührt allerunser
Dank. Es ist nicht der erste Angriff auf Obdachlose in der Stadt. Angriffe
auf obdachlose Menschen müssen konsequent verfolgt werden, sie sind kein
Freiwild!"

Am Rande des Hafengeburtstags wurde ein 52-jähriger Obdachloser durch eine
Gruppe vermeintlicher Touristen angegriffen, indem seine Haare angezündet
wurden. Nur durch das Eingreifen einer Augenzeugin konnte eine
lebensgefährdende Situation verhindert werden. Die Täter entfernten sich
unbekannterweise.
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Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Mai 2019
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SOZIALES/2623: Katja Kipping zur Grundrente/Koalitionsausschuss


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 14. Mai 2019

Katja Kipping zur Grundrente/Koalitionsausschuss



Heute berät der Koalitionsausschuss u.A. über die Ergebnisse der
Steuerschätzung.

Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE, dazu:

"Ein Mindestmaß an finanzieller Sicherheit und damit Würde im Alter
ist doch das Wenigste, was die SPD in dieser Regierung den
Rentnerinnen und Rentnern schuldig ist. Sollte sie jetzt angesichts
der neuen Steuerschätzungen in dieser Frage einknicken, kann sie
einpacken."

 * 

Quelle:
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SOZIALES/2622: Mietendeckel sofort einführen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. Mai 2019

Mietendeckel sofort einführen



"Solange die SPD mit der Union regiert, wird es keine wirksame
Mietpreisbremse geben. Das dürfte auch Justizministerin Barley wissen,
die das Thema im Europawahlkampf für sich entdeckt hat und nun ein
bisschen Opposition spielt. Dabei wäre ein Gesetz, das sämtliche
Mieten wirksam deckelt und der preistreibenden Immobilienspekulation
den Boden entzieht, angesichts der Wohnungsnot mehr als überfällig.
Punktuelle Verschärfungen, wie sie Frau Barley vorgeschlagen hat,
reichen nicht aus, zumal sie die Mehrheit der Mietverhältnisse gar
nicht betreffen", erklärt die Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE,
Sahra Wagenknecht, zu den Vorschlägen von Katarina Barley zur
Verschärfung der sogenannten Mietpreisbremse. Wagenknecht weiter:

"Im Gegensatz zur Union unterstützt DIE LINKE jede substantielle
Verbesserung der Situation für die Mieterinnen und Mieter. Dass diese
auch rückwirkend zu viel gezahltes Geld vom Vermieter zurückverlangen
können, ist überfällig, aber bei weitem nicht ausreichend. Eine echte
Mietpreisbremse muss ausnahmslos und flächendeckend alle
Mietverhältnisse umfassen, Verstöße müssten mit Bußgeldern
sanktioniert und die Modernisierungsumlage in dieser Form abgeschafft
werden. Nötig wäre ferner ein qualifizierter Mietspiegel, der alle
Mietverhältnisse der letzten zehn Jahre berücksichtigt, sowie ein
verbesserter Schutz der Mieterinnen und Mieter vor Kündigungen und
Zwangsräumungen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 13. Mai 2019
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UMWELT/679: Weltweite CO2-Werte auf Rekordhöhe - Merkel mit heißer Luft statt Klimaschutz


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Mai 2019

Weltweite CO2-Werte auf Rekordhöhe - Merkel mit heißer Luft statt Klimaschutz



"Laut US-Wissenschaftlern sind die menschengemachten CO2-Werte in der
Atmosphäre auf einem neuen Rekordstand, so hoch wie seit drei
Millionen Jahren nicht mehr. Doch statt die Klimakrise anzuerkennen,
will Bundeskanzlerin Merkel weiter nur reden statt handeln. In ihrer
äußerst schwachen Rede beim Petersberger Klimadialog kündigt die
Ex-CDU-Vorsitzende nicht, wie so oft in den Vorjahren, neue, konkrete
Klimaschutzmaßnahmen an, sondern produziert nur heiße Luft und spielt
weiter auf Zeit", kommentiert Lorenz Gösta Beutin, Sprecher für
Energie- und Klimapolitik der Fraktion DIE LINKE, den heutigen
Auftritt von Kanzlerin Merkel auf dem Petersberger Klimadialog in
Berlin. Beutin weiter:

"Das von Merkel so gelobte Klimakabinett ist eine reine Wahlkampf-Show
und neue Hinhaltetaktik. Nach der Gründung von Kommissionen wie der
Kohle- und der Verkehrskommission und wieder abgeblasenen Kommissionen
wie der Gebäudekommission statt konkreter Klimaschutzpolitik muss
endlich mal regiert statt diskutiert werden. Die Fakten zur Klimakrise
liegen seit Jahren auf dem Tisch. Mit Wortspielchen der Kanzlerin in
ihrer Rede über 'Ob' und 'Wie' für mehr Klimaschutz ist dem Klima
nicht geholfen.

Klimaschutz muss endlich ganz oben auf die Agenda im Politikbetrieb.
Das Hickhack in der Großen Koalition um die CO2-Steuer und das
Klimaschutzgesetz zeigen, dass diese Bundesregierung bei großen
Zukunftsthemen längst nicht mehr handlungsfähig ist."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 14. Mai 2019
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UMWELT/678: Glyphosat - kritische Wissenschaft endlich ernst nehmen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Mai 2019

Glyphosat: kritische Wissenschaft endlich ernst nehmen



"Das nunmehr dritte Urteil in den USA, das Glyphosat als Auslöser für
Krebserkrankungen anerkennt, ist eine schallende Ohrfeige für
Bayer/Monsanto. Aber auch für die herrschende Politik, die kritische
Stimmen aus der Wissenschaft ignoriert. DIE LINKE wiederholt ihre
Forderung nach einer erneuten Risikobewertung des Wirkstoffs", erklärt
Kirsten Tackmann, agrarpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE,
mit Blick auf das Urteil im aktuellen US-Glyphosat-Prozess. Tackmann
weiter:

"Angesichts der Urteile sind ein paar Anwendungseinschränkungen in
Deutschland eine klare Verletzung des Vorsorgeprinzips in der EU-
Rechtsordnung. Dass die Jury im aktuellen Urteil in ihrer Begründung
auch auf die Einflussnahme Monsantos auf den Bewertungsprozess der
amerikanischen Umweltschutzbehörden und Manipulationen der Studien
dort verweist, macht die Forderung nach einer Neubewertung der Risiken
umso dringender, auch in Deutschland und in der EU. Das
Zulassungsverfahren muss sich vor Einflussnahmen der Konzerne schützen
und alle Gefahren, inklusive Langzeitwirkungen, Netzmittel oder
kumulative Effekte erfassen. Zudem muss die Bundesregierung endlich
sämtliche Eintragsrisiken von Glyphosat in die Nahrungskette ermitteln
und bewerten. Ihre Untätigkeit macht die Bundesregierung selbst zum
Risiko."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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WIRTSCHAFT/2158: Thyssenkrupp muss Arbeitsplätze sichern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. Mai 2019

Thyssenkrupp muss Arbeitsplätze sichern



"Es muss selbstverständlich sein, dass es im Zuge der Neuausrichtung
von Thyssenkrupp nicht zu betriebsbedingten Kündigungen kommt. Von
einem Konzern dieser Größenordnung kann man erwarten, dass alle
Möglichkeiten ergriffen werden, um die Weiterbeschäftigung aller
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gewährleisten zu können", kommentiert
Klaus Ernst, wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE,
die Vorgänge bei Thyssenkrupp. Ernst weiter:

"Der geplante Teil-Börsengang der Aufzugsparte und die damit
verbundenen Einnahmen des Unternehmens müssen ebenfalls dem Ziel
dienen, durch Neuinvestitionen Arbeitsplätze zu sichern."

 * 
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Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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BUNDESTAG/8411: Heute im Bundestag Nr. 553 - 14.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 553

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 14. Mai 2019, Redaktionsschluss: 14.45 Uhr

1. Dachstühle mit Holzschutzmitteln

2. Regierung verteidigt Statusfeststellung

3. Jobcenter sind beim Coaching flexibel

4. Offene Stellen in der Altenpflege

5. Medianeinkommen in Sachsen-Anhalt

6. Einfluss auf Ausländerbeschäftigungsgesetz



1. Dachstühle mit Holzschutzmitteln

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Im gesamten Bundesgebiet sind früher Dachstühle mit
Holzschutzmitteln behandelt worden, die PCP, Lindan, DDT oder PCN
enthalten haben. Dies sei zum Entstehungszeitpunkt gesetzlich zulässig
gewesen und habe dem Stand der Technik entsprochen, heißt es in der
Antwort der Bundesregierung (19/9613) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/9049), die sich nach der Belastung
von Bundesgebäuden mit Holzschutzmitteln erkundigt hatte. Eine genaue
Bezifferung der Häuser, die mit Holzschutzmitteln behandelt worden
seien, ist nach Angaben der Bundesregierung nicht möglich. Bei
Begehungen der Dachstühle werden nunmehr auf das Vorhandensein von
Holzschutzmitteln geachtet. Bei Verdachtsfällen würden geeignete
Maßnahmen ergriffen, heißt es in der Antwort weiter, in der auch
einige Maßnahmen geschildert werden.

 * 

2. Regierung verteidigt Statusfeststellung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung ist nicht der Ansicht, dass sich
Solo-Selbständige in einer gesetzlichen Grauzone mit hoher Rechts- und
Planungsunsicherheit bewegen. Das Statusfeststellungsverfahren könne
zudem nicht (mit-)ursächlich für die von der FDP-Fraktion behauptete
rechtliche Grauzone sein, schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/9945) auf eine Kleine Anfrage (19/9093) der FDP-Fraktion.

Mit dem Statusfeststellungsverfahren prüft die Deutsche
Rentenversicherung, ob ein Auftragnehmer seine Tätigkeit für einen
Auftraggeber im Einzelfall selbständig oder im Rahmen eines abhängigen
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses ausübt. Die
Bundesregierung sieht darin ein "optionales Instrument", das es den
Betroffenen ermögliche, sich in Zweifelsfällen Rechtssicherheit über
den sozialversicherungsrechtlichen Status zu verschaffen. Gleichwohl
arbeite die Regierung derzeit an einer Vereinfachung des Verfahrens,
heißt es in der Antwort weiter.

 * 

3. Jobcenter sind beim Coaching flexibel

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Bei der Umsetzung des begleitenden Coachings im neu
geschaffenen sozialen Arbeitsmarkt haben die Jobcenter und kommunalen
Träger sehr viel Spielraum und Eigenverantwortung. Das betont die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9875) auf eine Kleine Anfrage
(19/9460) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. So müsse die von der
Bundesagentur für Arbeit zur Verfügung gestellte Leistungsbeschreibung
für diese Stellen nicht verbindlich für eine Ausschreibung genutzt
werden, stelle aber eine Unterstützung für die Vergabe dar. Auch der
Coachingumfang könne im Förderverlauf individuell angepasst werden,
schreibt die Regierung.

 * 

4. Offene Stellen in der Altenpflege

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahresdurchschnitt 2018 gab es im Bereich
Altenpflege 24.000 bei den Agenturen für Arbeit gemeldete offene
Stellen. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9894)
auf eine Kleine Anfrage (19/8951) der Grünen-Fraktion.

 * 

5. Medianeinkommen in Sachsen-Anhalt

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für die Entwicklung des Medianeinkommens nach
Berufshauptgruppen in Sachsen-Anhalt interessiert sich die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9861). Die Bundesregierung
soll Fragen zur Lohnhöhe, zur Verteilung zwischen den Geschlechtern
und Staatsangehörigkeiten beantworten.

 * 

6. Einfluss auf Ausländerbeschäftigungsgesetz

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/9870) zur Einflussnahme von Interessenvertretern auf das
Ausländerbeschäftigungsförderungsgesetz gestellt. Sie will von der
Bundesregierung unter anderem erfahren, welche Regelungsvorschläge
identisch oder teilidentisch mit Vorschlägen externer Dritter sind,
die im Rahmen der Verbändebeteiligung im Ministerium eingegangen sind.

 * 
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BUNDESTAG/8410: Heute im Bundestag Nr. 552 - 14.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 552

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 14. Mai 2019, Redaktionsschluss: 13.26 Uhr

1. Nutzung von Fluggastdaten beim Zoll

2. Bessere Berufsausbildung und Sprachkurse

3. Reform des Asylbewerberleistungsgesetzes

4. Korrekturen beim Budget für Arbeit

5. Einflussnahme auf Reformen im AsylbLG

6. Aktionsprogramm in Abstimmung



1. Nutzung von Fluggastdaten beim Zoll

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Nutzung von Fluggastdaten beim Zoll"
thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/9869). Darin schreibt die Fraktion, dass die Bundesregierung zur
Umsetzung der EU-Richtlinie über die Verwendung von Fluggastdaten eine
Fluggastdatenzentralstelle beim Bundeskriminalamt (BKA) eingerichtet
habe. Das Bundesverwaltungsamt (BVA) betreibe ein
Fluggastdaten-Informationssystem, "an das Airlines, Reisebüros und
andere Reiseanbieter vor jedem internationalen Flug 'Passenger Name
Records' (PNR) zu Flugreisenden übermitteln müssen". Über das
BKA-Vorgangsbearbeitungssystem habe das Zollkriminalamt eigenen
Zugriff auf die PNR-Daten. Wissen wollen die Abgeordneten unter
anderem, ob die Bundesregierung der Ansicht ist, dass die PNR-Daten
für die Zollkontrolle nützlich sind.

 * 

2. Bessere Berufsausbildung und Sprachkurse

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung will den Zugang von Ausländern
zur Förderung einer Berufsausbildung oder Berufsvorbereitung nach dem
SGB II und SGB III (Zweites und Drittes Buch Sozialgesetzbuch)
vereinfachen. Das sieht ein Gesetzentwurf für ein
Ausländerbeschäftigungsförderungsgesetz (19/10053) vor. Außerdem soll
die Sprachförderung des Bundes für weitere Personengruppen geöffnet
werden, um ihnen die Aufnahme einer möglichst bedarfsdeckenden
Beschäftigung zu erleichtern.

Mit dem Ausländerbeschäftigungsgesetz will die Bundesregierung vor
allem Asylbewerber mit Aufenthaltsgestattung und Geduldete stärker
unterstützen, die sich um Ausbildung und Arbeit bemühen. Auch
Flüchtlinge, bei denen noch nicht klar ist, ob sie dauerhaft in
Deutschland bleiben, sollen ihren Lebensunterhalt möglichst selbst
verdienen können.

Im Einzelnen sieht der Gesetzentwurf einen besseren Zugang zu
Integrations- und berufsbezogenen Sprachkursen sowie zur
Ausbildungsförderung vor. Asylbewerber mit guter Bleibeperspektive
werden frühzeitig für die Arbeitsaufnahme gefördert. Bislang war ihre
Beschäftigungsförderung nur befristet möglich.

 * 

3. Reform des Asylbewerberleistungsgesetzes

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung will den Lebensunterhalt von
Asylbewerbern, Geduldeten und Menschen mit Aufenthaltserlaubnis, die
eine Ausbildung absolvieren, besser absichern. Außerdem werden die
Grundleistungen des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) auf Basis
der Einkommens- und Verbraucherstichprobe 2013 und des Gesetzes zur
Ermittlung der Regelbedarfe neu berechnet. Das sieht der Gesetzentwurf
der Bundesregierung (19/10052) für ein Drittes Gesetz zur Änderung des
AsylbLG vor, der am Donnerstag erstmals im Bundestag beraten werden
soll.

Bisher werden nach Ablauf der Aufenthaltsdauer von 15 Monaten die
Leistungssätze im AsylbLG so berechnet wie in der Sozialhilfe (SGB
XII). Wer sich in einer Ausbildung befindet oder ein Studium
absolviert und auf finanzielle Unterstützung angewiesen ist, muss
anstelle von Sozialhilfe eine Ausbildungsförderung (BAföG oder
Berufsausbildungsbeihilfe) beantragen. Diese steht allerdings vielen
Flüchtlingen nicht offen - sie fallen in eine "Förderlücke". Bislang
führt das aus finanziellen Gründen zu Ausbildungs- und
Studienabbrüchen. Mit dem Gesetzentwurf will die Bundesregierung diese
Situation beenden, indem der Leistungsausschluss nach Paragraf 22 SGB
XII bei Asylbewerbern, Geduldeten und Menschen mit bestimmter
Aufenthaltserlaubnis, die sich in einer förderfähigen Ausbildung
befinden, nicht mehr angewendet wird.

Im Rahmen der Anpassung der Bedarfssätze wird eine neue Bedarfsstufe
für die Unterbringung in Sammelunterkünften eingeführt. Die Anteile
für Strom und Instandhaltungskosten werden aus den Bedarfssätzen für
den notwendigen Bedarf im AsylbLG ausgegliedert, weil diese Kosten von
den Leistungsbehörden als Sachleistungen erbracht werden. Zwar wird
beispielsweise das Taschengeld für eine alleinstehende Person erhöht,
gleichzeitig sinkt aber der Gesamtbetrag dieser Bedarfsstufe 1 um zehn
Euro von 354 Euro auf 344 Euro pro Monat und liegt damit deutlich
unter den Regelsätzen im SGB II.

 * 

4. Korrekturen beim Budget für Arbeit

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion will die Beschäftigungssituation
für Menschen mit Behinderungen verbessern. In einem Antrag (19/9928)
kritisiert sie, dass der allgemeine Arbeitsmarkt für viele dieser
Menschen ein nur schwer erreichbares Ziel sei. Vor allem verlaufe der
Übergang aus Werkstätten für Menschen mit Behinderungen in den
allgemeinen Arbeitsmarkt nur schleppend. Die Liberalen fordern deshalb
zwei Änderungen im SGB IX (Neuntes Buch Sozialgesetzbuch). Zum einen
soll die Kopplung des Lohnkostenzuschusses im Budget für Arbeit an das
Durchschnittsentgelt der gesetzlichen Rentenversicherung (West:
monatlich 3.115 Euro; Ost: 2.870 Euro) gestrichen werden. Außerdem
sollen die "anderen Anbieter", in denen Menschen für Behinderungen
auch arbeiten können, den Werkstätten für Menschen mit Behinderungen
in Bezug auf die Anrechnung von externen Aufträgen auf die
Ausgleichsabgabenschuld der Auftraggeber gleichgestellt werden.

 * 

5. Einflussnahme auf Reformen im AsylbLG

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/9871) zur Einflussnahme von Lobbyisten auf den Entwurf eines
Dritten Gesetzes zur Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes
(AsylbLG) gestellt. Sie will von der Bundesregierung unter anderem
erfahren, welche Vorschläge identisch oder teilidentisch mit
Vorschlägen externer Dritter sind, die im Rahmen der
Verbändebeteiligung im Ministerium eingegangen sind.

 * 

6. Aktionsprogramm in Abstimmung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der Entwurf des Aktionsprogramms Insektenschutz
befindet sich noch in der Ressortabstimmung. Konkrete Angaben zu
Inhalten könnten daher noch nicht gemacht werden, schreibt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/9795) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/9103).

 * 
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BUNDESTAG/8409: Heute im Bundestag Nr. 551 - 14.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 551

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 14. Mai 2019, Redaktionsschluss: 11.50 Uhr

1. Anerkennung von Onlinezertifikaten

2. Eintragungen als divers

3. Tätigkeitsbericht zum Datenschutz

4. FDP fragt nach Vorteilen von MiFID II



1. Anerkennung von Onlinezertifikaten

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Um digitale Lerninhalte und E-Learning-Plattformen
werden geht es in der Antwort die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/9876) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8976).
Internationale und nationale E-Learning-Plattformen würden webbasierte
Bildungsangebote, Massive Open Online Courses (MOOCs) und kleine oder
größere, umfassende Online-Kurse anbieten. Angesichts der hohen
Innovationsdynamik komme dem E-Learning auch im Bereich der
berufsbegleitenden Qualifizierung und des lebenslangen Lernens ein
hoher Stellenwert bei der Sicherung der Fachkräftebasis zu. Vor dem
Hintergrund der wachsenden Heterogenität und Diversität der
Zielgruppen gewinnt zudem die individuelle Förderung an Relevanz,
schreibt die Bundesregierung. Digitale Medien können hierbei einen
Mehrwert für Menschen darstellen, die schlechte
Bildungsvoraussetzungen haben, da der individuelle Zuschnitt von
Lerninhalten und -prozessen ihnen persönliche Lernwege eröffnen könne.
Die Möglichkeiten, das Lerntempo, den Lernort und die Zeiten für das
Lernen zu bestimmen, können dazu beitragen, die Lernmotivation zu
erhöhen, das Lernen in den Alltag zu integrieren und spezifischen
Zielgruppen den Zugang zum Lernen zu erleichtern.

Angesichts der Verfügbarkeit digitaler Lernangebote geht die
Bundesregierung davon aus, dass künftig verstärkt Studenten mit
unterschiedlichen Vorkenntnissen an die Hochschulen gelangen werden
und sich durch Selbstorganisation der Lernenden individuelle Lernwege
ergeben werden. Eine Anrechnung ihrer jeweiligen außerhochschulisch
erworbenen Lernstände auf das Hochschulstudium durch die Hochschule
kann daher sinnvoll sein. Mit der steigenden Anzahl und der
Heterogenität der digitalen Angebote erhöhen sich auch die
Anforderungen an die Qualitätssicherung der Hochschulen. Die
Bundesregierung ist davon überzeugt, dass die deutschen Hochschulen
diese Herausforderungen bewältigen können und sie durch die Länder die
entsprechende Unterstützung erfahren. Nach Kenntnis der
Bundesregierung gibt es derzeit aber keine Pläne, eine digitale
Europäische Hochschule zu errichten. Digitale Lehr- und Lernformate
spielen allerdings bereits heute in zahlreichen Hochschulkooperationen
und Mitgliedstaaten der Europäischen Union eine herausragende Rolle.

Die Bundesregierung sieht in der wachsenden Bedeutung von online
erworbenen Zertifikaten und Abschlüssen im Kontext des europäischen
Bildungsaustausches, die die Mobilität von Lernenden erhöhen, insofern
als Chance. Der europäische Bildungsaustausch wird über Online-Formate
bereits heute in unterschiedlichster Weise und mit unterschiedlichsten
Anwendungsformen unterstützt. Wichtig sei dabei, dass Daten- und
Missbrauchsschutzinteressen angemessen Rechnung getragen werde.
Deutschland begrüßt - für den Bereich E-Learning ebenso wie für auf
anderem Wege erworbene Abschlüsse - grundsätzlich die Förderung der
gegenseitigen Anerkennung beziehungsweise der besseren
Vergleichbarkeit und Transparenz von Abschlüssen sowie von
Lernergebnissen aus Auslandsaufenthalten.

 * 

2. Eintragungen als divers

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die Umsetzung des "Gesetzes zur Änderung der in
das Geburtenregister einzutragenden Angaben" geht es in der Antwort
der Bundesregierung (19/9886) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/9002). Wie die Bundesregierung darin
ausführt, wurde mit diesem Gesetz, das seit dem 22. Dezember 2018 in
Kraft sei, "eine zusätzliche Eintragungsmöglichkeit für Personen
eingeführt, die eine Variante der Geschlechtsentwicklung aufweisen und
damit weder dem weiblichen noch dem männlichen Geschlecht eindeutig
zugeordnet werden können".

Diese Menschen können nach Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung oder
gegebenenfalls nach eidesstattlicher Versicherung auch den
Geschlechtseintrag "divers" wählen, wie aus der Antwort weiter
hervorgeht. Zur Frage, wie oft seit dem Jahreswechsel der Eintrag
"divers" beantragt wurde, führt die Bundesregierung aus, dass ihr dazu
"derzeit keine umfassenden Erkenntnisse" vorlägen. Zugleich verweist
sie auf Ergebnisse einer Abfrage bei den Ländern, wonach in mehr als
70 Fällen gemäß den Paragrafen 22 Absatz 3 oder 45b des
Personenstandgesetzes ",divers' erklärt" wurde.

 * 

3. Tätigkeitsbericht zum Datenschutz

Inneres und Heimat/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Als Unterrichtung durch den Bundesbeauftragten für
den Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI) liegt der
"Tätigkeitsbericht 2017 und 2018" (19/9800) vor. Darin wirbt der
Bundesbeauftragte Ulrich Kelber für weitere Verbesserungen beim
Datenschutz in Deutschland. So werde ein umfassendes Gesetz zum Schutz
der Daten von Beschäftigten sowie von Bewerben gebraucht. Außerdem
benötige seine Behörde "Sanktionsmöglichkeiten bei der
Datenschutzaufsicht über die gesetzlichen Krankenkassen (Bußgelder)
und die Sicherheitsbehörden (Anordnungen)".

Zu den in dem Bericht enthaltenen Empfehlungen zählt auch eine
Überarbeitung der Strafprozessordnung. Insbesondere seien die Erhebung
und Nutzung von Daten, die von V-Leuten aus polizeilichen oder
nachrichtendienstlichen Zusammenhängen ermittelt wurden, im
Strafprozess nicht normenklar geregelt. Ebenso wird "dringend"
geraten, "die E-Privacy-Verordnung schnellstmöglich zu verabschieden".
Dem Gesetzgeber wird "angesichts des festgestellten geringen Nutzwerts
von Antiterrordatei und Rechtsextremismus-Datei" empfohlen, diese
abzuschaffen.

Ferner sollten der Vorlage zufolge die Jobcenter "ausreichend
personell ausgestattet werden, um ihre Datenschutzbeauftragten von
anderen Aufgaben freizustellen". Zudem umfassen die Empfehlungen unter
anderem den an die öffentlichen Stellen des Bundes gerichteten Rat,
"die Erforderlichkeit des Einsatzes Sozialer Medien kritisch zu
hinterfragen".

 * 

4. FDP fragt nach Vorteilen von MiFID II

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wer bislang von den europäischen
Wertpapier-Richtlinien MiFID II und PRIIPs profitiert habe, will die
Fraktion der FDP in einer Kleinen Anfrage (19/9334) erfahren. Wissen
wollen die Abgeordneten auch, ob sich die Bundesregierung mit
Verbesserungen der Richtlinie beschäftigt hat und ob sie die in einer
Studie der deutschen Kreditwirtschaft zum Ausdruck kommende Auffassung
teilt, dass die MiFID II-Richtlinie hinsichtlich des Vermögensaufbaus
der Bürger kontraproduktiv wirke. In der Vorbemerkung zur Kleinen
Anfrage zitieren die Abgeordneten aus der Studie der Kreditwirtschaft,
in der von einem steigenden Zeitaufwand für die Kunden die Rede ist,
was zu großer Unzufriedenheit führe. Zudem überforderten und
verunsicherten die Pflichtinformationen die Kunden. Kunden würden sich
auch in erheblichem Maß von den Kapitalmärkten zurückziehen, was der
Zielsetzung, die Kapitalmarktunion zu stärken, widerspreche.

 * 
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BUNDESTAG/8408: Heute im Bundestag Nr. 550 - 14.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 550

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 14. Mai 2019, Redaktionsschluss: 10.34 Uhr

1. Einschränkung der Informationsfreiheit

2. Anker-Zentrum in Dresden

3. Unerlaubte Einreisen thematisiert

4. Informationen zur Asylstatistik erfragt

5. Beschwerden gegen Frontex

6. Bürgertelefon im Freistaat Sachsen



1. Einschränkung der Informationsfreiheit

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion dringt darauf, das "Urheberrecht
nicht zur Einschränkung der Informationsfreiheit" zu missbrauchen. In
einem Antrag (19/10076) der Fraktion wird die Bundesregierung
aufgefordert, "es zu unterlassen, die Veröffentlichung beziehungsweise
Verbreitung staatlicher Dokumente mit den Mitteln des Urheberrechts zu
unterbinden". Dies umfasse Abmahnungen sowie die gerichtliche
Geltendmachung des Urheberrechts bei Stellungnahmen, Gutachten oder
sonstigen Papieren aus Ministerien oder den Ministerien unterstellten
Bundesbehörden.

"Die Bundesminister haben die hierfür erforderlichen Weisungen an die
ihrer Aufsicht unterstehenden Behörden auszusprechen", schreibt die
Fraktion in der Vorlage weiter. Dokumente, die dem Geheimnisschutz
unterliegen, fielen nicht hierunter. Unterfällt eine Information aber
nicht dem Geheimnisschutz, dürfe das Urheberrecht "nicht anstatt
dessen als ,Geheimnisschutz durch die Hintertür' missbraucht werden".

Auch soll die Bundesregierung der Vorlage zufolge offenlegen, wie
viele Rechtsstreitigkeiten Bundesministerien und Bundesbehörden seit
Inkrafttreten des Informationsfreiheitsgesetzes am 1. Januar 2006
geführt haben, "die auf die Unterlassung der Veröffentlichung
beziehungsweise Verbreitung staatlicher Dokumente und Informationen
gerichtet und auf das Urheberrechtsgesetz gestützt waren".

Ferner soll sich die Bundesregierung nach dem Willen der Fraktion zum
Grundsatz des Informationsfreiheitsgesetzes bekennen, "dass die
Gewährung von Zugang zu behördlichen Informationen die Regel und die
Verwehrung des Zugangs eine Ausnahme darstellt". Auch müsse es jedem
Zugangsersuchenden nach erfolgreichem Antrag möglich sein, Dokumente
der Öffentlichkeit zugänglich zu machen und sie zu veröffentlichen
beziehungsweise zu verbreiten, heißt es zudem in dem Antrag.

 * 

2. Anker-Zentrum in Dresden

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit dem sogenannten "Anker-Zentrum" in Dresden
befasst sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9938). Wie
die Fraktion darin ausführt, "sollten in Anker-Einrichtungen Ankunft,
Entscheidung, kommunale Verteilung beziehungsweise Rückkehr, aber auch
erste Maßnahmen der Integration stattfinden". Durch die Konzentration
und enge Zusammenarbeit der am Asylverfahren beteiligten Akteure des
Bundes und der Länder sollten die Verfahren effizienter werden. Wissen
wollen die Abgeordneten unter anderem, wie viele Asylsuchende im
"Anker-Zentrum in Dresden" bis Ende März 2019 aufgenommen wurden.

 * 

3. Unerlaubte Einreisen thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Unerlaubte Einreisen nach Deutschland" sind Thema
einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/9998). Wie die Fraktion
darin ausführt, sprach Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) am 13.
März in Berlin von insgesamt 42.500 von der Bundespolizei
festgestellten unerlaubten Einreisen. Wissen wollen die Abgeordneten
unter anderem, an welchen Grenzabschnitten "die 42.500 unerlaubten
Einreisen von der Bundespolizei im Jahr 2018 festgestellt" wurden.

 * 

4. Informationen zur Asylstatistik erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Ergänzende Informationen zur Asylstatistik für das
erste Quartal 2019" verlangt die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/9911). Darin erkundigen sich die Abgeordneten danach, wie
hoch im genannten Zeitraum die sogenannte Gesamtschutzquote in der
Entscheidungspraxis des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge
(Bamf) war. Auch möchten sie unter anderem wissen, wie viele
Asylanträge im genannten Zeitraum als "offensichtlich unbegründet"
abgelehnt wurden.

 * 

5. Beschwerden gegen Frontex

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der Beschwerden gegen die
EU-Grenzschutzagentur Frontex erkundigt sich die Fraktion Die Linke in
einer Kleinen Anfrage (19/9939). Auch möchte sie wissen, in wie vielen
dieser Beschwerden Rechtsverletzungen festgestellt wurden. Ferner
fragt sie unter anderem, wie die Bundesregierung "die internen
Mechanismen von Frontex um den Schutz der Menschenrechte" bewertet.

 * 

6. Bürgertelefon im Freistaat Sachsen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Bürgertelefon 115 im Freistaat Sachsen" lautet der
Titel einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/9999). Wie die
Fraktion darin schreibt, ist das "Bürgertelefon 115 als Behördennummer
für Bürger, Wirtschaft und Verwaltung" eine wichtige Anlaufstelle in
ersten behördlichen Angelegenheiten "wie beispielsweise die Klärung
nach der Zuständigkeit einer Behörde". Wissen wollen die Abgeordneten
unter anderem, wie viele Anrufer nach Kenntnis der Bundesregierung in
Sachsen das Bürgertelefon monatlich seit der Einführung bis zum 31.
Dezember 2018 nutzen.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 549

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 14. Mai 2019, Redaktionsschluss: 08.50 Uhr

1. Grünen fordern Klimaschutz-Union

2. Änderung der Düngeverordnung gefordert

3. Integration ausländischer Mediziner

4. Mehr berufstätige Ärzte in Deutschland

5. Interesse von Frauen am Medizinstudium

6. FDP fragt nach einsamen Menschen

7. Beipackzettel mit Hinweis für Muslime



1. Grünen fordern Klimaschutz-Union

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Mit ambitionierten Klimazielen soll die Europäische
Union zu einer "Klimaschutz-Union" weiterentwickelt werden. Das
fordert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einem Antrag (19/9953)
und sieht vor allem die Bundesregierung in der Pflicht. So kritisieren
die Antragssteller unter anderem, dass die Bundesregierung sich noch
nicht zu einem ehrgeizigeren EU-Langfristziel verhalten habe. Damit
stünde die Bundesrepublik an der Seite von Ländern wie Polen, Ungarn
oder der Tschechischen Republik, die die Klimaschutzmaßnahmen der EU
nicht auf das 1,5-Grad-Ziel ausgerichtet sehen wollen würden. "Damit
ist erneut zu sehen: Die Bundesregierung bremst die Bemühungen und
progressive Vorschläge für eine ambitionierte Strategie einer
treibhausgasneutralen EU bis spätestens 2050 aus. Diese Positionierung
steht in eklatantem Widerspruch zu ihrer wohlfeilen
Klimaschutzrhetorik und der Einsetzung des Klimakabinetts auf
Bundesebene", monieren die Grünen.

Konkret fordert die Fraktion von der Bundesregierung unter anderem,
das europäische Ziel für Treibhausgasemissionen für 2030 von 40 auf 60
Prozent zu erhöhen. Die Bundesregierung solle sich zudem für einen
Pfad der Treibhausgasneutralität bis 2040 einsetzen. Dies soll demnach
"ohne Atomenergie und ohne den Einsatz gefährlicher Technologien für
negative Emissionen" erreicht werden, schreiben die Grünen. Zudem
schlägt die Fraktion einen Mindestpreis innerhalb des europäischen
Emissionshandels vor und eine idealerweise EU-weite CO2-Bepreisung für
die Sektoren außerhalb des Emissionshandels.

 * 

2. Änderung der Düngeverordnung gefordert

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert von der
Bundesregierung, "unverzüglich die von der EU-Kommission geforderten
Verbesserungen in der Düngeverordnung umzusetzen". In einem Antrag
(19/9959) verlangt die Fraktion zudem eine Flächenbindung der
Tierhaltung. Der Viehbestand soll demnach auf ein "umweltverträgliches
Maß von maximal zwei Großvieheinheiten pro Hektar" reduziert werden.

Zur Begründung verweist die Fraktion auf die Belastung der Grundwasser
in Deutschland mit Nitrat und macht dafür vor allem die Landwirtschaft
verantwortlich. Den Angaben zufolge sind 27 Prozent der
Grundwasserkörper aufgrund zu hoher Nitratwerte in einem chemisch
schlechten Zustand im Sinne der EU-Wasserrahmenrichtlinie. Der Antrag
soll am Freitag gemeinsam mit einem weiteren Antrag der Fraktion zum
Wasserschutz (19/8649) beraten werden.

 * 

3. Integration ausländischer Mediziner

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung setzt auf eine gelingende
Arbeitsmarktintegration von Ärzten, Zahnärzten und Apothekern aus
Drittstaaten. Dem Verfahren zur Anerkennung ausländischer Abschlüsse
komme dabei eine Schlüsselrolle zu, heißt es in der Antwort (19/9915)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/9457) der
FDP-Fraktion.

Im Rahmen des Approbationsverfahrens müsse zwingend die in einem
Drittstaat abgeschlossene Ausbildung auf ihre Gleichwertigkeit mit der
deutschen Ausbildung überprüft werden. Würden dabei Defizite
festgestellt, müssten die Antragsteller die erforderlichen Kenntnisse
und Fähigkeiten durch eine ergänzende Prüfung nachweisen.

Die Umsetzung der Anerkennungsregelungen sei Aufgabe der Länder. Seit
Inkrafttreten des Anerkennungsgesetzes 2012 sei die Zahl der Verfahren
besonders im Bereich der bundesrechtlich reglementierten
Gesundheitsberufe stark gestiegen. 2017 entfielen den Angaben zufolge
von rund 25.000 Neuanträgen auf Anerkennung einer ausländischen
Berufsqualifikation in bundesrechtlich geregelten Berufen 75,8 Prozent
auf die reglementierten Gesundheitsberufe.

 * 

4. Mehr berufstätige Ärzte in Deutschland

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Zahl der berufstätigen Ärzte in Deutschland ist
in den vergangenen Jahrzehnten stetig gestiegen. Waren 1992 noch rund
252.000 Mediziner berufstätig, stieg die Zahl 2002 auf rund 301.000,
2012 auf rund 349.000 und 2017 auf rund 385.000, wie aus der Antwort
(19/9898) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/9244) der
FDP-Fraktion hervorgeht.

2017 waren den Angaben zufolge rund 180.000 berufstätige Ärzte älter
als 50 Jahre und rund 71.000 älter als 60 Jahre. Ferner waren rund
73.000 Mediziner jünger als 35 Jahre.

 * 

5. Interesse von Frauen am Medizinstudium

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Zum Sommersemester 2019 haben sich etwa doppelt so
viele Frauen wie Männer um einen Studienplatz in Medizin beworben. Das
geht aus der Antwort (19/9884) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/9531) der AfD-Fraktion hervor.

Die geschlechtsspezifische Verteilung von Männern und Frauen im
Medizinstudium sei somit bereits im Bewerbungsverhalten angelegt. Es
gebe im Übrigen keine Anhaltspunkte dafür, dass aufgrund eines
erhöhten Frauenanteils im Medizinstudium existenzielle
Versorgungsprobleme zu befürchten seien, heißt es in der Antwort
weiter.

 * 

6. FDP fragt nach einsamen Menschen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion befasst sich in einer Kleinen
Anfrage (19/9880) mit der Einsamkeit von Menschen und den Auswirkungen
auf die öffentliche Gesundheit. Studien zeigten, dass die Einsamkeit
das Risiko für chronischen Stress, Herz-Kreislauf-Erkrankungen,
Depressionen, Demenz und einen frühen Tod erhöhe. Die Abgeordneten
wollen wissen, wie die Bundesregierung das Problem einschätzt.

 * 

7. Beipackzettel mit Hinweis für Muslime

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/9940) nach dem Beipackzettel eines Medikaments, der unter
anderem einen Hinweis zum Gebrauch für Muslime enthält. Die
Abgeordneten wollen wissen, wie die Bundesregierung die
Patienteninformation bewertet.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 548

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 13. Mai 2019, Redaktionsschluss: 17.27 Uhr

1. Mehr Investitionen in die Schiene gefordert

2. Linksfraktion-Vorstoß gegen Share Deals

3. Digitalsteuer kommt in Europa voran

4. Keine Angaben zu Ministergesprächen

5. 48.000 Rentner neu steuerlich belastet

6. Fortschritte bei der Krypto-Regulierung



1. Mehr Investitionen in die Schiene gefordert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) In die Schieneninfrastruktur muss aus Sicht von
Experten deutlich mehr investiert werden als bislang geplant. Das
wurde bei einer öffentlichen Anhörung des Verkehrsausschusses zu
Anträgen der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD (19/9918), der
AfD-Fraktion (19/7941), der FDP-Fraktion (19/6284), der Fraktion Die
Linke (19/7024) und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/7452) am
Montagnachmittag deutlich. Die in den letzten Jahren auf Verschleiß
gefahrene Schieneninfrastruktur sei nicht in der Lage, die anvisierten
Ziele einer stärkeren Verlagerung des Güterverkehrs von der Straßen
auf die Schiene und einer weiteren Erhöhung der Fahrgastzahlen im
Fernverkehr zu tragen, hieß es bei der Anhörung. Am Beispiel Schweiz
wurde aufgezeigt, wie es gelingen könnte, den Verkehrsträger Schiene
zu stärken.

Matthias Gather, Professor für Verkehrspolitik und Raumplanung an der
Fachhochschule Erfurt, kritisierte, sehenden Auges seien in den
vergangenen Jahren die Investitionen in den Erhalt der
Schieneninfrastruktur unterlassen worden. Für dieses "irgendwie wird
es schon gehen", habe man nun die Rechnung auf dem Tisch. Wie hoch die
Investitionen sein müssten sei unklar, da nicht nur die Versäumnisse
der Vergangenheit aufgeholt werden müssten, sondern auch der
Deutschlandtakt 2030 und die weitere Elektrifizierung von Bahnstrecken
anstünden, sagte Gather. Ganz klar ist aus seiner Sicht, dass es
"völlig sinnlos" ist, dem Infrastrukturbetreiber eine
Gewinnerzielungsabsicht aufzubürden. Dennoch sollte langfristig ein
volkswirtschaftlicher Nutzen der Investitionen nachgewiesen werden.

Andreas Geißler vom Verein "Allianz pro Schiene" begrüßte es, dass der
Bund inzwischen über die Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung
(LuFV) mehr Geld in die Instandhaltung investiere und auch die Mittel
für Aus- und Neubau gestiegen seien. Wolle man wirklich mehr Verkehr
auf die Schiene bekommen, sei das aber nicht ausreichend. "Wir gehen
von einem Wert von zehn Milliarden Euro aus", sagte er. Zugleich
sprach sich Geißler für eine Erweiterung der Laufzeit der LuFV von
derzeit fünf auf zehn Jahre aus. Damit könne die Planungssicherheit
erhöht und der Mittelabfluss verbessert werden.

Seit der Bahnreform 1994 gebe es 50 Prozent mehr Transport auf der
Schiene, aber zugleich ein geschrumpftes und gealtertes Schienennetz,
sagte Alexander Kirchner von der Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft
(EVG). Die Instandhaltungsaufwendungen, die aus den Trassenpreisen
erzielt werden sollten, seien in der Folge drastisch angestiegen.
Kirchner machte deutlich, dass Ziele wie die Verdoppelung des
Personenverkehrs oder die Steigerung des Anteils im
Schienengüterverkehr auf 25 Prozent mit der Bestandsinfrastruktur
nicht erreichbar seien. "Dazu müssen wir in den Ausbau der Knoten
investieren, ebenso wie in Neu- und Ausbaustrecken, um mehr
Kapazitäten zu erhalten", sagte er. Der derzeitige Finanzierungsrahmen
reiche dazu nicht aus, urteilte Kirchner.

Claus Weselsky von der Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer sagte,
im Bahnkonzern sei eine "innere Umstrukturierung sinnvoll und
richtig". Die drei Bereiche, DB Netz, DB Energie und DB Station &
Service, müssten in einer einzigen Organisationseinheit
zusammengeführt werden, forderte er. Eine Heraustrennung der
Infrastruktur aus dem Konzern lehnte Weselsky ab, da der Verbleib eine
Vielzahl von Vorteilen ermögliche. Dazu gehörten die Transparenz der
Mittelzuflüsse und Investitionen sowie der Finanzierungskreisläufe im
Bereich der gesamten Infrastruktur. Statt einer Aktiengesellschaft,
die systemisch auf eine Gewinnerzielung abziele, sei die gemeinnützige
GmbH ein Weg, der beschritten werden könne, sagte der
Gewerkschaftsvertreter.

Professor Alexander Eisenkopf von der Zeppelin-Universität
Friedrichshafen vertrat die Auffassung, die Politik sollte sich auf
ihre Kernaufgabe fokussieren, für eine auskömmliche Finanzierung der
Infrastruktur zu sorgen, die offensichtlich im Wettbewerb der
Verkehrsträger nicht eigenwirtschaftlich zu betreiben sei und daher
als Daseinsvorsorgeaufgabe akzeptiert werden müsse. Gleichwohl müsse
sich die Bahn im Wettbewerb mit anderen Verkehrsträgern behaupten. Ab
2025 generell keine neuen Fernstraßenbauvorhaben in Angriff nehmen zu
wollen, um alle Mittel auf die Schiene zu konzentrieren, gehe an der
Realität der Verkehrsmärkte vorbei, urteilte er. Es müsse gelingen,
die Schiene mit einem größeren Etat auszustatten, ohne die Straße zu
vernachlässigen. Was die Frage der Trennung von Netz und Betrieb
angeht, so betonte Eisenkopf, dass es dafür derzeit keinen politischen
Willen gebe. Als Langfristziel halte er dies jedoch für richtig.

Eine Rückkehr zur Staatsbahn kommt laut Martin Henke vom Verband
Deutscher Verkehrsunternehmen für die Eisenbahnbranche nicht in Frage.
Sinnvoll und zu befürworten sei allerdings die Koppelung der Gewährung
staatlicher Hilfen an klare Vorgaben und Kontrollmechanismen, die das
öffentliche Interesse im Blick hätten. Erwägungen zu
Organisationsänderungen bei Eisenbahnunternehmen sollten die Erfahrung
berücksichtigen, dass Umorganisationen in Unternehmen notwendigerweise
zu Kosten, Friktionen und anfänglich auch Ineffizienzen führen, gab er
zu bedenken. Ob die mit der Umorganisation erzielbaren Vorteile diese
Nachteile in für die Unternehmen sehr fordernden Zeiten aufwiegen,
müsse zuvor gewissenhaft geprüft werden.

Regula Herrmann vom Bundesamt für Verkehr der Schweizerischen
Eidgenossenschaft sagte, in der Schweiz sei es lange Zeit so gewesen,
dass dem Personenfernverkehr der Vorrang gegolten und dann erst der
Güterverkehr Beachtung gefunden habe. Jetzt gebe es ein zwischen den
Verkehrssorten abgestimmten Konzept. Der Anteil aus Steuergeldern zur
Finanzierung der Bahn sei pro Person deutlich höher als in
Deutschland. Die Bevölkerung nutze die Bahninfrastruktur aber auch
intensiv. "Wir sind ein Vielfahrervolk", sagte Herrmann. Wichtig sei
es, die Verkehrsträger nicht gegeneinander auszuspielen, betonte sie.
In der Schweiz fließen ihrer Aussage nach in den Fonds zur
Finanzierung der öffentlichen Verkehrsinfrastruktur mit
Mineralölsteuern und Schwerverkehrsabgaben auch "Straßensteuern".
Hintergrund dessen sei, dass auch die Straße davon profitiere, wenn
sie durch die Schiene entlastet werde.

 * 

2. Linksfraktion-Vorstoß gegen Share Deals

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Fraktion Die Linke will die durch sogenannte
Share Deals praktizierte Steuervermeidung bei Immobiliengeschäften
bekämpfen und ein gestuftes quotales Besteuerungssystem für
unmittelbare und mittelbare Anteilsänderungen an grundbesitzenden
Personen- und Kapitalgesellschaften einführen. In einem Antrag
(19/10067) wird die Bundesregierung aufgefordert, einen entsprechenden
Gesetzentwurf vorzulegen. Damit soll der Erwerb einer Anteilsmehrheit
an einer grundbesitzenden Gesellschaft zu einer Besteuerung des
Immobilienwertes im Umfang der erreichten relativen Beteiligung
beziehungsweise der überschrittenen Beteiligungsschwelle führen.
Gelten soll das neue Besteuerungssystem ab einer Mindestbeteiligung
von mehr als 50 Prozent. "Wird beispielsweise eine Beteiligung von 58
Prozent an der grundbesitzenden Gesellschaft erworben, ist der zu
besteuernde Immobilienwert mit 50 Prozent anzusetzen, bei einer
Beteiligung von zum Beispiel 81 Prozent mit 80 Prozent", erläutert die
Fraktion. Darüber hinaus soll sichergestellt werden, dass auch der
Erwerb einer Anteilsmehrheit durch mehrere Personen oder
Gesellschaften gemeinsam entsprechend deren kumulierter
Beteiligungsquote besteuert wird. Außerdem sollen die geltenden
Fristen für Steuervergünstigungen von fünf auf 15 Jahre verlängert
werden, um Gestaltungsmodelle wie zeitlich gestreckte Share Deals zu
erschweren. Auch eine sogenannte Konzernklausel soll gestrichen
werden, weil sie Mitnahmeeffekte und missbräuchliche Gestaltungen
begünstige.

Wie die Fraktion erläutert, nutzen ausländische Investoren in immer
stärkerem Maße Share Deals, um die anfallende Grunderwerbsteuer zu
verringern oder sogar zu vermeiden. Bei einem Share Deal erwerbe der
Käufer nicht die Immobilie selbst, sondern kaufe die Mehrheit der
Anteile an dem Unternehmen, das seinerseits die Immobilie halte. "Aus
Sicht des Gleichbehandlungsgrundsatzes und der Steuergerechtigkeit
haben Share Deals zu dem grotesken Zustand geführt, das große
Immobilienkonzerne kaum Grunderwerbsteuer zahlen, während private
Häuslebauer und Wohnungskäufer in vollem Umfang zur Kasse gebeten
werden", stellt die Fraktion fest. Share Deals seien ferner ein
beliebtes Mittel großer Wohnungskonzerne wie Deutsche Wohnen und
Vonovia, um neben der Grunderwerbsteuer auch andere
eigentumsrechtliche und stadtplanerische Regulierungen im Zusammenhang
von Immobilienverkäufen zu umgehen, zum Beispiel kommunale
Vorkaufsrechte.

 * 

3. Digitalsteuer kommt in Europa voran

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Einführung einer Digitalsteuer kommt in Europa
voran. Wie die Bundesregierung in einer Antwort (19/9604) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/9067) mitteilt,
haben die Regierungen in Frankreich und Österreich die Einführung
einer nationalen Steuer auf Erlöse aus Online-Werbung beschlossen. Im
Vereinigten Königreich, in Italien, Spanien und den Niederlanden werde
derzeit die Einführung einer Digitalsteuer geplant. "Mit Nachdruck"
unterstütze sie die derzeitigen Arbeiten der OECD zur Überarbeitung
internationaler Besteuerungsgrundsätze, erklärt die Regierung weiter.
Ziel sei dabei eine Einigung auf internationale Standards, die die
Herausforderungen der Besteuerung der digitalisierten Wirtschaft
nachhaltig lösen soll. Die Ergebnisse der OECD sollten anschließend
EU-weit umgesetzt werden, so die Bundesregierung.

 * 

4. Keine Angaben zu Ministergesprächen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Zu konkreten Inhalten von Gesprächen der
Bundesregierung kann nicht Stellung genommen werden, da die
Gesprächsinhalte grundsätzlich nicht protokolliert werden. Dies
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9465) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8863). Darin heißt es weiter,
Gegenstand von Gesprächen von Vertretern des Bundesministeriums der
Finanzen mit Marktteilnehmern seien regelmäßig auch Einzelaspekte der
Bankenlandschaft in Deutschland und Bewertungen durch die Leitung des
Bundesministeriums der Finanzen gewesen.

 * 

5. 48.000 Rentner neu steuerlich belastet

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Infolge der Anpassung der Rentenwerte zum 1. Juli
2019 werden voraussichtlich rund 48.000 Steuerpflichtige mit
Rentenbezug zusätzlich einkommensteuerlich belastet. Davon geht die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9506) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/8909) aus. Nach den Schätzungen der Regierung soll
der durchschnittliche Steueranteil der Renten in diesem Jahr rund 67,4
Prozent betragen. Wie die Regierung weiter erläutert, hängen sowohl
die Frage der Steuerbelastung eines Rentenbeziehers als auch die Frage
der Pflicht zur Abgabe einer Steuererklärung nicht allein davon ab, ob
der steuerpflichtige Teil der Rente den Grundfreibetrag übersteigt.
Für die Ermittlung der Höhe des Gesamtbetrags der Einkünfte als
ausschlaggebendes Kriterium für die Pflicht zur Abgabe einer
Steuererklärung seien neben dem steuerpflichtigen Teil der
Rentenbezüge auch weitere steuerlich relevante Sachverhalte zu
berücksichtigen. Die Regierung nennt in diesem Zusammenhang
Werbungskosten und Einkünfte aus anderen Einkunftsarten.

Außerdem wird mitgeteilt, dass der durchschnittliche monatliche
Zahlbetrag für Renten aus eigener Versicherung Ende 2017 866 Euro
betragen hat. In den alten Bundesländern seien es 828 Euro gewesen, in
den neuen Bundesländern 1.117 Euro. Beim durchschnittlichen
monatlichen Zahlbetrag handelt es sich um einen um den Eigenanteil des
Rentenbeziehers zur gesetzlichen Kranken und Pflegeversicherung
geminderten Rentenbetrag.

 * 

6. Fortschritte bei der Krypto-Regulierung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Welche Fortschritte bei der Regulierung von
Kryptowährungen seit dem G20-Gipfel in Argentinien 2018 erreicht
worden sind, will die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9937)
erfahren. Die Bundesregierung soll auch ihre Position hinsichtlich der
Kryptowährungen und Kryptoassets auf der G20-Ebene darlegen. Außerdem
wird nach den Planungen in diesem Bereich für den nächsten G20-Gipfel
in Japan gefragt.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1857: Regierungspressekonferenz vom 13. Mai 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 13. Mai 2019

Regierungspressekonferenz vom 13. Mai 2019

Themen: Clankriminalität in Deutschland, Konflikt zwischen USA und
Iran, Klimapolitik, Grundsteuer, Mindestvergütung für Auszubildende,
Europawahl, Mordfall Khashoggi


Sprecher: StS Seibert, Alter (BMI), Adebahr (AA), Haufe (BMU),
Wagner (BMWi), Wogatzki (BMF), Ehrentraut (BMAS), Strüder (BMBF)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS
Seibert sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Alter: Ich möchte noch einmal zurückkommen auf Berichterstattung vom
vergangenen Wochenende zur Thematik Clankriminalität. Es sind
verschiedentlich Berichte in den Zeitungen gewesen, u. a. im
"Tagesspiegel". Der Innensenator Berlins hat vom Bund ein stärkeres
Engagement gefordert. Dazu möchte ich Ihnen gern folgendes Zitat des
Bundesinnenministers verlesen:

"Die Bekämpfung der Clankriminalität genießt für mich herausgehobene
Priorität. Das Bundeskriminalamt hat bereits in meinem Auftrag ein
Fachkonzept des Bundes erarbeitet und mit den betroffenen
Landeskriminalämtern erörtert. Gegenstand dieses Konzeptes ist die Frage,
wie der Bund die Länder im Rahmen ihrer obliegenden Polizeihoheit noch
stärker unterstützen kann. Ich bin davon überzeugt, dass wir hier die in
unserem Land zur Verfügung stehenden Ressourcen voll ausschöpfen müssen.
Der Rechtsstaat muss sich gegen diese kriminellen Subkulturen durchsetzen.
Ich habe daher den Ländern jede Unterstützung angeboten. Das Thema wird
zudem im Rahmen der Innenministerkonferenz im Juli erneut eine Rolle
spielen. Ich werde unser Konzept dort politisch einbringen."

Frage: Herr Alter, ich gehe davon aus, dass das ein Teil der Antwort auf
die Frage ist, die ich Ihnen am Freitag zur tschetschenischen
Clankriminalität gestellt habe. Sie wollten dazu etwas nachreichen. Ich
hatte drei Fragen gestellt.

Zum einen: Was unternimmt der Bund dagegen? - Das war ja wohl die Antwort. -
 Die zweite Frage war, wie viele kriminelle Tschetschenen in einem
bestimmten Zeitraum abgeschoben wurden, zum Beispiel in diesem Jahr. Die
dritte Frage war, wie sich die Zusammenarbeit mit den russischen Diensten
darüber gestaltet.

Alter: Mich wundert, dass Sie die Antwort nicht erhalten haben. Ich habe
das am Freitag noch auf den Weg gegeben. Aber ich kann gern hier noch
einmal sagen, was mir vorliegt.

Also zu Ihrer konkreten Frage ist es so: Es gibt unter Federführung des
Bundeskriminalamtes eine Projektgruppe, die sich speziell mit Aspekten
nordkaukasisch dominierender OK-Gruppierungen befasst. Ziel ist es,
nordkaukasische Tätergruppierungen durch Unterstützung laufender
Ermittlungen und Initiierung neuer Ermittlungsverfahren strafrechtlich zu
verfolgen. Aber auch verwaltungsrechtliche, insbesondere
aufenthaltsrechtliche und gewerberechtliche Maßnahmen spielen hier eine
Rolle. Sämtliche Maßnahmen haben zum Ziel, den organisierten kriminellen
Strukturen mit einem ganzheitlichen Bekämpfungsansatz wirkungsvoll
entgegenzutreten.

Ich habe hier nicht die Anzahl der Straftaten dieser Bevölkerungsgruppen
vorliegen. Ich kann Ihnen aber sagen, dass im Zeitraum von Januar bis März
dieses Jahres 268 russische Staatsangehörige abgeschoben worden sind. Eine
statistische Erfassung von Bevölkerungsgruppen findet nicht statt, sondern
wir erheben statistisch anhand der Staatsangehörigkeit.

Darüber hinaus habe ich Ihnen am Freitag schon gesagt, dass die
Sicherheitsbehörden auch mit ihren Partnern im Ausland zusammenarbeiten,
wenn dies in der Sache geboten ist. Daran ergibt sich keine Änderung.

Zusatzfrage: Was ist mit gewerberechtlichen Maßnahmen gemeint?

Alter: Das ist, wenn man die Maßnahmen des Gewerberechts ausschöpfen kann,
um kriminelle Handlungen einzudämmen. Dann werden natürlich auch diese
Aspekte einbezogen. Also es geht darum, einen gesamtheitlichen Ansatz zu
verfolgen und sämtliche Möglichkeiten in den Blick zu nehmen, die das
deutsche Recht bietet. Ich habe jetzt kein konkretes Beispiel für Sie
parat.

Zusatzfrage: Geht es eventuell um diese Sicherheitsdienste, die die
Tschetschenen ja in Berlin ausüben, zum Beispiel auch zur Bewachung von
Polizeidienststellen?

Alter: Mir liegt über das hinaus, was ich gerade gesagt habe, nichts
Konkretes vor.

Frage: Ich würde gern Herrn Seibert fragen: Wie besorgt ist die
Bundesregierung über die Eskalation, die sich zwischen den USA und Iran
andeutet? Was kann Europa tun?

Eine zusätzliche Frage an Frau Adebahr zum Gespräch von Mike Pompeo mit den
EU-Außenministern: Wie besorgt sind Sie, dass die Einheit der Europäer, die
bei dem Thema ja sowieso ziemlich fragil ist, durch diese Eskalation
zwischen den Amerikanern und Iranern weiter aufgebrochen werden könnte?

StS Seibert: Sie stellen Ihre Frage an dem Tag, an dem die Außenminister
der EU in Brüssel mit dem amerikanischen Außenminister Mike Pompeo
zusammentreffen, um genau darüber zu beraten, die jüngsten Entwicklungen
bezüglich des Iran und die aktuelle Situation im Nahen und Mittleren Osten.
Ich würde den Beratungen nicht gern vorgreifen. Aber es ist sicher gut,
dass sie heute stattfinden.

Wir haben mehrfach erklärt - ich kann das jetzt nur wiederholen -, dass wir
als europäische Unterzeichner des JCPOA das Interesse haben, dieses auch
aufrechtzuerhalten, sofern und solange der Iran seinen Verpflichtungen aus
diesem Abkommen inhaltlich voll nachkommt. Wir - die Bundeskanzlerin hat
darauf in der vergangenen Woche ausdrücklich hingewiesen - sind auch
sicher, dass es auch im iranischen Interesse ist, dieses Abkommen
aufrechtzuerhalten. Wie gesagt: Heute gibt es eine Begegnung und ein
wichtiges Gespräch der Außenminister, auch unseres deutschen Außenministers
Heiko Maas, mit dem amerikanischen.

Adebahr: Das ist in Brüssel eine "evolving situation". Der amerikanische
Außenminister wird gegen Mittag dort erwartet. In welchem genauen Format
die Gespräche heute zustande kommen, dass muss sich anhand der Terminpläne
der einzelnen Außenminister entscheiden. Sicher ist, dass es Gespräche
geben wird. Wie genau sich das abrollen wird, das kann ich von hier aus zu
dieser Uhrzeit noch nicht sagen.

Ich denke, die E3 mit der EU haben bisher eine sehr starke Geschlossenheit
gezeigt. Ich habe keinen Anlass daran zu zweifeln. Sie treffen sich auch
heute. Dieses Treffen wird es geben, um geschlossen die gemeinsame Haltung
zu beraten und um auch zu beraten, welche Schritte jetzt in der aktuellen
Situation, in der wir uns befinden, zu unternehmen sind.

Frage: Frau Adebahr, die Grünen haben den Außenminister aufgefordert, in
den Iran zu reisen, um in dem Atomkonflikt zu vermitteln. Können Sie dazu
etwas sagen?

Eine zweite Frage: Die Vereinigten Staaten haben weitere Kriegsschiffe und
Patriot-Raketen in den Persischen Golf verlegt. Sehen Sie hier eine erhöhte
Gefahr für einen Krieg zwischen Iran und den Vereinigten Staaten?

Adebahr: Zur zweiten Frage würde ich gern auf die Äußerungen des
Bundesaußenministers verweisen, die er gestern einer großen deutschen
Sonntagszeitung gegeben hat, dass es darum geht, eine Eskalation in der
Region, die wir nicht brauchen, weiter zu verhindern, und das unser Appell
an alle ist.

Zur Frage einer Reise: Es ist so, dass wir - die Bundesregierung, Vertreter
der Bundesregierung, der Bundesaußenminister - mit Iran in einem ganz
kontinuierlichen Dialog stehen, der uns wichtig ist. Das sind
Gesprächskanäle, die wir offenhalten wollen und die wir nutzen. Der
Außenminister hat Herrn Sarif letztes Jahr im September bei der
UN-Generalversammlung getroffen. Er hat ihn im November bei einer
Afghanistan-Konferenz in Genf getroffen. Er hat im Februar mit ihm
telefoniert, und er hat ihn - ich glaube, das war der 17.02. - auf der
Münchner Sicherheitskonferenz gesprochen. Das heißt, da sind ganz
etablierte und enge Kanäle. Unsere Politische Direktorin war kürzlich da.
Auch unser Abteilungsleiter für den Nahen und Mittleren Osten war dort.
Insofern gibt es da Gespräche. Die sind uns wichtig; denn es gibt, wie die
Situation gerade zeigt, einiges zu besprechen.

Zusatzfrage: Sehen Sie momentan keinen Bedarf für solch eine Reise? Gibt es
keine Pläne für solch eine Reise, auch nicht vor dem Hintergrund einer
realen Kriegsgefahr?

Adebahr: Wir bewegen uns in dem Dossier gemeinsam mit unseren europäischen
Partnern, und das erfordert auch eine enge Abstimmung. Die Gesprächskanäle
sind da. Reisen würden wir dann ankündigen, wenn sie anzukündigen sind.

Frage: Frau Adebahr, Frau Mogherini hat heute in Brüssel als Reaktion auf
die 60-Tage-Frist gegenüber dem Iran gesagt: "Wir brauchen 120 Tage Zeit."
Falls der Iran wirklich bereit sein sollte, diese 120-Tage-Frist zu
gewähren, was wird dann Ihrer Meinung nach folgen? Wie kann die EU den
Verpflichtungen nachkommen?

Adebahr: Sie sprechen hier jetzt ein Zitat an, das ich nicht kenne und auf
das ich deswegen sehr ungern reagieren würde. Sie sagen ja, Frau Mogherini
habe das heute gesagt. Das müsste ich wirklich erst einmal nachlesen.

Wir haben uns hier ja schon mehrfach dazu erklärt, dass wir gemeinsam mit
den E3-Partnern Anstrengungen unternehmen, um legitimen Handel mit dem Iran
eben auch weiterhin zu ermöglichen, insbesondere dadurch, dass wir dafür
einen Zahlungskanal zur Verfügung stellen wollen. Dabei sind große
Fortschritte erreicht worden. Es bedarf aber noch der weiteren intensiven
Zusammenarbeit zwischen den E3 und dem Iran, um das operativ zu machen.
Natürlich - auch die Bundeskanzlerin hat darauf hingewiesen - müssen wir
realistisch bleiben. Das wird die Wirkung extraterritorialer Sanktionen
nicht vollständig kompensieren können.

Zusatzfrage: Ihnen ist doch bekannt, dass die EU die 60-Tage-Frist
abgelehnt hat. Ist Ihnen also nicht bekannt, welche Entwicklung es danach
gab?

StS Seibert: Das ist ja etwas anderes. Sie haben uns ja mit einem anderen
Zitat konfrontiert.

Zusatz: Ja.

StS Seibert: Genau.

Zusatzfrage: Und das kennen Sie nicht?

StS Seibert: Dieses Zitat kennen wir nicht, und deswegen würde ich es gerne
erst einmal kennenlernen, bevor ich es jetzt für die Bundesregierung
kommentiere.

Zusatzfrage: Können Sie die Schritte, die die EU in Bezug auf Handel mit
dem Iran unternehmen würde, vielleicht etwas näher umschreiben?

Adebahr: Da würde ich Sie gerne auf das verweisen, was der Außenminister
heute Morgen in Brüssel dazu gesagt hat, was heute am Tag ansteht, welche
Gespräche anstehen und was wir vorhaben. Wir haben das hier referiert, aber
damit haben Sie ein ganz frisches Zitat vom Außenminister.

Frage: Herr Seibert, Herr Pompeo ändert ja öfter ganz kurzfristig seine
Reisepläne. Gibt es vielleicht jetzt, wo er schon in Brüssel ist, Pläne
dafür, dass er auch noch nach Berlin kommt? Gibt es dafür irgendeine
Anfrage?

Adebahr: Wir arbeiten weiter an einem Termin. Das Gespräch in Brüssel soll
den Besuch bei uns nicht ersetzen. Das ist unser Stand. Aber wir arbeiten
weiter an einem Termin.

Das, was Sie ansprechen, ist uns im Moment nicht bekannt. Es geht darum,
heute in Brüssel zusammenzukommen und da einen Slot für das Thema Iran zu
finden.

Frage: Ich weiß jetzt nicht genau, wer der richtige Ansprechpartner ist;
wahrscheinlich ist es Frau Adebahr. Gibt es eigentlich zum Beispiel
Gespräche mit den Chinesen und Indern, weil die Amerikaner ihre Sanktionen
ja anders als die Europäer auf die Ölexporte ausgeweitet haben, und die
sind ja die Haupteinnahmequelle, die der Iran noch hat? Gibt es da also
Gespräche darüber, dass diejenigen, die das Atomkommen unterstützen, eine
gemeinsame Haltung einnehmen?

Adebahr: Es gibt Gespräche mit den beiden Partnern im Rahmen des JCPOA. Das
sind Russland und China. Staatssekretär Michaelis war auch kürzlich in
China und hat eine ganze Bandbreite an Gesprächsthemen besprochen. Ich
könnte jetzt aktuell nichts von spezifisch dazu stattfindenden Gesprächen
mit Indien berichten.

Frage: Niels Annen hat am Wochenende gesagt, dass die US-Politik bezüglich
des Irans illegal sei, "doch der Iran sollte nicht dem Missverständnis
unterliegen, dass wir deshalb illegales iranisches Verhalten akzeptieren
könnten". Bewertet die Bundesregierung denn die momentane Handlung des
Irans als illegal?

Adebahr: Ich habe das Zitat von Herrn Annen - ich weiß nicht genau, wo er
das gemacht hat - jetzt nicht im Ohr. Ich könnte mir vorstellen, dass es
dabei darum geht, dass wir die iranische Rolle in der Region - also
beispielsweise seine Unterstützung oder seiner Handlungen im
Syrien-Konflikt und im Jemen-Konflikt sowie auch, was die Hisbollah angeht -
 nicht gutheißen und dabei mit dem Iran einfach auch Probleme haben, und
dass dies der Hintergrund dieser Aussage ist. Dass das so ist, haben wir,
glaube ich, alle oft und mehrfach dargelegt.

Zusatzfrage: Meine Frage lautete aber, ob die Bundesregierung das
gegenwärtige iranische Vorgehen als illegal bezeichnen würde oder es so
einstuft.

Adebahr: Dann müssten Sie sagen, welches gegenwärtige Vorgehen des Iran Sie
meinen.

Zusatz: Zum Beispiel dieses sogenannte Ultimatum von 60 Tagen.

Adebahr: Da verweise ich Sie gerne darauf, wie wir darauf politisch
reagiert haben, sowie auf die Erklärung des Außenministers, dass wir diesen
Schritt nicht gutheißen, dass wir uns wünschen, dass das JCPOA erhalten
bleibt und dass wir uns daran halten, solange sich der Iran daran hält, und
zwar ohne Abstriche. Das ist unsere Reaktion darauf. Die haben wir direkt
danach abgegeben, als diese Erklärung des Iran herauskam.

Frage: Ich wollte noch einmal nach der Klimapolitik fragen. Beim Gipfel in
Rumänien gab es ja die Aussage der Kanzlerin, dass man sich der neuen
Klimainitiative der zehn anderen Länder nicht anschließe. Die
Umweltministerin hat das heute Morgen kritisiert und gesagt, sie gehe davon
aus, dass die Entscheidung nicht endgültig sei, und gesagt, dass sie es
sinnvoll fände, wenn Deutschland dieser Initiative beitreten würde. Mich
würde interessieren: Wann und wo wird diese Entscheidung fallen und die
Diskussion darüber geführt werden? Ist das eine Sache, die das Kabinett als
Ganzes entscheidet, oder wer entscheidet so etwas?

Zum anderen wollte ich noch einmal nach dem Klimaschutzgesetz fragen,
hinsichtlich dessen wir hier gerade direkt vor dieser Veranstaltung
Eckpunkte von Agora vorgestellt bekommen haben. Wie sieht da eigentlich im
Moment der Zeitplan der Regierung aus? Die Eckpunkte gibt es ja schon
lange, und der Entwurf liegt immer noch für die Frühkoordinierung im
Kanzleramt. Hat der sich eigentlich schon irgendwie weiterentwickelt, oder
ist der da irgendwo verloren gegangen?

StS Seibert: Ich kann ja gerne einmal anfangen. Verloren gegangen ist
natürlich gar nichts. Die Bundesregierung hat einen Kabinettsausschuss
"Klimaschutz" eingesetzt. Wir haben Ihnen berichtet, was der sich jetzt für
die nächsten Arbeitsschritte vorgenommen hat. Dabei wird es darum gehen,
jeden einzelnen Sektor zu betrachten und zu fragen, was der für einen
Beitrag zur Erreichung unserer Klimaschutzziele 2030 leisten kann. Außerdem
wird es darum gehen, das große Thema der Bepreisung von CO2 miteinander zu
beraten. Das sind die nächsten Schritte im Klimakabinett. Insgesamt geht es
eben darum, das geeignete Maßnahmenpaket zu erarbeiten, damit wir die
Klimaziele 2030 erreichen, was unsere feste Absicht ist.

Aktuell gibt es natürlich eine Debatte darüber, wie dieses Maßnahmenpaket
aussehen wird. Das wird in den nächsten Sitzungen des Klimakabinetts eine
große Rolle spielen. Es wird ein Gutachten von Herrn Edenhofer vom 
Potsdam-Institut und Herrn Schmidt vom Wirtschaftssachverständigenrat geben. Das
wird diese Debatte sozusagen auch noch einmal unterfüttern.

Zusatzfrage: Wann ist damit zu rechnen, dass der Gesetzentwurf sozusagen
den nächsten Schritt macht und in die Ressortabstimmung geht?

StS Seibert: Diesen Zeitplan kann ich Ihnen jetzt hier nicht nennen. Wir
werden die verschiedenen Optionen in den nächsten Wochen und Monaten
diskutieren. Das Ziel ist natürlich, in diesem Jahr die entsprechenden
Beschlüsse zu fassen.

Zusatzfrage: Meine erste Frage war, wer über die neue Initiative auf
EU-Ebene wann und wie entscheidet.

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat auch in Sibiu darauf hingewiesen, dass
für uns als Bundesregierung insgesamt der Klimaschutzplan 2050 gilt. Diesen
haben wir gemeinsam in einem langen und umfassenden Prozess beschlossen. Er
legt Ziele fest, auf die wir uns einigen konnten. Diese Ziele sind, was das
Jahr 2050 betrifft, anders, als es sich die neun europäischen
Mitgliedsstaaten auf die Fahnen geschrieben haben, die in Sibiu mit ihrer
Initiative vorangegangen sind. Das ist jedem augenfällig, der es liest.
Über die gemeinsame Grundlage unserer Arbeit, den Klimaschutzplan 2050,
können wir natürlich nicht mit einem Federstrich hinweggehen.

Gleichwohl hat die Bundeskanzlerin in Sibiu sehr klar gesagt, dass sie
diese Initiative in vielen Elementen unterstützt, vor allem auch in der
ziemlich anspruchsvollen Zielsetzung, 25 Prozent der künftigen Ausgaben aus
dem europäischen Haushalt für Maßnahmen zu verwenden, die dem Klimaschutz
zugutekommen.

Unser Fokus ist jetzt erst einmal die Erreichung der Ziele 2030. Dies
bespricht die Bundeskanzlerin auf europäischer Ebene mit den Kollegen
Staats- und Regierungschefs, und es lassen sich entsprechende Initiativen
finden, wie man das gemeinsam erreicht.

Haufe: Zum Prozess bezüglich der Macron-Initiative, den Sie ansprachen: Im
Juni werden die Staats- und Regierungschefs in der Europäischen Union über
das Thema des Klimaschutzes beraten. Dann steht auch das Thema der
Treibhausgasneutralität als Zielstellung auf der Tagesordnung. Deswegen
wurde diese Initiative seitens Frankreichs und anderer Staaten unternommen.
Das wird auch für die Bundesregierung der Anlass sein, um das Thema noch
einmal aufzugreifen. Die Bundesumweltministerin ist ja nicht die einzige
Ministerin, die sich dabei eher an der Seite Frankreichs sieht.

StS Seibert: Eines darf ich vielleicht noch ergänzen. Wie der Kollege sagt,
ging es in Sibiu und wird es im Juni beim Europäischen Rat darum gehen, die
Schwerpunkte der politischen Arbeit der Europäischen Union für den nächsten
institutionellen Zyklus festzulegen. Deutschland, die Bundesregierung, ist
der festen Überzeugung, dass Klimapolitik einer dieser Schwerpunkte sein
soll. Darin sehen wir uns völlig einig mit den neun Mitgliedsstaaten, die
die Initiative vorgetragen haben, und deswegen ist es auch eine gute
Initiative, nämlich um klarzumachen, dass das ein Schwerpunkt sein muss.

In Sibiu ging es erst einmal darum, eine erste Orientierung miteinander
vorzunehmen. Im Juni in Brüssel im Europäischen Rat wird es schon darum
gehen, Schwerpunkte auch wirklich festzuschreiben. Klimapolitik gehört nach
unserer festen Überzeugung dazu.

Frage: Heißt das, dass die Bundesregierung vor dem EU-Gipfel eine
abgestimmte und möglicherweise neue Meinung zu den Klimaschutzzielen 2050
hat? Denn dann müsste sich die Bundeskanzlerin ja bekennen, ob sie sich
hinter den Plan "null Kohlenstoff bis 2050" stellt oder nicht.

StS Seibert: Ich will den Beratungen, die im beispielsweise Klimakabinett
noch in diesem Monat und dann auch im Juni noch einmal geführt werden, hier
nicht vorgreifen. Ich habe gesagt, dass unser Fokus erst einmal darauf
liegt, die Ziele 2030 verlässlich einzuhalten, was für uns wie für andere
Staaten in Europa eine anspruchsvolle Aufgabe ist.

Frage: Dazu noch eine Frage an das Wirtschaftsministerium: Vor etwa zwei
Wochen wurde hier angekündigt, dass auch Sie noch ein eigenes weiteres
Gutachten zum Thema der CO2-Bepreisung planten. Gibt es schon etwas Neues
dazu? Wann wurde der Auftrag vergeben, und wann soll das Gutachten
vorliegen?

Wagner: Das Gutachten zur Frage der CO2-Bepreisung soll vom
Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
erarbeitet werden. Meiner Kenntnis nach ist der Auftrag noch nicht förmlich
erteilt. Wir werden es Ihnen mitteilen, wenn das geschehen ist. Darüber
stimmt sich insbesondere auch die Bundesregierung ab, und es wird mit den
anderen beteiligten Ressorts besprochen, wie der Auftrag genau lauten soll.
Denn es soll ja ein Gutachten sein, das am Schluss der ganzen
Bundesregierung und auch dem Klimakabinett hilft. Deswegen wird das vorher
noch mit den Kolleginnen und Kollegen im Kabinett und den anderen Ressorts
besprochen. Dann werden wir das alsbald formell beauftragen.

Frage: Frau Wogatzki, am Freitag gab es bei Ihnen im Ministerium eine
Anhörung mit Experten zum Thema der Grundsteuer. Welche Erkenntnisse haben
Sie und der Minister dort gewinnen können, speziell fokussiert auf eine
eventuelle Öffnungsklausel im Gesetzentwurf?

Daran anschließend die Frage: Steht Ihrer Auffassung nach der
Kabinettsbefassung derzeit noch etwas im Wege?

Wogatzki: Danke für die Frage. Ich kann Ihnen mitteilen, dass die Gespräche
gut verlaufen sind und wir hoffen, dass wir aufgrund dieser Gespräche zu
einer schnellen, guten und vor allem verfassungskonformen Lösung kommen
werden. Mehr kann ich Ihnen zur weiteren Zeitplanung im Kabinett nicht
sagen.

Zusatzfrage: Dann wiederhole ich die inhaltliche Frage: Gab es neue
Erkenntnisse, oder war es am Freitag ein Austausch bekannter Positionen?

Wogatzki: Ich kann Ihnen nur sagen, dass die Gespräche gut verliefen und
dass wir hoffen, auf dieser Basis zu einer schnellen Lösung zu kommen.

Frage: Haben sich beim Bundesfinanzminister Lockerungen gegenüber der
Forderung ergeben, Öffnungsklauseln in welcher Form auch immer innerhalb
des Gesetzes zu akzeptieren?

Wogatzki: Ich kann Ihnen nicht mehr dazu sagen. Ich kann Ihnen aber sagen,
dass das Angebot einer Diskussion über diese Fragen vom Finanzminister
selbst kam. Deswegen würde ich ihm eine so rigide Haltung, wie Sie sie
impliziert haben, gar nicht unterstellen wollen.

Frage: Hat sich innerhalb der Bundesregierung eine Klärung dazu ergeben, ob
man sich nun bei der Grundsteuer in einer Ressortabstimmung befindet, oder
ist man darüber immer noch uneins?

Wogatzki: Dazu bedarf es keiner Klärung, weil die Ressortabstimmung läuft.
Sie wurde eingeleitet. Sie wurde aber gleichzeitig mit dem Hinweis
eingeleitet, dass das Hearing oder Symposium Freitag stattfinden solle. Sie
wurde nicht gestoppt oder angehalten, sondern läuft einfach weiter.

Zusatzfrage: Sieht das Kanzleramt dies auch so?

StS Seibert: Ich habe dazu nichts anderes beizutragen.

Frage: Eine Frage an das Arbeitsministerium zur Mindestvergütung für
Auszubildende: Frau Karliczek will das offenbar mit einer Grenze von 515
Euro am Mittwoch ins Kabinett bringen. Herr Heil hatte deutlich höhere
Grenzen gefordert. Er hatte sich in diesem Punkt den Forderungen der
Gewerkschaften angeschlossen. Ich hätte gern eine Stellungnahme Ihres
Ministeriums zu diesem Vorstoß.

Ehrentraut: Wie Sie schon sagten, ist das Bildungsministerium für die
Mindestvergütung für Auszubildende zuständig. Die Kabinettsbefassung damit
steht aus. Daher werde ich das heute nicht kommentieren können.

Zusatzfrage: Korrigieren Sie mich, wenn ich mich irre, aber die
Mindestvergütung, die Herr Heil gefordert hat, betrug 660 Euro. Das ist
erheblich mehr. Hält Herr Heil an dieser Forderung fest?

Ehrentraut: Ich bitte um etwas Geduld. Wir müssen jetzt erst einmal
abwarten, was im Kabinett vorgeschlagen wird. Dann wird man sich dazu
sicherlich verhalten können.

Zusatzfrage: Ich verstehe das nicht. Es gibt eine Forderung oder Festlegung
aus dem Bildungsministerium, die auch schon länger bekannt ist, und es gibt
eine von Ihnen. Warum wollen Sie das jetzt noch nicht sagen?

Ehrentraut: Weil das Kabinett dazu noch nicht getagt hat. Erst dann, wenn
das passiert ist, wird man sich dazu verhalten können.

Frage: An das Bildungsministerium: Gibt es eigentlich Erkenntnisse darüber,
wo der durchschnittliche Ausbildungslohn momentan liegt, von welchem Niveau
wir da also kommen?

Wie gehen Sie mit Tarifbindungen in dem Bereich dann um?

Strüder: Eine verbindliche Statistik gibt es soweit nicht. Es gibt vom BIBB
und anderen Institutionen Werte, die unterschiedlich berechnet werden; da
müsste man jeweils in den Fußnoten schauen, wie die Statistik sich
zusammensetzt.

In der Vorlage, die jetzt in die Ressortabstimmung geschickt wurde, ist
ganz klar enthalten, dass die Tarifbindung gilt. Wenn es einen Tarifvertrag
gibt, dann geht der vor.

Zusatzfrage: Haben Sie eigentlich das Okay vom Finanzministerium, was die
Finanzierung betrifft?

Strüder: Die Gesetzesvorlage ist jetzt in der Ressortabstimmung, und dann
schauen wir einmal, wie es im Kabinett ankommt.

Frage: Dann möchte ich die Frage an das Finanzministerium weiterleiten:
Haben Sie dazu schon eine Position oder warten Sie jetzt auch ab, was das
Kabinett dann beraten wird?

Wogatzki: Ich würde auch auf das Kabinett warten.

Frage: Es geht um die Europawahlen. Die EU-Justizkommissarin Vera Jourová
hat vor Manipulationen gewarnt, insbesondere durch Russland. Auch der
litauische Außenminister hat sich diesbezüglich geäußert und hat gemeint,
man dürfe nicht naiv sein; Moskau versuche, in der EU einen Dauerzustand
der Instabilität zu schaffen. Liegen der Bundesregierung irgendwelche
Erkenntnisse vor, dass es Absichten gibt, die Europawahlen zu manipulieren,
beispielsweise seitens Russlands?

StS Seibert: Über konkrete Fälle kann ich Ihnen hier nicht berichten.
Gesteigerte Aufmerksamkeit ist bei diesem Thema aber seit geraumer Zeit
nicht nur geboten, sondern wird auch praktiziert - in Deutschland wie auf
europäischer Ebene.

Adebahr: Die EU hat eine Einheit namens StratCom; das sind Kolleginnen und
Kollegen, die sich mit Informationsbeschaffung und Monitoring beschäftigen.
Das ist eine Einrichtung, die es, glaube ich, noch nicht sehr lange gibt
und die auch Deutschland unterstützt.

Zusatzfrage: Erkenntnisse liegen der Bundesregierung demnach aber nicht
vor, wenn ich das jetzt richtig verstanden habe?

StS Seibert: Unsere gesteigerte Aufmerksamkeit ist nicht grundlos. Wir
beobachten aufmerksam - und das tut zum Beispiel auch diese europäische
Einheit - Aktivitäten verschiedener internationaler Quellen im Netz.
Darunter sind auch russische.

Frage: Frau Adebahr, eine Frage zum Mordfall Khashoggi: Hat die
Bundesregierung irgendwelche neuen Erkenntnisse von Saudi-Arabien in diesem
Fall erhalten? Wie sieht die Bundesregierung grundsätzlich die Bemühungen
Riads zur Aufklärung dieses Falls an, die sich jetzt ja schon monatelang
hinzieht?

Adebahr: An unserer Grundposition in diesem Fall - die haben wir hier
mehrfach dargelegt - hat sich, denke ich, nichts geändert. Was die letzten
Entwicklungen und unseren Dialog mit Saudi-Arabien betrifft, so müsste ich
Ihnen das nachreichen, wenn es dazu etwas gibt.

Montag, 13. Mai 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 13. Mai 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-13-mai-2019-1610612

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin
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EUROPA/1623: EU muss sich für Deeskalation zwischen Iran und USA einsetzen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 13. Mai 2019

LAMBSDORFF: EU muss sich für Deeskalation zwischen Iran und USA
einsetzen



Zum EU-Außenministertreffen erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Die Europäische Union muss das Treffen dazu nutzen, sich für eine
Deeskalation der Spannungen zwischen dem Iran und den USA
einzusetzen. Es ist ein gutes Zeichen, dass US-Außenminister Pompeo
nach Brüssel reist und den Dialog mit Europa sucht. Denn anders als
die USA wäre Europa von den Folgen einer militärischen
Auseinandersetzung möglicherweise direkt betroffen. Zugleich muss die
EU den Kontakt mit dem Iran intensivieren, um einen möglichen Verstoß
des Iran gegen die Vertragsbestimmungen des Atomabkommens zu
verhindern. Hier ist nach der erfolgreichen Aushandlung des Abkommens
2015 wieder der Europäische Auswärtige Dienst gefragt. Die EU spielt
beim Umgang der Weltgemeinschaft mit dem Iran eine entscheidende
Rolle, weshalb der Iran sein Ultimatum unverzüglich zurücknehmen
sollte."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de
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EUROPA/1622: Wir müssen mit den Menschen in Großbritannien im Gespräch bleiben


FDP-Pressemitteilung vom 13. Mai 2019

LINDNER/BEER: Wir müssen mit den Menschen in Großbritannien im
Gespräch bleiben



Statements des FDP-Vorsitzenden Christian Lindner und der
FDP-Spitzenkandidatin bei der Europawahl Nicola Beer anlässlich der
Vorstellung des Projektes "Bridging Brexit" (www.bridging-brexit.eu),
das britische und deutsche Bürgerinnen und Bürger über
E-Mail-Brieffreundschaften zusammenbringen soll.

Christian Lindner, FDP-Bundesvorsitzender: 

"Was auch immer passiert, wir müssen im Gespräch mit den Menschen in
Großbritannien bleiben. Mit den Politikern, erst recht aber mit den
Bürgerinnen und Bürger. Die Bundesregierung hat in den vergangenen
Jahren durch Sprach- und Mutlosigkeit Brücken abgebrochen. Wir wollen
sie wieder aufbauen, von Mensch zu Mensch, über die Initiative
Bridging Brexit, die wir gemeinsam mit unseren Freunden der Liberal
Democrats entwickelt haben. Die Liberal Democrats sind eine klar
proeuropäische Partei. Ähnlich wie wir sehen sie in Europa vor allem
Chancen für die Zukunft und nicht die Quelle allen Übels."

Nicola Beer, Spitzenkandidatin der FDP bei der Europawahl und
stellvertretende Bundesvorsitzende:

"Wir haben als Europäerinnen und Europäer nur eine gemeinsame
Zukunft. Selbst wenn die Briten aus der EU ausscheiden sollten, sind
sie weiter ein wichtiger Teil Europas. Als Mutterland des
Parlamentarismus, als verlässlicher Partner in der
Sicherheitspolitik, bei Handel und Wissenschaft. Wir wollen deshalb
ganz enge Beziehungen zu den Briten aufrechterhalten. Wir wollen,
dass sich die Menschen - gerade die junge Generation - weiter
begegnen können. Wir wollen, dass sich Wissenschaftler austauschen
können. Unsere Aktion setzt ein starkes Zeichen für solch enge
Beziehungen."

Hintergrund: In Zusammenarbeit mit unseren liberalen Freunden in
Großbritannien, den Liberal Democrats, haben wir die Seite
www.bridging-brexit.eu ins Leben gerufen. Dort können Bürgerinnen und
Bürger Deutschlands und des Vereinigten Königreichs ihre
E-Mail-Adresse hinterlassen und werden digital mit einer Person auf
der anderen Seite des Ärmelkanals vernetzt. Zu dieser Aktion laden
wir alle Bürgerinnen und Bürger ein, die sich für die
deutsch-britische Freundschaft stark machen und diese leben wollen.

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin
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INNEN/4754: Katholische Kirche sollte Weg für Frauen in alle Ämter ebnen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. Mai 2019

RUPPERT: Katholische Kirche sollte Weg für Frauen in alle Ämter
ebnen



Zum Kirchenstreik Maria 2.0 erklärt der religionspolitische Sprecher
der FDP-Fraktion Dr. Stefan Ruppert:

"Die Forderung der streikenden Gläubigen nach Zulassung von Frauen zu
allen Kirchenämtern ist bei allem Recht auf Selbstbestimmung und
Selbstorganisation der katholischen Kirche nachvollziehbar. Frauen
leisten in den Kirchengemeinden mit ihrem ehrenamtlichen Engagement
einen unverzichtbaren Beitrag. Es ist verständlich, dass sich
engagierte Katholikinnen durch den Ausschluss von Leitungsämtern
diskriminiert fühlen. Diese Haltung der katholischen Kirche ist nicht
mehr zeitgemäß. Vor dem Hintergrund des aktuellen Mitgliederschwunds
der Kirchen müsste es zudem im Interesse der katholischen Kirche
liegen, sich zu öffnen und den Weg für eine moderne Lösung zu ebnen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990
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INNEN/4753: Brauchen periodischen Sicherheitsbericht und Gesamtkonzept gegen Rechtsextremismus


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. Mai 2019

KUHLE-Statement: Brauchen periodischen Sicherheitsbericht und
Gesamtkonzept gegen Rechtsextremismus



Der innenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Konstantin Kuhle gab zu
den Zahlen politisch motivierter Kriminalität das folgende Statement
ab:

"[...] Es ist eine gute Nachricht, dass die Zahl der linksextremen
Gewalttaten und die Zahl der linksextremen Straftaten insgesamt
zurückgegangen ist. Es ist eine schlechte Nachricht, dass im Bereich
der rechtsextremen Straftaten eine stabile Entwicklung stattgefunden
hat [...] Alles sind für sich genommen Phänomenbereiche, die man sich
getrennt anschauen muss und die man auch getrennt bekämpfen muss.
Weil die Übersicht über [...] die Strafrechtslage in Deutschland so
wichtig ist, stellt sich doch die Frage, warum alle paar Wochen das
Bundesinnenministerium eine neue Strafstatistik vorstellt. Erst vor
wenigen Wochen ist die Polizeiliche Kriminalstatistik vorgestellt
worden. Jetzt wird die Statistik über politisch motivierte
Kriminalität vorgestellt. Demnächst wird das allgemeine Lagebild zur
Clan-Kriminalität vorgestellt. Man hat das Gefühl, die
Sicherheitsbehörden sehen den Wald vor lauter Bäumen nicht. Wir
brauchen endlich einen periodischen Sicherheitsbericht [...]

Zur Entwicklung der rechtsextremen Straftaten ist zu sagen, dass hier
großer Anlass zur Sorge besteht. Wir können beobachten, dass
Rechtsextreme, das rechtsextremes Gedankengut und rechtsextreme
Gewaltbereitschaft immer weiter vordringen, auch in bürgerlichen
Milieus. Es ist zu begrüßen, dass das Bundesamt für Verfassungsschutz
unter dem neuen Präsidenten Thomas Haldenwang hier einen
Arbeitsschwerpunkt setzt. [...] Es ist ein wohltuender Unterschied
zur Ära Maaßen, dass jetzt der Rechtsextremismus stärker in den Fokus
unserer Sicherheitsbehörden gerückt wird. Wir müssen uns aber noch
stärker darum kümmern, die Schnittstelle zwischen den bürgerlichen
Kreisen und dem Rechtsextremismus genau zu beleuchten und deswegen
bedarf es eines Gesamtkonzeptes gegen Rechtsextremismus. [...] Es ist
zu prüfen, ob rechtsextreme Kleinparteien, wie beispielsweise der
Dritte Weg, nach dem Vorbild der NPD von der staatlichen
Parteienfinanzierung ausgeschlossen werden können. Wir brauchen hier
ein aktives und starkes Vorgehen des Staates gegen rechtsextreme
Kleinparteien. Sie sind der Nährboden für rechtsextreme Gewalt. Zur
Entwicklung im Bereich der Internetkriminalität durch Rechtsextreme
ist abschließend zu sagen: Die Sicherheitsarchitektur in Deutschland
muss grundlegend umgebaut werden, wir brauchen mehr digitale
Vernetzung und Kompetenzen und Ausstattung der Sicherheitsbehörden.
Es kann nicht sein, dass Rechtsextreme im Internet besser
kommunizieren als der Staat. [...]"

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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INNEN/4752: Moscheesteuer könnte muslimische Gemeinden unabhängiger machen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 13. Mai 2019

RUPPERT: Moscheesteuer könnte muslimische Gemeinden unabhängiger
machen



Zur Debatte über die Moscheesteuer erklärt der religionspolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Stefan Ruppert:

"Die Gesprächsbereitschaft der Bundesländer zur Einführung einer
Moscheesteuer ist richtig. Eine solche Steuer wäre sinnvoll, da sie
muslimische Gemeinden unabhängiger von ausländischen Geldgebern wie
der Türkei oder Saudi-Arabien machen könnte. Das Grundgesetz bietet
dafür den entsprechenden rechtlichen Rahmen und die Voraussetzungen.
Von staatlicher Seite lässt sich dieser Schritt jedoch nur schwer
erzwingen. Daher liegt es nun vor allem an den muslimischen
Gemeinden, die entsprechenden Strukturen zu bilden, die für
Körperschaften des öffentlichen Recht gelten."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de
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UMWELT/900: Deutschland muss in der Klimapolitik wieder eine Führungsrolle übernehmen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 13. Mai 2019

KÖHLER: Deutschland muss in der Klimapolitik wieder eine
Führungsrolle übernehmen



Zum Petersberger Klimadialog erklärt der klimapolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Dr. Lukas Köhler:

"Deutschland muss in der internationalen Klimapolitik endlich wieder
eine Führungsrolle übernehmen. Dafür reicht es nicht, nur bei
Konferenzen die internationale Zusammenarbeit zu beschwören. Vielmehr
muss die deutsche Klimapolitik kompatibel zu globalen Strategien
gemacht werden. Bundesumweltministerin Schulze macht genau das
Gegenteil: Ihr Klimaschutzgesetz und die Forderung nach einer
nationalen CO2-Steuer isolieren Deutschland. Die FDP-Fraktion fordert
stattdessen, den EU-Emissionshandel auf alle Wirtschaftsbereiche
auszudehnen und CO2 so einen einheitlichen Preis zu geben. Um nicht
erst auf eine Einigung in ganz Europa zu warten, sollten wir in einem
ersten Schritt den Verkehrs- und Gebäudesektor in Deutschland in den
EU-Emissionshandel integrieren. Noch besser wäre die Ausweitung in
einer mitteleuropäischen Klimakoalition, gemeinsam mit Frankreich und
den Benelux-Staaten. Parallel muss die Große Koalition auf
internationaler Ebene Verhandlungen über die Verknüpfung des
europäischen mit anderen Emissionshandelssystemen vorantreiben."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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HAMBURG/4760: Viele neue, aber zu teure Wohnungen gebaut (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 14. Mai 2019

Viele neue, aber zu teure Wohnungen gebaut



Der Senat hat heute die Wohnungsbauzahlen 2018 bekanntgegeben. Demnach
wurden 10.674 Wohnungen fertiggestellt. Der Anteil der öffentlich
geförderten Wohnungen beträgt laut einer Pressemitteilung der Behörde
für Stadtentwicklung und Wohnen vom 5.2.19 genau 2.466
Neubauwohnungen.

"Die hohe Wohnungsbauzahl ist nur auf den ersten Blick erfreulich.
Unverändert ist der Anteil der günstigen Wohnungen viel zu gering",
kommentiert Heike Sudmann, wohnungspolitische Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. Damit der Senat
wenigstens seine Legende von einem Drittelmix aufrechterhalten könne,
ändere er einfach die Berechnungsgrundlage und lasse mal eben über
15.000 teure Wohnungen außen vor. Real sehe es so aus, dass von 55.740
Wohnungen, die seit 2011 fertiggestellt wurden, nur 14.561 öffentlich
geförderte seien. Das sind knapp 26 Prozent.

"Alle Verrenkungen und Taschenspielertricks des Senats nützen nichts.
Nur jede vierte Wohnung ist dank öffentlicher Förderung günstig, das
ist weit entfernt von einem Drittelmix. Mit dem Bau so vieler teurer
Wohnungen werden die Mieten verantwortungslos in die Höhe getrieben.
Hamburg braucht viel, viel mehr geförderte und gemeinnützige
Wohnungen", so Sudmann weiter. Der Drittelmix sei von Anfang an eine
Augenwischerei gewesen, da knapp die Hälfte aller Hamburger Haushalte
so wenig Einkommen hat, dass eine öffentlich geförderte Wohnung in
Anspruch genommen werden könnte.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 14. Mai 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4759: Konzerthalle am Diebsteich - Kein Wunschkonzert für die Bewohner_innen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 14. Mai 2019

Konzerthalle am Diebsteich: Kein Wunschkonzert für die Bewohner_innen



Überraschend wurde jetzt bekannt, dass der Senat auch am Diebsteich,
auf dem ehemaligen Gelände von Thyssen-Krupp, eine Konzerthalle für
bis zu 5.000 Besucher_innen plant. Laut NDR 90,3 erklärte der
Kultursenator, hier habe man "eine sehr gute Fläche" gefunden. In den
bisherigen öffentlichen Veranstaltungen und dem laufenden
Beteiligungsverfahren zu der sogenannten "Rahmenplanung Diebsteich"
war das jedoch nie ein Thema, in keiner Dokumentation findet sich eine
Konzert-, Musik- oder Veranstaltungshalle.

"Da macht der Senat aufwändige Beteiligungsverfahren und ruft die
Anwohner_innen auf, ihre Ideen einzubringen. Doch wozu, wenn er ihnen
jetzt eine Musikhalle für 5.000 Besucher_innen vor den Latz knallen
will? So wird Politikverdrossenheit geschürt, welch armseliges
Verhalten des Senats", empört sich Heike Sudmann,
stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. Die Planungen für den Fern- und
Regionalbahnhof Diebsteich hätten schon viele Anwohner_innen ein
Verkehrschaos befürchten lassen. Eine Veranstaltungshalle für 5.000
Besucher_innen würde die Verkehrsbelastung gewaltig erhöhen. "Der
Senat muss dringend erklären, weshalb hier auf einmal nicht mehr
Wohnungen gebaut werden sollen, weshalb die Bürger_innenbeteiligung
mit Füßen getreten wird und wie viele Musikhallen er außer an den
bisher genannten Standorten Messehallen und Elbrücken noch planen
will."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 14. Mai 2019
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RHEINLAND-PFALZ/5140: Kerosinablass - Gutachten Umweltbundesamt (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
09.05.2018

Kerosinablass / Gutachten Umweltbundesamt

Christian Baldauf: Das Land ist zuständig und muss nun Messungen
veranlassen



Zu dem nun vorliegenden Gutachten des Umweltbundesamtes zum
Treibstoffschnellablass erklärt der Vorsitzende der
CDU-Landtagsfraktion, Christian Baldauf:

"Die Menschen insbesondere in der Pfalz haben lange auf dieses
Gutachten gewartet. Denn die wiederholten Ablässe von Kerosin über dem
Pfälzerwald haben verständlicherweise Sorgen und Ängste bei den
Anwohnern ausgelöst. Das Umweltbundesamt gibt nun eine gewisse
Entwarnung, allerdings nicht auf Basis aktueller Messungen.

Daher habe ich die Landesregierung bereits im Vorfeld wiederholt
aufgefordert, eigene Messungen durchzuführen, um die Auswirkungen des
Treibstoffnotablasses auf Mensch und Umwelt anhand konkreter,
aktueller Daten bewerten zu können. Das ist bislang nicht geschehen.
Die von Umweltministerin Höfken jüngst angekündigte minimalistische
Aufrüstung von gerade einmal zwei Messstationen in Rheinland-Pfalz ist
nicht mehr als ein Alibi.

Ich begrüße daher ausdrücklich, dass sich jetzt der Vorsitzende der
SPD-Landtagsfraktion Schweitzer für aktuelle Messungen ausgesprochen
hat. Es darf aber nun nicht bei der Forderung bleiben. Für die
Umsetzung sind nach dem Bundesnaturschutzgesetz die Bundesländer
zuständig. Wenn es Herr Schweitzer also ernst meint, hat er dabei
gegenüber Umweltministerin Höfken meine Unterstützung. Ich frage mich
nur, warum die Landesregierung nicht schon längst gehandelt hat."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5139: Hilfe bei Elementarschäden (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
09.05.2018

Hilfe bei Elementarschäden / Landesregierung

Christian Baldauf: Frau Dreyer lässt Unwetteropfer im Stich



Die heutigen Beschluder Landesregierung zur Hochwasserhilfe bewertet
der Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion, Christian Baldauf, als
Eingeständnis des Scheiterns:

"Versprochen hatte Frau Dreyer den betroffenen Menschen schnelle und
unbürokratische Hilfe. Herausgekommen ist ein überbürokratisches
Verfahren mit viel zu hohen Hürden. Die Hilfe war weder unbürokratisch
noch schnell. Entsprechend niedrig waren die Zahlen der
Inanspruchnahme. So etwas nennt man Flop.

Anstatt nun die individuellen Nothilfeprogramme so zuzuschneiden, dass
sie passgenau sind, werden sie schlichtweg ganz gestrichen.
Ursprünglich waren 3,5 Mio. Euro vorgesehen, von denen nur ein
Bruchteil abgeflossen ist. Im Ergebnis soll es nun nur noch einen
Maximalbetrag von 2.500 Euro geben. Die einzige, die davon profitiert,
ist die Finanzministerin. Denn sie spart eine Menge Geld. Das kann
aber nicht im Sinne der von Unwetterschäden Betroffenen sein. Was wir
brauchen ist eine bürgernahe, soziale und gerechte Regelung, die
zielgerichtet denjenigen in der Not hilft, die sich nicht selbst
helfen können.

Einen entsprechenden Vorschlag haben wir im Sommer 2018 vorgelegt und
in den Haushaltsberatungen unter dem Stichwort Fonds zur Bewältigung
des Klimawandels weiter präzisiert. Beides haben die
regierungstragenden Fraktionen abgelehnt."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5138: Die Rahmenbedingungen in den Kitas werden weiter verbessert (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
13.05.2019

Brück zum Tag der Kinderbetreuung: Die Rahmenbedingungen in den
Kitas werden weiter verbessert



Zum heutigen Tag der Kinderbetreuung erklärt die kitapolitische
Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion, Bettina Brück: "Tageseltern und
die Fachkräfte in den Kindertagesstätten sorgen unter herausfordernden
Bedingungen, dass die Jungen und Mädchen bestmöglich betreut und
gefördert werden. Sie sind nicht nur wichtige Bezugspersonen für die
Kleinen, sondern leisten auch einen wichtigen Beitrag für die Eltern
und die Gesamtgesellschaft, da sie die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf ermöglichen. Dafür verdienen sie unsere Anerkennung und ein
herzliches Dankeschön. Als SPD-Fraktion ist es uns wichtig, für gute
Rahmenbedingungen zu sorgen. Mit dem neuen Kita-Zukunftsgesetz werden
die Arbeitsbedingungen für Fachkräfte weiter verbessert. Die
Landesregierung wird mit dem neuen Kita-Zukunftsgesetz jährlich über
80 Millionen Euro zusätzlich in Personal und Qualität investieren -
das entspricht fast 3.000 neuen Stellen, die vom Land mitfinanziert
werden können. Die Einrichtung eines Sozialraumbudgets in Höhe von 50
Millionen Euro und ein verbesserter Personalschlüssel schaffen
Entlastung für die Fachkräfte. Damit handeln wir auch im Sinne der
Erzieherinnen und Erzieher in Rheinland-Pfalz."

Brück sagt weiter: "Die Erzieherinnen und Erzieher in den
Kindertagesstätten sind das Herzstück jeder Kita, ohne sie
funktioniert nichts. Seit 2012 findet jährlich am 13. Mai der Tag der
Kinderbetreuung statt, dieses Jahr wird er von der Deutschen Kinder-
und Jugendstiftung koordiniert."

 * 
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EUROPA/1640: Gewalt in Albanien sofort beenden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Angelegenheiten der Europäischen Union

Gewalt sofort beenden



Christian Petry, europapolitischer Sprecher:

Wir verurteilen die gewaltsamen Ausschreitungen der vergangenen Tage
im albanischen Tirana aufs Schärfste und fordern insbesondere die
albanische Opposition auf, zu einem friedlichen und parlamentarischen
Dialog zurückzukehren. Gewalt auf der Straße sowie einseitige
Maximalforderungen zum Rücktritt des Premierministers Edi Rama noch
vor den Kommunalwahlen Ende Juni sind keine demokratischen Mittel
einer politischen Auseinandersetzung.

"Friedliche Proteste sind selbstverständlich legitim. Organisatoren
von Protestzügen müssen allerdings auch in der Lage sein,
Ausschreitungen zu verhindern und gewährleisten, dass die von ihnen
organisierten Demonstrationen friedlich bleiben.

Die Opposition hat sich selbst durch die Niederlegung ihrer Mandate im
Parlament und ihren Verzicht auf Teilnahme an den Kommunalwahlen im
Juni, ins Aus manövriert. Sie verbaut sich damit eine Rückkehr zu
demokratischen Formen der politischen Auseinandersetzung und begibt
sich in eine gefährliche Logik der Eskalation. Hier wäre eine
lösungsorientierte Vermittlung der europäischen Parteienfamilie
hilfreich. Leider kommen aus Deutschland Signale, die von der
albanischen Opposition als Ermunterung missverstanden werden."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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INNEN/3057: Antisemitische Straftaten erneut gestiegen - rechte Hetze entschlossen bekämpfen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. Mai 2019

Antisemitische Straftaten erneut gestiegen - rechte Hetze entschlossen bekämpfen



Eva Högl, stellvertretende Fraktionsvorsitzende:

Bundesinnenminister Seehofer und BKA-Präsident Münch haben heute den
Bericht zur politisch motivierten Kriminalität 2018 vorgestellt. Der
erneute Rückgang der Straftaten, die aus politischer Motivation heraus
begangen werden, ist eine gute Entwicklung. Den wachsenden
Antisemitismus betrachten wir jedoch mit Sorge. Judenhass müssen wir
uns noch deutlicher entgegenstellen.

"Auch wenn die politisch motivierte Kriminalität insgesamt weiter
gesunken ist: Die gestiegene Zahl von antisemitischen Straftaten ist
alarmierend und besorgniserregend. Antisemitismus darf in Deutschland
keinen Platz haben.

Die allermeisten antisemitischen Delikte sind rechtsextrem motiviert.
Antisemitische Hetze ist im Rechtsextremismus seit Jahrzehnten stark
ausgeprägt. Auch der Verfassungsschutz sieht die besondere Gefahr des
Rechtsextremismus. Nicht zuletzt die Erfahrung aus der NSU-Mordserie
lehrt uns: Nie wieder dürfen wir rechtsextreme Umtriebe unterschätzen.

Mit der Schaffung eines Beauftragten der Bundesregierung für jüdisches
Leben in Deutsch-land und den Kampf gegen Antisemitismus sowie dem
fraktionsübergreifenden Antrag 'Antisemitismus entschlossen bekämpfen'
hat die große Koalition im vergangenen Jahr zahlreichen Maßnahmen
gegen Antisemitismus ergriffen.

So machen wir weiter. In unserem aktuellen Antrag 'Der BDS-Bewegung
entschlossen entgegentreten - Antisemitismus bekämpfen' verurteilen
SPD, Union, FDP und Grüne die BDS-Kampagne und den Aufruf zum Boykott
von israelischen Waren oder Unternehmen sowie israelischen
Wissenschaftlern, Künstlern und Sportlern. Wir nehmen nicht hin, wenn
Menschen wegen ihrer jüdischen Identität diffamiert werden.

Auch die Gründung eines Europäischen Netzwerkes gegen
Judenfeindlichkeit, die Bundesaußenminister Heiko Maas heute zusammen
mit dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
vorgestellt hat, ist ein wichtiges Signal.

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/698: Strafprozessrecht - schnellere Verfahren und mehr Befugnisse sorgen für mehr Sicherheit


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Strafprozessrecht: schnellere Verfahren und mehr Befugnisse sorgen für mehr Sicherheit



Mit schnelleren Strafverfahren und erweiterten Befugnissen für
Ermittlungsbehörden wollen wir für mehr Sicherheit in Deutschland
sorgen. Deshalb ist es gut, dass Justizministerin Katarina Barley nun
die Eckpunkte für die Strafprozessrechtsreform vorgelegt hat.

"Mit der Strafprozessrechtsreform setzen wir unseren Pakt für den
Rechtsstaat weiter um. Damit ist Justizministerin Katarina Barley ein
großer Schritt hin zu einem noch effektiveren und moderneren
Strafverfahren gelungen. Künftig wird es nicht mehr so einfach wie
heute möglich sein, Strafprozesse durch missbräuchliche Befangenheits-
oder Beweisanträge zu verzögern. Die Möglichkeiten von Polizei und
Staatsanwaltschaften, Sexualstraftaten aufzuklären, verbessern wir
ganz erheblich.

Zukünftig darf die Polizei anders als heute aus DNA-Spuren zu
ermittelnde Informationen zur Hautfarbe, Augenfarbe und Haarfarbe
eines Tatverdächtigen als eine Art genetisches Phantombild nutzen.
Weil gerade weibliche Gewaltopfer oft auf Druck des Täters nach einer
Strafanzeige die Aussage relativieren, führen wir ein, dass die
Vernehmungen auf Video aufgenommen werden und damit für den
Strafprozess zur Verfügung stehen. Wohnungseinbrüche traumatisieren
die Opfer besonders, daher wollen wir stärker gegen Einbrüche vorgehen
und der Polizei erweiterte Überwachungsmöglichkeiten bei
Serieneinbrüchen geben."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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ASYL/1370: Bundesrat muss entschieden gegen destruktive Gesetzesvorhaben Position zu beziehen (Flüchtlingsrat SH)


Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V. - 14. Mai 2019

Bundesrat muss entschieden gegen destruktive Gesetzesvorhaben des Bundes
im Flüchtlingsrecht Position zu beziehen

Anlässlich der Bundesratssitzung am 17. Mai appelliert der Flüchtlingsrat
Schleswig-Holstein an den Bundesratsvorsitzenden MP Daniel Günther.



Derzeit liegen mindestens 10 Gesetzgebungsentwürfe des Bundes im Bereich
des Asyl- und Aufenthaltsrechts vor, die parallel und in extrem großer Eile
verhandelt und verabschiedet werden sollen.[1]

Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V. ist in großer Sorge, dass sich
die Kultur im rechtlichen und administrativen Umgang mit Schutz,
Bleiberecht und Integration suchenden Menschen sowohl für die Betroffenen
wie auch für die Einwanderungsgesellschaft nachhaltig verschlechtern wird.

Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein hat am 6. Mai eine ausführliche
Stellungnahme vorgelegt und mahnt die Kieler Landesregierung, dass
konstruktive Bundesratsinitiativen Schleswig-Holsteins - z.B. die von
Flüchtlingsorganisationen und der Wirtschaft gleichermaßen begrüßte
"Weichenstellung" in Beschäftigung und Ausbildung - in Folge der
anstehenden Bundesrechtssetzungen ultimativ in die Sackgasse gelenkt und
nicht zum Tragen kommen werden.

Der Bundesrat wird sich unter Vorsitz von Ministerpräsident Daniel Günther
am 17. Mai mit mindestens zwei integrationspolitisch besonders destruktiven
der besagten Gesetzentwürfe befassen: dem Haftgründe eskalierenden und
Betroffene quasi aufenthaltsrechtslos stellenden "geordnete Rückkehr
Gesetz" und dem einen gesicherten Aufenthalt für Geduldete systematisch
unterlaufenden "Beschäftigungs- und Ausbildungsduldungsgesetz".

In der Identifizierung der Problemlagen und in der Bewertung der absehbaren
Folgen der o.g. Gesetzentwürfe stimmt der Flüchtlingsrat vollständig mit
dem Forum Menschenrechte überein und beziehen uns dabei auf dessen Papier
"Sanktionen und Haft" v. 30.4.2019. Mit seiner Stellungnahme möchte der
Flüchtlingsrat die absehbaren Konsequenzen für die Betroffenen sowie die
destruktiven Wechselwirkungen der Gesetzespläne auch für die
schleswig-holsteinische Flüchtlings- und Integrationspolitik deutlich
machen.

Alles in Allem identifiziert der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein
zahlreiche gute Gründe für den Bundesratsvorsitzenden MP Daniel Günther und
seinen Kolleg*innen in den Ländern, dem Bundesgesetzgeber bei seinem
offenbaren Ziel, die Lebenslagen und die Integrationsbedingungen von
Geflüchteten in den Ländern nachhaltig zu verschlechtern, in den Arm zu
fallen.


Anmerkung:

[1] https://www.frsh.de/fileadmin/pdf/presseerklaerungen/2019/FRSH-Stellungnahme_aktuelle-Gesetzesvorhaben-beim-Bund_20190506.pdf
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WISSENSCHAFT/1443: Fraunhofer-Jahrestagung und Verleihung der Fraunhofer-Forschungspreise im Jubiläumsjahr (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 09.05.2019

Fraunhofer-Jahrestagung und Verleihung der Fraunhofer-Forschungspreise
im Jubiläumsjahr

Im Zeichen einer 70-jährigen Erfolgsgeschichte



2019 feiert die Fraunhofer-Gesellschaft wie die Bundesrepublik Deutschland
und das Grundgesetz ihr 70-jähriges Jubiläum. Gegründet, um die hiesige
Wirtschaft neu aufzubauen, ist sie mit klarer Ausrichtung auf neue
Schlüsseltechnologien und Märkte zu Europas größter Organisation für
angewandte Forschung und zum Innovationsmotor der deutschen Wirtschaft
geworden. Anlässlich der Jahrestagung im Jubiläumsjahr mit Verleihung der
Fraunhofer-Forschungspreise versammelten sich rund 700 Gäste aus Politik,
Wirtschaft und Gesellschaft in München, um den Blick auf
Zukunftstechnologien für den Industriestandort Deutschland zu richten und
Spitzenleistungen herausragender Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
zu würdigen. Zu den Rednerinnen und Rednern vor Ort zählten
Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel, der Oberbürgermeister der bayerischen
Landeshauptstadt München Dieter Reiter sowie Prof. Reimund Neugebauer,
Präsident der Fraunhofer-Gesellschaft.

Dieter Reiter, Oberbürgermeister der bayerischen Landeshauptstadt München,
sagte: »München ist Geburtsort und Heimatstadt dieser größten Organisation
für anwendungsorientierte Forschung in Europa. Durch die neue Zentrale an
der Hansastraße hat die Fraunhofer-Gesellschaft sich hier ein dauerhaftes
Zuhause geschaffen und stärkt mit ihren Instituten und Einrichtungen, mit
Spitzenforschung und hochkarätigen Veranstaltungen die internationale
Position Münchens als Wissenschafts-, Forschungs- und Innovationsstandort.
Ich freue mich daher sehr, dass die Fraunhofer-Jahrestagung mit Verleihung
der Joseph-von-Fraunhofer-Preise und des Fraunhofer-Preises Technik für
den Menschen im Jubiläumsjahr 2019 in München stattfindet und auch auf
diese Weise die enge Verbundenheit zwischen der Gesellschaft und unserer
Stadt bekräftigt wird.«

»Seit 70 Jahren ist Fraunhofer im weltweit hochgeachteten deutschen
Wissenschaftssystem eine zentrale Säule. Fraunhofer-Entwicklungen sind der
Treibstoff der Wirtschaft«, erklärte Prof. Reimund Neugebauer, Präsident
der Fraunhofer-Gesellschaft. »Wir verstehen uns als Taktgeber und
Technologiemotor zugleich. Unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind
Unternehmer und Visionäre - und bilden die Grundlage unseres Erfolgs. Denn
Fraunhofer-Forscherinnen und -Forscher stellen nicht nur die richtigen
Fragen, sie finden auch nachhaltige und wertschöpfende Antworten. Es freut
mich ganz besonders, dass wir im Jahr unseres 70-jährigen Bestehens
aufgrund der hohen Qualität der Einreichungen neben dem Fraunhofer-Preis
Technik für den Menschen gleich vier Joseph-von-Fraunhofer-Preise vergeben
dürfen.«

Verleihung der Fraunhofer-Forschungspreise 2019

Auch in diesem Jahr bildete die feierliche Verleihung der Forschungspreise
den zentralen Höhepunkt der Veranstaltung. Für Forschungs- und
Entwicklungsleistungen, die maßgeblich dazu beitragen, die Lebensqualität
der Menschen zu verbessern und die Leistungsfähigkeit im täglichen Leben
und bis ins Alter zu erhalten, wurde der mit
50 000 Euro dotierte Preis »Technik für den Menschen« verliehen. Darüber
hinaus wurden in diesem Jahr gleich vier »Joseph-von-Fraunhofer-Preise«
verliehen. Die ebenfalls mit 50 000 Euro dotierten Auszeichnungen verleiht
die Fraunhofer-Gesellschaft seit 1978 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
für herausragende wissenschaftliche Leistungen mit Systemrelevanz und dem
direkten Potenzial, entscheidend zur Lösung gesamtgesellschaftlicher
Herausforderungen und zur Zukunftssicherung des Wirtschaftsstandortes
Deutschland beizutragen.

Prof. Neugebauer erläuterte: »Wir ehren mit unseren Forschungspreisen
ausgewählte Fraunhofer-Forschende für ihre herausragenden Arbeiten, die
den Geist und den Auftrag der Fraunhofer-Gesellschaft deutlich
widerspiegeln. Die Exzellenz unserer Forschung zeigt, dass wir unserer
Mission und unserem Anspruch, Innovationsmotor zu sein, gerecht werden.
Mit unserer Forschung tragen wir dazu bei, die führende Stellung
Deutschlands und Europas im internationalen Wettbewerb zu sichern und
auszubauen - und zwar in strategisch wichtigen Forschungsfeldern, die eine
hohe Relevanz für die zukünftige Entwicklung der deutschen Wirtschaft und
Gesellschaft haben.«

Mehr zu den einzelnen Preisen unter [1].

Die Fraunhofer-Gesellschaft: Erfolgsmodell und Erfolgsgeschichte

Am 26. März 1949 bat Staatssekretär Hugo Geiger 210 Vertreter aus
Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft in das Bayerische
Wirtschaftsministerium. Er hatte den Wunsch, mit der Gründung der
Fraunhofer-Gesellschaft zum Aufbau der Wirtschaft in Bayern und
Deutschland beizutragen. Während das Wirtschaftswunder noch in weiter
Ferne lag und Kinder in Trümmern spielten, stellte man sich in einem
Münchner Büro mit drei Mitarbeitenden bereits kurze Zeit darauf der
Herausforderung, die angewandte Forschung in Deutschland voranzubringen.
Mit der Wahl von Hermann von Siemens zum Präsidenten Mitte der 50er Jahre
sowie der Gründung erster Institute entwickelte sich Fraunhofer immer mehr
zu einer essentiellen Säule der Wissenschaftslandschaft in Deutschland.
Mitte der 60er Jahre wurde Fraunhofer offiziell zur Trägerorganisation für
angewandte Forschung im deutschen Innovationssystem. Das Fraunhofer-Modell
der erfolgsabhängigen Grundfinanzierung erzeugte seit den 70ern jene
Dynamik des Erfolgs, die bis heute anhält. Mit der deutschen
Wiedervereinigung eröffneten sich unerwartete Chancen auf neue Expansion.
Fraunhofer-Gesellschaft ergriff schneller und konsequenter als andere
Forschungsorganisationen die Gelegenheit und gründete in den neuen
Bundesländern über 20 neue Institute und Einrichtungen.

Strategische Initiativen für die deutsche und europäische Wirtschaft und
Gesellschaft

Fraunhofer zählt mit aktuell 72 Instituten und Forschungseinrichtungen,
mehr als 26 600 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, einem jährlichen
Forschungsvolumen von mehr als 2,5 Milliarden Euro und zahlreichen
internationalen Kooperationen zu den wirkungsstärksten
Forschungsorganisationen. Mehr als zwei Drittel ihres Budgets verdient die
Fraunhofer-Gesellschaft durch Vertragsforschung selbst, etwa ein Drittel
erhält sie als Grundfinanzierung von Bund und Ländern. Auf dieser Basis
und mit der klaren Ausrichtung auf neue Technologien und Märkte ist die
Fraunhofer-Gesellschaft zum Innovationsmotor der deutschen Wirtschaft
geworden: Vom Airbag bis zur weißen LED, vom Kautschuk aus Löwenzahn bis
zur mp3-Technologie reichen die Erfindungen und Entwicklungen, die aus ihr
hervorgegangen sind. Mit der Agenda 2022 hat die Fraunhofer-Gesellschaft
eine Roadmap für ihre Forschungsaktivitäten definiert. Ein wichtiges Ziel
ist die Entwicklung umfassender technologischer Systemlösungen für den
Standort Deutschland. Dazu wurden »Prioritäre Strategische Initiativen« zu
sieben wichtigen Forschungsthemen ins Leben gerufen. In den Prioritären
Strategischen Initiativen - kurz PSI - bündelt die Fraunhofer-Gesellschaft
die Kompetenzen ihrer Institute, um umfassende Systemlösungen für
strategisch wichtige Fragestellungen zu erarbeiten. Alle Themen haben eine
hohe Relevanz für die deutsche und europäische Wirtschaft und
Gesellschaft. Kognitive Systeme, Künstliche Intelligenz und
Datensouveränität, Batteriezellfertigung, Programmierbare Materialien,
Quantentechnologie, Translationale Medizin, Öffentliche Sicherheit und die
Biologische Transformation bilden den aktuellen Themenkanon.


Originalpublikation:

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2019/mai/im-zeichen-einer-70-jaehrigen-erfolgsgeschichte.html

Weitere Informationen unter:

[1] https://www.fraunhofer.de/de/presse/newsletter/forschung-kompakt.html

http://www.fraunhofer.de/de/70-jahre-fraunhofer.html

http://www.fraunhofer.de/content/dam/zv/de/publikationen/Magazin/2019/weiter-vorn-2-2019.pdf

http://www.fraunhofer.de/hallojoseph

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft, 09.05.2019
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HERRSCHAFT/1827: Parteien - Rechtsschwünge ... (SB)




Er gehört zur CDU. Er ist seit Jahrzehnten Mitglied der
Christdemokraten. Es gibt keinen Grund, ihn mit spitzen Fingern
anzufassen.

CDU-Innenexperte Wolfgang Bosbach über Hans-Georg Maaßen [1]

Was der SPD ihr Thilo Sarrazin ist der CDU ein Hans-Georg Maaßen.
Beide spielen den Ball weit rechtsaußen, beide kann die Partei
angeblich nicht loswerden oder will es besser gesagt auch gar nicht.
Der ehemalige Präsident des Bundesverfassungsschutzes ist Mitglied der
rechtskonservativen Werteunion. Weit davon entfernt, in der Versenkung
zu verschwinden, bis sich der Qualm des Hauens und Stechens um seine
Entlassung verzogen hat, geht er mit seiner Mission in die Offensive.
Er tritt allenthalben bei Veranstaltungen von Unionspolitikern auf,
wobei sich unmißverständlich abzeichnet, unter welcher Flagge er
segelt. Wenngleich ein CDU-Mitglied ohne jedes Mandat, versteht er
sich doch bei seinen Gastauftritten nicht als Ratgeber von außen,
sondern als eine Art Antreiber von innen.

Er freue sich darauf, die "notwendige Politikwende für Deutschland" zu
befördern und durch Auftritte für die CDU/-CSU-Bundestagsfraktion und
die Werteunion bei den Landtagswahlen in Sachsen und Brandenburg zu
unterstützen, twitterte er vor wenigen Tagen. Bei der Werteunion
handelt es sich um eine inoffizielle Formation, die sich als
konservativer Impulsgeber der Union versteht, aber weder von der CDU
noch der CSU als Vereinigung anerkannt wird. Sie hatte zuletzt
bestätigt, daß Maaßen für sie aktiv ist, und freut sich sehr darüber.
Was aber die Bundestagsfraktion betrifft, relativierte Maaßen seine
Aussage auf Nachfrage dahingehend, daß es nicht um "offizielle
Wahlkampfhilfe" für die Union gehe. Vielmehr habe er einigen lokalen
Landtagsabgeordneten zugesagt, sie bei ihren Wahlkämpfen zu
unterstützen. [2]

Während Angela Merkel ihre Kanzlerschaft souverän zu Ende führen
möchte, Annegret Kramp-Karrenbauer die CDU konservativer aufstellen,
aber klare Distanz zum Rechtspopulismus wahren will und Markus Söder
die CSU vom Scharfmacherimage zu befreien hofft, stellt Maaßen die
Autorität des Führungspersonals in Frage und droht die ohnehin fragile
Überarbeitung des Profils zu sabotieren. Ihm schwebt eine Union vor,
die sich deutlich konservativer aufstellt, und er fordert, daß Angela
Merkel möglichst bald das Kanzleramt verläßt. "Die CDU muss von innen
reformiert werden", sagte Maaßen jüngst dem Kölner Stadt-Anzeiger. Er
begrüßte den Wechsel an der Parteispitze von Merkel zu
Kramp-Karrenbauer und an der Bundestagsfraktionsspitze von Volker
Kauder zu Ralph Brinkhaus. Es bleibe allerdings "abzuwarten, ob es nun
zu einem grundlegenden Politikwandel kommt".

In seinem Beitrag beklagte er aber auch "grundlegende Schwierigkeiten"
in Deutschland. "Wer auf dem Berliner Flughafen landet, wird sich die
Frage stellen, ob er nicht in einem Schwellenland angekommen ist",
sagte Maaßen. Sehe man die Straßen, die maroden Schulgebäude, die
bröckelnde Infrastruktur, frage man sich, wo in einem reichen Land wie
der Bundesrepublik das Geld dafür geblieben sei und warum Deutschland
noch nicht einmal in überschaubarer Zeit Flughäfen, Brücken oder
U-Bahnen bauen könne. "Oder warum über 235.000 ausreisepflichtige
Ausländer nicht abgeschoben werden. Die Probleme passen nicht zu einem
der reichsten Länder der Erde und schon gar nicht zu einer
funktionstüchtigen Verwaltung."

Wenngleich Maaßen nicht näher ausführt, wie die marode Infrastruktur
mit den ausreisepflichtigen Ausländern zusammenhängen soll, ist seine
assoziative Verknüpfung natürlich gewollt. Für ihn ist die seines
Erachtens seit 2015 unveränderte Ausländerpolitik der Kern allen Übels
und mithin die Kernbotschaft seiner Predigt, in der er vor den
Gefahren der Asylsuchenden im allgemeinen und des Islamismus im
besonderen warnt. Um dies zu verkünden, wird er eingeladen, so auch am
vergangenen Wochenende vom Berliner Kreis, einem Zusammenschluß von
rechtskonservativen Landes- und Bundespolitikerin in der Union. Die
Konferenz sollte ursprünglich im offiziellen Fraktionssaal
stattfinden. Als Maaßens Teilnahme bekannt wurde, mußte sie auf Druck
der Fraktionsführung in einen kleineren Sitzungssaal des
Bundestagsgebäudes verlegt werden.

Fraktionschef Ralph Brinkhaus hatte den Organisatoren die Nutzung des
Fraktionssaals verboten, aber seine eigene Zusage nicht zurückgezogen,
worauf er im nicht öffentlichen Teil der Veranstaltung auftrat. Maaßen
selbst gab sich unbeeindruckt und erklärte, er sei Gast des Berliner
Kreises und gehe zu dem Saal, zu dem er eingeladen werde. Der
CDU-Innenexperte Wolfgang Bosbach, selbst Mitglied des Berliner
Kreises, verteidigte den Auftritt: "Ich kann es zwar nachvollziehen,
wenn sich Ralph Brinkhaus hintergangen fühlt. Aber Herr Maaßen ist
jahrzehntelanges CDU-Mitglied und hat sich nichts zu Schulden kommen
lassen. Seine früh geäußerte Kritik an der Flüchtlingspolitik von
Angela Merkel und ihren Folgen für die Sicherheit ist kein Grund, ihn
aus dem Fraktionssaal zu verbannen." [3]

In seinem Vortrag brachte Maaßen zwar nichts Neues zur Sprache,
lieferte aber jenes Gefahrenszenario ab, das zu entwerfen man ihn
eingeladen hatte. Er habe in seiner früheren Funktion immer wieder den
Eindruck gewonnen, daß die Erkenntnisse der Verfassungsschutzämter
nicht mit "der notwendigen Sensibilität" aufgenommen worden seien.
Dies seien wohl auch "Ergebnisse von islamistischer Propaganda und
Desinformation". Extremistische Bestrebungen würden unterschätzt, es
handle sich um "eine schleichende Entwicklung, ein Gift". Man richte
den Blick auf spektakuläre Anschläge, während der Extremismus leise
daherkomme, dessen Protagonisten oftmals gut gebildet seien und als
"wohlintegriert" gelten würden. Im Umgang mit solchen Menschen seien
Gesetzesverschärfungen nötig.

Weiter beklagte Maaßen, daß staatliche Stellen im Kampf gegen
radikalen Islamismus keine Ansprechpartner auf seiten moderater oder
säkularer Muslime fänden. "Es fiel uns damals ausgesprochen schwierig,
der Politik Organisationen, muslimische Organisationen, zu benennen,
die nicht vom Verfassungsschutz beobachtet werden." Es funktioniere
nicht, Radikalisierung mit Hilfe von Extremisten einzudämmen: "Ich bin
immer wieder gegen eine Betonwand gelaufen." Die andere Seite habe
stets zunächst über Islamfeindlichkeit sprechen wollen. Mit Blick auf
Islamisten warnte er: "Die bringen ihre Denke mit nach Deutschland,
wissen aber, dass sie in Deutschland im Grunde genommen all das machen
dürfen, was sie in den arabischen Staaten dort nicht machen dürfen."
Zum Teil erhielten Vereinigungen staatliche Fördergelder, vor denen
der Inlandsgeheimdienst ausdrücklich warne. [4]

Am Ende erklärte sich Maaßen bereit, zusammen mit der Werteunion an
Lösungen zu arbeiten, um islamistischen Bestrebungen in Deutschland
entgegenzutreten. Dafür erhielt er im Kreis der Anwesenden natürlich
viel Beifall. Die Düsseldorfer Bundestagsabgeordnete Sylvia Pantel,
die zu der Veranstaltung eingeladen hatte, dankte ihm mit den Worten:
"Ich weiß, wie gefährlich das Thema ist, ich weiß, wie unerwünscht das
Thema ist." Den Wortmeldungen der Teilnehmer zufolge waren vor allem
Mitglieder der Werteunion anwesend, deren Vorsitzender Alexander
Mitsch vorne mit am Tisch saß. Letztendlich wirkte die Konferenz wie
eine Verbrüderung des Berliner Kreises mit der Werteunion mitten im
Regierungsviertel. Pantel bezeichnete die beiden Vereinigungen vom
rechten Parteiflügel in ihrem Schlußwort zwar als unterschiedlich,
sprach sie aber gemeinsam an. Man solle sich jedenfalls nicht durch
"Repressalien" entmutigen lassen und weiter Druck auf die CDU ausüben.
[5]

Hans-Georg Maaßen konnte mit seinem Auftritt also rundum zufrieden sein,
setzt er doch seine Mission, die Union nach rechts zu treiben,
konsequent fort. Wes Geistes Kind er als Präsident des
Bundesverfassungsschutzes war, wurde weithin publik, als die
AfD-Aussteigerin Franziska Schreiber im Sommer 2018 den Vorwurf erhob,
Maaßen habe 2015 der damaligen Parteivorsitzenden Frauke Petry
geraten, ein Parteiausschlußverfahren gegen Björn Höcke zu betreiben.
Auf diese Weise entkäme sie einer bundesweiten Beobachtung durch den
Verfassungsschutz, die er selbst nicht wünsche, soll Maaßen gesagt
haben. Petry forderte im Dezember 2015 Höckes Rücktritt und bereitete
ein Parteiausschlußverfahren vor, scheiterte aber damit. Petry habe
diesen Kontakt auf Maaßens Wunsch hin immer öffentlich bestritten, so
Schreiber, obgleich sich die beiden mehrfach getroffen hätten. Frauke
Petry bestritt den Vorgang, und Maaßen ließ zunächst mitteilen, man
äußere sich "zu Gesprächen im parlamentarischen Raum" generell nicht.
Nach aufkommender Kritik reagierte der Verfassungsschutz allerdings:
"Wir weisen den Vorwurf zurück, Präsident Hans-Georg Maaßen habe mit
Vertretern der AfD Gespräche darüber geführt, wie die Partei einer
Beobachtung entgehen könne." [6]

Maaßen ging jedoch keineswegs in Deckung, sondern legte im September
2018 mit der Äußerung nach, ihm lägen "keine belastbaren
Informationen" vor, daß in Chemnitz Hetzjagden auf Ausländer
stattgefunden hätten. Vielmehr sprächen "gute Gründe" dafür, daß es
sich bei einem entsprechenden Video "um eine gezielte
Falschinformation handelt, um möglicherweise die Öffentlichkeit von
dem Mord in Chemnitz abzulenken". Belege für seine Behauptungen
lieferte er nicht. Dies löste eine Koalitionskrise aus, worauf Maaßen
in seinem Amt nicht mehr tragbar war. Innenminister Horst Seehofer
hielt jedoch seine schützende Hand über ihn und wollte ihn als
Sonderberater für europäische und internationale Aufgaben zu sich ins
Ministerium holen, wo er als Staatssekretär im Range eines
Abteilungsleiters nicht nur ein Gehalt von über 14.000 Euro im Monat
bezogen, sondern auch über großen Einfluß verfügt hätte.

Diese Beförderung löste weithin Empörung aus. Das Faß zum Überlaufen
brachte jedoch Maaßens Abschiedsrede im Bundesamt für
Verfassungsschutz, in der er seine umstrittenen Äußerungen zu
"Hetzjagden" in Chemnitz verteidigte und von teilweise linksradikalen
Kräften bei den Sozialdemokraten sprach. Bei einer Abschiedsrede vor
europäischen Kollegen in Warschau am 18. Oktober soll Maaßen beklagt
haben, seine Äußerungen seien für diese Kräfte willkommener Anlaß
gewesen, einen Bruch der großen Koalition zu provozieren. Er sei in
Deutschland als Kritiker der Flüchtlingspolitik der Bundesregierung
bekannt, wofür ihn seine politischen Gegner und einige Medien aus dem
Amt gedrängt hätten. [7]

Wenngleich nicht ganz auszuschließen ist, daß Maaßen seine eigene
Bedeutung falsch eingeschätzt und den Bogen überspannt hat, liegt doch
eher nahe, daß er vor allem auf dem eingeschlagenen Weg unbeirrt
weitermarschiert. Offenbar verspricht er sich als Politiker
nachhaltigeren Einfluß als in einem hochrangigen Posten im
Staatsdienst, zumal ihm nun allenfalls die eigene Partei den Laufpaß
geben könnte. Das wird sie nicht tun, da ihm der rechte Flügel
uneingeschränkte Rückendeckung verschafft. Zwar klatscht ihm auch die
AfD Beifall für seine Agenda und würde ihn mit offenen Armen
empfangen, doch setzt Maaßen darauf, als Treiber innerhalb der CDU
weit größere Wirkung erzielen zu können.


Fußnoten:

[1] www.tagesspiegel.de/politik/maassen-ruft-zu-kurswechsel-auf-die-cdu-muss-von-innen-reformiert-werden/24330424.html

[2] www.focus.de/politik/deutschland/margarete-van-ackerens-berliner-woche-maassens-mission-wird-fuer-merkel-akk-und-soeder-zum-autoritaetsproblem_id_10695252.html

[3] www.bild.de/politik/inland/politik-inland/saal-gesperrt-so-reagiert-maassen-auf-gezerre-um-seinen-cdu-auftritt-61828462.bild.html

[4] www.welt.de/newsticker/dpa_nt/afxline/topthemen/article193317945/Maassen-beklagt-islamistische-Propaganda-und-Desinformation.html

[5] www.faz.net/aktuell/politik/inland/konservative-in-der-union-nicht-durch-repressalien-entmutigen-lassen-16182296.html

[6] www.merkur.de/politik/gravierende-vorwuerfe-verfassungsschutz-chef-maassen-nach-geheimem-petry-gespraech-unter-beschuss-zr-10079207.html

[7] www.tagesspiegel.de/politik/scheidender-verfassungsschutzchef-maassen-wechselt-doch-nicht-zu-seehofer/23356272.html
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REPRESSION/1639: Sexueller Mißbrauch - für Ordensfrauen extrem perfide ... (SB)




Da es sich bei der Pädophilie in der katholischen Kirche um ein allgegenwärtiges
Geschehen zu handeln scheint, kann kaum noch von einem Skandal gesprochen
werden. Kinder und Jugendliche sind den Verkündern als wahr und heilig
verklärter Worte aufgrund der quasi gottgleichen Position männlicher erwachsener
Priester praktisch ohnmächtig ausgeliefert. Die an ihnen verübte sexuelle
Gewalt, als die auch eine im Namen des Herrn vorgenommene Verführung zu werten
ist, zieht sich wie ein roter Faden kochenden Blutes durch die vom pulsierenden
Lebenssaft als Sakrament der leibhaftigen Gegenwart Jesu durchdrungene Religion. 
Skandalös kann eine solche in Fleisch und Blut des Klerus aufgegangene Praxis
auch deshalb kaum sein, da sie durch die geistliche Ökonomie von Schuld und
Vergebung auf eine Weise kompensierbar gemacht wurde, die sie eher
aufrechterhält als beendet. Allein die hartnäckige Leugnung im Werturteil
christlicher Moral sündhaften wie strafrechtlich kriminellen Verhaltens eignet
sich zum Skandal, doch der heilige Schein ist seit einigen Jahren vollends der
brutalen Wirklichkeit des Gebrauches priesterlicher Autorität zu ganz
eigennützigen Zwecken gewichen. 

Die darum entbrannte Aufregung scheint, wie die Resistenz der Institution gegen
umfassende Reformen zeigt, letztlich darin zu bestehen, die Kirche unbeschadet
all ihrer schwärenden Wunden zugunsten der Ausübung ihrer zentralen Aufgabe, der
Sicherung etablierter Klassenverhältnisse, funktionsfähig zu halten. Bemessen am
Grad der Erregung, mit der die Aufarbeitung der in der Römischen Kirche
endemischen Pädophilie betrieben wird, ist die sexuelle Ausbeutung in Obhut der
Kirche lebender Ordensfrauen ein nicht minder großer Skandal. Spätestens als im
März 2001 ein Artikel in der New York Times [1] über fünf Berichte erschien, die
zahlreiche Fallbeispiele für den sexuellen Mißbrauch von Nonnen enthielten,
hätte hinreichend Anlaß bestanden, das Problem außerhalb der Kirche aufzugreifen
und den Heiligen Stuhl zu einer Stellungnahme zu bewegen, die nicht aus bloßen
Ausflüchten bestand. Ein solches Manöver der Schadensbegrenzung fuhr der
langjährige Sprecher von Papst Johannes Paul II. in Reaktion auf einen Bericht
der US-amerikanischen Zeitung The National Catholic Reporter, der dem Artikel in
der New York Times vorausging. Der dem Opus Dei, der rechtskonservativen
Prätorianergarde Karol Wojtylas, angehörende Joaquín Navarro-Valls behauptete,
daß es sich um ein lediglich in einem "begrenzten geographischen Gebiet"
stattfindendes Problem handle.

Mit dieser Behauptung lieferte er ein Beispiel für
christlich-fundamentalistischen Rassismus, wie er im Buche steht. 
Unausgesprochen bezog er sich auf im Vatikan kursierende Geschichten und
Gerüchte über sexuelle Beziehungen zwischen Priestern und Ordensschwestern in
afrikanischen Gemeinden. Drei Ordensfrauen hatten in den 1990er Jahren auf das
große Ausmaß von Fällen aufmerksam gemacht, in denen Nonnen durch Priester dort
sexuell mißbraucht wurden. Diese begründeten das unter anderem damit, daß sie
sich ansonsten bei Prostituierten mit dem HIV-Virus anstecken könnten. In einem
Fall seien 29 Ordensfrauen in Malawi von Priestern geschwängert worden. Als die
Oberin sich darüber beim Bischof beschwerte, wurde sie abgesetzt. Während die
Priester schlimmstenfalls ermahnt worden seien, habe man die schwangeren
Ordensschwestern aus ihren Gemeinschaften verstoßen und mit dem schweren
sozialen Makel, als unverheiratete Frau ein Kind auszutragen, alleingelassen. 
Wenn sie nicht zuvor zum Schwangerschaftsabbruch gezwungen wurden, konnte es
passieren, daß sie zur Rettung der Familienehre eine Ehe als Zweit- oder
Drittfrauen eingehen mußten. Andere mußten sich prostituieren, um zu überleben,
und in einem Fall starb eine Ordensfrau bei der Abtreibung. Der für ihre
Schwangerschaft verantwortliche Priester durfte die Totenmesse halten [2].

Da laut der Berichte entsprechende Vorfälle in 23 Ländern stattfanden, darunter
westliche Staaten wie Italien, Irland oder den USA, ist das Vorgehen des
Sprechers vom Heiligen Stuhl, mit dem Schandfinger auf Afrika zu zeigen, vor
allem dazu geeignet, dem Widerstand gegen die Ausbeutung des Kontinents durch
den nicht zuletzt christlich fundierten Neokolonialismus Auftrieb zu geben. 
Gleiches könnte angesichts des männerbündischen Charakters der
Glaubensgemeinschaften, die die ihnen angehörenden Frauen zum Teil systematisch
sexuell mißbraucht und durch Arbeit ausgebeutet haben, für den feministischen
Widerstand gegen das Patriarchat des Klerus gelten. Obwohl der Zusammenhang
zwischen sexueller Unterwerfung und dem autoritären, Männer strukturell
bevorzugenden Charakter dieser Orden und Gemeinschaften offen zutage liegt, wie
unter anderem aus den Berichten der ehemaligen Ordensfrau und heutigen Autorin
Doris Wagner hervorgeht, ist der Widerstand gegen die patriarchale Tradition der
Kirche trotz dieser seit langem bekannten Vergehen in den eigenen Reihen äußerst
schwach entwickelt.

Das hat nicht zuletzt damit zu tun, daß die Ordensfrauen üblicherweise einem
Gehorsamsgelübde unterliegen, das offene Kritik praktisch unterbindet und eine
mögliche Strafanzeige nach einer Vergewaltigung als Angriff auf die Kirche
selbst erscheinen läßt. In der geistlichen Hierarchie der katholischen Kirche
geht die religiöse Wahrheit von Gott - üblicherweise mit dem männlichen
Geschlecht konnotiert - aus und wird von wiederum männlichen Priestern
verkündet. Daß diese kein Interesse daran haben, die aus ihrer patriarchalen
Vormachtstellung resultierenden Vorteile zu gefährden, braucht nicht weiter
ausgeführt zu werden.

Dabei werfen die dokumentierten Mißbrauchsfälle Fragen auf, die nicht nur die
christliche Sexualmoral, sondern auch die sogenannte Lebensschutzdoktrin der
katholischen Kirche betreffen. So wurden schwangere Ordensfrauen von den Tätern
oder den sie deckenden kirchlichen Funktionsträgern zur Abtreibung genötigt,
obwohl die katholische Kernüberzeugung vom individuellen Menschsein der
befruchteten Eizelle einen Schwangerschaftsabbruch in die Nähe eines Mordes
rückt. Fundamentalistische ChristInnen der sogenannten Lebensschutzbewegung [3]
ziehen gegen Feministinnen und AktivistInnen für Geschlechtergerechtigkeit unter
dem Motto "1000 Kreuze für das Leben" in sogenannten Gebetszügen zu Felde und
koppeln damit an eine sogenannten Pro-Life-Bewegung an, deren AktivistInnen in
den USA nicht davor zurückschrecken, Frauen, die einen Abbruch vornehmen, massiv
zu bedrohen oder zum Teil tödlich verlaufende Anschläge auf ÄrztInnen und
Brandstiftungen an Kliniken, die Abtreibungen vornehmen, zu begehen.


Feministische Gegenwehr und patriarchale Glaubensdoktrin

Am Abtreibungsverbot manifestiert sich ein von Männern ausgehender Anspruch auf
die Verfügungsgewalt über den weiblichen Körper, der mit der sexuellen
Ausbeutung von Ordensfrauen in einer Rücksichtslosigkeit vollzogen wird, die die
Betroffenen in ausweglose Situationen manövrieren kann. Einem Millionenpublikum
plastisch vor Augen geführt wurde dies in der Arte-Koproduktion "Gottes
missbrauchte Dienerinnen". Nach der Erstausstrahlung im März 2019 wurde der Film
aufgrund einer einstweiligen Verfügung, die von einem darin des organisierten
Mißbrauches bezichtigten Ordens erwirkt wurde, aus der Arte-Mediathek genommen
und darf bis auf weiteres nicht gezeigt werden. Seine AutorInnen hatten auch auf
den besonderen Schutz, den konservative Männerbünde unter Wojtyla wie seinem
Nachfolger Ratzinger genossen und der sie in gewissem Ausmaß selbst bei Vorwürfen 
sexuellen Mißbrauches geschützt haben soll, hingewiesen.

Im Februar hat Papst Franziskus zu erkennen gegeben, daß es sich beim sexuellen
Mißbrauch von Ordensfrauen um ein nicht ausgestandenes Problem handle, mit dem
man sich künftig befassen wolle [4]. Angesichts des Ausmaßes der bislang
dokumentierten Fälle und der mutmaßlichen Dunkelziffer unterdrückter Vorkommen
wird dieses vorsichtige Zugeständnis dem Problem kaum gerecht. Wie immer geht es
den Kirchenoberen in erster Linie um den Schutz der Institution, so daß es bei
virulenten Konflikten dieser Art eher zu Rückzugsgefechten denn offensiven
Aufklärungsmaßnahmen kommt. Kein Wunder, rührt der an Menschen, die sich
aufgrund ihres Alters, ihres Geschlechts, ihrer sozialen Stellung als auch ihres
Glaubens in einer Position großer Abhängigkeit und Ohnmacht befinden, vollzogene
Zwang zum Erbringen sexueller Dienstleistungen an den Grundfesten eines
Christentums, das sich angeblich dem Schutz der Schwachen und Verletzlichen
verpflichtet hat.

Der Widerstand gegen die patriarchale Herrschaft in der Kirche, der sich gerade
unter dem Emblem "Maria 2.0" formiert, könnte an den in vielen Jahrhunderten
maskuliner Vorherrschaft tief ins Fundament der Kirche eingelassenen Strukturen
christlicher Geschlechterhierarchie scheitern, wenn das Problem nicht an seiner
Wurzel gefaßt und die patriarchale Grundorientierung des Christentums
angegriffen wird. Dazu gehört das Abtreibungsverbot als Ausdruck männlicher
Kontrolle über die Autonomie von Frauen nicht minder als alle anderen Fragen
klerikaler Dominanz. Daß dies im Endeffekt zu einem Bruch mit der Katholischen
Kirche führen könnte, liegt nahe. Christliche Ideale lassen sich jedoch
außerhalb dieses mit Privilegien und Meriten aller Art ausgestatteten,
historisch als Instrument weltlicher Herrschaft und kolonialistischer Eroberung
korrumpierten Apparates vielleicht besser verwirklichen als in ihm. Die
gesellschaftliche Bevorteilung und staatliche Begünstigung der organisierten
Religion werden schließlich nicht umsonst gewährt.


Fußnoten:

[1] https://www.nytimes.com/2001/03/21/world/documents-allege-abuse-of-nuns-by-priests.html

[2] https://www.herder.de/stz/hefte/archiv/143-2018/6-2018/nunstoo-sexueller-missbrauch-an-ordensfrauen-fakten-und-fragen/

[3] REZENSION/693: Kulturkampf und Gewissen - Medizinethische Strategien der "Lebensschutz"-Bewegung (SB)
 
http://schattenblick.de/infopool/buch/sachbuch/busar693.html

[4] https://www.domradio.de/themen/vatikan/2019-02-06/es-wird-immer-noch-getan-papst-will-gegen-missbrauch-von-ordensfrauen-vorgehen
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NAHOST/1669: Iran - die Gleiwitz-Inszenierung ... (SB)


Iran - die Gleiwitz-Inszenierung ...



Genau eine Woche nachdem Donald Trumps Nationaler Sicherheitsberater,
der notorische Kriegstreiber John Bolton, unter Hinweis auf nebulöse
"Bedrohungen" seitens des Irans den US-Flugzeugträger Abraham Lincoln
samt Begleitflotte sowie mehrere, zum Transport von Atomwaffen fähige
B-52-Bomber an den Persischen Golf entsandt hatte, ereigneten sich in
oder in der Nähe von Fudschaira, dem wichtigsten Hafen und der
Hauptstadt eines der sieben Vereinigten Arabischen Emirate (VAE),
"Sabotageaktionen" gegen vier Öltanker. Es sieht alles danach aus, als
solle damit der Weg für eine großangelegte Militäroperation der USA
gegen den Iran - wie sie Bolton bereits als UN-Botschafter George W.
Bushs befürwortete, ohne sie jedoch verwirklichen zu können -
propagandistisch geebnet werden.

Fudschaira ist der einzige Gliedstaat der VAE, der nicht am
Persischen Golf, sondern auf der östlichen Seite der Straße von Hormus
am Indischen Ozean liegt. Auf der anderen Seite des Golfs von Oman in
nördlicher Richtung und rund 60 Seemeilen entfernt liegt die Küste des
Irans. Von den vier beschädigten Schiffen gehören zwei einer
saudischen Reederei und sollten demnächst mit Öl für die USA beladen
werden. Die anderen beiden Schiffe fahren unter norwegischer
respektive emiratischer Flagge. Bisher gibt es keine Erklärung dafür,
wie die Schäden in den frühen Morgenstunden des 12. Mai entstanden
sein könnten. Den ersten Hinweis, daß etwas passiert war, lieferten
iranische Medien, die unter Berufung auf Augenzeugen behaupteten,
amerikanische und französische Flugzeuge hätten vor Fudschaira sieben
bis acht Schiffe angegriffen und in Brand gesetzt.

Diese Meldung sollte sich im Laufe des Tags als voreilig
herausstellen. Auch deuten die Schäden an den Schiffen auf einen
Angriff zur See und nicht aus der Luft hin. Das von der
Nachrichtenagentur Agence France Presse veröffentlichte Bild vom Heck
des norwegischen Öltankers Andrea Victor zeigt ein Loch, das teils
oberhalb, teils unterhalb der Wasserlinie liegt und einen Durchmesser
von etwa ein bis zwei Meter hat. Die nach innen gerichtete Verformung
des Metalls kann genausogut durch eine schwere Kollision wie eine
Explosion entstanden sein. Die USA, der Iran und sogar Israel verfügen
in der Region allesamt über U-Boote und Kampftaucher, die in der Lage
gewesen wären, sich den vier Schiffen unbemerkt zu nähern und sie zu
beschädigen. Aus der Art der Schäden läßt sich jedenfalls schließen,
daß die Täter die Schiffe nicht versenken oder die Besatzungen
ernsthaft gefährden, sondern ein Signal setzen wollten. Um dessen
Deutung streiten sich nun Washington und Teheran.

Nachdem innerhalb weniger Stunden Saudi-Arabien seinen Erzfeind, den
Iran, für die "kriminelle Handlung" verantwortlich gemacht hatte,
meldete am 13. Mai das Wall Street Journal unter Verweis auf
US-Regierungskreise, in Washington gehe man von der Urheberschaft
Teherans aus. Am selben Tag ließ Außenminister Mike Pompeo
überraschend eine geplante Reise nach Moskau platzen und nahm als
ungebetener Gast an einem Treffen der EU-Außenminister in Brüssel
teil, um die NATO-Amtskollegen über die neuesten "Erkenntnisse"
Washingtons hinsichtlich der iranischen Umtriebe in der Region um den
Persischen Golf zu unterrichten. Den Europäern, die den letztjährigen
Austritt der USA aus dem Atomabkommen mit dem Iran ablehnend
gegenüberstehen, war sichtlich unwohl angesichts des plumpen Versuchs
Pompeos, sie in Trumps "Politik des maximalen Drucks" gegenüber
Teheran einzubinden. Nicht umsonst, aber wahrscheinlich vergeblich,
plädierte die italienische EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini für
"maximale Zurückhaltung und eine Vermeidung jeglicher Eskalation auf
der militärischen Seite".

Dafür scheint es leider zu spät zu sein. Am heutigen 14. Mai
berichtete die New York Times unter der Überschrift "White House
Reviews Military Plans Against Iran, in Echoes of Iraq War", unter der
Leitung Boltons hätten letzte Woche in Washington führende Vertreter
des nationalen Sicherheitsapparats über einen neuen Kriegsplan für den
Iran beraten. Der neue Entwurf, bei dem es nicht um eine Landinvasion,
sondern um eine großangelegte Bombardierungskampagne durch Schiffe,
vom östlichen Ufer des Persischen Golfs sowie aus der Luft handelt,
sieht immerhin die Entsendung von 120.000 Soldaten vor, um die
US-Streitkräfte, die bereits in Kuwait, Bahrain, Katar, Saudi-Arabien,
den VAE und im Irak stationiert sind, aufzustocken.

Einen solchen Plan wollte Bolton bereits im letzten September haben,
nachdem bei Unruhen im Irak eine Rakete unbekannter Herkunft auf dem
Gelände der US-Botschaft in Bagdad gelandet war, ohne irgendwelche
Schäden anzurichten. Das Ansinnen lehnte jedoch der damalige
US-Verteidigungsminister, General a. D. James Mattis, als zu
provokativ ab. Der Streit mit Bolton soll mit ein Grund gewesen sein,
warum der Irakkriegsveteran Mattis zur Jahreswende 2018/2019 als
Pentagonchef zurückgetreten ist. An dem von Bolton einberufenen
"Kriegsrat" sollen nebem diesem selbst der seit dem Weggang von Mattis
geschäftsführende Verteidigungsminister Patrick Shanahan, der kein
Militär ist, sondern aus der Rüstungsindustrie kommt, General Joseph
Dunford, der Vorsitzende der Vereinigten Stabschefs, CIA-Direktorin
Gina Haspel sowie der Nationale Geheimdienstkoordinator Daniel Coats
teilgenommen haben. Bolton dürfte von der Präsentation Shanahans
angetan gewesen sein, denn praktisch am selben Tag hat Präsident Trump
seine Entscheidung, den ehemaligen Boeing-Manager dem Kongreß als
künftigen Pentagonchef vorzuschlagen, bekanntgegeben.

Die Iraner streiten jede Verwicklung in den Vorfall von Fudschaira
kategorisch ab. In Teheran sprach Abbas Mousavi, Sprecher des
iranischen Außenministeriums, von einer "Verschwörung von
Unruhestiftern zwecks Unterminierung von Stabilität und Sicherheit in
der Region". Tatsächlich erinnern die Ereignisse von Fudschaira fatal
an den Golf-von-Tonkin-Vorfall, mittels dessen im August 1964 die
Regierung Lyndon B. Johnsons den Angriff nordvietnamesischer
Schnellboote auf die US-Kriegsschiffe Maddox und Turner Joy erfand, um
vom Kongreß in Washington die Entsendung Hundertausender GIs in den
Vietnamkrieg genehmigt zu bekommen. Dem Iran droht nun ein Angriff
seitens der USA, der an Grausamkeit und Vernichtungsgewalt demjenigen
in Vietnam in nichts nachstehen dürfte. Die iranische Führung gibt
sich dennoch kampfbereit. Amirali Hadschizadeh, Leiter der
Luftwaffendivision bei der iranischen Revolutionsgarde, hat bereits am
11. Mai die Versenkung mindestens eines US-Flugzeugträgers in Aussicht
gestellt, sollte es am Persischen Golf zum befürchteten großen
Showdown zwischen Teheran und Washington kommen.
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FRAUEN/787: Guatemala - Eine Verschärfung der Abtreibungsgesetze steht vor der Tür (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Guatemala: Eine Verschärfung der Abtreibungsgesetze steht 
vor der Tür

Von Kimberly López



(Guatemala-Stadt, 9. Mai 2019, Nómada/ poonal) - In Guatemala ist eine
Abtreibung nur dann legal, wenn das Leben der Mutter in Gefahr ist.
2018 wurden zwei neue Gesetzesentwürfe eingebracht [1]: Das erste sah
vor, eine Abtreibung bei Mädchen unter 15 Jahren zu legalisieren, die
durch eine Vergewaltigung schwanger geworden sind. Dieser Vorschlag
wurde vom Parlamentarischen Ausschuss für die Frau (Comisión de la
Mujer) abgelehnt. Den Vorsitz dieses Ausschusses hat ein Mann inne,
der Abgeordnete Aníbal Rojas von der radikal konservativen Partei
Viva. Rojas machte jedoch einen Gegenvorschlag. Gemeinsam mit
Dutzenden evangelikalen Pastoren der neuen Pfingstbewegung und anderen
Parliamentarier*innen des "Pakts der Korrupten" (*) reichte er den
Vorschlag des "Gesetzes für das Leben und die Familie" ein. Mit diesem
Gesetz sollen auch spontane Schwangerschaftsabgänge kriminalisiert
werden. Darüber hinaus soll auch jegliche Einforderung nach einer
Debatte über therapeutische Abtreibungen - egal ob im privaten oder
öffentlichen Bereich - wie z.B. im Falle der vergewaltigten Mädchen,
unter Strafe gestellt werden. Der Abgeordnete Fernando Linares
Beltranena gibt in einem Interview mit Nómada an, dass "das Gesetz
Frauen kriminalisieren kann, um die Menschenrechte nicht geborener
Kinder zu verteidigen."


Tausende Protestmails gegen das Gesetz 5272

Aníbal Rojas erhielt tausende Protestmails, um dieses Gesetz, auch
unter dem Namen 5272 bekannt, zu stoppen. Es bringt nicht nur das
Leben von Frauen in Gefahr, sondern auch die sexuelle Freiheit und
Vielfalt in Guatemala. Die Mails sind aus allen Teilen der Welt
gekommen und haben das Postfach arojas@congreso.gob.gt zum Überlaufen
gebracht. "Ich habe etwa 10.000 Mails aus verschiedenen Ländern
Europas erhalten: aus London, Dänemark, aus verschiedenen Teilen der
Welt", sagte der Abgeordnete. "Die Mails waren teilweise beleidigend
und andere haben nur eingefordert, dass das Gesetz 5272 nicht
verabschiedet wird", so Rojas.

In sozialen Netzwerken zirkulieren Videos, die die Konsequenzen eines
Gesetzes aufzeigen, das Abtreibung bestraft, gleichgeschlechtliche
Ehen verbietet und Sexualerziehung einschränkt. In einem Video [2],
das in mehreren Sprachen veröffentlicht wurde heißt es: "Egal woher du
kommst, egal welche Sprache du sprichst, sag dem Verantwortlichen in
einer Mail 'Nein zu 5272'". Doch trotz der Mailflut bleibt Rojas bei
seinem Vorhaben. Er treibt den Gesetzesentwurf weiter voran und sagt
er habe die nötige Unterstützung, damit das Gesetz verabschiedet
werden könne. Dafür muss es insgesamt drei Mal abgestimmt werden. Zwei
Mal wurde es schon positiv abgestimmt, fehlt noch die dritte
Abstimmung des Plenums.


Parlament nicht abstimmungsfähig

Das Gesetz hat auch eine Funktion für den Wahlkampf. Es soll die
Stimmen der konservativsten Christen holen. Die Präsidentschaftswahlen
finden im Juni statt [3] und der Kongress besteht darauf, das Gesetz
möglichst schnell zum dritten Mal im Plenum abzustimmen, um das
Inkrafttreten zu beschleunigen. Dafür gab es bereits einen Versuch,
doch der soziale Druck und der Protest auf den Straßen verhinderten,
dass das nötige Quorum im Parlament erreicht wurde. Am 8. Mai stand
das Gesetz 5272 erneut auf der Tagesordnung des Kongresses, aber auch
bei diesem zweiten Versuch kam die benötigte Stimmenanzahl nicht
zusammen.

Während dieser Sitzung diskutierten zwei Frauen mit dem
Sicherheitspersonal vor verschlossenen Türen: "Das einzige was wir
wollten, war die Sitzung zu beobachten und uns die Argumente der
Abgeordneten anzuhören, die dieses Gesetz unterstützen. Uns wurde
gesagt, dass der Parlamentspräsident Alvaro Arzú Escobar die Anordnung
erteilt habe, dass wir aus formalen Gründen nicht teilnehmen könnten",
so die beiden Frauen María Antonieta García und Ana María Muñoz.
Vertreter einiger evangelikaler Kirchen, die den Vorschlag von Rojas
unterstützen, hatten hingegen Zutritt. Organisationen für sexuelle
Vielfalt und Frauenrechte durften ihre Argumente zu keinem Zeitpunkt
vortragen. Ein Insider aus dem Kongress bestätigte, dass der
Parlamentsvorsitz die Entscheidung getroffen habe, oppositionellen
Gruppen den Zugang zu verweigern und nur diejenigen zuzulassen, die
diese Art von Gesetzen im Sinne der ultra-konservativen Lager
unterstützten.


Nur wenige Abgeordnete sprechen sich gegen das Gesetz
aus

Nur wenige Abgeordnete sprechen sich offen gegen den Gesetzesentwurf
aus. Die Abgeordnete Andrea Villagrán kündigte an, nicht für das
Gesetz zu stimmen, da es gegen die Verfassung verstoße. Die
Abgeordnete Sandra Morán spricht sich gegen jedweden Versuch aus,
sexuelle Rechte und Freiheiten einzuschränken. Auch Jean Paul Briere
sieht in dem Gesetz eine Rechtswidrigkeit. Diese drei Abgeordneten
erschienen gemeinsam zur Parlamentssitzung.

(*) Pakt der Korrupten: Der Präsident Jimmy Morales verfügt im
Parlament nur über eine kleine Fraktion. Um die Ermittlungen wegen
Korruption [4] gegen ihn zu behindern und weiterhin Immunität zu
genießen hat er sich eine Mehrheit aus Konservativen und Rechten
gesichert. Diese stimmten gegen die Aufhebung seiner Immunität. Im
Gegenzug erwarten diese u.a. die Verabschiedung eines Gesetzes, das
eine Amnestie für alle Kriegsverbrecher [5] vorsieht. Der "Pakt der
Korrupten" schließt nicht nur Politiker*innen ein, sondern auch
Unternehmer*innen und Staatsangestellte.


Anmerkungen:

[1] https://nomada.gt/nosotras/somos-todas/aprofam-corrige-la-plana-a-su-director-y-publica-esto-sobre-ley-que-criminaliza-las-perdidas/

[2] https://youtu.be/NAaTRn8UQR0

[3] https://www.npla.de/poonal/wahlkampf-in-guatemala-aldana-gegen-den-pakt-der-korrupten/

[4] https://www.npla.de/poonal/gegen-maechtige-feinde/

[5] https://www.npla.de/poonal/gesetzesreform-kriegsverbrecher-bald-auf-freiem-fuss/
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FRAUEN/786: Argentinien - 90 Frauenmorde innerhalb von 120 Tagen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien: 90 Frauenmorde innerhalb von 120 Tagen

Von Red Eco Alternativo



(Buenos Aires, 9. Mai 2019, ANRed) - Auf Initiative der feministischen
Organisation MuMaLá - Frauen des Lateinamerikanischen Mutterlands
(Mujeres de la Matria Latinoamericana) wurde das Nationalregister der
Frauenmorde ins Leben gerufen. Ausgewertet werden Printmedien und
digitale Nachrichten. Nun liegen die Zahlen für die ersten vier Monate
dieses Jahres vor: 90 Femizide. Das bedeutet: Im Schnitt wird alle 32
Stunden eine Frau umgebracht. Statt Maßnahmen für ein gewaltfreies
Leben zu ergreifen, hüllen sich Regierung und Behörden angesichts
dieser Zahlen in besorgniserregendes Schweigen. MuMaLás Forderung an
die Regierung: sofortige Verhängung des Notstands wegen geschlechtlich
motivierter Gewalt. Eine entsprechende Gesetzesvorlage, die die
Notstandserklärung einfordert, soll nun im Eilverfahren zur
Verabschiedung vorgelegt werden. Dafür wurden bereits 70.000
Unterschriften gesammelt.


Die meisten Frauen werden von ihrem Partner oder Ex-Partner
ermordet

Zu den 90 bereits registrierten Fällen (79 Frauenmorde und damit im
Zusammenhang stehende Morde an vier Mädchen und fünf Jungen sowie zwei
Morde an Transpersonen) kommen weitere elf Mordfälle hinzu, die noch
nicht abschließend untersucht sind (Autopsien und Gutachten liegen
noch nicht vor)). In 39 Prozent der Fälle ermordete der Partner die
Partnerin, bei 25 Prozent der Morde handelt es sich bei dem Täter um
den Ex-Partner. Fast die Hälfte der Frauen (46 Prozent) wurde in ihrer
eigenen Wohnung umgebracht, in 38 Prozent der Fälle lebten die Frauen
mit den Tätern zusammen. Insgesamt haben 67 Kinder und Jugendliche
durch die Morde in den ersten vier Monaten von 2019 ihre Mutter
verloren. Zwölf Prozent der Frauen hatten den Täter bereits angezeigt.
Gegen sieben Prozent der späteren Täter war bereits gerichtliches
Kontaktverbot erwirkt worden. 22 Prozent der Täter begingen
Selbstmord, weitere sechs Prozent versuchten, sich das Leben zu
nehmen, vier Prozent sind flüchtig. 45 Prozent der ebenfalls getöteten
neun Kinder waren zwischen 0 und 15 Jahre alt.


Übersetzung: Lui Lüdicke
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ORGANISATION/382: Selbsthilfe stärken - Paritätischer startet Aktionswoche (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 13. Mai 2019

Selbsthilfe stärken - Paritätischer startet Aktionswoche



Anliegen und Probleme selbst in die Hand nehmen, sich zu organisieren und
gegenseitig zu stützen - das ist Selbsthilfe. Diese ist fester Bestandteil
des Paritätischen Gesamtverbandes. Unter den 10.000 Mitgliedsorganisationen
des Verbandes befinden sich zahlreiche Initiativen und Organisationen, die
sich der Selbsthilfe verpflichten. Die Paritätischen Landesverbände und
ihre Mitgliedsorganisationen sind Träger von 130 der 300 Selbsthilfekontakt-
und Unterstützungsstellen in Deutschland, 120 bundesweit tätigen
Selbsthilfeorganisationen und 600 Selbsthilfeorganisationen in den
Paritätischen Landesverbänden. Unter dem Motto "Wir hilft" findet erstmalig
und bundesweit von 18. bis 26. Mai die Aktionswoche Selbsthilfe statt, in
der rund 450 Veranstaltungen stattfinden werden.

Der Paritätische Gesamtverband lädt gemeinsam mit seinen Landesverbänden
alle Gruppen, Organisationen und Kontaktstellen der Selbsthilfe innerhalb
und außerhalb des Paritätischen ein, sich an der Aktionswoche zu
beteiligen. Die Veranstaltungsformen überlässt der Verband dabei bewusst
den Beteiligten selbst und wünscht sich, dass diese so vielfältig wie
möglich werden. Ob Flashmob, Social Media-Aktion oder Fachveranstaltung:
Der Phantasie sind keine Grenzen gesetzt! Über die Veranstaltungen
informiert ein eigener Veranstaltungskalender.

"Selbsthilfe ist auch und gerade in Zeiten des Internets und sozialer
Netzwerke bei gesundheitlichen Problemen und in anderen schwierigen
Lebenssituationen eine attraktive, aktuelle Unterstützungsform", so Prof.
Dr. Rolf Rosenbrock, Vorsitzender des Paritätischen Gesamtverbandes. Ziel
der Aktionswoche sei es, dass sich noch mehr betroffene Menschen für die
Selbsthilfe interessieren und Selbsthilfegruppen und
Selbsthilfeorganisationen neue Mitglieder gewinnen, so Rosenbrock weiter.

An der Vorbereitung beteiligt sind der Paritätische Gesamtverband und seine
Landesverbände, das FORUM chronisch kranker und behinderter Menschen im
Paritätischen, die Nationale Kontakt- und Informationsstelle zur Anregung
und Unterstützung von Selbsthilfegruppen (NAKOS) und das Haus der 
Krebs-Selbsthilfe - Bundesverband. Unterstützung erfolgt durch die Krankenkassen
AOK und BKK sowie die Glücksspirale.

Die offizielle Auftaktveranstaltung zur Aktionswoche Selbsthilfe findet am
Dienstag, den 14. Mai beim Paritätischen Wohlfahrtsverband in der
Oranienburger Straße 13-14 von 12 bis 16 Uhr statt. Es erwartet sie ein
buntes Programm, zu dem der Paritätische herzlich einlädt.

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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TAGUNG/1464: Frankfurt/Main - "Autoritäre Wende? Demokratie und Grundrechte auf dem Prüfstand", 23.05.2019


lea - Bildungswerk der GEW Hessen

AUTORITÄRE WENDE?


70 Jahre Grundgesetz:
Demokratie und Grundrechte auf dem Prüfstand


Donnerstag, 23.5.2019 | 9.30-17.30 Uhr | Frankfurt/M.

Fachtagung mit

Julika Bürgin, Rolf Gössner, Philipp Jacks, Kirsten Neumann, Marei Pelzer,
Conny Petzold, Britta Rabe, Max Pichl, Kerem Schamberger, Annette
Wippermann



70 Jahre nach Beschluss des Grundgesetzes ist es um Demokratie und
Grundrecht nicht gerade gut bestellt.

Stehen wir angesichts der jüngsten Versuche, Grund- und Freiheitsrecht
weiter einzuschränken, vor einer autoritären Wende?

Die Fachtagung unternimmt eine kritische Bestandsaufnahme jüngerer
Entwicklungen und spannt dabei den Bogen von Berufsverboten, dem Ausbau der
Sicherheitsapparate und der Einschränkung der Demonstrationsfreiheit bis
hin zu Mitbestimmung und politischer Bildung als gelebte Demokratie.

Wie lassen sich Angriffe auf grundgesetzlich geschützte Rechte nicht nur
verhindern, sondern demokratische Mitbestimmung und Grundrechte für alle
Menschen in Deutschland ausbauen?


Programm

9.30 Uhr Anmeldung & Begrüßung

10 bis 11:30 Uhr

Podiumsdiskussion: Aktuelle Herausforderungen - Grund- und Sozialrechte aus
gewerkschaftlicher Sicht

- Karola Stötzel, stellv. Vorsitzende GEW Hessen

- Philipp Jacks, DGB Frankfurt

- Karin Zennig, ver.di

11:30 bis 13 Uhr Vortrag:

70 Jahre Grundrechte: Eine kritische Bilanz | Einführungsvortrag von Rolf
Gössner

Um das Grundgesetz beneiden uns viele in der Welt - obwohl es inzwischen
etliche Einschränkungen erfahren hat und die Grundrechte zum Teil stark
beschnitten wurden. Rolf Gössner wird kritisch Bilanz ziehen und dabei
sowohl die Verfassungswirklichkeit vergangener Jahrzehnte beleuchten, als
auch strukturelle Entwicklungen in die Zukunft, vor allem im Bereich der
"Inneren Sicherheit". Er wird dabei besonders die Lage der Grund- und
Menschenrechte in Zeiten des Terrors und eines ausufernden staatlichen
Antiterrorkampfs in den Fokus rücken. Denn gerade hier kommt es zu fatalen
bürgerrechts- und demokratieschädigenden Verwerfungen.

Rolf Gössner ist Rechtsanwalt, Publizist, Kuratoriumsmitglied der
Internationalen Liga für Menschenrechte, stellv. Richter am
Staatsgerichtshof der Freien Hansestadt Bremen; außerdem Mitherausgeber des
"Grundrechte-Reports" und Autor zahlreicher Bücher zu Demokratie, Innerer
Sicherheit und Bürgerrechten.

14 bis 16 Uhr Arbeitsgruppen


	Berufsverbote

	Extremismusklausel und Politische Bildung in Hessen

	Verschärfte Gesetze für Polizei und Verfassungsschutz. Wo bleiben Kontrolle, Freiheits- und Bürgerrechte?

	Ist Protest noch möglich? Zur Einschränkung der Demonstrationsfreiheit am Beispiel von G20

	Grund- und Menschenrechte im Kontext von Flucht

	Wenn mein starker Arm das will: Auseinandersetzungen um das Streikrecht heute

	Recht auf Wohnen



16.15 bis 17.30 Uhr Ausblick im Plenum mit Gästen: 

Die autoritäre Wende verhindern, demokratische Spielräume erweitern


	Jochen Nagel, GEW Hessen

	Julika Bürgin, Forum Kritische Politische Bildung

	Britta Rabe, Komitee für Demokratie und Grundrechte

	Marei Pelzer, Hochschule Fulda






Veranstalter: lea - Bildungswerk der GEW Hessen.

Weitere Informationen:

https://www.lea-bildung.de/fachtagungen/

Um Anmeldung wird gebeten unter: anmeldung@lea-bildung.de oder

https://www.lea-bildung.de/seminare/book/g6006-fachtagung-autoritaere-wende/

Tagungsort wird nach Anmeldung bekannt gegeben. Entgeld 10 Euro |
Gewerkschaftsmitglieder 5 Euro.

 * 

Quelle:

Rolf Gössner
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VORTRAG/2328: Augsburg - Migrations- und Mietrecht, 16.05.-20.06.2019


Universität Augsburg

Migrations- und Mietrecht: Aktuelle Fragen und konkrete
Herausforderungen 


Kompetente Fachleute aus Justiz, Wissenschaft und Politik in der aktuellen
Veranstaltungsreihe der Law Clinic Augsburg

Donnerstags 18.00 Uhr, 16. Mai bis 20. Juni 2019



Augsburg/MJ/KPP - Mit einem Vortrag zum Thema "Abschiebehaft - Keine
Straftat, kein Täter und trotzdem Haft" eröffnete am 9. Mai Rechtsanwalt
Thomas Oberhäuser (ARGE Ausländer- und Asylrecht im Deutschen Anwaltverein)
die aktuelle Veranstaltungsreihe der Law Clinic Augsburg, die sich auch im
Sommersemester wieder mit aktuellen Themen aus den Bereichen "Flucht &
Asyl" sowie "Wohnen" auseinandersetzt. Die Veranstaltungen sind Teil des
Ausbildungsprogramms, das die Law Clinic Augsburg Studentinnen und
Studenten anbietet. Sie stehen aber auch allen Interessierten innerhalb und
außerhalb der Universität offen.

Probleme des Wohnungsmarktes - allgemein in Augsburg und speziell für
Geflüchtete

Im aktuellen Programm finden sich diesmal zwei Vorträge mit konkretem
Augsburg-Bezug: "Wohnen ist für uns alle ein wichtiges Thema. Wir freuen
uns sehr", so Melanie Jogschies, LCA-Komiteemitglied für den Bereich
Öffentlichkeitsarbeit, "dass Augsburgs Bürgermeister und Sozialreferent Dr.
Stefan Kiefer, der uns schon beim Aufbau der Law Clinic vor nunmehr
viereinhalb Jahren unterstützt hat, am 6. Juni im Kontext der Ausstellung
'Augsburg 2040 - Utopien einer vielfältigen Stadt' im Staatlichen Textil-
und Industriemuseum einen Vortrag über den sozialorientierten Wohnungsbau
in Augsburg zu unserer Reihe beisteuern wird." Die aktuelle Situation, mit
der speziell Geflüchtete auf dem Augsburger Wohnungsmarkt konfrontiert
sind, wird Corinna Höckesfeld (Tür an Tür) am 23. Mai erläutern.

Zur Rolle der Medien

Moritz Hildenbrand vom Studienprogramm-Team der LCA verspricht sich und den
Zuhörern von zwei weiteren Vorträgen interessante Einblicke in den viel
diskutierten Kontext Flüchtling und Medien: Am 16. Mai referiert Dr.
Bettina Gräf, LMU-Expertin für den Nahen und Mittleren Osten, über
"Arabische Medienpraktiken zwischen Satelliten-TV und Social Media", am 13.
Juni referiert der Mainzer Publizistik-Forscher Prof. Dr. Marcus Maurer
über das Thema "Medien und Lügenpresse im Rahmen der Flüchtlingskrise".

Sichere Herkunftsstaaten - ein Podium mit Bundes- und
Landtagsabgeordneten am "Tag des Flüchtlings" (20. Juni) im tim

Auch in diesem Sommer steht im Rahmen der RefugeeWeek wieder eine prominent
besetzte Podiumsdiskussion im Veranstaltungsprogramm der Law Clinic: Über
"Sichere Herkunftsstaaten" wird diesmal Michael Engelhardt
(Vorstandsbeauftragter für Flüchtlingsschutz Rheinland-Pfalz; Amnesty
International, Sektion der BRD e.V.) mit Ulrike Bahr MdB (SPD), Stephanie
Schuhkneckt MdL (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) und je einer Vertreterin bzw. einem
Vertreter von CSU und FDP diskutieren. Prof. Dr. Andreas Dietz,
Vorsitzender Richter am VG Augsburg, wird in die von dem Augsburger Europa-
und Völkerrechtler Dr. Stefan Lorenzmeier moderierte Diskussion einführen.

Sarah Ciasto, die maßgeblich für die Gestaltung des LCA-Vortragsprogramms
mitverantwortlich ist, hofft, "dass wir auch in diesem Semester neben den
Teilnehmerinnen und Teilnehmern unseres Ausbildungsprogramms wieder viele
Externe für unsere Themen interessieren können."

 * 

Das Programm

Die Vorträge beginnen jeweils um 18.00 Uhr. Die ersten drei finden im Raum
2001 der Juristischen Fakultät (Gebäude H, Universitätsstraße 24, 86159
Augsburg) statt, die letzten drei (begleitend zur Ausstellung "Augsburg
2040 - Utopien einer vielfältigen Stadt?) im tim (Staatliches Textil- und
Industriemuseum Augsburg, Provinostraße 46, 86153 Augsburg). Der Eintritt
ist jeweils frei.

9. Mai 2019

Abschiebehaft - Keine Straftat, kein Täter und trotzdem Haft

Vortrag von RA Thomas Oberhäuser, Vorsitzender des Geschäftsführenden
Ausschusses der Arbeitsgemeinschaft Ausländer- und Asylrecht im DAV

16. Mai 2019

Arabische Medienpraktiken zwischen Satelliten-TV und Social Media

Vortrag von Dr. Bettina Gräf, Institut für den Nahen und Mittleren Osten
der LMU München

23. Mai 2019

Wohnst du schon oder suchst du noch? Zur aktuellen Situation
Geflüchteter auf dem Augsburger Wohnungsmarkt

Vortrag von Corinna Höckesfeld, Tür an Tür-Integrationsprojekte
gGmbH/Wohnprojekt Augsburg

6. Juni 2019

Sozialorientierter Wohnungsbau in Augsburg

Vortrag von Dr. Stefan Kiefer, 3. Bürgermeister der Stadt Augsburg, Leiter
des Sozialreferats

13. Juni 2019

Medien und Lügenpresse im Rahmen der Flüchtlingskrise?

Vortrag Prof. Dr. Marcus Maurer, Institut für Publizistik der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz

20. Juni 2019

Sichere Herkunftsstaaten

Podiumsdiskussion mit Michael Engelhardt (Vorstandsbeauftragter für
Flüchtlingsschutz Rheinland-Pfalz; Amnesty International, Sektion der BRD
e.V.), Ulrike Bahr MdB (SPD), Stephanie Schuhkneckt MdL (Bündnis 90/DIE
GRÜNEN) und mit jeweils einer Vertreter bzw. einer Vertreterin von CSU und
FDP; Einführung: Prof. Dr. Andreas Dietz, Vorsitzender Richter am VG
Augsburg; Moderation: Dr. Stefan Lorenzmeier, Juristische Fakultät der
Universität Augsburg


Die Law Clinic Augsburg (LCA)

 ... ist ein Projekt der Juristischen Fakultät der Universität Augsburg.
Sie geht zurück auf eine Initiative der Studierenden. Die
Rechtsanwaltskammer für den OLG Bezirk München, die Stadt Augsburg sowie
das "b³ im zib" unterstützen das Projekt als Kooperationspartner. Auf der
Grundlage und im Rahmen des Rechtsdienstleistungsgesetzes bietet die Law
Clinic Augsburg kostenlose studentische Rechtsberatung durch engagierte
Studierende - aktuell im Bereich des Migrations- und Mietrechts - an. Das
Projekt wird gefördert durch den DAAD 19/20 und startsocial e.V. 18/19. Mit
einer Einladung ins Bundeskanzleramt bereits im Frühjahr 2017 hat die
Bundeskanzlerin der Bundesrepublik Deutschland das ehrenamtliche Engagement
der Law Clinic Augsburg gewürdigt. 2018 wurde die Law Clinic Augsburg mit
dem Schwäbischen Integrationspreis ausgezeichnet.

Durch die Law Clinic erweitert zugleich die Juristische Fakultät der
Universität Augsburg ihr Angebot mit einem extracurricularen Lehrprogramm.
Neben einer Vielzahl weiterer Maßnahmen sichert der verpflichtende Besuch
dieses Lehrprogramms die hohe Qualität des studentischen Arbeitens.

Mehr unter: http://www.lawclinic-augsburg.de und

http://www.facebook.com/lawclinicaugsburg/

 * 

Quelle:

Pressedienst der Universität Augsburg

E-Mail: info@presse.uni-augsburg.de

Internet: www.uni-augsburg.de
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ARBEIT/2942: Studie für NRW zeigt - Lesbische und schwule Arbeitnehmer_innen fühlen sich diskriminiert (idw)


Hochschule Fresenius - 13.05.2019

Studie für NRW zeigt: Lesbische und schwule Arbeitnehmer_innen fühlen
sich diskriminiert



Am 17. Mai ist der internationale Tag gegen Homo-, Bi-, Inter- und
Transphobie (IDAHOBIT). 1990 hatte die Weltgesundheitsorganisation (WHO)
an diesem Tag Homosexualität von ihrer Liste der psychischen Krankheiten
gestrichen. Aus diesem Anlass hat das Familienministerium in
Nordrhein-Westfalen das Institut für Diversity- &
Antidiskriminierungsforschung (IDA) in Zusammenarbeit mit der Hochschule
Fresenius mit einer Sonderauswertung der Studie "Out im Office?!" von 2017
für NRW beauftragt.

Auf Basis der bundesweiten Studie "Out im Office?!" von 2017 wurden in der
Sonderauswertung auch die Daten von bisexuellen und Trans*-Personen
ausschließlich für Beschäftigte in NRW ausgewertet. Andreas Bothe,
Staatssekretär im Familienministerium, äußert sich besorgt über die
Ergebnisse: "Die Sonderauswertung für NRW hat ergeben, dass fast
dreiviertel aller lesbischen und schwulen Befragten und eine noch größere
Zahl der Trans*-Personen arbeitsplatzrelevanter Diskriminierung ausgesetzt
sind. Das ist inakzeptabel."

Der Anteil derer, die Diskriminierung insgesamt erfahren haben, ist nach
wie vor sehr hoch. Dabei ergeben sich ähnliche Werte für NRW wie für die
Bundesrepublik: Nur ein Viertel (26,1 %) der lesbischen und schwulen
Befragten hat in keiner Form Diskriminierung erlebt. Bei Trans*-Personen
sind dies nur 14 Prozent und bei bisexuellen Befragten liegt der Wert bei
null Prozent. Trans*-Beschäftigte berichten zumeist zwei- bis dreimal so
häufig von Diskriminierungserfahrungen wie lesbische, schwule und
bisexuelle Personen. Ein großer Anteil der Diskriminierungserfahrungen
(circa 50-65 %) ist dabei im Rahmen des Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetzes relevant, ein erheblicher Anteil (circa 10-40 %)
ist daneben von strafrechtlicher Bedeutung. "Insgesamt zeigt sich, dass
lesbische und schwule Beschäftigte innerhalb der letzten zwanzig Jahre
zunehmend offener mit ihrer sexuellen Identität am Arbeitsplatz umgehen
können - in NRW sogar noch etwas mehr als im Vergleich zu Deutschland.
Dennoch berichten die Befragten genauso häufig wie vor zehn Jahren von
Diskriminierungserfahrungen", fasst Florian Meinhold, wissenschaftlicher
Mitarbeiter des IDA, die Ergebnisse zusammen. Auch für NRW könne
festgestellt werden, dass sich Homo-, Bi- und Trans*-Negativität in
erheblichem Ausmaß negativ auf die Arbeitszufriedenheit auswirke, ergänzt
Prof. Dr. Dominic Frohn, wissenschaftlicher Leiter des IDA und Professor
an der Hochschule Fresenius.


Über die Hochschule Fresenius

Die Hochschule Fresenius mit ihren Standorten in Berlin, Düsseldorf,
Frankfurt am Main, Hamburg, Idstein, Köln, München und Wiesbaden sowie dem
Studienzentrum in New York gehört mit über 13.000 Studierenden zu den
größten und renommiertesten privaten Hochschulen in Deutschland. Sie
blickt auf eine mehr als 170-jährige Tradition zurück. 1848 gründete Carl
Remigius Fresenius in Wiesbaden das "Chemische Laboratorium Fresenius",
das sich von Beginn an sowohl der Laborpraxis als auch der Ausbildung
widmete. Seit 1971 ist die Hochschule staatlich anerkannt. Sie verfügt
über ein sehr breites, vielfältiges Fächerangebot und bietet in den
Fachbereichen Chemie & Biologie, Design, Gesundheit & Soziales, onlineplus
sowie Wirtschaft & Medien Bachelor- und Masterprogramme in Vollzeit sowie
berufsbegleitende und ausbildungsbegleitende (duale) Studiengänge an. Die
Hochschule Fresenius ist vom Wissenschaftsrat institutionell akkreditiert.
Bei der Erstakkreditierung 2010 wurden insbesondere ihr "breites und
innovatives Angebot an Bachelor- und Master-Studiengängen", "ihre
Internationalität" sowie ihr "überzeugend gestalteter Praxisbezug" vom
Wissenschaftsrat gewürdigt. Im April 2016 wurde sie vom Wissenschaftsrat
für weitere fünf Jahre reakkreditiert.

Weitere Informationen finden Sie auf unserer Website:

www.hs-fresenius.de

Über das Institut für Diversity- & Antidiskriminierungsforschung (IDA)

Das IDA ist eine Organisationseinheit der Dr. Frohn GmbH und arbeitet in
Kooperation mit diversen wissenschafltichen Partnern_innen, um einen positiven
Umgang mit Diversität in der Gesellschaft zu fördern
und Diskriminierungstendenzen entgegenzuwirken.

www.diversity-institut.info

Originalpublikation:

www.diversity-institut.info/studien_ida.html.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Fresenius, 13.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2941: Sachsen Schlusslicht - Nur 39 % werden nach Tarif bezahlt (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 10.05.2019

Sachsen Schlusslicht - Nur 39 Prozent werden nach Tarif bezahlt -
niedrigere Löhne und längere Arbeitszeiten

Neue Studie des WSI zur Tarifbindung in Deutschland



In Sachsen sind nur 39 Prozent aller Beschäftigten durch einen
Tarifvertrag geschützt. Damit ist der Freistaat mit erheblichem Abstand
Schlusslicht in Deutschland. In den übrigen ostdeutschen Bundesländern
liegt die Tarifbindung im Durchschnitt bei 46 Prozent, in Westdeutschland
profitieren im Schnitt 57 Prozent der Beschäftigten von einem Tarifvertrag
(siehe Grafik 1 und 2 in der pdf-Version dieser PM; Link unten).

Bei den Betrieben sind in Sachsen noch 15 Prozent an einen Tarifvertrag
gebunden, gegenüber 20 Prozent in den übrigen ostdeutschen Bundesländern
und 29 Prozent in Westdeutschland. Dabei hat Sachsen aufgrund einer
günstigen Wirtschaftsstruktur mit einer starken Industrie eigentlich gute
Startbedingungen. Die Leidtragenden sind die Beschäftigten in tariflosen
Unternehmen, die deutliche Lohneinbußen hinnehmen müssen. Zu diesem
Ergebnis kommt eine neue Studie des Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung. Sie
wird heute auf einer Pressekonferenz in Dresden vorgestellt.* Die niedrige
Tarifbindung sei auch Ergebnis eines über viele Jahre von der
Landespolitik propagierten Leitbildes, Sachsen als "Billiglohnland" zu
positionieren, schreiben die WSI-Forscher Prof. Dr. Thorsten Schulten und
Dr. Malte Lübker. Dementsprechend habe die Politik auch Möglichkeiten, nun
gegenzusteuern.

Für ihre Studie haben die beiden Wissenschaftler zusammen mit dem
langjährigen WSI-Tarifexperten Dr. Reinhard Bispinck die neuesten
verfügbaren Daten des IAB-Betriebspanels (Stand: Mitte 2017) sowie die
Verdienststrukturanalyse des Statistischen Bundesamtes ausgewertet und
zahlreiche Gespräche mit Praktikern der sächsischen Tarifpolitik geführt.

Mitte der 1990er Jahre profitierten laut der Analyse in Sachsen noch rund
70 Prozent der Beschäftigten von einer Tarifbindung. Wie in Deutschland
insgesamt ist die Tarifbindung seitdem stark zurückgegangen. Dabei fiel
der Rückgang im Freistaat aber besonders drastisch aus. Das galt
insbesondere für die zweite Hälfte der 1990er Jahre und in Teilen auch
noch für die 2000er Jahre. In den 2010er Jahren ist die Tarifbindung auf
niedrigem Niveau relativ konstant geblieben und erst seit 2016 wieder
deutlich zurückgegangen (siehe Grafik 2 in der pdf-Version dieser PM; Link
unten).

Weitere Kernergebnisse der Studie:

Branchen, Betriebsgröße, Region: Die Tarifbindung der Beschäftigten in
Sachsen reicht von 4 Prozent in der Land- und Forstwirtschaft und 8
Prozent bei Verkehr und Lagerei bis zu 96 Prozent in der öffentlichen
Verwaltung. Je größer der Betrieb, desto höher im Schnitt die
Tarifbindung. Regional variiert die Tarifbindung in Sachsen nur wenig mit
leicht höheren Werten in der Region Leipzig (44 Prozent) gegenüber der
Region Dresden (39 Prozent) und Chemnitz (38 Prozent).

Beschäftigte: Zwischen Frauen und Männern zeigen sich bei der Tarifbindung
in Sachsen keine Unterschiede. Allerdings arbeiten Vollzeitbeschäftigte
(40 Prozent) häufiger in tarifgebundenen Unternehmen als
Teilzeitbeschäftigte (37 Prozent). Am geringsten fällt die Tarifbindung
mit 22 Prozent bei den geringfügig Beschäftigten aus.

Europäischer Vergleich: Deutschland und insbesondere Sachsen weisen im
internationalen Vergleich keine besonders hohe Tarifbindung auf. Viele
westeuropäische Länder haben eine Tarifbindung von 70 bis über 90 Prozent.
Selbst im Nachbarland Tschechien liegt die Tarifbindung mit 46 Prozent
mittlerweile deutlich oberhalb des sächsischen Niveaus.

Strukturanalyse: Aufgrund der im Vergleich zu anderen ostdeutschen Ländern
günstigeren Wirtschaftsstruktur müsste Sachsen eigentlich eine höhere
Tarifbindung aufweisen. Ein Beispiel hierfür ist die Metall- und
Elektroindustrie, die in Sachsen jeden 10. Arbeitnehmer beschäftigt. Doch
gerade in dieser Branche ist die Tarifbindung mit einem Drittel besonders
schwach (verglichen mit zwei Dritteln im Westen). Die Schlusslichtposition
Sachsens lasse sich "demnach nicht durch strukturelle Faktoren erklären,
sondern hängt stark mit den besonderen politischen Rahmenbedingungen und
dem Verhalten der Unternehmen zusammen", betonen die WSI-Experten.

Tarifbindung und Betriebsrat: Tarifbindung funktioniert dann besonders
gut, wenn Betriebsräte sich um die Umsetzung der Tarifverträge kümmern. In
Sachsen arbeiten allerdings nur 37 Prozent aller Beschäftigten in einem
Unternehmen mit Betriebs- oder Personalrat, während dies in den übrigen
ostdeutschen Bundesländern 41 Prozent und in Westdeutschland 44 Prozent
sind. Insgesamt arbeiten in Sachsen lediglich 29 Prozent der Beschäftigten
in einem Betrieb, der sowohl tarifgebunden ist als auch einen Betriebsrat
hat.

Tariforientierung: 29 Prozent der Betriebe in Sachsen geben an, nicht
tarifgebunden zu sein, sich aber an einem Tarifvertrag zu orientieren.
Mehr als die Hälfte (57 Prozent) der Betriebe sind hingegen weder
tarifgebunden noch orientieren sie sich an einem bestehenden Tarifvertrag.
Doch auch bei einer Orientierung der Betriebe an einem Tarifvertrag fallen
die Einkommen der Beschäftigten deutlich niedriger und die Arbeitszeiten
länger aus als in Betrieben mit Tarifbindung, zeigt die Untersuchung.

Tarifbindung und Entgelt: Beschäftigte verdienen deutlich weniger, wenn
ihr Arbeitgeber nicht an einen Tarifvertrag gebunden ist. Der unbereinigte
Rückstand beim Entgelt beträgt über 30 Prozent. Berücksichtigt man die
Strukturunterschiede zwischen den Betrieben, bleibt immer noch ein
Verdienstunterschied von fast 15 Prozent. Dieser Unterschied ist fast
unverändert, wenn sich der Betrieb unverbindlich an einem Tarifvertrag
orientiert.

Sächsische Löhne im ostdeutschen Vergleich: Die Löhne in Sachsen liegen
unbereinigt nicht signifikant unterhalb der Löhne in den anderen
ostdeutschen Bundesländern. Bereinigt um die Wirtschafts- und
Betriebsgrößenstrukturen ergibt sich jedoch ein Rückstand von 5 Prozent.
"Die vergleichsweise günstige Wirtschaftsstruktur Sachsens schlägt sich
nicht in entsprechend höheren Löhnen für die Beschäftigten nieder, was
insgesamt vor allem an der schwachen Tarifbindung liegen dürfte", erklären
Schulten und Lübker.

Tarifbindung und Arbeitszeit: Beschäftigte ohne Tarifbindung arbeiten
länger als Beschäftigte mit Tarifbindung. Berücksichtigt man die
Strukturunterschiede zwischen tarifgebundenen und nicht-tarifgebundenen
Betrieben so ergibt sich ein Unterschied von knapp einer halben Stunde pro
Woche. In Betrieben mit Tariforientierung beträgt die wöchentliche
Mehrarbeit 23 Minuten, in Betrieben ohne Tariforientierung dagegen 33
Minuten.

Stärkung des Tarifsystems: "Die sächsische Politik ist lange dem Leitbild
des Billiglohnlandes Sachsen gefolgt", schreiben die Forscher. "Um dieses
Bild zu verändern, ist eine Stärkung der Tarifbindung unabdingbar." Hierzu
könne die Politik die Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen
erleichtern und verbindliche Tariftreuevorgaben bei öffentlichen Aufträgen
und in der Wirtschaftsförderung machen. Darüber hinaus müssten auch die
Tarifvertragsparteien gestärkt werden. Während die Gewerkschaften wieder
mehr Mitglieder gewinnen müssen, sollten die Arbeitgeberverbände vor allem
die Legitimation von Tarifflucht über die OT-Mitgliedschaften beenden. OT
steht für "ohne Tarifbindung". Dabei können Unternehmen zwar Mitglied
eines Arbeitgeberverbandes sein, sind aber nicht an Tarifverträge
gebunden.


Originalpublikation:

(*) Thorsten Schulten, Malte Lübker und Reinhard Bispinck,

Tarifverträge und Tarifflucht in Sachsen, WSI-Study Nr. 19, Düsseldorf 2019,

Download:

https://www.boeckler.de/pdf/p_wsi_studies_19_2019.pdf

Pressemitteilung mit Grafiken:

https://www.boeckler.de/pdf/pm_ta_2019_05_10.pdf

Mehr Informationen zur Pressekonferenz in Dresden auf der Seite des DGB
Sachsen:

https://sachsen.dgb.de/-/ClL

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 10.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/2369: Klimaschonend, selten lohnend - Fachleute über die Zukunft der Kernenergie (idw)


acatech - Deutsche Akademie der Technikwissenschaften, Geschäftsstelle ESYS
- 13.05.2019

Klimaschonend, selten lohnend: ESYS-Fachleute über die Zukunft der
Kernenergie



Während Deutschland im Jahr 2022 aus der Atomenergie aussteigt, setzen
Länder wie China, Russland und Japan verstärkt auf Kernkraft. Welche Rolle
spielt die Kernenergie also für die künftige Weltstromerzeugung - und fürs
Klima? Mit dem neuen Publikationsformat "Kurz erklärt!" gibt das
Akademienprojekt "Energiesysteme der Zukunft" (ESYS) klare Antworten. Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler kommen zu dem Schluss, dass
Kernenergie in Zukunft kaum noch konkurrenzfähig sein wird. Die Reaktoren
lohnen sich nur im Dauerbetrieb, die Investitionskosten sind aufgrund
erhöhter Sicherheitsanforderungen gestiegen, und Risikozuschläge für die
Endlagerung lassen die Kosten weiter wachsen.

Die schwedische Klimaaktivistin Greta Thunberg hat mit ihrer Aussage zur
Atomenergie die Debatte zur Rolle der Kernkraft neu entflammt. Darin
beruft sie sich auf den Weltklimarat IPCC und erklärt, dem
wissenschaftlichen Gremium zufolge könne Kernenergie einen kleinen Beitrag
zu einer kohlenstoffarmen Energieversorgung leisten. Unbestritten ist:
Strom aus Kernkraftwerken ist sehr CO2-arm. Doch welche Risiken stehen dem
gegenüber, und sind Bau und Betrieb von Reaktoren überhaupt noch
wirtschaftlich? In dem neuen Format "Kurz erklärt!" analysieren
ESYS-Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die Bedeutung der Kernenergie
für die künftige Weltstromerzeugung.

Sie stellen fest: Die Antwort auf die Frage, ob Strom günstiger aus
Kernkraftwerken oder aus erneuerbaren Energien produziert werden kann,
unterscheidet sich von Land zu Land - je nach Marktdesign, politischen
Steuerungsinstrumenten und dem Anteil der Erneuerbaren im System. Ein
Beispiel: Während in Deutschland Strom aus Erneuerbaren etwa genauso viel
kostet wie Strom aus Kernenergie, ist Atomstrom in den USA teurer als
grüner Strom, in Südkorea jedoch günstiger.

Eindeutig belegbar ist hingegen, dass Konzerne Atomkraftwerke in
liberalisierten Strommärkten nur noch dann bauen, wenn Staaten die Abnahme
des Stroms garantieren, wie es gegenwärtig zum Beispiel in Großbritannien
geschieht. "Aufgrund gestiegener Sicherheitsanforderungen ist es teurer
geworden, in Kernkraft zu investieren. Ihr Einsatz lohnt sich nur, wenn
die Kraftwerke im Dauerbetrieb laufen. Das ist bei dem gleichzeitigen
Ausbau der erneuerbaren Energien aber kaum möglich. Lange Planungs-, Bau-
und Betriebszeiten erhöhen zudem das Risiko, dass alternative
Stromerzeugungstechniken während dieser Zeit günstiger werden. All dies
führt dazu, dass Atomreaktoren in liberalisierten Strommärkten heute kaum
noch konkurrenzfähig sind", fasst ESYS-Sprecher Dirk Uwe Sauer
(Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen) die wirtschaftlichen
Nachteile zusammen. Hingegen sind die Investitionskosten für erneuerbare
Energien zuletzt stetig gesunken, und neben Unternehmen können auch
Genossenschaften oder Privatpersonen in Windräder und Solaranlagen
investieren. Die variablen Kosten für bestehende Kernkraftwerke sind
jedoch relativ gering, weshalb in vielen Ländern Laufzeitverlängerungen
der Bestandskraftwerke geplant sind.

Während Deutschland konsequent aus der Kernenergie aussteigt, bauen andere
Länder die Atomkraft weiter aus: 55 Reaktoren werden weltweit neu
errichtet. Derzeit produzieren die USA und Frankreich zusammen fast die
Hälfte des globalen Atomstroms, Frankreich allein die Hälfte des
europäischen. Auch in Zukunft wird Atomstrom fester Bestandteil der
französischen Energieversorgung bleiben. In China wächst die
Stromerzeugung aus Kernenergie weltweit am stärksten - die Regierung baut
elf neue Reaktoren. Russland baut die Kernkraft ebenfalls aus und Japan
hat nach der Katastrophe von Fukushima mittlerweile neun Reaktoren wieder
in Betrieb genommen. Obwohl Strom aus Kernkraftwerken sehr CO2-arm ist,
integrieren nur wenige Staaten Kernenergie in ihre Selbstverpflichtungen
zum Klimaschutz. Stattdessen will die überwiegende Mehrheit der Länder
ihre Klimaziele mit dem Ausbau erneuerbarer Energien erreichen.

Die ESYS-Fachleute erwarten, dass die Menge des Atomstroms in Zukunft
leicht steigen wird. Da insgesamt immer mehr Strom produziert wird, nimmt
der Anteil der Kernenergie an der Weltstromerzeugung jedoch ab. Er ist von
17,5 Prozent im Jahr 1996 auf 10,2 Prozent im Jahr 2018 gesunken. Eine
große Herausforderung liegt aber noch vor uns: "Der Umgang mit dem
Atommüll ist weiterhin ungeklärt. Die Expertise für Rückbau und
Endlagerung muss sowohl in Forschung und Lehre als auch in der Industrie
erhalten bleiben und teilweise neu aufgebaut werden", erklärt Dirk Uwe
Sauer.


Die Publikation "Kurz erklärt! Welche Bedeutung hat die Kernenergie
für die künftige Weltstromerzeugung?" ist abrufbar unter

www.energiesysteme-zukunft.de/publikationen

Die Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina, acatech - Deutsche
Akademie der Technikwissenschaften und die Union der deutschen Akademien
der Wissenschaften unterstützen Politik und Gesellschaft unabhängig und
wissenschaftsbasiert bei der Beantwortung von Zukunftsfragen zu aktuellen
Themen. Die Akademiemitglieder und weitere Experten sind namhafte
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus dem In- und Ausland. In
interdisziplinären Arbeitsgruppen erarbeiten sie Stellungnahmen, die nach
externer Begutachtung vom Ständigen Ausschuss der Nationalen Akademie der
Wissenschaften Leopoldina verabschiedet und anschließend in der
Schriftenreihe zur wissenschaftsbasierten Politikberatung veröffentlicht
werden.

Für die gemeinsame Initiative "Energiesysteme der Zukunft" (ESYS) hat
acatech die Federführung übernommen. Im Akademienprojekt erarbeiten mehr
als 100 Energiefachleute aus Wissenschaft und Forschung Handlungsoptionen
zur Umsetzung einer sicheren, bezahlbaren und nachhaltigen
Energieversorgung.

Weitere Informationen unter:

https://energiesysteme-zukunft.de/publikationen/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution858
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

acatech - Deutsche Akademie der Technikwissenschaften,

Geschäftsstelle ESYS, 13.05.2019
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UNTERNEHMEN/2775: Studie - Väter in Elternzeit, Unternehmen in der Verantwortung (idw)


SRH Fernhochschule - 10.05.2019

Studie: Väter in Elternzeit - Unternehmen in der Verantwortung



Bei der Elternzeit sind Männer im Vergleich zu Frauen nach wie vor in der
Minderheit. Denn Väter trauen sich nur selten, für sich eine Elternzeit in
Anspruch zu nehmen. Welchen Nutzen Arbeitgeber haben, wenn sie ihre
männlichen Mitarbeiter dabei unterstützen, untersuchte Kristin
Pogorzelski, Absolventin Wirtschaftspsychologie, Leadership & Management
an der SRH Fernhochschule in ihrer Masterarbeit "Männliche Mitarbeiter in
Elternzeit: Eine qualitative Studie zur Zufriedenheit der Väter und
praktische Bedeutung für Unternehmen".

Dazu wurden 15 Interviews mit männlichen Mitarbeitern durchgeführt, die
ihre Berufstätigkeit in den letzten zwei Jahren für mindestens zwei Monate
Elternzeit unterbrochen hatten. Die Interviewpartner wurden aus
verschiedenen Berufen - von einem Piloten über einen Assistenzarzt,
Technischen Leiter bis zu einem Sozialarbeiter - ausgewählt.

"Die Untersuchung hat gezeigt, dass positive Erfahrungen von der
Wahrnehmung einer familienfreundlichen Unternehmenskultur und dem ethisch
gelebten Führungsverhalten der direkten Vorgesetzten abhängig sind. Das
heißt: Wie lange Männer Elternzeit nehmen, ist abhängig von den vermuteten
Reaktionen des betrieblichen Umfelds. Positive Erlebnisse stärken das
Commitment mit dem Unternehmen, während negative Erlebnisse zu
Distanzierung oder Kündigung führen", erklärt Pogorzelski.

Um Männer bei der Elternzeit zu unterstützen, empfiehlt Pogorzelski: "Ein
erster Schritt sollte die Bestimmung eines Väterbeauftragten sein, der
zusammen mit den Vätern und den direkten Vorgesetzten den Schritt in die
Elternzeit und den Wiedereinstieg danach plant." Doch auch die Väter sind
gefordert und sollten während der Elternzeit Kontakt zum Unternehmen
halten. Dazu bieten sich beispielsweise gemeinsame Mittagspausen mit den
Kollegen, die Teilnahme an Teamsitzungen oder auch Firmenfeiern an. Die
Kinder sollten dabei ebenfalls willkommen sein.

Durch die Unterstützung bei der Elternzeit wurde die Arbeitszufriedenheit
und -motivation der männlichen Mitarbeiter deutlich erhöht. Ein weiterer
positiver Effekt: Die Hemmschwelle der Kollegen, eine Elternzeit
anzufragen, ist deutlich gesunken. Somit haben sich mehr Väter getraut, in
Elternzeit zu gehen. Die Folge davon war, dass die Reputation der
Unternehmen deutlich positiver wurde.

Das Fazit der Studie laut Pogorzelski: "Unternehmen, welche die
Inanspruchnahme von Elternzeit bei männlichen Mitarbeitern unterstützen,
erreichen eine stärkere Bindung ihrer Mitarbeiter an das Unternehmen und
erzielen somit einen Wettbewerbsvorteil gegenüber anderen Unternehmen.
Dieses wichtige Thema wird aufgrund der Generation Y und der kommenden
Generation Z noch deutlich an Bedeutung gewinnen."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1670
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

SRH Fernhochschule, 10.05.2019

WWW: http://idw-online.de
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INTERNATIONAL/279: Spanien fordert 150 Jahre Haft für salvadorianischen Oberst (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

El Salvador / Spanien 

Spanien fordert 150 Jahre Haft für salvadorianischen Oberst



(Caracas, 10. Mai 2019, telesur/poonal) - Die Staatsanwaltschaft der
spanischen Nationalen Gerichtshofs (Audiencia Nacional) hat 150 Jahre
Haft für den salvadorianischen Ex-Oberst Inocente Orlando Montano
gefordert. Der heute 76-jährige ehemalige Oberst wird beschuldigt, im
Jahr 1989 an dem Mord an sechs Jesuitenpriestern in El Salvador
beteiligt gewesen zu sein. Fünf von ihnen waren spanischer
Nationalität, weshalb die Staatsanwaltschaft 30 Jahre Haft pro Opfer
forderte.

Nach Ansicht der Staatsanwaltschaft war Montano "an der Entscheidung,
Planung und Ausführung" der Ermordung der spanischen Jesuiten Ignacio
Ellacuría, Ignacio Martín Baró, Segundo Montes Mozo, Amando López
Quintana und Juan Ramón Moreno Pardo beteiligt. Damals wurden zudem
der salvadorianische Priester Joaquín López und seine Mitarbeiterin
Julia Elber und deren Tochter Celina Mariceth Ramos ermordet.

Die Jesuitenpriester wurden am 16. November 1989, inmitten des
salvadorianischen Bürgerkrieges (1980-1992) auf dem Campus der
Zentralamerikanischen Universität UCA in San Salvador ermordet [1].
Nach Stand der Ermittlungen hatten Angehörige des Bataillons Atlacatl
[2], einer Spezialeinheit der salvadorianischen Armee, das Massaker
begangen.


Jesuiten als Terroristen gesehen

Montano wurde 2017 von den USA nach Spanien ausgeliefert, nachdem der
Nationale Gerichtshof von Spanien die Ermittlungen wegen
Menschenrechtsverbrechen übernommen hatte. Montano [3] war 1989
Vizeminister für Öffentliche Sicherheit in El Salvador. Er war
Mitglied der ultrarechten Armeegruppe La Tandona, die den Jesuiten
Verbindungen zum Terrorismus vorgeworfen hatte. Die Jesuiten seien
Teil der Umsturzbewegung, soll Montano wenige Tage vor dem Massaker
gesagt haben.

Menschenrechtsorganisationen aus El Salvador zeigten sich zufrieden
mit der Entscheidung. Der Koordinator der Menschenrechtskommission von
El Salvador CDHES Miguel Montenegro, erklärte: "Wir wollen
Gerechtigkeit und Wiedergutmachung".


Anmerkungen:

[1] https://de.wikipedia.org/wiki/Universidad_Centroamericana_%E2%80%9CJos%C3%A9_Sime%C3%B3n_Ca%C3%B1as%E2%80%9D#Das_Massaker_vom_16._November_1989

[2] https://de.wikipedia.org/wiki/Batall%C3%B3n_Atl%C3%A1catl

[3] https://elpais.com/internacional/2019/05/09/actualidad/1557420850_050890.html


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/spanien-fordert-150-jahre-haft-fuer-salvadorianischen-oberst/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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INTERNATIONAL/278: Peru - Staatsanwaltschaft fordert 20 Jahre Haft für Expräsident Humala (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Peru 

Staatsanwaltschaft fordert 20 Jahre Haft für Expräsident Humala



(Montevideo, 9. Mai 2019, la diaria) - Der peruanische Expräsident
Ollanta Humala, der das Land von 2011 bis 2016 regierte, und seine
Frau, die führende Politikerin Nadine Heredia, sind die
Hauptangeklagten bei der Untersuchung eines Korruptionsnetzes in Peru.
In der zweiten Maiwoche erhob Staatsanwalt Germán Juárez gegen beide
Anklage wegen des Verdachts der Geldwäsche. Sie sollen unerlaubt
Gelder sowohl des Baukonzerns Odebrecht als auch aus illegalem Bergbau
für ihre Wahlkampagnen 2006 und 2011 erhalten haben.

Wie die Tageszeitung "La República" berichtete, forderte der
Staatsanwalt 26 Jahre und sechs Monate Haft für Heredia und 20 Jahre
Gefängnis für Humala [1]. Die Anklage erstreckt sich auch auf weitere
zehn Mitglieder der Peruanischen Nationalistischen Partei, deren
Vorsitzende beide waren.

Nach einer vier Jahre dauernden Untersuchung legte Juárez Anklage
gegen die beiden Vorsitzenden und eine Gruppe von Personen vor, die
unter Verdacht stehen, an der Unterschlagung von mehr als drei
Millionen US-Dollar der Firma Odebrecht beteiligt gewesen zu sein,
sowie an der Verschleierung anderer Einkünfte, die laut Anklage von
der Regierung Venezuelas stammen könnten.


Parteien lehnen Auflösung der PNP ab

Der Anklageschrift der Staatsanwaltschaft gemäß wurde ein Teil dieser
Gelder auf die Konten der Peruanischen Nationalistischen Partei
gezahlt. Ein anderer Teil ging in das Vermögen der Eheleute
Humala/Heredia über. Juárez ist der Meinung, dass das Geld, das beide
von Odebrecht und aus anderen Quellen erhielten, von unrechtmäßiger
Herkunft sei und dass beide dies gewusst haben müssten.

Überdies beantragt die Staatsanwaltschaft die Auflösung der
Peruanischen Nationalistischen Partei, die aktuell nicht im Parlament
vertreten ist. Die Abgeordneten der Parlamentsfraktionen "Volkskraft"
(Fuerza Popular), "Wechsel 21" (Cambio 21), "Parlamentarische
Koalition" (Concertación Parlamentaria), "Peruaner für den Wechsel"
(Peruanos por el Kambio) und die "Amerikanische Revolutionäre
Volksallianz APRA" (Alianza Popular Revolucionaria Americana)
unterzeichneten jedoch am 8. Mai 2019 eine Stellungnahme, in der sie
diese Forderung ablehnen: "Die politischen Organisationen, vertreten
durch die unterzeichnenden Fraktionen, geben hiermit ihrer Sorge über
die von der Staatsanwaltschaft geforderten Auflösung der
Nationalistischen Partei zum Ausdruck und lehnen diese ausdrücklich
ab".


Anmerkung:


[1] https://de.wikipedia.org/wiki/Ollanta_Humala


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/staatsanwaltschaft-fordert-20-jahre-haft-fuer-expraesident-humala/


Der Text ist lizenziert unter Creative
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MELDUNG/606: Law Clinic Augsburg - Jetzt mit kostenlosem Bratungsangebot auch im Mietrecht (idw)


Universität Augsburg - 11.05.2019

Law Clinic Augsburg: Jetzt mit kostenlosem Bratungsangebot auch im
Mietrecht

Bedürftige mit mietrechtlichen Problemen finden jeweils dienstags und
donnerstags speziell ausgebildete Nachwuchsjuristinnen und -juristen als
kompetente Ansprechpartner im "Wohnbüro" der Stadt Augsburg



Seit Januar 2019 bereits hat die Law Clinic Augsburg (LCA) - ein seit dem
Jahr 2015 von Studierenden getragenes Beratungs- und zugleich
Ausbildungsprojekt der Juristischen Fakultät der Universität Augsburg -
ihr bislang auf das Migrationsrecht konzentriertes Angebot ausgeweitet, um
jetzt bedürftigen Augsburgerinnen und Augsburger auch in Fragen des
Mietrechts kostenlos zur Seite zu stehen. In Kooperation mit dem
"Wohnbüro" der Stadt Augsburg bieten die qualifizierten Studierenden an
jedem Dienstag und Donnerstag von 14 bis 17 Uhr am Mittleren Lech 5 (86150
Augsburg) kostenlose Sprechstunden für bedürftige Augsburgerinnen und
Augsburger an, die mietrechtliche Probleme haben.

Im Wintersemester 2018/2019 hat die Law Clinic Augsburg damit begonnen,
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer ihres Ausbildungsprogramms nicht nur im
Migrations-, sondern auch im Mietrecht fit zu machen. "Wir wollten unser
Beratungsspektrum von Anfang an über migrationsrechtliche Fragen und
Probleme hinaus auf weitere Rechtsgebiete ausweiten, sobald Kapazitäten
dafür frei werden würden. Dass uns dies jetzt gelungen ist und wir fortan
auch im Mietrechtsbereich Bedürftigen helfen können, macht uns in der Tat
ein bisschen stolz", gesteht LCA-Gründungsmitglied Melanie Jogschies im
Rückblick auf die harte ehrenamtliche Arbeit für die Etablierung, die
Weiterentwickung und für den sichtlich nachhaltigen Erfolg dieser
studentischen Initiative.

Wertvolle Unterstützung der städtischen Sozialverwaltung

Mit rund 30 neuen studentischen Teilnehmerinnen und Teilnehmern startete
Oktober 2018 das - im Vergleich zum Migrationsrecht - verkürzte
LCA-Ausbildungsprogramm im Mietrecht. "Verkürzt deshalb, weil wir hier -
anders als in der migrationsrechtlichen Aus- bzw. Weiterbildung -
Vorkenntnisse aus dem Rechts- bzw. Rechts- und
Wirtschaftswissenschaftsstudium zur Voraussetzung machen", erläutert die
LCA-Direktorin Patricia Payome Villoria. Sie ist begeistert, wie gut das
neue Ausbildungsangebot im Beratungszweig Mietrecht bei den Augsburger
Studentinnen und Studenten der Rechts- bzw. Rechts- und
Wirtschaftswissenschaften angekommen ist. Auch Dr. Stefan Kiefer, dritter
Bürgermeister und Sozialreferent der Stadt Augsburg, weiß das jetzt auf
das Mietrecht ausgeweitete Engagement der Law Clinic zu schätzen: Mit
Blick auf das Thema Wohnen, "auf ein großes gesellschaftliche Problem
unserer Zeit", sei dieses Engagement der LCA eine wertvolle und enorme
Unterstützung für die Sozialverwaltung der Stadt, sagt er.

Gemeinsam mit der Rechtsanwaltskammer des OLG-Bezirks

Die Augsburger Studentinnen und Studenten, die das Angebot, sich in Sachen
Mietrecht vertieft weiterzubilden und ihre Kenntnisse dann in der Praxis
beratend umzusetzen, wahrnehmen, durchlaufen - zusätzlich zum regulären
Lehrplan - ein in Abstimmung mit der Rechtsanwaltskammer für den OLG
Bezirk München entwickeltes Ausbildungsprogramm, das gezielt auf die
mietrechtliche Beratungstätigkeit vorbereitet. "Für das Mietrecht habe ich
bereits früh in meinem Jurastudium ein besonderes Interesse entwickelt.
Als ich dann im letzten Semester die Chance bekommen habe, bei der Law
Clinic meine Kenntnisse in diesem Bereich zu vertiefen und dann auch
praktisch anwenden zu können, habe ich diese Chance gerne genutzt",
berichtet Michael Rehm. Inzwischen ist er Mitglied im LCA-Komitee und als
Mietrechtsberater seit Januar 2019 aktiv.

Immer dienstags und donnerstags von 14 bis 17 Uhr im Augsburger
"Wohnbüro"

Zweimal pro Woche - jeweils dienstags und donnerstags von 14 bis 17 Uhr -
stehen die studentischen LCA-Mietrechtsberaterinnen und -berater kostenlos
mit ihrer Expertise im Augsburger "Wohnbüro" zur Verfügung. Dieses
"Wohnbüro" im Jakobsstift (Mittlerer Lech 5, 86150 Augsburg) ist eine vom
Sozialreferat der Stadt Augsburg im Rahmen der Initiative "Offensive
Wohnraum Augsburg, Säule 5: Wohnen für Menschen in besonderen Lebenslagen"
geschaffene Anlaufstelle für Bürgerinnen und Bürger in prekären
Wohnsituationen. Termine für die Sprechstunden der Law Clinic können mit
Ursula Fusco vom "Wohnbüro" unter 0821/324-34638 vereinbart werden.

"Mit unseren inzwischen 29 ausgebildeten Mietrechtsberaterinnen und
-beratern konnten wir seit Januar 2019 bereits in über 40 - und teils
recht komplexen - Fällen helfen", so Felix Grözinger, der Leiter des
Ressorts Mietrecht im Studentischen Komitee der Law Clinic Augsburg. Und
dass die Nachfrage nachlassen werde, sei angesichts der angespannten
Situation auf dem Wohnungsmarkt - leider - nicht zu befürchten, meint er.


Anlaufstelle für die LCA-Mietrechtsberatung:

Wohnbüro der Stadt Augsburg
Mittlerer Lech 5
86150 Augsburg
Telefon 0821/324-34638 

http://www.augsburg.de/buergerservice-rathaus/wohnen-und-bauen/wohnbuero/

Die Law Clinic Augsburg (LCA)

... ist ein Projekt der Juristischen Fakultät der Universität Augsburg.
Sie geht zurück auf eine Initiative von Augsburger Jura-Studentinnen und
-Studenten. Die Rechtsanwaltskammer für den OLG Bezirk München, die Stadt
Augsburg sowie das "b³ im zib" unterstützen das Projekt als
Kooperationspartner. Auf der Grundlage und im Rahmen des
Rechtsdienstleistungsgesetzes bietet die Law Clinic Augsburg kostenlose
studentische Rechtsberatung durch engagierte Studierende - aktuell im
Bereich des Migrations- und Mietrechts - an. Das Projekt wird gefördert
durch den DAAD und startsocial e. V. Mit einer Einladung ins
Bundeskanzleramt bereits im Frühjahr 2017 hat die Bundeskanzlerin der
Bundesrepublik Deutschland das ehrenamtliche Engagement der Law Clinic
Augsburg gewürdigt. 2018 wurde die Law Clinic Augsburg mit dem
Schwäbischen Integrationspreis ausgezeichnet. Durch die Law Clinic
erweitert zugleich die Juristische Fakultät der Universität Augsburg ihr
Angebot mit einem extracurricularen Lehrprogramm. Neben einer Vielzahl
weiterer Maßnahmen sichert der verpflichtende Besuch dieses Lehrprogramms
die hohe Qualität des studentischen Beratungsangebotes.

Mehr über die LCA:

http://www.lawclinic-augsburg.de

http://www.facebook.com/lawclinicaugsburg/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution58

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Augsburg, 11.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





MIETRECHT/369: Modernisierung bedarf guter Vorbereitung (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 14. Mai 2019

Ressort: Miete und Immobilien/Service/Recht

Modernisierung bedarf guter Vorbereitung



Gelsenkirchen/Berlin (DAV). Die Durchführung von
Modernisierungsarbeiten ist ausdrücklich vom Gesetzgeber gewünscht.
Insofern wird der Vermieter privilegiert, insbesondere wenn er
energetische Modernisierungen plant und so den Energieverbrauch seiner
Immobilie reduziert. In diesem Fall ist der Mieter zum einen
verpflichtet, diese Maßnahmen zu dulden. Darüber hinaus ist der
Vermieter weiter berechtigt, diese Kosten auf den Mieter umzulegen.
Hierzu müssen jedoch gewisse Spielregeln eingehalten werden, deren
Missachtung dazu führen kann, dass die Umlage der Kosten nicht mehr
möglich ist und auch die Duldungspflicht des Mieters nicht mehr
besteht.

In diesem Zusammenhang rät die Arbeitsgemeinschaft Mietrecht und
Immobilien im Deutschen Anwaltsverein (DAV) dazu, im Vorfeld eine
umfassende Prüfung vorzunehmen und unter anderem die Ausführungen des
Amtsgerichts Gelsenkirchen in seinem Urteil vom 18.Dezember 2018
(AZ.: 210 C 456/18) zu beachten.

In der Entscheidung ging es ebenfalls um Durchführung von
Modernisierungsarbeiten, es sollte eine Nachtspeicherheizung
ausgetauscht werden. Insbesondere beschäftigte sich das Gericht mit
den formalen Anforderungen an die gesetzlich vorgeschriebene
schriftliche Ankündigung von Modernisierungsarbeiten. In dem zu
entscheidenden Fall war der Mieter nicht von dem Vermieter selbst,
sondern vielmehr von einem Mitarbeiter der ausführenden Firma über
Umfang, die vermutliche Dauer sowie weitere Details der geplanten
Maßnahme informiert worden. Das Gericht stellte klar fest, dass diese
mündliche Information seitens des Mitarbeiters nicht die schriftliche
Ankündigung des Vermieters ersetzen kann. Darüber hinaus wand der
Mieter in der Entscheidung ein, dass sein Mietverhältnis ohnehin nur
noch für vier Monate bestehe. Insofern war er der Auffassung, dass er
zur Duldung der Maßnahmen nicht verpflichtet sei, da der Vermieter
genauso gut warten könne, bis er ausgezogen sei. Auch diesen
Ausführungen folgte das Gericht und gab dem Mieter Recht. Der
Vermieter habe keinen Anspruch, die Modernisierungsmaßnahmen noch im
laufenden Mietverhältnis umzusetzen, wenn die Beendigung des
Mietvertrages abzusehen ist.

Auch diese Entscheidung zeigt, dass eine entsprechende Vorbereitung
und ein großer zeitlicher Vorlauf bei der Durchführung von
Modernisierungsarbeiten zwingend erforderlich sind. Gegebenenfalls ist
es sinnvoll, zunächst eine entsprechende Beratung in Anspruch zu
nehmen, bevor die Maßnahmen durchgeführt werden. Allein die Tatsache,
dass eine Vorankündigung von 3 Monaten erforderlich ist zeigt, dass
hier überstürzte und kurzfristige Ideen nicht im Sinne des Mieters
sind und daher durch den Vermieter nicht erzwungen werden können.

Informationen: www.mietrecht.net

 * 

Quelle:

Pressemitteilung MietR 03/19 vom 14. Mai 2019

Mietrechtsanwälte des Deutschen Anwaltvereins (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





SOZIALRECHT/074: Kein Arbeitsunfall bei Verfolgung des Diebs im Eigeninteresse (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 13. Mai 2019

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Sozialrecht

Kein Arbeitsunfall bei Verfolgung des Diebs im Eigeninteresse



Darmstadt/Berlin (DAV). Nimmt an Arbeitnehmer an einer beruflichen
Tagung teil, ist er auch auf dem Weg vom Tagungsort zum Hotel
gesetzlich unfallversichert. Wird er während der Dienstreise
bestohlen, verfolgt den Dieb und stürzt, fällt das nicht unter die
gesetzliche Unfallversicherung. Dies ergibt sich aus einer
Entscheidung des Hessischen Landessozialgerichts vom 11. März 2019
(AZ: L 9 U 118/18). Die Verfolgung eines Diebs ist nur dann gesetzlich
unfallversichert, wenn die Verfolgung dazu dient, den Dieb der
Strafverfolgung zuzuführen - nicht jedoch, wenn es darum geht, das
eigene Portemonnaie zurückzubekommen. Auf diesen wichtigen Unterschied
macht die Arbeitsgemeinschaft Sozialrecht des Deutschen Anwaltvereins
(DAV) aufmerksam.

Der Mann nahm an einer Dienstreise nach Barcelona teil. Nach der
offiziellen Abendveranstaltung ging er gemeinsam mit Kollegen in eine
Bar. Auf dem Rückweg zum Hotel gegen fünf Uhr morgens wurde ihm das
Portemonnaie gestohlen. Er verfolgte den Dieb, um seine Geldbörse
zurückzubekommen. Dabei wurde er von einer weiteren Person zu Fall
gebracht und brach sich einen Knochen am Ellenbogen. Die
Berufsgenossenschaft (gesetzliche Unfallversicherung) lehnte eine
Anerkennung als Arbeitsunfall ab. Der Rückweg falle aufgrund des
Barbesuchs nicht unter den Versicherungsschutz. Zudem habe der
Versicherte den Unfall bei der Verfolgung des Diebs erlitten.

Das Landessozialgericht lehnte die Anerkennung als Arbeitsunfall
ebenfalls ab. Es fehle der Zusammenhang mit der beruflichen Tätigkeit.
Beschäftigte seien zwar auch während einer Dienstreise auf dem Rückweg
vom Tagungsort zum Hotel unfallversichert. Wer aber auf diesem Weg
einen Dieb verfolge, um seine gestohlene Geldbörse zurückzubekommen,
stehe nicht unter dem Schutz der Unfallversicherung. Der Kläger habe
den Täter nicht verfolgt, um ihn der Strafverfolgung zuzuführen. Daher
komme auch kein Versicherungsschutz wegen "der Verfolgung eines
Straftäters im allgemeinen Interesse" in Betracht. Es kommt also auf
den Grund der Verfolgung an, so die DAV-Sozialrechtsanwälte.

Information: www.dav-sozialrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung SozR 01/19 vom 13. Mai 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2199: Bischof Feige würdigt armenisches Christentum und erinnert an Völkermord (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 13.05.2019

Bischof Feige würdigt armenisches Christentum und erinnert an
Völkermord

Weihe des neuen armenischen Bischofs für Deutschland in Etschmiadsin



Der Vorsitzende der Ökumenekommission der Deutschen Bischofskonferenz,
Bischof Dr. Gerhard Feige (Magdeburg), hat die guten geschwisterlichen
Beziehungen zwischen der Armenischen Apostolischen Kirche und der
katholischen Kirche in Deutschland gewürdigt. Anlässlich der Weihe des
neuen Bischofs und Primas der Diözese der Armenischen Kirche in
Deutschland, Bischof Serovpé Isakhanyan, hob Bischof Feige den tiefen
christlichen Glauben im armenischen Volk hervor, der eine lange Tradition
habe und bis in die Anfänge des Christentums zurückreiche. Der neue
armenische Bischof wurde gestern (12. Mai 2019) in der Kathedrale von
Etschmiadsin nahe der armenischen Hauptstadt Yerevan geweiht. Bischof Feige
und Weihbischof Dr. Nikolaus Schwerdtfeger (Hildesheim) nahmen als
Vertreter der Deutschen Bischofskonferenz an der Weiheliturgie mit dem
Obersten Patriarchen und Katholikos aller Armenier, Karekin II., teil.

In seinem Grußwort bei der Begegnung mit Katholikos Karekin II. erinnerte
Bischof Feige an die Erklärung, die anlässlich der 1700-Jahr-Feiern der
Armenischen Kirche im Jahre 2001 vom Katholikos und Papst Johannes Paul II.
unterzeichnet wurde. "Sie sprechen in Ihrer gemeinsamen Erklärung von
damals auch die dunklen Zeiten in der Geschichte des armenischen Volkes an,
die als 'der erste Völkermord des 20. Jahrhunderts' in die
Geschichtsschreibung eingegangen sind. Bis heute stehen wir tief
erschüttert vor dieser Tragödie. Unfassbar ist das Leid, das die
Deportation von hunderttausenden, ja bis zu anderthalb Millionen Armeniern,
Syrern, Assyrern und Pontos-Griechen aus ihren Heimatgebieten in der
heutigen Türkei bedeutete. Fassungslos macht uns gerade als deutsche
Bischöfe auch der Umstand, dass die Regierung des Deutschen Reiches aus
Machtkalkül zu diesen Ereignissen geschwiegen hat", so Bischof Feige. Vor
diesem Hintergrund würden sein Besuch an der Gedenkstätte des Genozids und
das Gebet für die Opfer von besonderer Bedeutung sein. Der Blick auf "den
gekreuzigten und auferstandenen Herrn kann die Kraft und den Mut schenken,
nicht in der Erinnerung an vergangenes Leid, so unerlässlich sie ist, zu
verharren. Der Glaube an Christus kann Vergebung und Aussöhnung
ermöglichen. Dies verlangt freilich auf Seiten der Nachkommen der Täter
Einsicht in die Schuld der Vergangenheit und ehrliches Bedauern".

Mit Blick auf das ökumenische Gespräch betonte Bischof Feige, dass
Offenheit und Verständnis füreinander unerlässlich auf dem Weg zu einer
immer volleren Gemeinschaft unter den Christen seien. "Nur in solchem Geist
wächst die Wertschätzung für den Reichtum, den unsere unterschiedlichen
Traditionen bergen." Damit junge Menschen diese Haltung einüben können,
fördere die Deutsche Bischofskonferenz mit einem eigenen Stipendienprogramm
orthodoxe und orientalisch-orthodoxe Theologinnen und Theologen.

Den neuen Bischof der armenischen Kirche in Deutschland würdigte Bischof
Feige als einen seit vielen Jahren verlässlich und ökumenisch engagierten
Vertreter. "Ich bin überzeugt, dass Bischof Serovpé Isakhanyan seiner
Diözese ein guter Vorsteher und Hirte sein wird und dass auch in Zukunft
die vertrauensvollen Kontakte zwischen der Deutschen Bischofskonferenz und
der Armenischen Kirche in Deutschland festen Bestand haben werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 077 vom 13. Mai 2019

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/384: Mexiko - Gedenktafel für Bety und Jyri in Mexiko-Stadt (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Gedenktafel für Bety und Jyri in Mexiko-Stadt



(Oaxaca-Stadt, 8. Mai 2019, la minuta) - In einer symbolischen Aktion
haben Vertreter*innen von Bürgerrechtsgruppen in Mexiko-Stadt
Gedenktafeln vor der Landesvertretung des mexikanischen Bundesstaates
Oaxaca und am Denkmal Estela de la Luz angebracht. Anlass war der
neunte Jahrestag des Angriffs auf die humanitäre Karawane, die sich
auf dem Weg in das damals belagerte Dorf San Juan Copala befand. Bei
dem Angriff am 27. April 2010 wurden die Menschenrechtsverteidigerin
Bety Cariño und der finnische Aktivist Jyri Jaakkola erschossen [1].

An beiden Orten wurden Gedenktafeln angebracht um daran zu erinnern,
dass der Fall auch neun Jahre nach der Tat straflos geblieben ist und
die Opfer und Zeug*innen nicht geschützt werden. Rechtsanwalt David
Peña erklärte den gegenwärtigen Stand: Der Strafprozess werde gegen
sechs Verdächtige geführt, von denen zwei bereits wieder freigelassen
wurden; sechs weitere Haftbefehle wurden nicht vollstreckt. Die zwei
in Freiheit befindlichen Verdächtigen wurden freigelassen, weil die
Regierungen Mexikos und des Bundesstaates Oaxaca keinen Schutz für
Zeug*innen und Überlebende organisiert hatten, die deswegen nicht zu
den Prozessen gekommen waren, weil das für sie zu gefährlich war.

Angehörige und Geschwister von Bety haben sich in der mixtekischen
Gemeinde Chila de las Flores [2] versammelt, aus der Bety Cariño
stammt, um das Gedenken an sie aufrecht zu erhalten: "Wir wissen, dass
die Justiz von oben nicht diejenigen erreicht, die für das Leben
kämpfen, denn das Recht ist nur zum Schutz derjenigen da, die (...)
wegen ihres Geldes die Interessen der Mächtigen vertreten", heißt es
in einer Erklärung [3]. "Wir werden weiter nach Gerechtigkeit suchen,
aber eine, die von unten geschaffen wird, links, an der Seite des
Herzens."


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/friedenskarawane-in-oaxaca-von-paramilitaers-beschossen-mindestens-zwei-tote/

[2] https://www.elsoldepuebla.com.mx/local/estado/con-llamado-de-justicia-realizan-homenaje-a-bety-carino-activista-puebla-oaxaca-comunidad-triqui-3438644.html

[3] https://www.facebook.com/Desinformemonos/posts/2732752386766436?__tn__=K-R


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/gedenktafel-fuer-bety-und-jyri-in-mexiko-stadt/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06927: Den kritischen Punkt verschlafen (SB)


Wer den aggressiven Varianten der Sizilianischen Verteidigung
ausweichen möchte, wählt die geschlossene Form mit 1.e2-e4 c7-c5 2.Sb1-
c3. Nur sollte er nicht glauben, daß die eher positionelle Behandlung
dem Nachziehenden keine Gelegenheit bietet, das Spiel zu verschärfen.
Die Kampfhandlungen ziehen sich bestenfalls etwas in die Länge. So
beginnt die Konfrontation in der Geschlossenen Variante eben erst im
Mittelspiel. Ihre Langatmigkeit ist kein Ruhekissen. Im heutigen
Rätsel der Sphinx hatte der jugoslawische Großmeister Ljubojevic
diesem Umstand allerdings zu wenig Beachtung geschenkt. Gegen den
Holländer van der Wiel zauderte er daher und ließ sich mehr und mehr
in eine defensive Lage hineindrängen. Es folgten zwei stellungswidrige
Züge in kurzer Folge und schon stand Weiß am Rande des Abgrunds. Nun
erwachte die sizilianische Gefährlichkeit zum Leben. Mit seinem
nächsten Zug überzog der Holländer seinen Kontrahenten mit einer
erstickenden Fülle an Drohungen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06927: Den kritischen Punkt verschlafen (SB)]



Ljubojevic - van der Wiel

Tilburg 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Angriffsdynamik der weißen Stellung wuchs nach 1.Ta1-d1!
unwiderstehlich an. Einesteils wurde der Turm damit auf ein gedecktes
Feld gestellt und andererseits wurde der andere Turm bewegungsaktiv
gemacht. Der weiße Bauer auf e5 war wegen 2.g5-g6+ nicht zu schlagen,
und auch 1...Sc5-e6 wehrte den weißen Sturm nicht mehr ab, zum
Beispiel 2.Tf1xf7 Tf8xf7 2.Dh5xf7 und die Drohung 3.Sd5-f6+
entscheidet. Hoffnungslos war auch 1...d7-d6 2.Tf1-f6 Db2xe5
3.Tf6xh6+! g7xh6 4.Dh5xh6+ Kh7-g8 5.Sd5-f6+ De5xf6 6.g5xf6 Sc5-e6
7.Td1-d3. Also versuchte es Schwarz mit 1...Db2-c2, mußte sich jedoch
nach 2.Tf1-f6 Dc2xd1+ 3.Dh5xd1 g7xf6 4.Sd5xf6+ Kh7-g6 - 4...Kh7-g7
5.g5xh6+ Kg7xh6 6.Dd1-h5+ - 5.Dd1-c2+! Kg6xg5 6.g2-g3 geschlagen
geben. Das Matt war nicht mehr zu verhindern: 6...h6-h5 7.h2-h4+ Kg5-
h6 8.Dc2-h7#
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





SCHULE/566: Forschungsprojekt untersucht digitale Lernumgebungen von Schülern (idw)


Universität Paderborn - 10.05.2019

BMBF-Forschungsprojekt untersucht digitale Lernumgebungen von Schülern



Wissenschaftlerinnen der Universitäten Paderborn und Bielefeld
untersuchen in einem neuen Forschungsvorhaben, wie Kinder und Jugendliche
durch die häusliche Umgebung bei der kompetenten Nutzung digitaler Medien
unterstützt werden können.

Das interdisziplinäre Team, bestehend aus Psychologinnen, Medien- und
Erziehungswissenschaftlerinnen, erforscht dabei, wie der alltägliche
Umgang mit digitalen Medien im Elternhaus die Kinder in ihrer Nutzung des
Internets für schulische Belange beeinflusst. Dies sei laut der
Forscherinnen im Moment eine der wichtigsten Bedingungen für gelingende
Digitalisierungsprozesse im Bildungsbereich. Ziel des Projekts ist es
auch, die Zusammenarbeit zwischen Eltern und Schule auf diesem Gebiet zu
fördern.

Im Fokus der Untersuchungen stehen Fünftklässler, deren häusliche
Lernumgebungen hinsichtlich Art und Umfang digitaler Angebote laut
Forschungsgruppe grundlegend für die sogenannte ICT-Literacy seien. Dazu
Prof. Dr. Heike Buhl, die das Vorhaben leitet: "Der Begriff bezieht sich
auf den kompetenten Umgang mit Informations- und
Kommunikationstechnologien. Computerbezogene Fertigkeiten sind essentiell,
um aktuellen und zukünftigen Anforderungen im Bildungsbereich gerecht zu
werden." Hintergrund: Der international vergleichenden ICILS 2013-Studie
zufolge sind nur 25 Prozent der Schüler der 8. Jahrgangsstufen in der
Lage, eigenständig und sicher Informationen zu ermitteln und zu
organisieren.

Daher sei es wichtig, die Forschungslücke, die es in diesem Bereich
bislang gebe, zu schließen und aussagekräftige Daten zum Einfluss des
Elternhauses zu erheben. "Mit der Studie adressieren wir die Schnittstelle
zwischen formalem Lernen, zum Beispiel Internetrecherchen in der Schule,
und non-formalem Lernen wie der häuslichen Onlinerecherche für die
Hausaufgaben", so Buhl.

In dem Projekt kommen unterschiedliche Methoden zum Einsatz. Neben
standardisierten Befragungen von Kindern und Eltern werden ausgewählte
Familien in ihrem häuslichen Umfeld interviewt und beobachtet. In die
Untersuchungen fließen auch Faktoren wie Bildungshintergründe,
Medienausstattung, individuelle Einstellungen zur Mediennutzung der Kinder
oder die eigene Rollenwahrnehmung ein. "Diese Aspekte, so vermuten wir,
wirken sich mittelbar wie unmittelbar auf die informationsorientierte
Internetnutzung hinsichtlich Motivation und Kompetenz der Heranwachsenden
aus", sagt Buhl.

Bis 2022 sollen die Bedingungen für eine anregungsreiche und kompetenz-
sowie am Kind orientierte Gestaltung der "Digital Home Learning
Environment" aufgedeckt worden sein. Das Bundesministerium für Bildung und
Forschung unterstützt das Vorhaben über eine Dauer von drei Jahren mit
rund einer Million Euro.


Weitere Informationen unter:

http://www.upb.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution98

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Paderborn, 10.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/536: Psychotherapeuten-Ausbildung - Hochschulen für angewandte Wissenschaften nicht ausschließen (idw)


Hochschule Niederrhein - University of Applied Sciences - 13.05.2019

Psychotherapeuten-Ausbildung: Hochschulen für angewandte Wissenschaften
nicht ausschließen



Schätzungsweise 15 Millionen Deutsche leiden unter psychischen Störungen.
Ihnen kann häufig mit Psychotherapie geholfen werden. Um die Ausbildung
der Psychotherapeuten ist nun ein heftiger Streit entbrannt. Professor Dr.
Michael Borg-Laufs, Dekan des Fachbereichs Sozialwesen der Hochschule
Niederrhein, spricht am Mittwoch, 15. Mai, bei der Anhörung im Deutschen
Bundestag in Berlin zu diesem Thema. Er sagt: "Wir dürfen nicht zulassen,
dass die Hochschulen für angewandte Wissenschaften aus der
Psychotherapeuten-Ausbildung ausgeschlossen werden. Wir brauchen nicht
weniger, sondern mehr Praxis in der Ausbildung."

Bislang verläuft die Ausbildung für Psychotherapeuten mehrstufig. Die
angehenden Therapeuten studieren Psychologie, Soziale Arbeit oder
Pädagogik und absolvieren im Anschluss eine teure mehrjährige
Zusatzausbildung zum Psychotherapeuten. Weil Soziale Arbeit ein beliebter
Studiengang an den Hochschulen für angewandte Wissenschaften ist und sich
viele der Absolventen zum Psychotherapeuten weiterbilden lassen, sind
heute ungefähr 75 Prozent aller Kinder- und Jugendpsychotherapeuten
Absolventen einer Hochschule für angewandte Wissenschaften
(Fachhochschule).

Der Gesetzentwurf sieht statt der teuren Weiterbildung nach dem Studium
ein Psychotherapiestudium vor. Diese Idee findet auch bei Borg-Laufs
Zustimmung, der am Fachbereich Sozialwesen Theorie und Praxis
psychosozialer Arbeit mit Kindern lehrt und in Berlin den bundesweiten
Fachbereichstag Soziale Arbeit vertritt. Wogegen er und die Hochschulen
für angewandte Wissenschaften sich wehren: Der neue Studiengang soll laut
Gesetzentwurf ausschließlich an Universitäten angeboten werden.

Borg-Laufs führt diese "massive Ausgrenzungspolitik" auf Standesdünkel der
psychologischen Institute der Universitäten zurück. Diese wollten mit den
Medizinern aufschließen und schlössen deswegen bewusst die
Fachhochschulen aus. "Das halten wir für einen eklatanten Fehler", sagt
Borg-Laufs. "Gerade für die Psychotherapie braucht es Praxis und
Anwendung. Beides sind die Stärken unseres Hochschultyps." Außerdem sei
es bei der Psychotherapie wichtig, alle anerkannten psychotherapeutischen
Verfahren anzubieten. Dies sei nur an den Hochschulen für angewandte
Wissenschaften gegeben. An den Universitäten dagegen lehrten fast
ausschließlich Verhaltenstherapeuten. "Die Hochschulen für angewandte
Wissenschaften bieten ein breiteres Spektrum an, welches den Patienten nur
Vorteile bringt."

Besonders brisant: Weil viele praktizierende Therapeuten über 55 Jahre alt
sind, wird der Bedarf an gut ausgebildeten Psychotherapeuten in den
nächsten zehn Jahren erheblich steigen. In dieser Situation die
Hochschulen für angewandte Wissenschaften, die über ihre Studiengänge
Soziale Arbeit oder Sozialpädagogik einen Großteil der späteren Kinder-
und Jugendpsychotherapeuten stellen, von der Ausbildung auszuschließen,
sei ein Irrweg: "Damit wird der Mangel an Psychotherapeuten noch größer,
die Wartezeiten nehmen zu. Für die Kranken ist das eine schlechte
Nachricht."

Weil das Studium der Sozialen Arbeit, wie es zum Beispiel an der
Hochschule Niederrhein in Mönchengladbach angeboten wird, auf die Arbeit
in der Jugendhilfe vorbereitet, ist die Arbeit mit belasteten Kindern,
Jugendlichen und deren Familien dort ein zentraler Kompetenzbereich. Viele
Verbände, Akteure und politische Parteien sehen das ähnlich. Am Mittwoch
spricht Michael Borg-Laufs im Bundestag als Experte bei der Anhörung zur
Überarbeitung des Gesetzes.



Die Hochschule Niederrhein ist mit derzeit 14.500 Studierenden eine der
größten und leistungsfähigsten Hochschulen für angewandte Wissenschaften
Deutschlands mit Standorten in Krefeld und Mönchengladbach. Ihr Profil in
Lehre und Forschung verbindet Technik und Gesellschaft. Mit über 80
Bachelor- und Masterstudiengängen eröffnet sie jungen Menschen
Perspektiven. Dank einer problem- und transferorientierten Forschung ist
sie innovativer Impulsgeber für die Unternehmen der Region und sorgt
dafür, dass unsere Gesellschaft gut vorbereitet an Herausforderungen
herangehen kann. Die Hochschule Niederrhein wurde 1971 gegründet. Ihre
Wurzeln reichen zurück bis ins Jahr 1855, als die Crefelder Höhere
Webeschule gegründet wurde.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution154

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Niederrhein - University of Applied Sciences, 13.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/671: Nürnberg - Vom Wissensvermittler zum Coach, 4. und 5. Juni 2019


Forschungsinstitut Betriebliche Bildung (f-bb) gGmbH - 10.05.2019

Vom Wissensvermittler zum Coach - Die Bedeutung neuer Arbeitsformen für
das Bildungspersonal



Am 4. und 5. Juni richtet das Forschungsinstitut Betriebliche Bildung
(f-bb) ein AG BFN-Forum zur sich ändernden Rolle des Bildungspersonals
aus. Erfordern technischer Fortschritt und neue Arbeitsformen ein anderes
Lehrverständnis? Um sich einer Antwort zu nähern, werden neue
wissenschaftliche Erkenntnisse, praxiserprobte Methoden und
Best-Practice-Beispiele vorgestellt. Die Veranstaltung richtet sich an
Forschende aus dem Bereich Berufsbildung, an Ausbilderinnen und Ausbilder,
an Verantwortliche für Aus- und Weiterbildung in Betrieben und
Bildungsdienstleistern sowie an Fachleute aus dem Bereich
Arbeitsverwaltung und Politik.

In der modernen Wissens- und Lerngesellschaft ist das berufliche
Bildungspersonal für die Qualifizierung von Fachkräften und die Sicherung
der Qualität der Berufsbildung von zentraler Bedeutung. Aufgrund neuer
technischer Möglichkeiten hat sich die Rolle des betrieblichen und
außerschulischen Bildungspersonals in jüngerer Zeit stark gewandelt.
Ausbilder sind heute nicht mehr ausschließlich Fachleute und
Wissensvermittler. Verstärkt sollen sie Lernprozesse begleiten und
Coaching-Funktionen übernehmen. Inwiefern sind die Änderungen in
Unternehmen und bei Bildungsdienstleistern betriebliche Realität? Welche
Konsequenzen ergeben sich aus den sich ändernden Anforderungen für das
Bildungspersonal und welche Rolle spielt dabei die digitale
Transformation? Welche Chancen ergeben sich für Ausbilder, Auszubildenden
und Unternehmen?

Diese und angrenzende Fragen werden auf der Tagung "Betriebliches Lernen
gestalten: Konsequenzen von Digitalisierung und neuen Arbeitsformen für
das Bildungspersonal" diskutiert. Die Veranstaltung findet statt

am Dienstag, 4. Juni und Mittwoch, 5. Juni 2019

im Berufsbildungswerk Bezirk Mittelfranken Hören · Sprache · Lernen
Pommernstraße 25, 90451 Nürnberg

Sie ist Teil einer Veranstaltungsreihe der Arbeitsgemeinschaft
Berufsbildungsforschungsnetz (AG BFN). Organisator ist das in Nürnberg
ansässige Forschungsinstitut Betriebliche Bildung (f-bb) in Kooperation
mit Prof. Dr. Uwe Faßhauer (PH Schwäbisch Gmünd) und Prof. Dr. Andreas
Diettrich (Universität Rostock). Erwartet werden rund 100 Persönlichkeiten
aus Forschung und Praxis, die wissenschaftliche Erkenntnisse,
praxiserprobte Methoden und Best-Practice-Beispiele vorstellen und
diskutieren. Die Veranstaltung richtet sich an Forschende aus dem Bereich
Berufsbildung, an Ausbilderinnen und Ausbilder, an Verantwortliche in Aus-
und Weiterbildung, an Fachleute aus dem Bereich Arbeitsverwaltung und
Politik.

Weitere Informationen zur Veranstaltung, das Programm sowie die
Möglichkeit zur Anmeldung finden Sie auf der Veranstaltungswebseite:

https://www.agbfn.de/de/agbfn_veranstaltung_92983.php




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2366

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Forschungsinstitut Betriebliche Bildung (f-bb) gGmbH, 10.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/479: Karlsruher Bildungsgespräche 2019 - Macht Leistung wirklich Schule?, 20.05.2019


Pädagogische Hochschule Karlsruhe - 13.05.2019

Karlsruher Bildungsgespräche 2019: Macht Leistung wirklich Schule?

Montag, 20. Mai 2019 um 18 Uhr in Raum A020, Gebäude 2 

der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe, Bismarckstraße 10



Prof. Dr. Gabriele Weigand, Professorin für Allgemeine
Erziehungswissenschaft an der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe, stellt
das bundesweite Forschungs- und Entwicklungsprojekt "Leistung macht
Schule" vor.

Die Förderung leistungsstarker und potentiell besonders leistungsfähiger
Schülerinnen und Schüler steht am Montag, 20. Mai, im Mittelpunkt der
Karlsruher Bildungsgespräche 2019. Willkommen zu der Vortrags- und
Diskussionsveranstaltung von Pädagogischer Hochschule Karlsruhe, Stadt
Karlsruhe, Staatlichem Schulamt Karlsruhe und den Freunden und Förderern
der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe e. V. sind alle, die an aktuellen
bildungspolitischen Themen interessiert sind. Beginn ist um 18 Uhr in Raum
A020, Gebäude 2 der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe, Bismarckstraße 10.

Nach der Begrüßung durch Rektor Prof. Dr. Klaus Peter Rippe und einem
Grußwort von Schul-Bürgermeister Dr. Martin Lenz stellt Prof. Dr. Gabriele
Weigand, Professorin für Allgemeine Erziehungswissenschaft an der
Pädagogischen Hochschule Karlsruhe, in ihrem Vortrag "Macht Leistung
wirklich Schule?" das bundesweite Forschungs- und Entwicklungsprojekts
"Leistung macht Schule" vor. Innerhalb dieses von Prof. Dr. Weigand
koordinierten Projekts entwickeln Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen
von 16 Universitäten gemeinsam mit 300 Schulen leistungsfördernde
Schulleitbilder und didaktische Konzepte zur Förderung leistungsstarker
und potentiell besonders leistungsfähiger Schülerinnen und Schüler, bauen
Schulnetzwerke auf und untersuchen den Bereich Bildungsübergänge. Im
Anschluss an den Vortrag besteht die Möglichkeit zur Diskussion. Die
Teilnahme ist kostenfrei.

Über den Forschungsverbund "Leistung macht Schule"

Der Forschungs- und Entwicklungsverbund "Leistung macht Schule" ist Teil
der gleichnamigen Bund-Länder-Initiative. Er dient der Begleitung und
Weiterentwicklung von Schulen mit dem Ziel, leistungsstarke und potentiell
besonders leistungsfähige Schülerinnen und Schüler zu fördern. Im
Forschungsverbund arbeiten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie
ihre Nachwuchswissenschaftler und Nachwuchswissenschaftlerinnen aus den
Bereichen empirische Bildungsforschung, Erziehungswissenschaft und
pädagogische Psychologie sowie aus den Fachdidaktiken unterschiedlicher
Fächer interdisziplinär zusammen.

In insgesamt 22 Teilprojekten geht es um eine theorie- und evidenzbasierte
Optimierung von schulischen Entwicklungsmöglichkeiten leistungsstarker und
potentiell leistungsfähiger Schülerinnen und Schüler im Regelunterricht.
Die Optimierung soll in zwei Kernmodulen erreicht werden: Kernmodul 1
betrifft die Entwicklung von schulischen Leitbildern mit Ausrichtung auf
eine leistungsfördernde Schulentwicklung, den Aufbau kooperativer
Netzwerkstrukturen sowie die Übergänge zwischen Primar- und
Sekundarbereich mit einem Fokus auf die MINT-Fächer. Kernmodul 2 bezieht
sich auf den Bereich des Forderns und Förderns im Regelunterricht.
Kernelement des Forschungsprojekts ist die nachhaltigen Vernetzung von
Wissenschaft und Praxis sowie der Schulen untereinander.

Weitere Infos auf:

http://www.leistung-macht-schule.de/

(Forschungsverbund)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution330

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Pädagogische Hochschule Karlsruhe - 13.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





TREFF/035: Lippstadt - Mit Qigong gesund sein lernen, 08.-22.06.19


Stadt Lippstadt

Mit Qigong gesund sein lernen

Qigong im Grünen Winkel 2019



Lippstadt. Qigong ist eine Jahrtausende alte Gesundheitsmethode aus
China und erfreut sich weltweit wachsender Beliebtheit. Emil Sandkuhl
und seine Frau Elena Weissbach unterrichten schon seit 20 Jahren in
ihrer Heimatstadt, in den Sommerferien, im Grünen Winkel, diese
facettenreichen Übungen, die von Achtsamkeit, Selbstwahrnehmung,
Meditation, Bewegung und Gymnastik geprägt sind. Sie sagen ihren
Teilnehmern: "Sie können selbst wesentlich mehr für Ihre Gesundheit
tun, als Sie sich bisher haben träumen lassen. Sie können gesund sein
lernen". Diese einfachen Übungen stärken die Selbstheilungskräfte und
verbessern die Befindlichkeit. Fragt man die Teilnehmer was sie
bewogen hat Qigong zu praktizieren, so wird häufig Burnout, Stress,
Ermüdungserscheinungen, Schlafprobleme, Ängste, Schulter-, Nacken- und
Rückenbeschwerden und Bluthochdruck erwähnt. Manchmal sagt auch schon
jemand: Mein Arzt hat mir dazu geraten.

Jeden Morgen vom 8. Juni - 22.6.2019 von 7:30 - 8:15 Uhr treffen sich
die Teilnehmer auf der Wiese gegenüber vom Cafe im Grünen Winkel. Eine
Anmeldung ist nicht erforderlich.

Zum Auftakt am 8.6. ist die Teilnahme kostenlos, ansonsten beträgt der
Beitrag 5,00 Euro, für Harz IV, Studenten und IQGV Mitglieder 2,00
Euro. Sollten noch Fragen sein, erreichen Sie Emil Sandkuhl unter
emil.sandkuhl@freenet.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10.05.2019

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





MELDUNG/252: Kampnagel gewinnt Rudolf Stilcken Preis für Kultur-Kommunikation (Kampnagel)


Kampnagel - Presseinformation vom 10. Mai 2019

Kampnagel gewinnt Rudolf Stilcken Preis für Kultur-Kommunikation

1. Preis des Rudolf Stilcken Kultur-Kommunikationspreises 2019 ging an
Kampnagel



"Der Rudolf Stilcken Kultur-Kommunikationspreis zeichnet kulturelle
Institutionen, Einrichtungen und Projekte aus, die für sich einen
neuen Weg der Kultur-Kommunikation gefunden haben", heißt es in der
Beschreibung des Preises, der in drei Kategorien vergeben wird und für
den 2019 neben Kampnagel, die Medienaktivist*innen vom PENG!
Collective und die Dresdner Sinfoniker nominiert waren.

Kampnagel wurde am 9. Mai in der Hamburger Hochschule für Musik und
Theater mit dem mit 1. Preis ausgezeichnet, der mit 10.000 Euro
dotiert ist und von einer Jury vergeben wird. Initiator und Stifter
des Preises, der für besonders innovative inhaltliche Arbeit und deren
überzeugende Kommunikation verliehen wird, ist der 2016 verstorbene
Hamburger Rudolf Stilcken.

In der Begründung der Jury heißt es: "Standpunkt beziehen, Haltung
zeigen. Seit Jahren arbeitet der diesjährige erste Preisträger des
Rudolf Stilcken Kultur-Kommunikationspreises nachhaltig mit den
unterschiedlichsten Mitteln an diesem Ziel. Auf Kampnagel werden
Kommunikationswege geschaffen, um Solidarität, Diversität und
Inklusion in Kunst und Kultur tatkräftig und mutig zu praktizieren."

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





INSZENIERUNG/113: Hamburg - Obduktion einer Kunstfigur - Klaus Nomi, 24. + 25.5.2019


LICHTHOF Theater

Obduktion einer Kunstfigur - Klaus Nomi

Ein multimedialer Theaterabend um einen abwesenden Protagonisten

Freitag | 24.05.2019 | 20.15 Uhr - LICHTHOF Theater

Samstag | 25.05.2019 | 20:15 Uhr - LICHTHOF Theater



Ausgehend eines alten Mitschnitts einer Arie von Henry Purcell, in der
es um das Thema Tod geht, wurde ein künstlerisches Verfahren und
gleichzeitig eine ästhetische Form entwickelt, um damit die
verschiedenen Facetten Klaus Nomis zu beleuchten. Im Sezieren medialer
Überreste entsteht mit einer Tänzerin, einer Schauspielerin, einem
Musiker und einer Sängerin eine neue musikalische Bühnenshow.

Wer war dieser außergewöhnliche Künstler mit seinem unnachahmlichen
Musikstil, einer Kombination von klassischen Countertenortönen und
Pop, der in New-York und Paris in den 80er-Jahren als Avantgarde-
Geheimtipp galt, und dessen Leben sich durch die AIDS-Erkrankung
frühzeitig wendete?

Obduktion einer Kunstfigur - Klaus Nomi entwickelt mit
unterschiedlichen künstlerischen Mitteln ein ästhetisches Verfahren,
mit dem die Facetten einer Kunstfigur untersucht werden: die theatrale
Obduktion. Der mediale Ausgangspunkt ist das Video eines Klaus Nomi-
Auftritts, ein alter Konzertmitschnitt aus dem Jahr 1982, in dem er
eine Arie aus Henry Purcells King Arthur interpretiert. Trotz VHS-
Optik, des kubistischen Kostüms und der mechanischen Roboter-
Bewegungen ist der Tod als Thema der Arie dem Körper des Sängers
sichtbar eingeschrieben. Zurückblickend ist dieser Auftritt der
(traurige) Höhepunkt Klaus Nomis Karriere. Dieser im Video
festgehaltene Moment scheint durch die Kunstfigur hindurch den Blick
auf seine Biographie freizulegen: Es offenbart sowohl den Künstler als
auch den an AIDS erkrankten Menschen.

Durch das Sezieren medialer Überreste entsteht eine neue musikalische
Bühnenshow. Texte, Songinterpretationen und YouTube-Videoschnipsel
formen ein Bild des Sängers, das allerdings unvollständig bleibt -
diese Unvollständigkeit wird zum Thema des Abends.

Schauspiel/Performance: Anna Eger

Gesang/Performance: Meredith Nicoll

Live-Musik/Performance: Felix Stachelhaus

Schauspiel/Performance/Choreographie: Mona Vojacek Koper

Konzept/Regie: Jens Bluhm

Konzept/Dramaturgie: Lena Carle

Buhne/Kostüm: Gianna-Sophia Weise

Komposition: Felix Stachelhaus

Video: Philipp Joy Reinhardt

Eine Kooperation zwischen dem Thalia Theater und der Hochschule für
Musik und Theater. Gefördert durch die Hamburgische Kulturstiftung

TICKETS

18 € / 12 € / 8 € (ermäßigt)

 * 

Quelle:

LICHTHOF Theater

Mendelssohnstraße 15 B, 22761 Hamburg

Tel. 040 / 300 33 74 80

Karten unter: www.lichthof-theater.reservix.de/events

Internet: www.lichthof-theater.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - PERFORMANCE/225: Theater Bremen - Coexist, 24.5.-5.7.2019


THEATER BREMEN

Coexist

deutsch-ungarische Koproduktion zwischen Unusual Symptoms und Hodworks

Choreografie: Adrienn Hód, in Bremen bekannt durch ihre Arbeit
"Grace", die 2017 beim Festival TANZ Bremen zu sehen war

Premiere am 24. Mai, 20 Uhr im Kleinen Haus



Macht, Manipulation, Unterdrückung: Wie sind Hierarchien strukturiert,
wann ist man ohnmächtig, wann nur noch eine Marionette? In ihren
Arbeiten widmet sich die ungarische Choreografin Adrienn Hód auf
spielerische und oft provokante Weise der Suche nach immer wieder
neuen tänzerischen Formen und spürt dabei den politischen und
gesellschaftlichen Vorgaben nach, in denen Körper sich bewegen und
durch die sie geformt und beeinflusst werden. In ihren Choreografien
bricht sie so mit Tabus und Konventionen, Hód gilt als eine der
wichtigsten Stimmen der zeitgenössischen Tanzszene Ungarns.

"Coexist" ist eine Zusammenarbeit zwischen der Theater Bremen Kompanie
"Unusual Symptoms" und Adrienn Hóds Kompanie "Hodworks". Sie wird
unterstützt durch den Internationalen Koproduktionsfonds des
Goethe-Instituts, die Conrad Naber Stiftung und die Workshop
Foundation. Als Koproduktion mit Trafó House of Contemporary Arts in
Budapest wird "Coexist" im Herbst diesen Jahres auch dort zu Gast
sein.

"Mit 'Coexist' vertiefen wir den in den letzten Jahren gewachsenen
Austausch zwischen der Tanzkompanie des Theater Bremen und den
Akteur*innen der zeitgenössischen Tanzszene Ungarns", führt Gregor
Runge, der gemeinsam mit Alexandra Morales die Künstlerische Leitung
im Tanz bildet, aus, "ein Austausch, den wir nicht nur angesichts der
politischen Umwälzungen in Ungarn für ausgesprochen relevant halten,
sondern auch aufgrund der außerordentlich interessanten künstlerischen
Positionen, die wir dort trotz schwieriger Bedingungen immer wieder
vorfinden. Wir freuen uns, dass wir durch die Unterstützung eines
breiten Netzwerks von Partner*innen in der Lage waren, mit dem
gemeinsamen Ensemble von Unusual Symptoms und Hodworks sowohl in
Budapest als auch in Bremen an dieser Produktion zu arbeiten. Mit
Adrienn Hód haben wir eine Choreografin engagiert, deren Arbeiten auf
intelligente Art und Weise die Bedingungen von Kunst befragen und
dabei selbst von großer Intensität sind und zu starken Reaktionen
herausfordern."

Die Arbeiten der 2007 gegründeten Kompanie Hodworks entstehen meist in
Ungarn und touren im Anschluss international. Mit ihren Produktionen
wurde Adrienn Hód mehrfach in das europäische Tanznetzwerk Aerowaves
gewählt und in Ungarn wiederholt mit dem Rudolf Lábán Award und dem
Zoltan Imre Preis ausgezeichnet. Ihre Arbeit "Grace" war 2017 beim
Festival TANZ Bremen zu sehen. "Coexist" ist ihre erste in Deutschland
entstehende abendfüllende Arbeit.

Produktion: Theater Bremen, OFF Foundation. Mit Unterstützung des
Internationalen Koproduktionsfonds des Goethe-Instituts, der Conrad
Naber Stiftung und der Workshop Foundation. In Koproduktion mit Trafó
House of Contemporary Arts Budapest.

Premiere am 24. Mai, 20 Uhr im Kleinen Haus, Theater Bremen

Weitere Aufführungen: 26.5., 6.6., 29.6., 5.7.

Choreografie: Adrienn Hód

Künstlerische Mitarbeit: Csaba Molnár

Bühne und Kostüme: Anna Lena Grote

Licht: Tim Schulten

Musik: Ábris Gryllus

Dramaturgie: Gregor Runge

Assistenz: Andy Zondag

Künstlerische Mitarbeit: Ármin Szabó-Székely

Von und mit: Gabrio Gabrielli, Nóra Horváth, Alexandra Llorens, Csaba
Molnár, Nora Ronge, Diego de la Rosa, Andor Rusu, Jessica Simet,
Young-Won Song, Antonio Stella

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERVERSUCH/782: Falscher Ansatz - Die Maus in der Parkinson-Forschung (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 1+2/2019

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Falscher Ansatz:

Die Maus in der Parkinson-Forschung

von Dr. Christiane Hohensee



Aufgrund der demografischen Entwicklung wird immer mehr an
altersbedingten Erkrankungen geforscht - ein guter Grund das
unsichtbare Tierleid in der Parkinsonforschung mit dem diesjährigen
Versuchstier des Jahres zu thematisieren. Die hohe Ausfallrate bei der
Arzneimittelentwicklung in diesem Bereich zeigt zudem deutlich, dass
der Einsatz von gentechnisch veränderten Mäusen auch wissenschaftlich
der falsche Ansatz ist.



Die Maus hat es verdient, als Versuchstiers des Jahres gewürdigt zu
werden. Sie ist das am häufigsten eingesetzte Tier. Rund zwei Drittel
aller Tierversuche werden mit Mäusen durchgeführt. Im Jahr 2017 waren
es über 1,3 Millionen. Über die Hälfte waren gentechnisch verändert,
bei fast 12 Prozent war die genetische Manipulation mit Leiden für die
Tiere verbunden. Allein für die Parkinsonforschung wurden 2017 fast
66.000 Tiere für Versuche genehmigt. Parkinson, früher auch
Schüttellähmung genannt, gilt als zweithäufigste neurodegenerative
Erkrankung nach Alzheimer. Sie beginnt typischerweise im Alter
zwischen 40 und 70 Jahren und betrifft in Deutschland 250.000 bis
280.000 Menschen. Die Erkrankung trifft Männer häufiger als Frauen. In
rund 90 Prozent der Fälle ist die Ursache unbekannt, nur zehn Prozent
sind auf genetische Gründe zurückzuführen. Es können auch Umweltgifte,
Pestizide, Medikamente oder eine frühere Gehirnentzündung eine Rolle
spielen.


Parkinson: derzeit noch unheilbar

Bei Parkinson sterben Nervenzellen ab, die den Nervenbotenstoff
Dopamin produzieren. Dadurch kommt es zu den typischen motorischen
Problemen wie Muskelzittern, Verlangsamung der Bewegungen,
Muskelsteifheit oder starrer Mimik. Parkinson wird meist erst dann
diagnostiziert, wenn bereits 60 Prozent der entsprechenden
Nervenzellen verloren gegangen sind. Die derzeitige Behandlung kann
die Erkrankung nicht aufhalten. Mit den verfügbaren Medikamenten wird
versucht, den Dopamin-Mangel im Gehirn auszugleichen oder das
Gleichgewicht der Botenstoffe wiederherzustellen. Das gelingt jedoch
nicht immer oder die Wirkung lässt mit der Zeit nach, hinzu kommen
Nebenwirkungen.


Tiere leiden für neue Behandlungsmethoden

Die Suche nach neuen Behandlungsmethoden geht über die Qual und den
Tod unzähliger Mäuse. Sie werden genetisch manipuliert oder mit einem
Nervengift behandelt, oft zusätzlich zu einer genetischen
Manipulation. Die Dopamin-produzierenden Nervenzellen werden dabei
bewusst zerstört. Dies führt bei den Tieren nicht nur zu den typischen
Bewegungsstörungen, sondern auch zu einer Schädigung von Verdauung und
Riechfähigkeit. Bei den gentechnischen Methoden spielt die
"Genschere", die sogenannte CRIPR-Cas9-Methode, eine wichtige Rolle.
An gewünschter Stelle kann ein Gen herausgeschnitten, eingefügt oder
sogar nur Bausteine von Nukleinsäuren verändert und mutiert werden.
Nach dem Genschaden folgt oft die Behandlung mit Nervengiften - eine
doppelte Qual. Ein erfolgreiches "Tiermodell" wird mit motorischen und
Verhaltenstests überprüft. Dabei müssen sich die kranken Mäuse auf
einem rotierenden Rad halten, eine unter der Wasseroberfläche
befindliche Plattform in einem Rundbecken wiederfinden oder sich
kopfunter an einem Gitter festhalten.


Tiermodelle: Wissenschaftlich fragwürdig

Kein einziges Modell ist in der Lage, die menschliche
Parkinson-Krankheit zu simulieren, darin sind sich alle
Wissenschaftler einig. Ein vollständiges Verständnis von Parkinson ist
trotz der Vielzahl an Tiermodellen nicht erlangt worden. Auf einer
Tagung der Volkswagenstiftung im Februar zum Thema "Tierversuch:
Geht's auch ohne?" kritisierte der Versuchstierkundler Prof. Bernhard
Hiebl von der Tierärztlichen Hochschule Hannover die Aussagekraft und
Übertragbarkeit von Tierversuchen auf den Menschen. Danach gäbe es
über 50 erfolglose klinische Studien am Menschen mit Wirkstoffen, die
allesamt zuvor im Tiermodell erfolgreich waren. Auch die mangelnde
Reproduzierbarkeit von Versuchsergebnissen ist ein Problem,
insbesondere, wenn Phänotypen (Erscheinungsbild) subtil in Erscheinung
treten oder die individuelle Variabilität hoch ist. Oft werden die
Symptome auch nur auf einer Körperseite erzeugt, um motorische
Beeinträchtigungen überhaupt zu erkennen. Wissenschaftler
konzentrieren sich bei ihren Tiermodellkreationen zudem meist auf die
Degeneration der sogenannten schwarzen Substanz im Mittelhirn.
Kritiker schätzen jedoch, dass diese nicht die Ursache, sondern eher
die Folge des Parkinsonprozesses ist.


Ursachen oft nicht genetisch bedingt

Hinzu kommt, dass rund 90 Prozent der Patienten gar keine
Parkinson-Erkrankung mit ursächlicher genetischer Mutation aufweisen.
Trotzdem entwickeln Forscher weltweit unzählige gentechnisch
veränderte Tiermodelle. Die meisten medikamentösen Behandlungen gegen
die menschliche Parkinsonerkrankung werden an jungen männlichen Mäusen
und Ratten durchgeführt. Dies ist problematisch, da die
Parkinsonerkrankung meist eine altersbedingte Erkrankung ist. Die
Neurodegenerationen werden sehr schnell innerhalb von wenigen Tagen
erzeugt, die Tiere entwickeln nicht die typischen Ablagerungen, die
für Parkinson charakteristisch sind. Die durch Nervengifte, wie MPTP
oder 6-OHDA, erzeugten Tiermodelle, werden jedoch wegen ihrer relativ
geringen Kosten und der Geschwindigkeit der Degenerationsprozesse im
Tier von den Forschern bevorzugt.


Systemkombination statt Tiermodell

Die Parkinson-Erkrankung ist humanspezifisch, komplex und
multifaktoriell. Daher sind neue zellbasierte Humanmodelle aus
Patientenmaterial unschätzbare Ressourcen. Wie ein Tiermodell haben
auch die Modelle aus patienteneigenen Stammzellen natürlich ihre
Beschränkungen. Es steht nur ein kleiner Ausschnitt des menschlichen
Organismus zur Verfügung. Kultivierte Zellen sind reduzierte Systeme,
die es uns ermöglichen, spezifische Fragen schnell zu beantworten und
Signalwege sowie mechanistische Details zu klären. Um eine größere
Aussagekraft zu erreichen, ist der zukunftsorientierte Ansatz daher,
mit einer Vielzahl einzelner Systeme den Krankheitsmechanismus
puzzleartig zusammenzusetzen. Um das Auffinden geeigneter Therapien zu
beschleunigen, werden dazu humanspezifische Ansätze kombiniert, die
aus induzierten pluripotenten Stammzellen, 3D-Zellkulturen,
computergestützten in silico-Analysen, bildgebenden Verfahren am
menschlichen Gehirn und modernen Signalwegen bestehen.


3D-Kulturen und Multiorgan-Chips

3D-Kulturen und Organ-on-a-Chip-Ansätze bieten die Möglichkeit, viele
Manipulationen gleichzeitig zu testen, genetische und pharmakologische
Eingriffe sind dabei vergleichsweise einfach, Bildgebung und
biochemische Analysen leicht zugänglich. Die in vitro-Modelle
(lateinisch "im Glas") ermöglichen innovative Screening-Untersuchungen
im Hochdurchsatz zur Identifizierung neuer potenzieller Therapeutika.
Hier gibt es bereits Erfolge: In vitro konnten bereits bestimmte
kleine mikro-RNA-Moleküle als mögliche therapeutische Option entdeckt
werden. In Kulturen mutierter Nervenzellen haben Forscher
herausgefunden, dass ein bestimmter Signalweg zwischen den Zellen
gehemmt war. Sie fanden ein Molekül, das die gehemmte Übertragung
trotzdem ermöglichte und somit den Defekt beheben konnte. Derartige
Beispiele gibt es viele. Die hohe Ausfallrate bei der
Arzneimittelentwicklung legt nahe, dass der derzeitige Ansatz mit
gentechnisch veränderten und Substanz-geschädigten Mäusen nicht nur
ethisch, sondern auch wissenschaftlich der falsche Ansatz ist.
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ABFALL/051: Fragwürdige Plastikmüll-Exporte können wir jetzt stoppen (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 11. Mai 2019

Svenja Schulze: "Fragwürdige Plastikmüll-Exporte können wir jetzt
stoppen"

Staatengemeinschaft einigt sich auf strenge Vorgaben für verschmutzte
Plastikabfälle und alte Elektrogeräte



Der Export von Plastikabfällen unterliegt nun verschärften Regeln. Sie
dürfen in Zukunft nur noch frei gehandelt werden, wenn sie gereinigt
und gut sortiert sind und sich recyceln lassen. Für den Export anderer
Plastikabfällen wird künftig weltweit eine Zustimmung der Behörden der
Export- und der Importstaaten erforderlich sein. Der Export schlecht
recycelbarer Abfällen aus der EU in Entwicklungsländer wird ab 2021
untersagt werden. Auch der illegale Handel mit alten Elektrogeräten
soll weiter eingedämmt werden. Dafür wurden die Leitlinien für den
Handel mit diesen Geräten verschärft. Dies haben die 187
Vertragsstaaten des so genannten Basler Übereinkommens in Genf gestern
Abend einstimmig beschlossen. Das Abkommen regelt den weltweiten
Umgang mit gefährlichen Abfällen.

Svenja Schulze: "Die schärferen Exportregeln des Baseler
Übereinkommens sind ein großer Fortschritt und eine wirksame Handhabe
gegen den zunehmenden Meeresmüll. Jetzt ist ein Exportstopp für
verschmutzte und fragwürdige Plastikabfälle aus der EU nach Asien und
Afrika möglich. Die zuständigen Landesbehörden und der deutsche Zoll
können in Zukunft verhindern, dass solche Abfälle auf ungesicherten
Deponien und am Ende im Meer landen. Europa und Deutschland ist in der
Verantwortung, seinen Plastikmüll selbst zu sortieren und möglichst
auch selbst zu recyceln. Dass die Neuregelung mit den Stimmen von über
180 Staaten möglich ist, zeigt, dass der Multilateralismus
funktioniert und die internationale Staatengemeinschaft beim
Umweltschutz handlungsfähig ist."

Laut den neuen Vorgaben des Basler Übereinkommens können nur noch
sortenreine Abfälle und so gut wie störstofffreie Mischungen aus
Polypropylen, Polyethylen und PET, die nachweislich zum Recycling
bestimmt sind, mit anderen Ländern frei gehandelt werden. Da diese
Kunststoffe weltweit gefragt sind und einen Marktwert haben, ist es
unwahrscheinlich, dass sie deponiert werden. Gefährliche
Kunststoffabfälle und solche, die sich kaum recyceln lassen,
unterliegen nun den Vorgaben des Basler Übereinkommens. Dies bedeutet,
dass sie nur mit Zustimmung der Behörden der Export- und der
Importstaaten exportiert werden dürfen und umweltgerecht entsorgt
werden müssen. Die Vollzugsbehörden der Bundesländer, der Zoll und das
Bundesamt für Güterverkehr erhalten dadurch eine deutlich verbesserte
Grundlagen für ihre Ausfuhrkontrollen, auch weil nun klarer als bisher
festgelegt ist, welche Abfälle frei gehandelt werden dürfen und welche
nicht.

In der EU führt die Neuregelung zu einem Exportverbot von
Kunststoffabfällen, die nicht sortiert, verunreinigt und mit anderen
Abfallarten vermischt sind. Damit wird die Ausfuhr in Länder
verhindert, die über keine angemessene Infrastruktur für die
umweltgerechte Entsorgung oder zum Recycling von Kunststoffabfällen
verfügen und in denen ein hohes Risiko besteht, dass diese auf
Deponien und später in der Umwelt landen.

Die Neuregelung gilt ab 1. Januar 2021; sie muss nun in einen
rechtsverbindlichen OECD-Beschluss und anschließend in die europäische
Verordnung über die Verbringung von Abfällen übernommen werden.

Die Vertragsstaatenkonferenz hat die Staaten zudem aufgefordert, die
Vermeidung und umweltgerechte Behandlung von Kunststoffabfällen
national deutlich zu stärken. Im Rahmen einer neu eingerichteten
globalen Partnerschaft, in der die Staaten mit Umweltorganisationen
und Industrieverbänden zusammenarbeiten werden, sollen Pilotprojekte
durchgeführt werden, um die Sammlung und das Recycling in
afrikanischen und asiatischen Ländern zu verbessern.

Ein weiterer Erfolg der Konferenz ist die Verabschiedung von
verbesserten Leitlinien zur Abgrenzung von Elektroaltgeräten und
gebrauchten Geräten. Damit soll die illegale Entsorgung von
Elektroaltgeräten etwa nach Afrika verhindert werden. In der EU
enthält die Richtlinie für Elektroaltgeräte bzw. in Deutschland das
Elektrogesetz bereits entsprechende Regelungen.




Weitere Informationen

Das Basler Übereinkommen über die Kontrolle der grenzüberschreitenden
Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung:

http://www.basel.int/

Deutsche Anlaufstelle für das Basler Übereinkommen beim
Umweltbundesamt:

https://www.umweltbundesamt.de/themen/abfall-ressourcen/grenzueberschreitende-abfallverbringung/anlaufstelle-basler-uebereinkommen#textpart-1
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POLITIK/657: Petersberger Klimadialog sendet Signal für gemeinsame Fortschritte beim Klimaschutz (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 14. Mai 2019

Petersberger Klimadialog sendet Signal für gemeinsame Fortschritte
beim Klimaschutz



Der zehnte Petersberger Klimadialog ist am Dienstag mit einem
Bekenntnis zu gemeinsamen Fortschritten beim Klimaschutz zu Ende
gegangen. Nachdem in den Vorjahren das Verhandeln von Abkommen und
Regelwerk im Vordergrund stand, ging es nun vor allem um die
Umsetzung. Ziel ist, dass die Staatengemeinschaft beim Klimaschutz
gemeinsam immer besser wird, um einen gefährlichen Klimawandel
abzuwenden. Die Vertreterinnen und Vertreter aus 35 Staaten äußerten
die Erwartung, dass die Staatengemeinschaft bis zum Jahr 2020
überarbeitete Klimaziele sowie Langfriststrategien bei den Vereinten
Nationen einreichen.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Kein Land der Welt kann das
Klima im Alleingang retten. Aber zum Glück ist auch niemand alleine.
Denn auf der ganzen Welt gehen Staaten, Unternehmen, Gesellschaften
voran. Und auf der ganzen Welt erwarten nicht nur junge Menschen von
der Politik, dass sie beim Klimaschutz ernst macht. Unsere Aufgabe ist
es, das Versprechen des Pariser Abkommens einzulösen und den
gefährlichen Klimawandel abzuwenden. Alle sind sich bewusst, dass die
in Paris eingereichten Klimaziele der Staatengemeinschaft dafür noch
nicht ausreichen. Darum wurde bereits in Paris vereinbart, dass alle
Vertragsparteien bis 2020 noch einmal nacharbeiten und aktualisierte
Ziele vorlegen. Wie gut das in diesem und im nächsten Jahr gelingt,
wird entscheidend sein für den Erfolg des Pariser Klimaabkommens."

Die chilenische Umweltministerin und Präsidentin der nächsten
Weltklimakonferenz in Santiago de Chile, Carolina Zaldivar Schmidt:
"Die Staaten müssen auf der COP25 eine große Herausforderung meistern:
sie müssen die Ebene der Verhandlungen verlassen und nun handeln und
dabei das Ambitionsniveau im Kampf gegen den Klimawandel steigern.
Deshalb müssen wir in zahlreichen Fragen mit klaren Vereinbarungen zur
COP25 kommen - z.B. wie das Ambitionsniveau im globalen Klimaschutz
gesteigert werden kann, wie man erwirken kann, dass die überarbeiteten
nationalen Beiträge (NDCs) einen starken Beitrag zur Reduzierung der
Emissionen leisten und wie man verschiedene Akteure unterhalb der
nationalstaatlichen Ebene, wie etwa Städte, Regionen und die
Privatwirtschaft, mit konkretem Klimaschutzengagement in den im
September stattfindenden Gipfel des Generalsekretärs der Vereinten
Nationen einbinden kann. Weiterhin wird es darum gehen, wie wir die
Anpassung an den Klimawandel in allen Staaten der Welt auf die
politische Tagesordnung setzen können und wie man die Instrumente zur
Umsetzung mittels Finanzierung, Kapazitätsaufbau und
Technologietransfer stärken kann".

Deutschland und Chile haben den zehnten Petersberger Klimadialog als
Ko-Gastgeber ausgerichtet. Er stand unter dem Motto "Fulfilling the
promise of Paris". Deutschland und Chile sind enge Partner in der
internationalen Klimapolitik, besonders mit Blick auf die
Energiewende. Chile ist weltweit das Land mit dem prozentual größten
Ausbau der erneuerbaren Energien in den letzten Jahren.

Im Mittelpunkt der Gespräche in Berlin stand die Frage, wie die neue
Phase der Umsetzung und Ambitionssteigerung in der internationalen
Klimapolitik so organisiert werden kann, dass die größtmögliche
globale Dynamik für den Klimaschutz entsteht. Die Jahre 2019 und 2020
sind dafür entscheidend, denn in Paris hat die Staatengemeinschaft
2015 zugesagt, ihre Klimaschutzbeiträge im Jahr 2020 noch einmal zu
aktualisieren. Ein wichtiges Ereignis auf dem Weg dahin wird der 
UN-Gipfel am 23. September in New York sein, zu dem 
UN-Generalsekretär Guterres die Staats- und Regierungschefs 
eingeladen hat.

Ebenfalls im Zentrum der Gespräche stand die Vorbereitung der 25.
Weltklimakonferenz in Santiago de Chile im Dezember. Dort sollen unter
anderem noch offene Fragen zu Marktmechanismen im internationalen
Klimaschutz verhandelt werden. Außerdem werden die Staaten sich - kurz
vor der Frist 2020 - über Wege hin zu besseren Klimazielen
austauschen.



Informationen zur klimapolitischen Zusammenarbeit zwischen Deutschland
und Chile finden Sie hier: 

www.bmu.de/PM8511

Informationen zur ICCA2019 finden Sie unter folgendem Link: 

www.bmu.de/VE562
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MELDUNG/407: 15. Living Lakes-Konferenz - Zerstörung von Seen und Feuchtgebieten gemeinsam verhindern (GNF)


Global Nature Fund - 14. Mai 2019

15. Living Lakes-Konferenz: Zerstörung von Seen und Feuchtgebieten
gemeinsam verhindern



Vom 7. bis 9. Mai 2019 fand die 15. internationale Living
Lakes-Konferenz im spanischen Valencia statt. 200 Delegierte aus über
40 Ländern diskutierten über aktuelle Herausforderungen und Lösungen
für den Schutz von Seen und Feuchtgebieten. Mit Blick auf den IPBES
Artenvielfalt-Report und den dramatischen Verlust von Seen und
Feuchtgebieten fordern die Teilnehmer der Konferenz ein rasches und
stärkeres Engagement von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft zum
Schutz unserer lebenswichtigen aquatischen Ökosysteme.

200 Delegierte aus über 40 Ländern diskutierten bei der 15. Living
Lakes-Konferenz in Valencia über aktuelle Herausforderungen und
Lösungen für den Schutz von Seen und Feuchtgebieten. ¸ GNF Archiv

Radolfzell, 14. Mai 2019: Vom 7. bis 9. Mai 2019 trafen sich rund 200
Seenschützer, politische Entscheider und Unternehmensvertreter aus
über 40 Ländern in Valencia und tauschten sich zu aktuellen Problemen
und Lösungen beim Schutz von Seen und Feuchtgebieten aus. Die 15.
Konferenz des Living Lakes-Netzwerks, ein Netzwerk mit mittlerweile
140 Mitgliedern weltweit, bringt in regelmäßigen Abständen wichtige
Akteure aus dem Bereich des Seen- und Feuchtgebietsschutzes zusammen.

Der spanische Staatssekretär für Umwelt Hugo Morán Hernández verwies
bei seiner Eröffnungsrede auf die am 6. Mai veröffentlichte
Zusammenfassung des Artenvielfalt-Reports des Weltbiodiversitätsrats
(IBPES). Dieser warnt vor dem dramatischen und lebensbedrohenden
Rückgang der Artenvielfalt und der Ökosysteme. Binnengewässer und
Süßwasserökosysteme sind nach Angaben des Reports am stärksten
betroffen. Lediglich 13 Prozent der im Jahr 1700 vorhandenen
Feuchtgebiete waren im Jahr 2000 noch erhalten und die Situation
verschlechtert sich weiter. Besonders stark ist die Artenvielfalt in
aquatischen Ökosystemen bedroht. Deren Verlust in Flüssen, Seen und
Feuchtgebieten schreitet etwa zwei bis drei Mal so schnell voran wie
in Waldökosystemen. "Die jetzt veröffentlichte Zusammenfassung des
IPBES-Reports verdeutlicht, dass die Situation noch dramatischer ist
als bisher angenommen. Wir haben alle Informationen und kennen die
Lösungsansätze. 'Business as usual' oder eine Politik der kleinen
Schritte können wir uns nicht mehr leisten - wir müssen rasch große
Fortschritte machen! Bereits seit 20 Jahren setzen sich die Living
Lakes-Netzwerkpartner für den Schutz der Seen ein, aber wir brauchen
jetzt unbedingt die Unterstützung der Wirtschaft, der Landwirtschaft,
der Gemeinden und der Politik," sagt Marion Hammerl, Präsidentin des
Global Nature Fund.

Hernández forderte in seiner Rede effektive Maßnahmen zur
Stabilisierung degradierter Feuchtgebiete und ihrer Wasserkreisläufe
sowie deren nachhaltige Nutzung. Er verwies auf die Wichtigkeit von
Kooperationen gerade im Bereich der Risikofolgenabschätzung und im
Kampf gegen den Klimawandel. Die anhaltende weltweite Zerstörung von
Seen und Feuchtgebieten könne nur durch die gemeinsame Anstrengung von
Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft gestoppt werden.
"Alle Unternehmen nutzen die Ressource Wasser und haben damit einen
direkten oder indirekten Bezug zu Seen, Feuchtgebieten und Flüssen.
Ernsthafte, ambitionierte Partnerschaften zwischen NGOs und
Unternehmen bringen den Schutz der Seen und Feuchtgebiete voran und
erzeugen Druck auf Behörden und die nationale Politik, um Gesetze und
Managementpläne zu implementieren. Die Unternehmen Nestlé, Sika,
Kärcher, Sekisui und Global Omnium haben ihre Aktivitäten auf der
Konferenz präsentiert, sich den kritischen Fragen gestellt und ihr
Interesse am Dialog und Partnerschaften mit NGOs unterstrichen.
Zahlreiche Living Lakes-Partner kooperieren bereits mit engagierten
Unternehmen und ich bin sicher, dass die Konferenz neue
Partnerschaften initiiert hat," so Hammerl weiter.

Die Living Lakes-Partnerorganisationen nutzten die Living
Lakes-Konferenz auch, um ihre Strategie 2019-2025 zu diskutieren.
Mitglieder von den Philippinen, aus Indien, Sri Lanka, Indonesien und
Kambodscha gründeten das neue Living Lakes Sub-Netzwerk Südostasien,
um den Austausch noch intensiver zu gestalten, sich gegenseitig zu
unterstützen und gemeinsame Projekte umzusetzen.

Die Mitglieder des Living Lakes-Netzwerks äußerten außerdem ihre große
Besorgnis über die Verschlechterung des Zustands der Feuchtgebiete im
Gastgeberland Spanien. In einem verabschiedeten Manifest fordern sie
die zuständigen Behörden auf, konkrete Maßnahmen zur Wiederherstellung
und zum Schutz dieser Feuchtgebiete durchzuführen. "Living Lakes mit
seinen 140 engagierten Organisationen trägt dazu bei, dass die
dramatische Situation von Gewässern von der internationalen
Öffentlichkeit wahrgenommen wird. Die Bedrohung von Seen und
Feuchtgebieten, deren essenzielle Rolle im Kampf gegen den Klimawandel
und den Verlust der Arten muss endlich Priorität eins auf der
internationalen Agenda werden," schließt Hammerl.

Gastgeber der Konferenz waren die spanische NGO Fundación Global
Nature und der Global Nature Fund. Das Seenschutznetzwerk Living Lakes
wurde 1998 von der Umweltstiftung Global Nature Fund mit Sitz am
Bodensee ins Leben gerufen. Mittlerweile ist Living Lakes ein
weltumspannendes Netzwerk zum Schutz von Seen, Feuchtgebieten und
Süßwasserreserven. In den letzten 20 Jahren ist das Netzwerk auf 111
Gewässer, repräsentiert durch 140 Mitglieder, angewachsen.

Programm und weitere Informationen:

www.livinglakes2019.org

Global Nature Fund und das Living Lakes-Netzwerk 

Der Global Nature Fund (GNF) wurde 1998 als eine unabhängige Stiftung
für Umwelt- und Naturschutz gegründet und arbeitet auf der
internationalen Ebene in den Bereichen Wassermanagement, Schutz der
Biodiversität sowie Unternehmen und Biologische Vielfalt. Eine der
zentralen Initiativen des GNF ist das Living Lakes-Netzwerk - ein
globales Netzwerk von Organisationen, die sich für den Schutz von Seen
und Feuchtgebieten einsetzen. Das Netzwerk umfasst derzeit 111
Gewässer auf der ganzen Welt.

Fundación Global Nature

Die spanische NGO Fundación Global Nature wurde 1993 gegründet und
engagiert sich u.a. für eine nachhaltige Landwirtschaft, die Förderung
der Agro-Biodiversität, den Schutz der Dehesas (beweidete Eichenhaine)
und anderer Kulturlandschaften sowie Unternehmen und Biologische
Vielfalt. Die Renaturierung und die nachhaltige Bewirtschaftung von
Feuchtgebieten ist ein zentrales Handlungsfeld für die Stiftung, die
2018 mit dem Preis der internationalen Ramsar Konvention für ihr
Engagement ausgezeichnet wurde.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 14.05.2019

Global Nature Fund (GNF)

Öffentlichkeitsarbeit

www.globalnature.org
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BEGEGNUNG/1906: Cuxhaven - Freizeit- und Interessentreff am 21.05.19


Stadt Cuxhaven

Freizeit- und Interessentreff



Der nächste Freizeit- und Interessentreff in der Stadtbibliothek
findet am Dienstag, den 21. Mai um 18 Uhr statt. Unternehmungsfreudige
Cuxhavener, ob neu zugezogen oder schon alteingesessen, können sich im
Rahmen des Treffs kennenlernen und zu weiteren gemeinsamen
Unternehmungen verabreden. Geplant sind zum Beispiel Ausflüge,
Spieleabende, Cafébesuche oder Spaziergänge. Schauen Sie einfach mal
rein - eine Anmeldung ist nicht erforderlich!

Die Veranstaltungsreihe findet monatlich in Kooperation der
Stadtbibliothek mit der Wissens- und Interessenbörse statt.

Kontakt: 

Stadtbibliothek Cuxhaven

Kapitän-Alexander-Str. 1 

Tel.: 04721/700 70 800

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10.05.2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/7006070, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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TOUR/7426: Münster - Am Abend in den Zwinger, 16.05.19


Stadt Münster

Am Abend in den Zwinger



Münster (SMS) In besonderer Atmosphäre lässt sich der Zwinger am
Donnerstag, 16. Mai, erleben. Bei einer Abendführung erkunden
Besucherinnen und Besucher im Schein von Taschenlampen das fast 500
Jahre alte Gemäuer und kommen der wechselvollen Geschichte des
ehemaligen Bollwerks und heutigen Baudenkmals auf die Spur.

Treffpunkt ist um 20 Uhr der Zwinger an der Promenade (drei / zwei
Euro).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10.05.19

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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